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VORWORT 



Das Rechtsleben geht auch während des Krieges unablässig wei- 
ter, aber doch unter zum Teil stark veränderten Verhältnissen. Unge- 
zählte Volksgenossen stehen im Dienste der Wehrmacht; 
ihnen als denjenigen, die ihre Pflicht zur Reichsverteidigung in 
vorderster Front erfüllen, besonderen Schutz angedeihen 
zu lassen, ist eine selbstverständliche Aufgabe des national- 
sozialistischen Reiches. 

Diese Schutzvorschriften konnten bei der Vielgestaltigkeit der 
im Leben auftauchenden Fälle nicht in einer einzigen alle 
Rechtsgebiete erfassenden Verordnung aufgenommen werden, sie sind 
vielmehr naturgemäss in zahlreichen Gesetzen, Verordnungen 
und sonstigen Rechtsvorschriften festgehalten, die in diesem Buche, 
nach einzelnen Sachgebieten geordnet, zusammen- 
hängend dargestellt werden. 

Die Schrift will Ree h t s wa h r er n und Behörden, ins- 
besondere Wehrmachtstellen wie auch den Rechtsuchen- 
den selbst in gleicher Weise dienen und ihnen vor allem einen 
raschen Überblick über die im Einzelfalle in Frage kommen- 
den Schutzvorschriften ermöglichen. Da die für Wehrmachtange- 
hörige bestehenden Schutzvorschriften zu einem großen Teil auch 
für andere Volksgenossen gelten, dürfte der Inhalt 
dieses Buches auch noch für weitere Volkskreise von Be- 
deutung und Wichtigkeit sein. 

Gesetzgebung und Rechtsprechung sind im vorliegenden Buche 
bis Anfang Juni 1943 berücksichtigt. 



EINLEITUNG 



1. Vorliegendes Buch befaßt. sich mit dem für „Wehrmachtange- 
hörige", d.h. für Soldaten und Weh r mach tbea m te in der 
streitigen und vorsorgenden (nicht streitigen) Rechtspflege bestehen- 
den Rechtsschutz. Soldaten sind die im aktiven Wehrdienst stehenden 
Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften. Dar- 
unter fallen die Wehrpflichtigen während der Erfüllung der aktiven 
Dienstpflicht, die aktiven Offiziere und die länger dienenden Unter- 
offiziere und Mannschaften, ferner die aus dem Beurlaubtenstande 
(Reserve, Ersatzreserve, Landwehr) zu Übungen oder zu sonstigem 
aktivem Wehrdienst einberufenen Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannschaften, im Kriege auch die zum Wehrdienst einberufenen 
Angehörigen des Landsturms *) . 

Von der Iflf sind unmittelbar in die Wehrmacht eingegliedert die 
Ifll Verfügungsdivision, die ff Totenkopfdivision, die jfj Junker- 
schulen und die Polizeidivision. 

Als Soldaten gelten auch die Angehörigen der Feldgendarmerie, 
als Wehrmachtbeamte auch die Beamten der Geheimen Feldpolizei 2 ). 

In welcher Weise und. wo die einzelnen Wehrmacht- 
angehörigen eingesetzt sind, ob an der kämpfenden Front oder 
innerhalb oder außerhalb des Reichsgebiets, ist für die Schutz- 
gewährung grundsätzlich unerheblich. Auch kriegsgefangenen 
Wehrmachtangehörigen kommen die Schutzvorschriften zugute. 

Eine sich im Rahmen des Üblichen haltende Beurlaubung 
eines Wehrmachtangehörigen schließt im allgemeinen die Anwendung 
der in diesem Buche behandelten Schutzvorschriften nicht aus 3 ). 
Anders kann dagegen der Fall liegen, wenn einem Wehrmachtange- 
hörigen ein besonderer, namentlich länger dauernder, Urlaub gewährt 
worden ist, etwa gerade zu dem Zwecke, bestimmte geschäftliche oder 
berufliche oder rechtliche Angelegenheiten zu regeln. 

2. Den Wehrmachtangehörigen sind im Rechtsschutz vielfach 
solche Personen gleichgestellt, die — ohne Wehrmachtangehörige zu 
sein — wegen der K r i egs v e r h ä 1 1 n i ss e zu ständigen 
Dienstleistungen außerhalb ihres regelmäßigen 



') Vgl. § 21 des Wehrgesetees vom 21. Mai 1935 (RGBl. I S. 609), § 1 der Mili- 
tiirstrafgerichtsordnung vom 29. September 1936 (RGBl. I S. 751, 755), § 7 des 
Einf.G. hierzu vom 29. September 1936 (RGBl. I S. 751) und Nr. 1 der Durchf. 
liest, zum Einsatzwehrmacht-Gebührnisgesetz vom 31. August 1939 (RGBl. I 
S. 1557). 

•) S. AV. in DJ. 1940 S. 731 Ziff. II. 

") Vgl % 15. OLG. Dresden in DRW. 1940 S. 334. 



Aufenthaltsortes herangezogen sind 4 ). Darunter fallen 
unter diesen Voraussetzungen namentlich Angehörige des Reichs- 
arbeitsdienstes, des behördlichen Luftschutzes (Luftschutzwarn- 
dienst, Sicherheits- und Hilfsdienst) und des Flugmeldedienstes (so- 
weit letzterer unter § 23 der Ersten Durchführungs VO. zum Luft- 
schutzgesetz fällt), ferner die in die freiwillige Krankenpflege für 
Zwecke der Wehrmacht eingestellten Personen, soweit sie nicht un- 
mittelbar Wehrmachtangehörige sind, Angehörige der Organisation 
Todt und des NSKK. Welcher Art die ständigen Dienstleistun- 
gen — außerhalb des regelmäßigen Aufenthaltsortes -s— sind, ist 
unerheblich, ebenso ist gleichgültig, ob es sich dabei um Leistungen 
eines Mannes oder einer Frau handelt. 

Weiterhin gelten die in diesem Buche besprochenen Schutzvor- 
schriften teilweise auch für Schiffsangestellte und andere an 
Bord eines Schiffes eingeschiffte Personen, solange sich das Schiff 
im Kriegszustand befindet, ferner für Personen, die sich in irgend- 
einem Dienst- oder Vertragsverhältnis bei der kriegführenden Wehr- 
macht befinden oder sich sonst bei ihr aufhalten oder ihr folgen (also 
für das Gefolge)"), sowie für solche Personen (bezw. ihre Hinter- 
bliebenen), die infolge eines Angriffs auf das Reichsgebiet 
verstorben sind. 

3. Personen, die wegen der Auswirkungen des Krieges 
sich dienstlich im Ausland aufhalten oder die sich als 
Gefangene oder Geiseln in fremder Gewalt befinden, sowie 
sog. Rückgeführte (Personen aus zwangsweise geräumten Ge- 
bieten) sind den Wehrmachtangehörigen im Rechtsschutz ebenfalls 
vielfach gleichgestellt. Unter die erstgenannte Personengruppe wer- 
den auch die Besatzungsmitglieder deutscher Handelsschiffe zu 
rechnen sein, die an der Rückkehr aus dem Ausland infolge feind- 
licher Maßnahmen verhindert sind, ferner die im feindlichen Ausland 
Internierten. Weiter zählen hierher Personen, die nicht Beamte im 
staatsrechtlichen Sinne sind, wie z. B. Einkäufer des Reichsnährstandes 
oder einer Wirtschaftsgruppe, solange sie sich im Ausland befinden. 

4. Soweit die in diesem Buche behandelten Schutzvorschriften 
außer für Wehrmachtangehörige auch für die hiervor in Nr. 2 und 3 



*) Wegen des Begriffs der Heranziehung s. namentlich RG. in DRW. 1941 
S. 2296, wonach die Heranziehung in Hinsicht der Inanspruchnahme obrig- 
keitlichen Zwang, d.h. einen Befehl der Staatsgewalt erfordert. Es genügt 
nicht, wenn jemand, ohne irgendwie gesetzlich verpflichtet zu sein, auswärts 
ständige Dienste leistet. 

°) Vgl. z. B. Art. 1 Wehrm.FGG. vom 24. April 1934 (Abdruck im Anhang 
unter Nr. XI) i. V. mit § 1 Militärstrafgerichtsordnung vom 29. September 
1936 (RGBl. I S. 751). 



genannten Personengruppen gelten, ist hierauf an den einschlägigen 
Stellen dieses Buches jeweils hingewiesen. 

5. Unter den in diesem Buch behandelten Schutzvorschrif- 
ten werden nicht nur solche Vorschriften im eigentlichen, engeren, 
Sinn verstanden (Beispiele: Schutzvorschriften vor Kapital- oder 
Wohnungskündigungen, Schutzvorschriften vor einer Urteilsfällung, 
Schutzvorschriften gegen Zwangsvollstreckungen), sondern auch 
sonstige Erleichterungen, die für Wehrmachtangehörige 
im Kriege bestehen (Beispiele: Erleichterungen in verfahrensrecht- 
licher Hinsicht, etwa bei der Errichtung eines Militärtestaments, 
Kostenvergünstigungen). 

6. Für den einzelnen Wehrmachtangehörigen wird vielfach nicht 
nur jeweils eine der in diesem Buche behandelten Schutzvor- 
schriften in Frage kommen, sondern eine Mehrzahl von solchen 
Vorschriften. Um dem Leser eine rasche Übersicht über die ver- 
schiedenartigen Schutzbestimmungen zu verschaffen, ist den ein- 
zelnen Teilen dieses Buches jeweils ein kurzer Gesamtüberblick über 
die in ihnen behandelten Schutzvorschriften vorangestellt. Außerdem 
ermöglicht die Inhaltsübersicht einen Uberblick über die in diesem 
Buche dargestellten mannigfaltigen Schutzvorschriften. 
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1. TEIL 



Der Wehrmachtangehörige als Schuldner 
oder als Gläubiger 

I. ABSCHNITT: ÜBERBLICK UBER DEN RECHTSSCHUTZ 

IM SCHULDRECHT 

1. Von den kriegsrechtlichen Schutzvorschriften für Wehrmacht- 
angehörige sind diejenigen, die sich mit dem Schuldrecht be- 
fassen, deshalb in erster Linie zu behandeln, weil wohl fast jeder 
Wehrmachtangehörige irgendwie Schuldneroder Gläubiger 
einer Forderung ist. Die Schutzvorschriften werden hier vom Ge- 
sichtspunkt des Schuldners aus betrachtet; aus dessen Rechtsstellung 
ergibt sich aber jeweils ohne weiteres auch die für den Gläubiger 
bestehende Rechtslage. 

Das Kriegsrecht ist zwar von dem Grundsatz beherrscht, daß ein 
flüssiger Zahlungsverkehr gerade im Kriege unbedingt aufrecht zu 
erhalten ist und jedermann seine Schuldverpflichtungen während des 
Krieges nach besten Kräften erfüllen muß. Ein allgemeines 
Zahlungsmoratorium wurde daher nicht erlassen *.). 
Gleichwohl betrachtet es das nationalsozialistische Reich als seine 
besondere Aufgabe, solchen Volksgenossen — und dies sind vor allem 
die Wehrmachtangehörigen — , die wegen der besonderen Lage ihrer 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse von den Folgen des 
Krieges weit härter betroffen werden als die übrigen, 
besonderen Schutz angedeihen zu lassen. 

2. Schutzvorschriften bestehen nicht nur für den Fall, daß 
zwischen dem Schuldner und seinem Gläubiger bereits ein Rechts- 
streit über den zwischen ihnen vorhandenen Anspruch anhängig 
ist, der Gesetzgeber gewährt vielmehr — vorbeugenden — Schutz 
auch außerhalb eines Rechtsstreites, um den Eintritt eines Scha- 
dens möglichst frühzeitig und weitgehend zu unterbinden. Er geht 

allerdings davon aus, daß sich Gläubiger und Schuldner in erster Linie 
außergerichtlich einigen sollen. Es wird vom Gläubiger 
erwartet, daß er gegen einen zahlungswilligen durch die Auswirkungen 
des Krieges aber in wirtschaftliche Schwierigkeiten geratenen Schuld- 
ner nicht rücksichtslos vorgeht, sondern mit diesem zu einer beide 
Teile befriedigenden außergerichtlichen Lösung zu kommen versucht. 

*) Vgl. z. B. die Einleitung der VHV., in der es heisst: „Eine wesentliche Vor- 
aussetzung für das Durchhalten der deutschen Wirtschaft im Kriege ist, daß 
jeder seinen Zahlungsverpflichtungen pünktlich nachkommt. Wer sich dieser 
Pflicht entzieht, gefährdet den Sieg ebenso wie etwa derjenige, der Roh- 
stoffe verschwendet. 

; 



Schlägt dieser Versuch aber fehl, so kann nicht erst nach Einleitung 
eines Rechtsstreites ausgleichend unter den Beteiligten eingegriffen 
werden, es steht vielmehr alsdann Hilfe des Gerichts sofort zur Ver- 
fügung. Die Möglichkeit dazu bietet vor allem die Vertrag s- 
■hilfe Verordnung vom 30. November 1939, die sowohl Vor- 
schriften für die Regelung einzelner Verbindlichkeiten wie auch einer 
Gesamtheit (ganzen Gruppe) von Verbindlichkeiten enthält. 

Kriegsrechtlicher Schutz durch richterliche Vertragshilfe kann in 
erster Linie Gewerbetreibenden 2 ), Schuldnern von Hypo- 
theken und Grundschulden (also namentlich Haus- und 
Grundbesitzern) 3 ) und Schuldnern aus freigemachten oder 
geräumten Gebietsteilen (Rückgeführten) 4 ) gewährt wer- 
den, die von den Auswirkungen des Krieges besonders stark betroffen 
sein können. Daneben enthält die VHV. noch einige Vorschriften, die 
für alle Schuldner 5 ) von Bedeutung sind. Hierbei kann im 
Wege der Vertragshilfe im einzelnen die Fälligkeit von Ver- 
bindlichkeiten fl ), die vorzeitige Abwicklung von 
Verträgen 7 ), die Stundung oder Herabsetzung von 
Zinsen aus Hypotheken und Grundschulden 8 ) und die 
Fälligkeit von Hypotheken und Grundschuldhaupt- 
summen 9 ) geregelt werden. Weiterhin befaßt sich die VHV. 
mit der Aufhebung von dem Schuldner nachteiligen 
Rechtsfolgen 10 ) und mit der Hemmung der Verjäh- 
rung n ). Die Regelung miet- und pachtrechtlicher Ansprüche ist 
im 3. Teil (S. 100) gesondert behandelt. 

3. Während eines Rechtsstreits — soweit ein solcher 
gegenüber einem Wehrmachtangehörigen überhaupt zur Durch- 
führung kommt (s. darüber den 2. Teil) — kann das Gericht dem 
Schuldner durch Einräumung einer Zahlungsfrist Schutz ge- 
währen. U. U. kann vom Gericht auch im Mahnverfahren eine 
Einigung zwischen Gläubigerund Schuldner herbeigeführt werden 12 ). 

4. Während für die Gewährung von kriegsrechtlichem Schutz im 
vorersichtlichen Umfang Voraussetzung ist, daß der — in Zahlungs- 



2 ) Einzelheiten s. Abschnitt II 

3 ) Einzelheiten s. Abschnitt III. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 
B ) Einzelheiten s. Abschnitt V. 

_ 6 ) Einzelheiten s. Abschnitt II, III. IV. 

Ö Einzelheiten s. Abschnitt II. 

8 ) Einzelheiten s. Abschnitt III. 

ö ) Einzelheiten s. Abschnitt III. 

") Einzelheiten s. Abschnitt V. 

") Einzelheiten s. Abschnitt VIII. 

I2 ) Einzelheiten s. Abschnitt IT, III, V. 



Schwierigkeiten geratene — Schuldner (gleichwohl) noch zahlungs- 
fähig ist, bringt das Kriegsausgleichsverfahren den- 
jenigen Schuldnern Hilfe, die durch die Auswirkungen des Krieges 
zahlungsunfähig geworden sind. Dieses Verfahren bestimmt 
sich zwar grundsätzlich nach den Vorschriften der Vergleichsordnung, 
unterscheidet sich aber von ihr besonders dadurch, daß es jeden 
kreditschädigenden Charakters entkleidet ist 13 ). 

5. Ein Wechselmoratorium besteht während des gegen- 
wärtigen Krieges so wenig wie ein allgemeines Zahlungsmoratorium 
(s. hiervor Nr. 1). Doch lag für Wechselverpflichtete ein gewisser 
Schutz zunächst darin, daß eine Verlängerung der für die Vorlegung 
und Protestierung eines Wechsels vorgeschriebenen Fristen erfolgt 
war, die allerdings jetzt nicht mehr besteht. Teilweise können 
Wechselverbindlichkeiten gestundet werden. Erleichterte Vor- 
schriften gelten für den Fall, daß ein Wechsel im Zusammenhang 
mit den kriegerischen Vorgängen im Osten bis zum 22. Juni 1941 
abhanden gekommen ist 14 ). 

6. Die Stellung etwaiger Bürgen wird durch die kriegsrecht- 
lichen Schutzvorschriften insofern mitberührt, als die bei einer 
Zahlungsverpflichtung für den Hauptschuldner eintretenden Erleich- 
terungen auch zu Gunsten des Bürgen dieser Schuld wirken 14 ). Das 
Gegenteilige allerdings gilt für den Bürgen in einem Kriegsausgleichs- 
verfahren ,3 ). 

7. Das Kriegsrecht mußte sich natürlich auch mit dem Voll- 
streckungsschutz befassen. Ganz allgemein gültige Voll- 
streckungsverbote galten aber nur kurze Zeit nach Kriegsausbruch. 
Sie wurden bald durch auflockernde Vorschriften, sowohl für die 
Vollstreckung in das bewegliche wie in das unbewegliche Vermögen, 
abgelöst. Gleichwohl kann das Vollstreckungsgericht auch heute noch 
in jede Art von Zwangsvollstreckung eingreifen, soweit dies 
im Interesse des Schuldners dringend erforderlich und dem Gläubiger 
zumutbar ist. Daneben gelten für Wehrmachtangehörige noch ver- 
schiedene weitere vollstreckungsrechtliche Schutz- 
vorschriften, namentlich in Bezug auf die Pfändbarkeit ihrer 
Bezüge lß ). 

8. Die Verjährung einer Forderung für und gegen einen 
Wehrmachtangehörigen (mag dieser also Gläubiger oder Schuldner 
sein) ist über die Dauer seiner Einberufung gehemmt, sie kann 
also insolange nicht eintreten 16 ). 

") Einzelheiten s. Abschnitt VII. 
") Einzelheiten s. Abschnitt V. 
1B ) Einzelheiten s. Abschnitt VI. 

,6 ) Einzelheiten s. Abschnitt VIII. 

■ 
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II. ABSCHNITT: 



SCHUTZVORSCHRIFTEN FÜR GEWERBETREIBENDE 

I. Ursachen und Anwendungsbereich für die Schutzvorschriften 

bei Gewerbetreibenden 

1. Es hat seinen guten Grund, daß vor allem für Gewerbetrei- 
bende kriegsrechtliche Schutzvorschriften bestehen. Denn diese sind 
den Auswirkungen des Krieges zum Teil in weit stärkerem Umfang 
ausgesetzt als es z. B. bei Angestellten und Beamten der Fall ist. Es 
seien hier nur die Fälle der Stillegung, Einschränkung oder 
Umstellung eines Betriebs infolge Einberufung des Inhabers 
oder infolge Mangels an Rohstoffen, Energiequellen 
oder Arbeitskräften erwähnt, um nur einige Beispiele zu nennen 
(s. dazu auch hiernach S. x6). Diese und andere Kriegsfolgen haben 
es notwendig gemacht, für Gewerbetreibende besondere — nicht auch 
sonstigen Schuldnern zugutekommende — Schutzvorschriften zu er- 
lassen 17 ). 

2. Zu den Gewerbetreibenden rechnen die Inhaber von 
Industrie-, Handels- und Handwerksberieben jeder 
Art, nicht aber auch gewerbliche Arbeiter. Ob es sich um einen Groß- 
oder um einen Kleinbetrieb handelt, ist unerheblich. Ärzte, Rechts- 
anwälte, Notare, Ingenieure, Architekten und sonstige Angehörige 
der sog. freien Berufe zählen nicht zu den Gewerbetreibenden, 
wohl aber Kunstgewerbetreibende, Makler und Agenten. 

Der Inhaber eines landwirtschaftlichen oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebes ist kein Gewerbetreibender. Ist aber 
mit der Land- oder Forstwirtschaft ein gewerbliches Unternehmen 
verbunden (Beispiele: Brennerei, Sägewerk, Schmiede, Mühle und 
dergl.), das infolge seiner Bedeutung im Rahmen des Ganzen, nament- 
lich infolge seines Umfangs, nicht als bloßer landwirtschaftlicher oder 
forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb anzusehen ist, dann gilt der Be- 
triebsinhaber insoweit zugleich als Gewerbetreibender. Entsprechen- 
des gilt für Gärtnereibetriebe, die grundsätzlich auch zur 
Landwirtschaft zählen, soweit sie nicht einen überwiegend kauf- 
männisch-gewerblichen Einschlag haben. 

Ob Inhaber des Gewerbebetriebs eine Einzelperson oder eine 
juristische Person (Gesellschaftsform) ist, ist für die Schutz- 



) Wegen des Schutzes für sonstige Schuldner s. Abschnitt V. 



gewährung grundsätzlich unerheblich. Auch darauf kommt es nicht an, 
ob der Betrieb im Handelsregister eingetragen ist. Bei einer offenen 
Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft ist aber nur 
die Gesellschaft selbst Gewerbetreibender, nicht auch der einzelne 
Gesellschafter. 
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II. Regelung der Fälligkeit von Verbindlichkeiten 

1. Die Regelung der Fälligkeit von Zahlungsverpflichtungen 
eines Gewerbetreibenden außerhalbcines Rechtsstreits 18 ) 
ist unter folgenden Voraussetzungen im Rahmen der Ge- 
währung richterlicher Vertragshilfe zulässig (§ 2 VHV.): 

a. der Gewerbetreibende muß infolge der Auswirkungen 
des Krieges genötigt sein, seinen Betrieb stillzulegen, 
umzustellen oder erheblich einzuschränken; 

b. er muß dadurch in seiner wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit wesentlich beeinträchtigt werden; 

c. die Zahlungsverpflichtungen müssen im Zusam- 
menhang mit dem Gewerbebetrieb entstanden sein; 

d. die Zahlungsverpflichtungen müssen grundsätzlich aus einem 
vor dem 1. September 1939 begründeten Rechts- 
verhältnis herrühren, wogegen es nicht notwendig ist, daß die 
Verpflichtungen selbst bereits vor diesem Zeitpunkt entstanden 
oder fällig geworden sind; 

e. die Zahlungsverpflichtungen müssen vom Gewerbetreibenden 
anerkannt werden ; 

f. es darf sich nicht um solche Verbindlichkeiten handeln, für die 
eine Ausnahmevorschrift besteht ; 

g. der Gewerbetreibende darf nicht zahlungsunfähig sein. 
Im einzelnen ist über die Gewährung von Fälligkeitsschutz 

außerhalb eines Rechtsstreits folgendes auszuführen: 

2. Eine Fälligkeitsregelung nach dem hier behandelten § 2 VHV. 
ist nur dann zulässig, wenn der Betrieb des Gewerbetreibenden in- 
folge der Auswirkungen des Krieges stillgelegt, 
erheblich eingeschränkt oder umgestellt werdenmuß. 
Dabei ist in erster Linie an die Fälle gedacht, daß das vorstehende 
Erfordernis (Betriebsstillegung usw.) durch Mangel an Rohstoffen, 
Energiequellen (Benzin) oder Arbeitskräften oder durch Freimachung 
gefährdeter Gebietsteile bedingt ist. Auch die Einberufung des 
Betriebsinhabers oder seiner meisten Arbeitskräfte ist eine Aus- 
wirkung des Krieges; doch wird durch sie allein in der Regel — Aus- 
nahmen namentlich bei kleinen Betrieben sind aber denkbar — eine 
Stillegung, erhebliche Einschränkung oder Umstellung des Betriebs 
nicht erforderlich werden, da sich vielfach ein Vertreter für die 
Leitung des Betriebs usw. finden wird. Immerhin kann die Ein- 
berufung aber mitbestimmend für die Stillegung usw. sein. 

In besonderem Maße wird die hier besprochene Voraussetzung bei 
Betrieben der Spinnstoffindustrie und des Kraftverkehrs gegeben 

,B ) Die Fälligkeitsregelung während eines Rechtsstreits ist auf S. 44 behandelt. 



sein, ferner bei Betrieben, die sich mit dem Handel oder der Ver- 
arbeitung von Kaffee, Tee, Kakao, Leder, Gummi, Gold, Silber, 
Kupfer, Zinn, Blei usw. beschäftigen. 

3. Weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Fälligkeits- 
regelung nach § 2 VHV. ist eine mit der Stillegung, wesentlichen 
Einschränkung oder Umstellung des Betriebs verbundene wesent- 
liche Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit des Betriebsinhabers. Dieser Tatbestand wird 
vielfach ohne weiteres mit der Einschränkung oder mit der — nicht 
von heute auf morgen möglichen — Umstellung des Betriebs ver- 
bunden sein; es kommt jeweils auf die Umstände des einzelnen Falles 
an, die das Gericht auf Grund der ihm vorzulegenden Unterlagen zu 
prüfen hat. Bei nur geringfügigen Beeinträchtigungen ist eine Fällig- 
keitsregelung nach § 2 VHV. nicht möglich; irgendwelche Opfer 
müssen im Kriege alle Volksgenossen bringen. Festzustellen ist je- 
weils auch, ob und in welchem Umfang dem Gewerbetreibenden 
Beihilfen und dergl. (seitens staatlicher und sonstiger Stellen) 
zur Sicherung und Erhaltung seines Betriebs gewährt worden sind 
oder noch gewährt werden. Es .wird hierwegen im einzelnen auf die 
Ausführungen auf S. 120 verwiesen. Auch auf die umfangreichen 
Vorschriften über den Ersatz von Personen- und Sachschäden aus 
Anlaß des Krieges ist hier wenigstens kurz hinzuweisen. 

4. Für solche Verpflichtungen des Gewerbetreibenden, die mit 
seinem Gewerbebetrieb nichts zu tun haben, kann Fällig- 
keitsschutz im Wege der Gewährung von Vertragshilfe nach § 2 VHV. 
außerhalb eines Rechtsstreits nicht gewährt werden 19 ). 

An Verbindlichkeiten des Gewerbebetriebs kommen na- 
mentlich in Frage Waren- und Bankschulden, Darlehensschulden, 
Schadenersatzverpflichtungen aus Geschäften, die mit dem Gewerbe- 
betrieb zusammenhängen, sowie Wechsel- und Scheckverbindlich- 
keiten. Auch Verbindlichkeiten aus Miet- und Pachtverhältnissen 
über gewerbliche Räume gehören hierher 20 ). Andere als Geld- 
leistungen kommen für die Fälligkeitsregelung nicht in Betracht, so 
namentlich nicht Verpflichtungen aus Lieferung oder Abnahme von 
Waren. Die Auflösung gewisser gegenseitiger Verträge ist bei einem 
Gewerbetreibenden aber auf Grund der auf S. 23 ff. behandelten 
Vorschriften möglich. 

Keine gewerblichen Schulden sind z.B. Unterhaltsver- 
pflichtungen, Schulden des Haushalts und der Lebenshaltung des 
Betriebsinhabers. 



18 ) Wegen des Schutzes für solche Verbindlichkeiten 3. S. 44. 

*°) Wegen ihrer Regelung bestehen aber teilweise Sondervorschriften, s. S.116. 

2 'Haegele, „Rechtsschuti" 17 
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Ist der Schuldner Gewerbetreibender und Landwirt, so fallen die 
Verbindlichkeiten aus der Landwirtschaft nicht unter die gewerb- 
lichen Schulden 21 ). 

5. Für Verpflichtungen des Gewerbebetriebs^ die erst nach dem 
31. August 1939 begründet worden sind, kam zunächst eine Fällig- 
keitsregelung nach § 2 VHV. überhaupt nicht in Frage. Auf Grund 
der Zweiten VO. zur Ergänzung der Vertragshilfeverordnungen vom 
11. Dezember 1942 22 ) kann ein Gewerbetreibender aber die Vertrags- 
hilfe des Richters nach § 2 VHV. auch wegen solcher Rechtsverhält- 
nisse in Anspruch nehmen, die erst nach dem 31. August 1939 be- 
gründet worden sind. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Gewerbe- 
treibende mit den Kriegsauswirkungen, die ihn an der Erfüllung 
seiner Verpflichtung hindern, rechnen mußte. 

6. Für bestrittene Forderungen kann Fälligkeitsschutz 
außerhalb eines Rechtsstreits nicht gewährt werden; der Schuldner 
muß diejenigen Forderungen, für die er Schutz begehrt, bei der 
Antragstellung ausdrücklich anerkennen. 

7. Für welche gewerbliche Verpflichtungen der Schuldner 
Schutz wünscht, hat er bei der Antragstellung ausdrücklich anzu- 
geben. Er kann den Antrag wegen aller vorhandenen und für die 
Fälligkeitsregelung in Frage kommenden Verpflichtungen stellen, ihn 
aber auch auf einzelne (besonders drückende) Verbindlichkeiten 
beschränken. Es ist jedoch zweckmäßig, schon im ersten Antrag alle 
überhaupt für eine Fälligkeitsregelung in Frage kommenden Ver- 
pflichtungen anzuführen und hierwegen nicht verschiedene zeitlich 
aufeinanderfolgende Anträge zu stellen. Eine solche Zusammenfassung 
wird in der VHV. auch besonders vorausgesetzt (und kostenrechtlich 
begünstigt; s. § 21 Abs. 2 VHV.), um das Ziel, eine planmäßige 
Abwicklung der Verbindlichkeiten des Gewerbetreibenden herbei- 
zuführen, zu erreichen. 

8. Der Richter kann im Rahmen des § 2 VHV. Stundung der 
zu regelnden Verbindlichkeiten auf bestimmte Zeit oder Teil- 
zahlungen entsprechend der Leistungsfähigkeit des Schuldners 
gewähren, nicht aber eine ganze oder teilweise Streichung der 
bereinigungsfähigen Verpflichtungen 23 ). Die Bewilligung von Teil- 
zahlungen oder Stundung ist auch bei solchen Zahlungsverpflich- 
tungen zulässig, die der Gläubiger bereits eingeklagt hat (sofern sie 
der Schuldner anerkennt). Liegt über die zu regelnde Forderung schon 

u ) S. dazu die Ausführungen auf S. 15. 

w ) RGBl. 1942 I S. 706 nun § 5a VHV.; Abdruck im Anhang unter Nr. I. 
M ) Bei Miet- und Pachtzinsschulden ist dagegen auf Grund des § 4 VHV. 
(s. S. 118) eine teilweise Herabsetzung der Forderungen zulässig. Wegen 
der Möglichkeit der Herabsetzung einer Kaufpreisrestschuld s. S. 24. 



ein Vollstreckungstitel vor, so kann eine vom Gläubiger betriebene 
Zwangsvollstreckung vom Richter auf Antrag des Schuld- 
ners durch unanfechtbaren Beschluß einstweilen eingestellt, 
u.U. auch ganz aufgehoben werden (§ 17 VHV-). Auch andere 
einstweilige Anordnungen kann der Richter während des Verfahrens 
treffen (vgl. §§ 17, 18 VHV. und hienach Nr. 9). 

Stundung wird namentlich bei stillgelegten oder umgestellten 
Betrieben in Frage kommen. Eine längere als eine halbjährige oder 
gar einjährige Stundungsfrist wird vom Richter nur in Ausnahme- 
fällen gewährt werden können. Der Richter kann aber eine Stundungs- 
frist, die sich nachträglich als zu kurz erweist, auf Antrag des 
Schuldners später verlängern (§ 20 VHV.). Zur Vermeidung von 
Zweifeln empfiehlt es sich, die Stundungsfrist in der gerichtlichen 
Entscheidung kalendermäßig festzulegen. 

Bewi 1 1 igt der Richter Teilzahlungen, so kann von ihm eine 
vorzeitige Fälligkeit aller (restlichen) Teilzahlungen bei 
Nichtleistung einer Teilzahlung festgelegt werden (sog. Verfall- 
klausel). 

Auf Antrag des Gläubigers kann der Richter auch die Pflicht des 
Schuldners zur Zahlung nach eingetretener Fälligkeit besonders aus- 
sprechen. Aus einer solchen Anordnung kann alsdann nach Eintritt 
der Fälligkeit die Zwangsvollstreckung betrieben werden (§ 23 
Abs. 2 VHV.). 

9. Mit der Regelung der Fälligkeit der Verbindlichkeiten eines 
Gewerbetreibenden nach § 2 VHV. können zu Gunsten der Gläubiger 
sichernde Maßnahmen verbunden werden. Der Richter kann 
z. B. — namentlich bei längerer Stundung — zur Beaufsichtigung des 
Geschäftsbetriebs des Schuldners einen Treuhänder bestellen oder 
dein Schuldner Auflagen wegen der Verwertung seines Warenbestands 
oder wogen der Verfügung über den Erlös veräußerter Gegenstände 
machen. Die Stundung der Verbindlichkeiten kann auch davon ab- 
hängig gemacht werden, daß der Schuldner einen Bürgen stellt oder 
andere Sicherheiten beibringt (§ 18 VHV.). 

10. Die Stundung von Forderungen eines Gewerbetreibenden oder 
die Bewilligung von Teilzahlungen hat die Wirkung, daß die be- 
reits eingetretene Fälligkeit der betr. Forderungen aufgehoben und 
entsprechend hinausgeschoben wird. Diese Wirkung tritt aber nur 
hinsichtlich derjenigen Verbindlichkeiten ein, die in der Formel der 
gerichtlichen Entscheidung selbst oder in einer Anlage hiezu aufge- 
führt sind (§ 16 Abs. 2 VHV.). Auf die Stundung kann sich auch ein 
Bürge des Schuldners berufen. Die Stundung schließt die Verjährung 
der gestundeten Verbindlichkeiten aus. 

11. Fälligkeitsregelung nach § 2 VHV. ist auch bei Verpflich- 



tungen aus einem Wechsel oder Scheck zulässig. Wegen der 
hiebei bestehenden Besonderheiten wird auf die Ausführungen auf 
S. 52 verwiesen. 

Sicherung einer Verbindlichkeit durch ein Pfandrecht an 
beweglichen Sachen oder an Rechten steht der Fälligkeitsregelung 
ebenfalls nicht entgegen. Der Pfandgläubiger kann sich während der 
Stundung nicht aus dem Pfand befriedigen. Entsprechendes gilt für 
eine Sicherheitsleistung durch Sicherungsübereignung 24 ). 

12. Wird über einen Anspruch, für den eine Fälligkeitsregelung 
nach § 2 VHV. getroffen werden kann, ein Rechtsstreit an- 
hängig, bevor der Schuldner einen Antrag auf Vertragshilfe stellt, 
so kann der Schuldner diesen Antrag nur beim Prozeßgericht stellen. 
Das Verfahren des Prozeßgerichts (auch hinsichtlich der Rechtsmittel) 
richtet sich diesfalls nicht nach der VHV., sondern nach der auf 
S. 44 besprochenen Verordnung über die Bewilligung von Zahlungs- 
fristen in Rechtsstreitigkeiten (§ 24 Abs. 2 VHV., s. auch S. 98). 
Die Höchstdauer der Zahlungsfrist ist diesfalls allerdings nicht, wie 
sonst in dieser VO. vorgesehen, auf drei Monate begrenzt. Sie kann 
in einem solchen Fall auch dann gewährt werden, wenn der Schuldner 
den Anspruch des Gläubigers bestreitet und deshalb nur fürsorglich 
Fälligkeitsschutz beantragt. Im übrigen gelten die allgemeinen sach- 
lichen Voraussetzungen für die Schutzgewährung auch in diesem Falle. 

Wird ein Rechtsstreit über den betr. Anspruch erst anhängig, nach- 
dem der Schuldner einen Vertragshilfeantrag gestellt hat, so bleibt 
der Vertragshilferichter auch weiterhin zuständig. Das Prozeßgericht 
kann diesfalls sein Verfahren aussetzen (§ 24 Abs. 1 VHV.). 

13. Über das Verfahrensrecht im Rahmen des hier behan- 
delten § 2 VHV. ist folgendes zu sagen : 

Einen Antrag auf richterliche Vertragshilfe-Gewährung soll 
der Gewerbetreibende in der Regel nur dann stellen — der Antrag kann 
schriftlich oder mündlich gestellt werden — , wenn er ohne Erfolg 
versucht hat, sich mit dem Gläubiger außergerichtlich zu 
einigen (§11 VHV.) 2Ö ). Das Gericht kann aber Ausnahmen von 

**) Ist die Stundungsfrist abgelaufen, so kann sich der Schuldner aber nicht 
mehr auf die auf S. 58 behandelte vollstreckungsrechtliche Generalklausel 
berufen. 

SB ) Die Frage, ob eine gerichtliche Fälligkeitsregelung nach § 2 VHV. 
noch zulässig ist, wenn der Gläubiger dem Schuldner bereits frei- 
willig Stundung gewährt hat, ist zweifellos für den Fall zu bejahen, daß 
die freiwillige Stundung bereits vor Kriegsausbruch erfolgt ist. Aber auch 
dann, wenn diese Stundung erst nach Kriegsausbruch erfolgt ist, wird eine 
gerichtliche Fälligkeitsregelung noch möglich sein, es sei denn, daß die vom 
Gläubiger freiwillig gewährte Stundung nach dem ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Willen beider Beteiligten eine entgüttige Regelung der Fällig- 
keit darstellen sollte. Anders liegt der Fall aber, d.h. gerichtliche Hilfe 
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diesem Grundsatz zulassen. Der Schuldner hat zur Begründung seines 
an keine bestimmte Frist gebundenen Antrags namentlich die in § 13 
VHV. aufgeführten Unterlagen beizubringen (Vermögensübersicht, 
Verzeichnis der Gläubiger und der Schuldner usw.). Auf Verlangen 
des Gerichts hat er seine Angaben glaubhaft zu machen (etwa durch 
eine eidesstattliche Versicherung), örtlich zuständig ist dasjenige Ge- 
richt — Amtsgericht — , bei dem der Schuldner seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat (§ 10 VHV.)- Dieser allgemeine Gerichtsstand einer 
Person wird durch ihren Wohnsitz bestimmt, wenn sie keinen Wohn- 
sitz hat, durch ihren Aufenthaltsort im deutschen Reich. Bei Gesell- 
schaften ist ihr Sitz maßgebend. 

Entspricht der vom Schuldner gestellte Vertragshilfeantrag nicht 
den gesetzlichen Erfordernissen (§§ Ii, 12, 13 VHV.) — was nament- 
lich dann leicht der Fall sein kann, wenn der Antrag von einem Wehr- 
machtangehörigen schriftlich gestellt wird — , so kann das Gericht 
dem Schuldner zur. Behebung der Mängel eine angemessene Nach- 
frist setzen 28 ). 

Lehnt der Richter den Antrag des Schuldners auf Fälligkeits- 
regelung ab, so steht dem Antragsteller binnen zwei Wochen seit 
Zustellung der Entscheidung das Recht der sofortigen Be- 
schwerde (an das Oberlandesgericht) zu. Nimmt der Richter da- 
gegen bei allen vom Schuldner aufgeführten Verbindlichkeiten eine 
Fälligkeitsregelung vor, mag diese dem Antrag des Schuldners auch 
nur teilweise entsprechen 27 ), so ist die Entscheidung unanfechtbar. Ist 
Fälligkeitsregelung bei mehreren Verbindlichkeiten beantragt, aber 
nur bei einzelnen dieser Verbindlichkeiten erfolgt, so kann der Schuld- 
ner wegen Nichtberücksichtigung der übrigen Verbindlichkeiten so- 
fortige Beschwerde erheben (§ 19 VHV.). 

kommt dann nicht mehr in Frage, wenn die außergerichtliche Stundung erst 
nach dem Inkrafttreten der VHV. (3. Dezember 1939) erfolgt ist und dadurch 
nach dem Willen der Beteiligten die Inanspruchnahme richterlicher Ver- 
tragshilfe gerade ersetzt und ausgeschlossen werden sollte (§ 11 VHV.)- In 
jedem Falle aber wird die Inanspruchnahme richterlicher Vertragshilfe sei- 
tens eines Schuldners auch nach vorangegangener außergerichtlicher Stun- 
dung seitens des Gläubigers dann als zulässig angesehen werden dürfen, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter denen der RichteF trotz einer 
bereits von ihm bewilligten Stundung nochmals Stundung gewähren darf. 
Dies ist nach § 20 VHV. dann möglich, wenn eine wesentliche Änderung der 
tatsächlichen Verhältnisse des Schuldners eingetreten ist oder eine weitere 
Stundung infolge von Umständen, die erst nachträglich ermittelt wurden, 
dringend geboten erscheint. 

") Gegen eine Verfügung des Richters, die eine derartige Nachfristsetzung 
enthält, ist sofortige Beschwerde zulässig (s. OLG. Marienwerder in HRR. 
1941 Nr. 360 und OLG. Kiel in DJ. 1940 S. 633 = DRW. 1940 S. 1379). 
**) Dies ist z.B. der Fall, wenn der Schuldner Stundung auf bestimmte Zeit 
begehrt hat, der Richter aber nur Teilzahlungen bewilligt. 
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Die sofortige Beschwerde kann — innerhalb der Frist 
von zwei Wochen seit Bekanntgabe der Entscheidung des Gerichts — 
entweder bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird 
(Amtsgericht), oder beim Beschwerdegericht (Oberlandesgericht) 
schriftlich oder mündlich (ohne Anwaltszwang) eingelegt werden. Der 
Lauf der Frist wird nicht dadurch gehemmt, daß der Beschwerde- 
führer Wehrmachtangehöriger ist oder dies während des Laufs der 
Beschwerdefrist wird. Einem Beschwerdeführer, der ohne sein Ver- 
schulden verhindert war, die Beschwerdefrist von zwei Wochen einzu- 
halten, kann aber auf seinen Antrag vom Beschwerdegericht Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand erteilt werden, wenn er die 
Beschwerde binnen zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernisses 
einlegt und die Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung begründen 
sollen, glaubhaft macht 28 ). Gegen die Entscheidung des Beschwerde- 
gerichts (OLG.) ist kein weiteres Rechtsmittel gegeben (§ 19 VHV.). 

Trotz eingetretener Rechtskraft der richterlichen Entscheidung 
kann diese vom Richter nachträglich geändert werden (und 
zwar auf Antrag oder von Amts wegen), wenn dies entweder wegen 
einer (später eintretenden) wesentlichen Änderung der tatsächlichen 
Verhältnisse oder infolge von Umständen, die erst nachträglich er- 
mittelt wurden und für die Entscheidung wesentlich sind, geboten er- 
scheint (§ 20 VHV.). Eine Stundung kann namentlich dann rückwir- 
kend beseitigt oder wenigstens abgekürzt werden, wenn sich ergeben 
sollte, daß der Schuldner seine Pflichten gegenüber einem vom Richter 
bestellten Treuhänder (s. darüber S. 19) nicht erfüllt oder daß er An- 
stalten trifft, um sein Vermögen dem Zugriff der Gläubiger zu ent- 
ziehen. Auf Grund veränderter Verhältnisse kann aber auch eine Ver- 
längerung der Stundung in Frage kommen. Die Änderungsentschei- 
dung ist in den Fällen mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar, in 
denen auch die erstergangene Entscheidung angefochten werden kann. 

14. Das Kostenwesen ist in §§ 21, 22 VHV. geregelt. Die 
Gerichtsgebühr für das Verfahren im ersten Rechtszug beträgt 5 bis 
iooo RM. Die Gebühr wird im ersten Rechtszug unter Berücksichti- 
gung des Umfangs der Sache und der Leistungsfähigkeit des Schuld- 
ners vom Richter festgesetzt. Außergerichtliche Kosten wer- 
den nicht erstattet. Dem Schuldner kann für das Vertragshilfe verfahren 
das Armenrecht bewilligt werden. 

15. Bei einigen Arten von Verbindlichkeiten ist eine Fälligkeits- 



28 ) Ist die Beschwerdefrist versäumt, so gilt die oben erwähnte neue Frist 
nur für die nachträgliche Einlegung der Beschwerde und für die Stellung des 
Wiedercinsetzungsantrags, nicht auch für die Angabe und die Glaubhaft- 
machung der die Wiedereinsetzung begründenden Tatsachen (KG. in HRR. 
1942 Nr. 205). 



regelung nach § 2 VHV. im Wege richterlicher Vertragshilfe nicht 
möglich (selbstverständlich aber im Wege gütlicher Einigung). Es 
sind dies: 

a. Verbindlichkeiten, die durch Hypothek oder Grundschuld 
an einem inländischen Grundstück gesichert sind 2ft ) ; 

b. Lombardforderungen der Reichsbank (Gewährung 
verzinslicher Darlehen auf nicht länger als drei Monate gegen be- 
stimmte Sicherheiten); 

c. Lohn- und Gehaltsansprüche ao ); 

d. Verbindlichkeiten aus einem Versicherungsverhältnis 81 ); 

e. öffentliche Abgaben, namentlich Steuern. Die Stundung 
usw. dieser Verbindlichkeiten ist Sache der Steuerbehörden; 

f. die Beitragsforderungen der Träger der Sozial- 
versicherung. Hierunter fallen die Beiträge zur Arbeitslosen-, 
Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Angestelltenversicherung; 

g. Geldstrafen. Darunter fallen auch Zwangs- und Ordnungs- 
strafen. Hier haben die Strafvollstreckungsbehörden usw. die 
notwendigen Erleichterungen zu gewähren 82 ). 

16. Wegen der Regelung der Zahlungsverpflichtungen eines Ge- 
werbetreibenden während eines Rechtsstreits wird auf 
die Ausführungen auf S. 44 verwiesen. 

17. Wegen des Verhältnisses des Fälligkeitsschutzes zur Voll- 
streckungsschutzgewährung wird auf die Darstellung auf 
S. 60 verwiesen. 

III. Abwicklung gegenseitiger Verträge 

x. Die Aufhebung eines gegenseitigen Vertrags ist bei einem 
Gewerbetreibenden unter folgenden Voraussetzungen 
möglich (§ 3 VHV.): 

a. Der Gewerbetreibende muß infolge der Auswirkungen des 

w ) Für derartige Ansprüche bestehen aber andere Schutzvorschriften. S. im 
einzelnen S. 30 und S. 44. Zwangshypotheken fallen nicht unter die Aus- 
nahmevorschrift (s. OLG. Darmstadt in DRW. 1941 S. 1159). 
*°) Bei Lohn- und Gehaltsansprüchen (sowie Ruhegeldern) kann aber dem 
Schuldner (Arbeitgeber) durch ihre Herabsetzung oder durch Abkürzung 
der vertraglichen Kündigungsfristen nach Maßgabe der Kriegswirtschafts- 
verordnung vom 4. September 1939 und der Ersten DurchfVO. hiezu vom 
16. September 1939 (RGBL 1 S. 1609 und 1869) ein gewisser Schutz gewährt 
werden (vgl. auch RGBl. 1939 I S. 2028 und S. 2370, sowie RGBl. 1940 I 
S. 627 und S. 775). 

**) Für derartige Verhältnisse bestehen aber andere Schutzvorschriften. S. im 
einzelnen S. 51. 

32 ) Bei den von einer Fälligkeitsregelung nach § 2 VHV. ausgeschlossenen 
Forderungen kann aber in einem Rechtsstreit eine Zahlungsfrist bewilligt 
werden. S. im einzelnen S. 44. 
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Krieges genötigt sein, seinen Betrieb stillzulegen, 
umzustellen oder erheblich einzuschränken; 

b. er muß hiedurch in seiner wirtschaftlichen Le istung s- 
fähigkeit wesentlich beeinträchtigt sein; 

c. es muß sich um einen gegenseitigen grundsätzlich vor dem 
I. September 1939 im Zusammenhang mit dem Ge- 
werbebetrieb geschlossenen Vertrag handeln, der bei Stellung 
des Antrags auf Gewährung richterlicher Vertragshilfe noch 
von keinem Vertragsteil vollständig erfüllt ist; 

d. die Erfüllung oder weitere Erfüllung dieses Vertrags muß 
die Weiterführung oder Abwicklung des Gewerbe- 
betriebes gefährden; 

e. die Vertragsaufhebung darf dem Vertragsgegner keinen 
unverhältnismäßigen Schaden verursachen ; 

f. der Gewerbetreibende darf nicht zahlungsunfähig sein. 

Im einzelnen gilt wegen der Abwicklung gegenseitiger Ver- 
träge nach § 3 VHV. folgendes: 

3. Die hievor unter Nr. 1 Buchstabe a und b genannten Voraus- 
setzungen sind bereits auf S. 16 ff bei Darstellung des § 2 VHV. be- 
handelt; auf jene Ausführungen kann hier verwiesen, werden. 

3. Gegenseitig ist ein Vertrag, durch den jeder Vertragsteil 
dem anderen eine Leistung verspricht; der Leistung des einen Teils 
entspricht die Gegenleistung des anderen Teils. Der gegenseitige Ver- 
trag muß im Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb des Schuldners, 
und zwar grundsätzlich vor dem 1, September 1939 geschlossen wor- 
den sein. Ein Gewerbetreibender kann aber jetzt eine Vertragsabwick- 
lung im Sinne des § 3 VHV. auch dann herbeiführen, wenn der Vertrag 
erst nach dem 31. August 1939 geschlossen worden ist; dies gilt jedoch 
dann nicht, wenn der Gewerbetreibende mit den Kriegsauswirkungen, 
die ihn an der Erfüllung der Vertragsverpflichtung hindern, rechnen 
mußte (§saVHV). 

Der Vertrag darf bei Stellung des Antrags auf Gewährung richter- 
licher .Verträgshilfe von keinem Vertragsteil bereits 
vollständig erfüllt sein. Die — wenn auch nur zu einem Bruch- 
teil — nicht vollständige Vertragserfüllung kann insbesondere bei 
Kauf- und Werkverträgen (über Maschinen, Rohstoffe, Halb- und 
Fertigfabrikate usw.) gegeben sein. Auch Daueraufträge, z.B. über 
Reklameanzeigen in einer Zeitung, gehören hierher. Das OLG. Kiel 
hält in einer Entscheidung die angemessene Herabsetzung der 
Kaufpreisschuld aus einem — noch von keinem Teil voll erfüllten — 
Kaufvertrag über ein Ladengeschäft auf Grund des § 3 VHV. für zu- 



lässig, da eine solche Herabsetzung nichts anderes sei als eine teilweise 
Vertragsaufhebung im Sinne des § 3 VHV. 3a ). 

Wenn auch nur ein Teil den Vertrag bereits vollständig 
erfüllt, z. B. das Bestellte voll geliefert hat, ist dessen Aufhebung 
auf Grund des § 3 VHV. nicht möglich 84 ), auch wenn der Abnehmer 
mit der Zahlung noch im Rückstand ist 86 ). 

Verträge, die sich auf persönliche Bedürfnisse des Ge- 
werbetreibenden oder auf seinen Haushalt beziehen, können auf Grund 
des § 3 VHV. vom Gericht nicht aufgelöst werden. 

4. Auch wenn die hievor in Nr. 1 genannten Voraussetzungen 
sämtlich gegeben sind, ist eine Vertragsaufhebung nur zulässig, wenn 
auf der einen Seite die Erfüllung oder weitere Erfüllung des Vertrags 
die Weiterführung oder Abwicklung des Gewerbebetriebs 
gefährden würde und auf der anderen Seite die Vertragsaufhebung 
dem Gegner keinen unverhältnismäßigen, d.h. über das 
zumutbare Maß hinausgehenden Schaden verursacht. Der erstgenannte 
Tatbestand kann z. B. erfüllt sein, wenn der Gewerbetreibende für 
eine bestellte aber noch nicht hergestellte Maschine infolge der Be- 
triebsumstellung keine Verwendung mehr hat. Der zweitgenannte Tat- 
bestand dagegen kann beispielsweise gegeben sein, wenn es sich um 
eine besonders gefertigte Spezialmaschine handelt, die der Hersteller 
anderweitig nicht verwerten kann. Die gegenseitigen Belange der 
Vertragsparteien sind vom Gericht sorgfältig abzuwägen. 

5. Sofern der Gewerbetreibende zahlungsunfähig und daher 
konkursreif ist, kommt für ihn nur das Kriegsausgleichsverfahren 
(S. 65) in Frage. 

6. Den durch die Vertragsaufhebung entstandenen Schaden 
hat der Vertragsgegner grundsätzlich selbst zu tragen. Es kann ihm 
aber auf von ihm besonders zu stellenden Antrag ein sog. Härte- 
ausgleich gewährt werden, d.h. das Gericht kann dem Gewerbe- 
treibenden aufgeben, den Vertragsgegner wegen der Nichterfüllung 
des Vertrags angemessen zu entschädigen, z. B. für den entgangenen 
Gewinn, soweit dies unter Berücksichtigung der Verhältnisse beider 

Vertragsteile der Billigkeit entspricht. Billigkeitsgründe können na- 



M ) HRR. 1940 Nr. 1393. Auch bei Miet- oder Pachtverhältnissen über be- 
wegliche Sachen (z. B. Maschinen, Kraftwagen, Baugeräte) kann eine 
Vertragsabwicklung in Frage kommen. Wegen der Aufhebung von M i e t - 
oder Pachtverhältnissen über Geschäftsräume s. S. 126. 
34 ) Für den Fall, daß die Erfüllung eines Vertrags infolge der Kriegsauswir- 
kungen ganz unmöglich wird, gelten die §§ 275, 323 BGB. Darnach 
wird der Schuldner in einem solchen Falle von der Verpflichtung zur Lei- 
stung frei, er verliert aber auch den Anspruch auf die Gegenleistung. 
80 ) Wegen der Gewährung von Fälligkeitsschutz für die Gegenleistung 
s. die Ausführungen auf S. 16. 
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mentlich gegeben sein, wenn der Lieferant Wehrmachtangehöriger ist 
und daher seinen Betrieb nicht mehr selbst leiten kann. Voller Scha- 
densersatz kommt selbstverständlich nicht in Frage. Höhe und Zeit- 
punkt der Fälligkeit des Härteausgleichs hat der Richter festzulegen 
(s. auch unten Nr. 8). 

7. In verfahrensrechtlicher Richtung gilt namentlich 
folgendes: 

Der Antrag auf Gewährung richterlicher Vertragshilfe wegen 
einer Vertragsaufhebung soll nur gestellt werden, wenn der Gewerbe- 
treibende zunächst den Versuch gemacht hat, sich mit dem Vertrags- 
gegner außergerichtlich zu einigen (§ 11 VHV.). Der Antrag ist bei 
dem Amtsgericht einzureichen, bei dem der Schuldner seinen allge- 
meinen Gerichtsstand hat (§ 10 VHV.; s. dazu im einzelnen S. 21). 
Liegen die Voraussetzungen des § 3 VHV. bei jedem Vertragsteil vor, 
so kann jeder von ihnen den Vertragshilfeantrag stellen. Der Antrag- 
steller hat seine Vermögens- und Erwerbsverhältnisse offenzulegen 
und darzutun, daß die gesetzlichen Voraussetzungen für gerichtliche 
Vertragsabwicklung bei ihm vorliegen. Die Einreichung von Verzeich- 
nissen über Gläubiger und Schuldner wird dagegen, wenn richterliche 
Hilfe nur für eine Vertragsaufhebung begehrt wird, nicht in jedem 
Falle erforderlich sein. Die Gültigkeit des aufzuhebenden Vertrags 
hat der Gewerbetreibende bei der Antragstellung besonders anzu- 
erkennen (§§ 12, 13 VHV.). 

Eine Frist zur Stellung des Antrags auf Vertragsaufhebung 
besteht im allgemeinen nicht. Zur Vermeidung eines langen Schwebe- 
zustands kann der Vertragsgegner den Gewerbetreibenden aber unter 
Hinweis auf die VHV. auffordern, sich unverzüglich darüber zu er- 
klären, ob er einen Aufhebungsantrag stellen will. Wird vom Gewerbe- 
treibenden auf diese Aufforderung hin binnen einer Woche eine solche 
Erklärung nicht abgegeben (sie muß wohl binnen der Woche dem 
Vertragsgegner zugehen), so kann er einen Aufhebungsantrag bei 
Gericht nicht mehr stellen. Das gleiche gilt, wenn der Gewerbetreibende 
die Erklärung zwar abgibt, sein Antrag aber nicht binnen zwei Wochen 
nach Empfang der Aufforderung zur Erklärung beim zuständigen 
Amtsgericht eingeht. Bei Versäumung dieser Frist verliert der Ge- 
werbetreibende sein Antragsrecht. Gegen eine Versäumung der vor- 
ersichtlichen Fristen ist die auf S. 22 erwähnte Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand nicht möglich; wegen der Hemmung der Fristen 
im Einzelfalle — namentlich bei Wehr mach tangehörigen — s. aber 
die Ausführungen auf S. 73. 

Auch der Richter soll zunächst den Versuch der Herbeiführung 
einer gütlichen Einigung zwischen den Vertragsparteien 
machen (§14 VHV). Vor seiner Entscheidung hat er die zuständige 

26 



Berufs- oder Wirtschaf tsver tretung des Gewerbetreibenden zu hören 
(§15 VHV.) 36 ). Er kann auch die Rechtsbeziehungen zwischen den 
Beteiligten während des Verfahrens einstweilen regeln (§ 18 VHV.). 

Bei seiner Entscheidung soll der Richter die gesamten Erwerbs- 
und Vermögensverhältnisse des Gewerbetreibenden (in besonderen 
Fällen wohl auch die seiner nahen Familienangehörigen) berücksich- 
tigen, insbesondere alle Einnahmequellen 87 ). Die Entscheidung kann 
dahin gehen, daß dem Antrag auf Vertragsaufhebung — ganz oder 
teilweise — stattgegeben oder daß dieser Antrag abgelehnt wird. 
Lautet die Entscheidung auf Vertragsaufhebung, so ist sie unanfecht- 
bar. Sie kann aber vom Richter im Rahmen des § 20 VHV. nach- 
träglich geändert werden. Wird der Antrag auf Vertragsaufhebung 
abgelehnt, so steht dem Antragsteller das Recht der sofortigen Be- 
schwerde zu. Wegen dieses Beschwerderechts im einzelnen wird 
auf die Ausführungen auf S. 21 verwiesen. 

8. Die Zubilligung eines Härteausgleichs (oben Nr. 6) an 
den Vertragsgegner des Gewerbetreibenden kann in der Entscheidung 
über den Antrag auf Vertragsaufhebung selbst oder in einem beson- 
deren — späteren — Beschluß erfolgen. Diese Entscheidung unterliegt 
stets der sofortigen Beschwerde, die von jedem Vertragsteil eingelegt 
werden kann. Aus der Verurteilung auf Leistung eines Härteausgleichs 
kann vom Vertragsgegner die Zwangsvollstreckung betrieben werden 
(§ 23 Abs. 1 VHV.). 

9. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang noch auf folgende 
weitere kriegsrechtliche Vorschriften, die sich ebenfalls mit der Auf- 
lösung — und Änderung — von Verträgen befassen: 

a. Energieversorgungs verträge können auf Antrag einer 

Vertragspartei abgeändert oder aufgehoben werden, wenn ihre 
Erfüllung infolge der Auswirkungen des Krieges für eine der 
Parteien unzumutbar geworden ist 3fi ). 

b. Lieferverträge können vom Richter aufgehoben oder ge- 



36 ) S. die AV. in DJ. 1940 S. 96 und S. 731. 

*T) Wegen der Gewährung und Berücksichtigung von Öffentlichen und son- 
stigen Beihilfen an den Gewerbetreibenden s. S. 120. 
M ) Verordnung über die Vertragshilfe des Richters in Energiewirtschafts- 
sachen vom i. April 1940 (RGBl. I S. 577, Ergänzung s. RGBl. 1942 I S. 707). 
Wegen der geschäftlichen Behandlung der Energiewirtschaftssachen bei den 
Gerichten s. AV. vom 10. April 1940 (DJ. S. 430), wegen Mitwirkung des 
Reichskommissars für die Preisbildung in Energiewirtschaftssachen s. AV. 
vom 5. Mai 1941 (DJ. S. 630) und wegen der sachverständigen Beisitzer der 
besonderen Vertragshilfegerichte in Energiewirtschaftsachen s. AV. vom 
9. Mai 1940 (DJ. S. 592V 
Schrifttum: Vogels in DJ. 1940 S. 413. 



ändert werden, soweit dies auf Grund der veränderten Verhältnisse 
erforderlich ist 38 ). 

c. Naturalleistungen werden in dem Fall, daß ihre Erfüllung 
in Natur infolge kriegsrechtlicher Vorschriften (Zwangsbewirt- 
schaftung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse) nicht mehr mög- 
lich ist, in Ansprüche auf Geldleistungen umgewandelt 40 ). 

d. Wegen der Auflösung von Miet-undPachtverhältnissen 
über Räume s.S. 126. 

IV. Sonstige schuldrechtliche Schutzvorschriften 
für Gewerbetreibende 

1. Der hievor in Ziffer II behandelte Fälligkeitsschutz 
nach § 2 VHV. kommt grundsätzlich nur außerhalb eines 
Rechtsstreits in Frage (s. aber auch S. 20). Einem Gewerbe- 
treibenden kann aber auch dann, wenn eine gegen ihn gerichtete For- 
derung bereits eingeklagt, über diese Forderung also bereits ein 
Rechtsstreit anhängig ist, Fälligkeitsschutz gewährt werden. Und 
zwar ist dies möglich auf Grund der Verordnung über die Bewilligung 
von Zahlungsfristen in Rechtsstreitigkeiten vom 7. Oktober 1939 "). 
Darnach kann für eine eingeklagte Geldforderung im Rechtsstreit eine 
Zahlungsfrist — allerdings nur bis zur Höchstdauer von drei Mona- 
ten — gewährt werden, wenn sie im Interesse des Schuldners dringend 
geboten und dem Gläubiger nach Lage der Verhältnisse zumutbar ist. 

Da die Schutzvorschriften dieser Zahlungsfristverordnung 
Schuldnern jeder Art, also nicht nur Gewerbetreibenden, zu- 
gutekommen, werden sie nicht hier, sondern hienach in Abschnitt V, 
der vom Schutz für sonstige Schuldner handelt, dargestellt (s. S. 44). 

2. Eine Vertragsabwicklung kann bei Gewerbetreibenden 
nicht nur unter den aus S. 23 ersichtlichen Voraussetzungen erfolgen. 
Es kann vielmehr bei einem Gewerbetreibenden auch die Auflösung 
eines Miet- oder Pachtverhältnisses über von ihm inne- 
gehabte Geschäftsräume herbeigeführt werden. Da es sich hiebei um 



w ) Verordnung über die Abwicklung von Lieferverträgen vom 20. April 1940 
(RGBl. I S. 671, Ergänzung s. RGBl. 1942 I S. 707). 

Wegen der geschäftlichen Behandlung dieser Verfahren bei den Gerichten s. 
AV. vom 3. Mai 1940 (DJ. S. 544), wegen der sachverständigen Beisitzer s. 
AV. vom 9. Mai 1940 (DJ. S. 592). ^ 
Schrifttum: Vogels in DJ. 1940 S. 469 und DRW. 1940 S. 931. 
*°) Verordnung über Forderungen und Rechte auf wiederkehrende Natural- 
leistungen vom 29. Juli 1940 (RGBl. I S. 1045). Vgl. dazu auch Erlass des 
Reichsernährungsmimsters vom 8. März 1940 (Verkündungsblatt des Reichs- 
nährstands 1940 S. 140 = Deutscher Reichsanzeiger 1940 Nr. 70). 
Schrifttum: Hopp in DRW. 1940 S. 1403, Knötzsch in RdRN. 1940 S. 433 und 
Vogels in DJ. 1940 S. 861. 

41 ) RGBl. 1939 I S. 2004; Abdruck s. Anhang unter Nr. IV. 
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eine Frage des Miet- oder Pachtrechts handelt, sind die näheren Aus- 
führungen hierüber im 3. Teil dieses Buches (S. 126) enthalten. 
Wegen sonstiger Möglichkeiten für Vertragsauflösungen 
s. S. 27. 

3. Soweit ein Gewerbetreibender Schuldner einer durch Hypo- 
thek oder Grundschuld gesicherten Forderung ist, kommen 
für ihn auch die hienach in Abschnitt III (S. 30) dargestellten beson- 
deren Schutzvorschriften für die Schuldner solcher Grundpfandrechie 
in Betracht. 

4. Weiterhin kann sich ein Gewerbetreibender auch auf die von 
der Beseitigung der einem Schuldner nachteiligen 
Rechtsfolgen handelnden Schutzvorschriften berufen, die ihre 
Grundlage in § 9 VHV. haben und hienach in Abschnitt V (S. 49) 
behandelt sind. 

5. Sofern es sich bei dem Gewerbetreibenden um einen Rück- 
geführten handelt, kommen für ihn auch die hienach in Abschnitt 
IV (S. 40) dargestellten, für diese Schuldnergruppe besonders gelten- 
den Schutzvorschriften in Frage. » 

6. Wegen der Regelung von Wechselverbindlichkeiten 
eines Gewerbetreibenden ist auf die Ausführungen hienach in Ab- 
schnitt V (S. 52) zu verweisen. Gleiches gilt für die Regelung von 
Ansprüchen aus einem Scheck. 

7. Ist ein Gewerbetreibender Bürge, so kommen für ihn die in 
Abschnitt V (S. 54) dargestellten Sondervorschriften in Betracht. 

8. Ein zahlungsunfähiger Gewerbetreibender kann sich 
auf die Vorschriften der Verordnung über das Kriegsausgleichsver- 
fahren vom 30. November 1939 42 ) berufen. 

9. Die Verjährung von einem Gewerbetreibenden zustehen- 
den und gegen einen Gewerbetreibenden gerichteten Forderungen ist 
während des Krieges nach Maßgabe der in Abschnitt VIII (S. 73) 
dargestellten Vorschriften gehemmt. 

10. Der kriegsrechtliche Vollstreckungsschutz ist in 
Abschnitt VI (S. 55) besonders dargestellt. 



■ 

■ . 



") RGBl. I S. 2338. Abdruck im Anhang unter Nr. IL Erläuterungen s. S. 65. 
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III. ABSCHNITT: 
SCHUTZVORSCHRIFTEN FÜR SCHULDNER VON 
HYPOTHEKEN. GRUNDSCHULDEN UND REALLASTEN 

Die zweite Sondergruppe, für die ein besonderer kriegsrechtlicher 
Schutz geschaffen worden ist, sind die Schuldner von Hypotheken, 
Grundschulden und Reallasten, in der Regel also die Grundstücks- 
eigentümer"). Möglich ist hiebei sowohl die Regelung der Fällig- 
keit von wiederkehrenden Leistungen, namentlich Zinsen, 
aus solchen Rechten, wie auch die Regelung fällig gewordener Hypo- 
theken- oder Grundschuld hauptsummen, und zwar außerhalb 
und während eines Rechtsstreits. 

I. Regelung der Fälligkeit wiederkehrender Leistungen 

r. Die Regelung der Fälligkeit wiederkehrender Leistungen aus 
einer Hypothek, Grundschuld oder Reallast außerhalb eines 
Rechtsstreits ist unter folgenden Voraussetzungen mög- 
lich (§ 7 VHV-): 

a. Der Eigentümer des mit einem solchen Recht belasteten Grund- 
stücks muß einen erheblichen Ausfall an Grund- 
stückseinnahmen erlitten haben; 

b. dieser Ausfall muß seine Ursache in den aus Nr. 3 ersichtlichen 
Auswirkungen des Krieges haben ; 

c. der Grundstückseigentümer muß einen Antrag auf Gewährung 
richterlicher Vertragshilfe stellen. 

Liegen diese — noch näher zu erörternden — Voraussetzungen 
vor, so kann der Richter: 

aa. die Fälligkeit von Hypotheken und Grundschuld- 
zinsen durch Bewilligung von Teilzahlung oder Stun- 
dung regeln; 

bb. die Verpflichtung zur Zahlung von Tilgungsbeträgen aus 
solchen Forderungen für einen bestimmten Zeitraum aussetzen; 

cc. den Zins aus solchen Forderungen für einen bestimmten Zeit- 
raum herabsetzen; 

dd. die Leistungen aus einer Real last für einen bestimmten 

* 3 ) Es ist nicht immer der Fall, daß der Grundstückseigentümer auch zu- 
gleich der persönliche Schuldner der durch eine Hypothek oder Grund- 
schuld gesicherten Forderung ist. Er kann auch lediglich dinglich (nur mit 
seinem Grundbesitz) haften, während persönlicher Schuldner eine andere 
Person (z. B. ein früherer Grundstückseigentümer) ist. Fälligkeitsschutz für 
wiederkehrende Leistungen aus einer Hypothek oder Grundschuld kommt 
nur für den Grundstückseigentümer, Fälligkeitsschutz für eine Hypotheken- 
oder Grundschuldhauptsummc dagegen auch für den von ihm verschiedenen 
persönlichen Schuldner in Frage. 
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Zeitraum herabsetzen oder diese Leistungen durch Bewilli- 
gung von Teilzahlungen oder Stundung regeln. 

Im einzelnen gilt für diese Art von Vertragshilfegewährung 
folgendes: 

2. Die vorstehende Schutzgewährung ist nicht auf den Eigentümer 
eines mit Hypotheken, Grundschulden oder Reallasten belasteten 
Grundstücks (Erbbaurechts) beschränkt, sie kann auch einem ding- 
lich Nutzungsberechtigten (z. B. dem Ehemann der Eigen- 
tümerin oder dem gesetzlichen Vertreter eines minderjährigen Eigen- 
tümers) zugutekommen. Ist der persönliche Schuldner nicht auch 
zugleich der Grundstückseigentümer, so kann ihm — dem pers. 
Schuldner — Schutz für Ansprüche aus wiederkehrenden Leistungen 
nicht gewährt werden 44 ). 

3. Der Ausfall, d. h. die Verringerung der Nutzungen aus dem 
Grundstück, muß auf einer der folgenden Ursachen beruhen: 

a. Der Ausfall muß dadurch eingetreten sein, daß der Eigentümer in- 
folge der Auswirkungen des Krieges gezwungen 
ist, seinen auf dem Grundstück befindlichen Gewerbebetrieb 
stillzulegen, umzustellen oder erheblich einzu- 
schränken. Im einzelnen kann wegen dieser Voraussetzung auf 
die Ausführungen S. 16 verwiesen werden, die vom Schutz von 
Gewerbetreibenden handeln. Oder 

b. der Ausfall muß dadurch eingetreten sein, daß auf Grund der dar- 
über bestehenden Vorschriften der VHV. 4C ) oder auf Grund einer 
(ernstlich gemeinten, also nicht nur vorgetäuschten) gütlichen 
Vereinbarung mit dem Mieter oder Pächter die Miete oder 
Pacht über das belastete Grundstück herabgesetzt oder das 
Miet- oder Pachtverhältnis vorzeitig aufgelöst wird. Bei 
Auflösung des Miet- oder Pachtverhältnisses durch Ausübung 
eines gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsrechts ist diese 
Voraussetzung nicht erfüllt. Oder 

c. der Ausfall muß dadurch eingetreten sein, daß der Eigentümer des 
Grundstücks infolge der Auswirkungen des Krieges an der 
Nutzung des Grundstücks gehindert (nicht lediglich 
behindert) ist. Diese Voraussetzung ist namentlich dann gegeben, 
wenn der Eigentümer wegen der behördlich angeordneten oder 
sonstwie kriegsmäßig bedingten Räumung oder Freimachung oder 
infolge von Zerstörung das Grundstück nicht mehr bewirtschaften 
kann oder wenn der Mieter oder Pächter des Grundstücks wegen 



) Vgl. hiewegen Fußnote 43. 

) Diese Vorschriften sind auf S. 118 und S. 126 behandelt. 
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der Räumung oder Freimachung des Gebiets von der Entrichtung 
der Miete oder Pacht befreit ist 46 ). 

Andere Ausfälle, Verluste und Schäden des Grundstücks- 
eigentümers reichen dagegen zur Vertragshilfegewährung nach § 7 
VHV. nicht aus. 

4. Der aus einem der hiervor genannten Gründe entstandene Aus- 
fall muß so erheblich sein, daß der Grundstückseigentümer 
unter Berücksichtigung seiner Vermögens- und Erwerbsverhältnisse 
sowie der notwendigen (nicht auch anderer) Aufwendungen für das 
Grundstück nicht imstande ist, die auf dem Grundstück lasten- 
den Zins- und Tilgungsverpflichtungen und Reallast- 
leistungen zu erfüllen. Ob diese Voraussetzung gegeben ist, rich- 
tet sich nach Lage des Einzelfalles. 

5. Sind die hievor behandelten Voraussetzungen sämtlich erfüllt, 
so können im einzelnen die hievor aus Nr. 1 Buchstabe aa bis dd ersicht- 
lichen Regelungen getroffen werden. Dazu ist noch zu sagen: 
a. Die Fälligkeitsregelung nach Nr. 1 Buchstabe aa ist bei 

allen Hypotheken und Grundschulden möglich, ohne Rücksicht auf 
ihre Art (Brief hypothek, Buchhypothek, Sicherungshypothek) und 
ihre Entstehungszeit und ohne Rücksicht darauf, ob sie auf einem 
ländlichen oder einem städtischen Grundstück lasten und welcher 
Art die durch die Hypothek oder Grundschuld gesicherte For- 
derung ist. Die Bewilligung von Teilzahlungen oder Stundung ist 
auch dann zulässig, wenn der Gläubiger Klage auf Zahlung er- 
hoben hat. Im Falle der Stundungsgewährung entfallen rück- 
wirkend die etwaigen Folgen der Nichterfüllung, z. B. eine Kün- 
digungsmöglichkeit des Gläubigers oder der Eintritt der sofortigen - 
Fälligkeit. In einer Zwangsversteigerung behalten die gestundeten 
Zinsen ihren Rang, die Zeit der Stundung wird also in die Zwei- 
jahresfrist des § 10 ZwangsverstG. nicht eingerechnet 47 ). 
Bewilligt der Richter dem Gläubiger Teilzahlungen, so kann er 
zugleich bestimmen, daß bei Nichtleistung einer Teilzahlung 
alle übrigen Raten sofort fällig werden. Auf Antrag des Gläubigers 
kann der Richter auch die Pflicht des Grundstückseigentümers 
zur Zahlung nach eingetretener Fälligkeit aussprechen (§ 23 
Abs. 2 VHV.). 

Unter den Voraussetzungen des § 20 VHV. kann der Richter 
seine Entscheidung wieder aufheben. Auch eine nachträg- 
liche Verlängerung der Stundung ist auf Grund dieser Vor- 
schriften möglich. 



") Vgl. dazu die Ausführungen auf S. 116 und S. 125. 
") § 27 VHV. 
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Die Bewilligung von Fälligkeitsschutz durch den Richter hindert 
den Eigentümer an sich nicht, sich, wenn es später zur Zwangsvoll- 
streckung gegen ihn kommt, auf die bestehenden Vollstreckungs- 
schutzvorschriften zu berufen. Das gleiche gilt für den Fall, daß 
sein Antrag auf Gewährung von Fälligkeitsschutz vom Richter 
abgelehnt worden ist 48 ). 

b. Die Aussetzung der Pflicht zur Zahlung von Tilgungs- 
beträgen aus einer Hypothek oder Grundschuld (hievor Nr. i 
Buchstabe bb) hat zur Folge, daß die nächstfolgenden Zahlungs- 
termine in Wegfall kommen und dadurch die vereinbarte Gesamt- 
tilgungsdauer der Schuld hinausgeschoben wird. Die Aussetzung 
der Tilgungsbeträge kann später unter den Voraussetzungen des 
§ 20 VH V. verlängert werden. Unter Tilgungsbeträgen wer- 
den Zuschläge verstanden, die zu den Zinsen zu leisten sind und 
vereinbarungsgemäß zuzüglich der ersparten Zinsen zur allmäh- 
lichen Tilgung der Hauptschuld dienen. Der Schuldner hat bei 
einer Tilgungsforderung jedes Jahr dieselbe Summe zu entrichten, 
von der aber infolge der durch die Tilgung eintretenden Ver- 
ringerung des Kapitals ein von Jahr zu Jahr wachsender Teil auf 
die Tilgung und ein jeweils geringer werdender Teil auf die Ver- 
zinsung entfällt. 

Nicht möglich ist die vorersichtliche Regelung bei Ab Zahlungs- 
forderungen, worunter regelmäßig wiederkehrende Abzah- 
lungen auf das Kapital zu verstehen sind, die außer den Zinsen 
geleistet werden müssen. Hier ist der zu zahlende Gesamtbetrag 
von Jahr zu Jahr fallend, weil sich die Zinsbeträge jeweils ver- 
ringern (die zu verzinsende Kapitalschuld wird durch die jähr- 
lichen Abzahlungen laufend verringert). 

c. Die Herabsetzung des Zinses aus einer Hypothek oder 
Grundschuld (eine Herabsetzung der Tilgungsquote ist nicht mög- 
lich ; hievor Nr. 1 Buchstabe cc) kann für einen bestimmten Zeitraum 
um einen angemessenen Betrag, jedoch nicht unter einen Zinsfuß 
von 4V2 v. H. 4Ö ), vorgenommen werden. Diese Maßnahme wird 
aber nur in Frage kommen, wenn durch Ausnutzung der hievor 
unter Buchstabe a und b genannten Möglichkeiten genügende Hilfe 
nicht gebracht werden kann. Die Herabsetzung wirkt für den vom 
Richter festgesetzten Zeitraum. Sie kann auch mit Rückwirkung 
erfolgen, soweit auch die Einnahmequellen bereits früher ausge- 

* 8 ) S. aber auch die Ausführungen auf S. 60. 

M ) Zunächst war eine Zinsherabsetzung auf höchstens 5 v. H. möglich, Her- 
absetzung auf 434 v. H. wurde erst durch die Zweite VO. zur Ergänzung der 
Vertragshilfeverordnungen vom 11. Dezember 1942 (RGBl. I S. 706) ermög- 
licht. 
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fallen sind. Ihre Verlängerung ist unter den Voraussetzungen des 
§ 20 VHV. möglich. 

N ic h t zulässig ist die vorersichtliche Zinsherabsetzung bei 
Hypotheken und Grundschulden, die auf einem Rechtsgeschäft be- 
ruhen, bei dem eine langfristige ßodenbeleihung nicht beabsichtigt 
war oder die zur Deckung von im Ausland aufgenommenen An- 
leihen dienen. Ferner ist eine Herabsetzung des Zinses nicht zu- 
lässig bei zur Deckung von Liquidationspfandbriefen dienenden 
Aufwertungshypotheken. Unter Hypotheken und Grundschulden, 
bei denen eine langfristige Bodenbeleihung nicht beabsichtigt war, 
fallen namentlich dinglich gesicherte bankmäßige Kredite, Ge- 
fälligkeitsdarlehen und Warenkredite 50 ), 
d. Die Bewilligung von Teilzahlungen oder Stundung bei 
Reallastleistungen (hievor Nr. i Buchstabe dd) kommt in 
erster Linie für Altenteilsverpflichtungen in Frage, z. B. für Ver- 
pflichtungen zur Zahlung einer monatlichen Geldentschädigung. 
Jedoch ist zu beachten, daß die Berechtigten auf den rechtzeitigen 
Eingang dieser Beträge im allgemeinen besonders angewiesen sein 
werden. 

Das gleiche gilt für die angemessene Herabsetzung der 
Leistungen aus einer Reallast für bestimmte Zeit. Hinsichtlich der 
Höhe der Herabsetzung sind hier keine Grenzen gezogen 51 ). 

6. Verfahrensrechtlich ist ein Antrag des Grund- 
stückseigentümers auf Schutzgewährung erforderlich, für dessen Stel- 
lung keine besondere Frist besteht. Der Antrag soll in der Regel nur 
gestellt werden, wenn der Versuch einer außergerichtlichen gütlichen 
Einigung gescheitert ist (§ n VHV.). Der Eigentümer muß seine 
Zahlungsverpflichtung bei der Antragstellung anerkennen. Zustän- 
dig zur Gewährung der Vertragshilfe ist dasjenige Amtsgericht, in 
dessen Bezirk das mit der Hypothek oder Grundschuld oder Reallast 
belastete Grundstück gelegen ist (§ 10 VHV.). U. U. kann eine Fällig- 
keitsregelung der hier besprochenen Art auch durch das Prozeßgericht 

erfolgen (§ 24 Abs. 2 VHV. und S.98). Die Entscheidung des Richters 
ist stets mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar (§ 19 
VHV., wegen Einzelheiten s. S. 21). 

7. Die Stundung oder Bewilligung von Teilzahlungen ist auf Er- 
suchen des Richters nach näherer Maßgabe des § 28 (vgl. auch § 27) 
VHV. in das Grundbuch einzutragen, 

8. Während eines Rechtsstreits kann für einen einge- 
klagten Anspruch aus einer Hypothek, Grundschuld oder Reallast 

f) Vgl. dazu LG. Hamburg in DJ. 1937 S. 754. 

B1 ) Wegen der Umwandlung von Naturalverpflichtungen in Geldleistungen 
s. S. 28. 
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Fälligkeitsschutz — allerdings nur auf höchstens 3 Monate — auf 
Grund der Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfristen in 
Rechtsstreitigkeiten vom 7. Oktober 1939 B2 ) bewilligt werden. Einzel- 
heiten hierüber ergeben sich aus S. 44. 

IL Regelung der Fälligkeit von Hypotheken- und 
Grundschuld-Hauptsummen 

1. Im Wege der richterlichen Vertragshilfe kann außerhalb 
eines Rechtsstreits nicht nur dieFälligkeit wiederkehren- 
der Leistungen aus einer Hypothek oder Grundschuld geregelt wer- 
den, sondern auch die Fälligkeit einer Hypotheken- oder Grundschuld- 
hauptsumme. U. U. kann bei einem Schuldner Gewährung richter- 
licher Vertragshilfe für wiederkehrende Leistungen aus einer Hypo- 
thek oder Grundschuld und gleichzeitig auch für das Kapital dieses 
Rechts in Frage kommen. Die letztere Möglichkeit besteht nicht nur 
für den Grundstückseigentümer selbst, sondern auch für 
den mit ihm u. U. nicht personengleichen persönlichen Schuld- 
ner (s. dazu S. 30). 

Die Regelung der Fälligkeit eines Hypotheken- oder Grundschuld- 
kapitals ist unter folgenden Voraussetzungen möglich (§ 8 VHV.): 

a. Die Forderung, die durch Hypothek oder Grundschuld gesichert 
ist, muß grundsätzlich am 25. August 1939 bereits bestanden haben. 
Auf Grund des § 8 a VHV. ist aber nunmehr die Regelung auch bei 
einer Forderung möglich, die erst nach dem 25. August 1939 durch 
Hypothek oder Grundschuld gesichert worden ist. Jedoch können 
Schuldner und Grundstückseigentümer in diesem Falle richter- 
lichen Fälligkeitsschutz nicht beanspruchen, wenn sie mit den 
Kriegsauswirkungen, die sie an der Zahlung hindern, rechnen 
mußten ; 

b. die Fälligkeit der Verbindlichkeit darf erst nach dem 
25. August 1939 eingetreten sein; 

c. der Grundstückseigentümer oder persönliche Schuldner darf 
nicht imstande sein, den geschuldeten Betrag aufzu- 
bringen; 

d. die Fälligkeitsregelung darf bei gerechter Abwägung der Belange 
des Gläubigers und des Schuldners für den ersteren nicht eine 
unbillige Härte darstellen; 

e. der Schuldner muß die Verpflichtung ausdrücklich anerkennen; 

f. der Antrag auf Fälligkeitsregelung muß rechtzeitig ge- 
stellt werden. 

M ) RGBl. I S. 2004. Abdruck im Anhang unter Nr. IV. 
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Sind diese Voraussetzungen gegeben, so kann der Richter die 
Fälligkeit des Hypotheken- oder Grundschuldkapitals in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 10 bis 14 der Verordnung zur Regelung der 
Fälligkeit alter Hypotheken vom 22. Dezember 1938 ßS ) regeln. 

Im einzelnen gilt für die Gewährung von Fälligkeitsschutz 
nach § 8 VHV. folgendes: 

a. Um welche Art von Hypothek oder Grundschuld oder durch 
diese gesicherte Forderung es sich handelt und wer der Grundstücks- 
eigentümer oder persönliche Schuldner oder wer der Gläubiger ist, ist 
unerheblich M ). 

Aus welchem Grunde die Fälligkeit der Hypothek oder Grund- 
schuld oder der durch sie gesicherten Forderung nach dem 25. August 
1939 eingetreten ist, ist ebenfalls unerheblich. Pie Fälligkeit kann bei- 
spielsweise dadurch eingetreten sein, daß der Gläubiger von einem ihm 
gesetzlich oder vertragsmäßig zustehenden Kündigungsrecht Gebrauch 
gemacht hat oder daß seine Forderung usw. ohne Kündigung fällig 
geworden ist. 

3. Eine Fälligkeitsregelung nach § 8 VHV. kann nur getroffen 
werden, wenn der Schuldner oder Eigentümer nicht in der Lage 
ist, den verfallenen Hypotheken- oder Grundschuld- Hauptbetrag 
aufzubringen. Dies setzt voraus, daß er über den erforderlichen 
Betrag nicht verfügt und auch nicht in der Lage ist, ihn sich zu Bedin- 
gungen zu verschaffen, die ihm billigerweise zugemutet werden können. 
Die Ursache des Unvermögens zur Zahlung ist grundsätz- 
lich unerheblich; sie braucht nicht durch Auswirkungen des Kriegs 
bedingt zu sein. 

4. Sind die vorstehenden Voraussetzungen erfüllt, so kann vom 
Richter eine Fälligkeitsregelung gleichwohl nur getroffen werden, 
wenn der Antrag auf Gewährung richterlicher Vertragshilfe vom 
Schuldner oder Grundstückseigentümer rechtzeitig gestellt 
ist. Der Antrag kann nur binnen sechs Wochen seit der Fälligkeit des 
Hypotheken- oder Grundschuldkapitals oder, wenn die Fälligkeit von 
einer Kündigung abhängt, seit der Kündigung gestellt werden. Wird 
diese Frist nicht eingehalten, so kann der Antrag nicht mehr mit 
Aussicht auf Erfolg gestellt werden. Ist der Antragsteller allerdings 
ohne sein Verschulden verhindert, die vorstehende Antragsfrist einzu- 
halten, so kann ihm der Richter Nachsicht gewähren, d.h. 
trotz des verspätet gestellten Antrags noch Fälligkeitsschutz zu- 
billigen, wenn der Schuldner oder Grundstückseigentümer den Antrag 

M ) RGBl. 1938 I S. 1905. Auszugsweiser Abdruck im Anhang unter Nr. III. 
54 ) Wegen der Behandlung von Zwangshypotheken s. hievor Fuß- 
note 29 (S. 23). 



binnen zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernisses bei Gericht 
anbringt und die Tatsachen, welche die Nachsicht begründen, glaub- 
haft macht. Die Nachsicht soll aber nicht gewährt werden, wenn der 
Antrag so spät gestellt worden ist, daß ihre Gewährung für den Gläu- 
biger unzumutbare Nachteile mit sich bringen würde. Der Gläubiger 
ist aus diesem Grunde vor der Nachsichtsgewährung vom Gericht zu 
hören. 

5. Die Art des Fälligkeitsschutzes selbst richtet sich nicht nach 
eigenen Vorschriften der VHV., sie gestaltet sich vielmehr in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften der Verordnung zur Rege- 
lung der Fälligkeit alter Hypotheken vom 22. Dezember 1938. Diese 
VO. war bisher schon auf die Mehrzahl der Hypotheken und Grund- 
schulden auf städtischem oder ländlichem Grundbesitz anzuwenden, 
soweit sie (im Altreich) vor dem 30. Januar 1933 begründet waren. 
Ihr Anwendungsgebiet hat durch die VHV. eine wesentliche Erweite- 
rung erfahren. Im einzelnen kann nach der genannten VO. folgende 
Regelung getroffen werden. 

a. Die Regelung soll in erster Linie dahin gehen, daß der Richter dem 
Schuldner oder Eigentümer für denjenigen Betrag, den dieser nicht 
sofort oder in einem demnächst eintretenden Zeitpunkt bezahlen 
kann, eine angemessene Zahlungsfrist bewilligt. Die 
Zahlungsfrist darf höchstens ein Jahr laufen. Nach ihrem 
Ablauf wird der gestundete Betrag ohne weiteres zur Zahlung fällig. 

b. In zweiter Linie soll der Richter darauf hinwirken, daß der 
Schuldner die Kapitalschuld seiner Leistungsfähigkeit ent- 
sprechend allmählich abträgt. Um diese allmähliche Ab- 
tragung herbeizuführen, kann der Richter — aber nur mit Zu- 
stimmung des Gläubigers — entweder Teilzahlungen anordnen 
oder die Hypothek oder Grundschuld in eine Abzahlungshypothek 
oder -Grundschuld oder in ein unkündbares Tilgungsrecht um- 
wandeln ßß ). Bei der Beurteilung der Leistungsfähigkeit ist von 
dem Ertrag des belasteten Grundstücks oder des Betriebs, dem das 
Grundstück dient, auszugehen. Von dem Ertrag sind die für die 
Erhaltung des Grundstücks oder des Betriebs notwendigen Aus- 
gaben abzuziehen. Das sonstige Einkommen oder Vermögen des 
Schuldners oder Eigentümers ist angemessen zu berücksichtigen. 

c. Läßt sich die Kapitalfälligkeit mit Hilfe der vorstehenden beiden 
Möglichkeiten nicht wirksam regeln, so kann der Richter die 
Kündigung, die der Gläubiger ausgesprochen hat, für unwirksam 
erklären und die ordentliche Kündigung für ihn auf 

M ) Wegen des Unterschieds zwischen Tilgungs- und Abzahlungsforderungen 
s. S. 33. 
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zwei Jahre ausschließen. Ist die dingliche Sicherung der 
Forderung nicht mehr ausreichend, so soll der Richter, bevor er 
eine solche Anordnung erläßt, darauf hinwirken, daß der Schuldner 
dem Gläubiger, soweit möglich, eine angemessene zusätzliche Si- 
cherung gibt. Hängt die Fälligkeit des Kapitals nicht von einer 
Kündigung ab, tritt sie also ohne weiteres ein, so kann der Richter 
die Fälligkeit des Kapitals auf zwei Jahre hinausschieben, das 
Kapital mithin solange stunden. 

Der Richter kann für den Fall, daß der Schuldner oder Grund- 
stückseigentümer mit den ihm auferlegten Zahlungsverpflichtungen 
in Verzug kommt, die Verzugsfolgen regeln. Wird eine solche 
Regelung nicht getroffen und bestanden auch bisher keine besonderen 
Vereinbarungen über die Wirkungen und Folgen eines Verzugs (die 
der Richter auf Grund des § 8 VHV. nicht beseitigen kann 50 ), so kann 
der Gläubiger kraft Gesetzes ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner mit der Zahlung von Ab- 
schlags-, Tilgungs- oder Zinsbeträgen, die den Betrag der innerhalb 
eines halben Jahres zu erbringenden Leistungen übersteigen, länger 
als einen Monat in Verzug gerät. Die Kündigung ist aber unwirksam, 
wenn sich der Schuldner durch Aufrechnung befreien konnte und die 
Aufrechnung unverzüglich nach der Kündigung erklärt. Der Gläubiger 
darf sich auf das vorstehende gesetzliche Kündigungsrecht nicht be- 
rufen, wenn der Schuldner die Leistung, mit der er in Verzug geraten 
ist, nachträglich erbracht hat und die Aufrechterhaltung der Fälligkeit 
eine unbillige Härte für ihn darstellt. 

6. In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist kurz zu er- 
wähnen, daß der Schuldner grundsätzlich versuchen soll, sich mit dem 
Gläubiger außergerichtlich zu einigen. Er darf aber diese Vergleichs- 
verhandlungen im Hinblick auf die bei der Antragstellung einzuhal- 
tende verhältnismäßig kurze Frist (s. oben Nr. 4) nicht zu lange aus- 
dehnen. Zuständig zur Fälligkeitsregelung ist dasjenige Amts- 
gericht, in dessen Bezirk das belastete Grundstück gelegen ist. Das 
Prozeßgericht ist in keinem Falle zuständig; ein bei ihm anhängiger 
Rechtsstreit auf Zahlung des Hypotheken- oder Grundschuldkapitals 
ist bei Stellung eines Antrags auf Fälligkeitsschutz nach § 8 VHV. 
auszusetzen (§ 24 Abs. 1 VHV. und S. 98, s. aber auch S. 44). 

Der Richter kann in seiner Entscheidung die Leistungspflicht des 
Schuldners, insbesondere dessen Pflicht auf Duldung der Zwangs- 
vollstreckung, auf Antrag des Gläubigers aussprechen. Aus dieser 

* ■ 

M ) Verzugsfolgen können aber u. U. auf Grund des § 9 VHV. vom Richter 
beseitigt werden; s. die Ausführungen auf S. 49. 



Entscheidung ist alsdann die Zwangsvollstreckung möglich (§ 23 
Abs. 2 VHV.). 

Die Entscheidung des Richters ist stets mit der sofortigen 
Beschwerde anfechtbar, wegen deren Einzelheiten auf die Aus- 
führungen auf S. 21 verwiesen wird. 

Die durch gerichtliche Entscheidung oder durch freiwillige Verein- 
barung der Beteiligten erfolgte Fälligkeitsregelung soll im Grund- 
buch eingetragen werden (§ 28 VHV.). 

7. Ist über ein Hypotheken- oder Grundschuldkapital ein Rechts- 
streit anhängig, eine derartige Forderung also gegen den Schuld- 
ner oder Grundstückseigentümer bereits eingeklagt, so kann Fällig- 
keitsschutz auf Grund der Verordnung über die Bewilligung von 
Zahlungsfristen in Rechtsstreitigkeiten vom 7. Oktober 1939 ") ge- 
währt werden, allerdings nur auf die Höchstdauer von drei Monaten. 



07 ) RGBL 1939 I S. 2004. Abdruck im Anhang unter Nr. IV. Erläuterungen 
s. S. 44. 
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IV. ABSCHNITT: SCHUTZVORSCHRIFTEN FÜR 
PERSONEN AUS GERÄUMTEN ODER FREIGEMACHTEN 
GEBIETSTEILEN (RÜCKGEFÜHRTE) 

Eine dritte Sondergruppe von Schuldnern, für die allgemeiner 
Fälligkeitsschutz in Frage kommt, bilden solche Personen, die ent- 
weder infolge der behördlich angeordneten Räumung oder Freimachung 
von gefährdeten Teilen des deutschen Reichsgebiets oder von Wohn- 
gebäuden oder infolge anderer auf den Auswirkungen des Krieges 
beruhender, unabwendbarer (nicht nur eingebildeter) Ereignisse 
gezwungen waren oder werden, ihren bisherigen regelmäs- 
sigen Aufenthaltsort zu verlassen (sog. „Rückgeführ- 
te"). Bei der Art und den Voraussetzungen der Schutzgewährung ist 
hier zwischen den allgemeinen Vorschriften und einigen Sondervor- 
schriften zu unterscheiden; letztere gelten für das sog. Freimachungs- 
gebiet und für Inhaber gewisser landwirtschaftlicher Betriebe. 

I. Allgemeine Schutzvorschriften für Rückgeführte. 

1. Bei Schuldnern, auf welche die vorgenannten Voraussetzungen 
zutreffen, können außerhalb eines Rechtsstreits Zahlungsver- 
pflichtungen durch Bewilligung von Teilzahlungen oder 
Stundung unter folgenden Voraussetzungen geregelt werden 
(§6 Abs. i, 3 VHV.): 

a. Das zwangsweise Verlassen des bisherigen Aufenthaltsorts muß 
die Ursache dafür sein, daß der Schuldner seine Zahlungs- 
verpflichtungen nicht rechtzeitig erfüllen kann; 

b. es muß sich um Zahlungsverpflichtungen aus solchen Rechtsver- 
hältnissen handeln, die bereits vor Verlassen des regel- 
mäßigen Aufenthaltsorts begründet wurden. Nicht notwendig ist 
dagegen, daß die Zahlungspflicht selbst bereits vor diesem Zeit- 
punkt entstanden oder fällig geworden ist; 

c. der Schuldner muß seine Zahlungsverpflichtungen anerkannt 
haben; 

d. es darf sich nicht um eine von der Schutzvorschrift ausdrücklich 
ausgenommene Zahlungsverpflichtung handeln. 

Im einzelnen gilt für die Fälligkeitsschutzgewährung nach 
§ 6 VHV. folgendes: 

2. Unerheblich ist, ob die Räumung infolge ausdrücklicher be- 
hördlicher Anordnung erfolgt oder ob sie infolge anderer Kriegsaus- 
wirkungen auch ohne behördliche Anordnung unabweisbar gewesen ist. 

Wird den Rückgeführten später die Rückkehr an ihren regel- 
mäßigen Aufenthaltsort ermöglicht (vgl. wegen der Westgebiete den 
Aufruf des Führers vom 25. Juni 1940), so werden sie im allgemeinen 
in der Lage sein, ihre Arbeit wieder aufzunehmen und alsdann ihren 
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Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Ausgeschlossen ist aber auch 
in einem solchen Fall eine Fälligkeitsregelung nach § 6 VHV. nicht, 
namentlich wenn der Schuldner inzwischen zur Wehrmacht einberufen 
worden ist, mithin nur seine Angehörigen zurückgekehrt sind. 

3. Um welche Art von Zahlungsverpflichtungen es sich handelt, 
ist unerheblich. Auch auf Beruf oder Stand des Schuldners 
kommt es nicht an. Es können, abgesehen von den aus Nr. 6 ersicht- 
lichen Ausnahmen, alle Zahlungsverpflichtungen geregelt werden, die 
aus Rechtsverhältnissen herrühren, die vor dem erzwungenen Ver- 
lassen des regelmäßigen Aufenthaltsorts entstanden sind. Auch Miet- 
und Pachtzinsen kommen für die Fälligkeitsregelung in Frage, 
jedoch werden die Rückgeführten über die Dauer ihrer Abwesenheit 
von ihrem regelmäßigen Aufenthaltsort von der Zahlung der Miet- 
und Pachtzinsen in der Regel ganz befreit sein 68 ). 

Andere Verpflichtungen als Geldzahlungen können nach § 6 
VHV. nicht geregelt werden. Sofern der Schuldner Gewerbetreibender 
ist, kann er jedoch auch den für solche Schuldner besonders bestehen- 
den Schutz in Anspruch nehmen, der namentlich auch die Aufhebung 
gewisser gegenseitiger Verträge ermöglicht 5B ). 

Auch dann kann eine Fälligkeitsregelung nach § 6 VHV. erfolgen, 
wenn der Schuldner zahlungsunfähig ist. Im allgemeinen wird 
aber bei solchen Schuldnern in erster Linie die Einleitung eines Kriegs- 
ausgleichsverfahrens (s. S. 65) in Frage kommen. 

4. Teilzahlungsbewilligung und Stundung richten sich ihrem Um- 
fang nach nach der Leistungsfähigkeit des Schuldners. 

Stundung kann nur auf bestimmte Zeit gewährt werden. Ihre 
Verlängerung ist aber unter den Voraussetzungen des § 20 VHV. 
möglich. 

Die Bewilligung von Teilzahlungen kann mit einer sog. 
Verfallklausel verbunden werden (Eintritt der vorzeitigen Fälligkeit 
aller Teilzahlungen bei Verzug mit einer Zahlung). Auch in übrigen 
kann der Richter zur Sicherung der Gläubiger einstweilige oder ent- 
gültige Anordnungen und Maßnahmen treffen. 

Die Bewilligung von Teilzahlungen oder Stundung ist auch bei 
solchen Zahlungsverpflichtungen möglich, die bereits eingeklagt sind 
oder für die der Gläubiger bereits einen Vollstreckungstitel hat. 
Die Zwangsvollstreckung aus einer Zahlungsverpflichtung kann wäh- 
rend des Verfahrens einstweilen eingestellt werden, und zwar durch 
unanfechtbaren Beschluss (§ 17 VHV.) Vgl. im übrigen die sinngemäß 
auch hiezu geltenden Ausführungen auf S. 161 6 über den Fälligkeits- 
schutz für Gewerbetreibende. 

M ) § 535 BGB. und DJ. 1940 S. 1143 und S. 1154. S. auch S. 116 und S. 125. 
M ) S. S. 15, namentlich S. 23. 
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Ein Erlaß oder T e i 1 e r 1 a ß von Verbindlichkeiten kann vom 
Richter im Rahmen des § 6VHV. nicht ausgesprochen werden 60 ). 

5. In verfahrensrechtlicher Richtung ist kurz auszu- 
führen, daß Vertragshilfe nur auf (unbefristeten) Antrag des Rückge- 
führten gewährt wird. Ihm soll in der Regel der Versuch einer außer- 
gerichtlichen Einigung mit den Gläubigern vorausgehen (§ 1 1 VH V.). 
Doch wird auf diese Voraussetzung vielfach zu verzichten sein. Zu- 
ständig ist das Gericht des alten Wohnsitzes, da dieser vom Schuld- 
ner in der Regel nicht aufgegeben worden sein wird. 

Im übrigen gelten für das Verfahren sinngemäß die oben S. 20 
bei Darstellung des Fälligkeitsschutzes für Gewerbetreibende, ge- 
machten Ausführungen. 

6. Gewisse Zahlungsverpflichtungen sind von der Fälligkeits- 
regelung nach § 6 VHV. ausgeschlossen. Es sind dies die auf 
S. 22 aufgeführten Verbindlichkeiten, jedoch mit Ausnahme solcher 
Verpflichtungen, die dem Schuldner als Versicherungsnehmer ob- 
liegen. Stundung ist somit insbesondere auch möglich wegen der 
Prämien aus einer Feuer- oder Einbruchversicherung. Die Prämien- 
zahlung aus einer Lebensversicherung kann gegen Entrichtung eines 
geringen Sicherungsbetrags ausgesetzt werden 61 ). 

7. Der Fälligkeitsschutz nach § 6 VHV. ist nur eine der 
Hilfsmaßnahmen, die den von der Räumungspflicht betroffe- 
nen Personen zugutekommt. In erster Linie erhalten sie Hilfe auf 
Grund der Räumungs-Familienunterstützungsver- 
ordnung vom 1. September 1939 62 ).Der Ersatz von Person en- 
und Sachschaden ist durch besondere Vorschriften sicherge- 
stellt. Auch auf den in Fußnote 58 erwähnten § 535 BGB. ist hinzu- 
weisen, der die Befreiung von der Pflicht zur Miet- oder Pachtzins- 
zahlung vorsieht. Schliesslich ist auf §§ 30, 31 VHV. zu verweisen, 
welche die Hemmung der Verjährung von Ansprüchen 
regeln (s. S. 73). 

■ Rückgeführten kommen auch die übrigen in diesem Buch darge- 
stellten Schutzvorschriften zu einem großen Teile zugute. 

8. Während eines Rechtsstreits kann einem eingeklagten Rück- 
geführten eine Zahlungsfrist — Höchstdauer allerdings 3 Monate 
— auf Grund der auf S. 44 behandelten Zahlungsfristverordnung 
vom 7. Oktober r939 bewilligt werden. 



r) vgl. s. 18. 

01 ) Erlaß des Reichsinnenministers vom 3. November 1939 (RMBliV. S.2247). 
w ) RGBL 1939 I S. 1761. Vgl. auch das Einsatz-Familienunterhaltsgesetz vom 
26. Juni 1940 (RGBl. I S. 911) und die Reichsbeihilfen- Vorschriften in den 
westlichen Grenzgebieten (DJ. 1940 S. 699 und S. 849). 

I 
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II. Sondervorschriften für das Freimachungsgebiet 

Unter dem sog. Freimachungsgebiet ist der auf behördliche An- 
ordnung freigemachte Teil des Regierungsbezirks Trier (Saarburg, 
Perl), des Saarlands (namentlich Saarbrücken), der Pfalz (Zwei- 
brücken, Pirmasens) und der Stadt Kehl (Baden) zu verstehen. 
Nicht darunter fallen dagegen die nur teilweise geräumt gewesenen 
Städte Freiburg, Karlsruhe und Rastatt. Schuldner in diesem Frei- 
machungsgebiet können sich auf die allgemeinen hievor unter 
Ziffer I dargestellten Fälligkeitsschutzbestimmungen berufen; für 
sie galten aber auf Grund der Verordnung über die Schuldenab- 
wicklung im Freimachungsgebiet vom 5. Juli 1940 63 ) auch einige 
Sondervorschriften, auf die hier aber deshalb nicht mehr einge- 
gangen zu werden braucht, weil sie infolge Zeitablaufs inzwischen 
gegenstandslos geworden sind. 

III. Sondervorschriften für landwirtschaftliche 

Betriebsinhaber 

Inhaber von landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Be- 
trieben können Fälligkeitsschutz nicht nur nach Maßgabe der in 
Ziffern I und II behandelten Vorschriften beanspruchen, sondern 
auch dann, wenn sie nicht gezwungen sind, infolge der Auswir- 
kungen des Krieges ihren Betrieb zu verlassen, sie aber — bei Ver- 
bleib am Betriebssitz — an der ordnungsm äß igen Bewirt- 
schaftung der Grundstücke in erheblichem Maße ge- 
hindert sind und deshalb ihre Zahlungsverpflichtungen aus 
Rechtsverhältnissen, die vor Eintritt der Behinderung begründet 
sind, nicht rechtzeitig erfüllen können. Eine derartige Behinderung 
liegt insbesondere vor, wenn die Grundstücke wegen der Räumung 
oder Freimachung von Gebietsteilen oder infolge der Errichtung 
von Anlagen, die der Reichsverteidigung dienen, nicht zugänglich 
sind (§6 Abs. 2 VHV.). 

Unerheblich ist hiebei, ob der Inhaber des landwirtschaftlichen 
Grundstücks Eigentümer, Pächter oder sonstiger Nutzungsberech- 
tigter ist, und ob es sich um einen Erbhof oder um einen sonstigen 
Betrieb handelt. Sofern der Eigentümer den Betrieb aber nicht 
selbst bewirtschaftet, ihn also verpachtet hat, kann ihm Fälligkeits- 
schutz auf Grund des § 6 Abs. 2 VHV. niclit gewährt werden. Doch 
kann ihm u. U. der aus §§ 8, 9 VHV. (s./S. 30) ersichtliche Schutz 
zugutekommen. 

Die Art der Fälligkeitsregelung und die verfahrens- 
rechtliche Behandlung ist die gleiche wie in den Fällen, in 
denen eine tatsächliche Räumung durch den Schuldner erfolgt ist. 

M ) RGBl. 1940 I S. 947. 
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V. ABSCHNITT: 
SCHUTZVORSCHRIFTEN FÜR SONSTIGE SCHULDNER 

Während in den Abschnitten II bis IV die für Gewerbe- 
treibende, für Schuldner von Hypotheken, Grund- 
schulden und Reallasten und für Rückgeführte be- 
stehenden besonderen Schutzvorschriften dargestellt sind, sollen in 
diesem Abschnitt die — übrigen — Schutzvorschriften des Kriegs- 
rechts behandelt werden, die grundsätzlich für Schuldner jeder 
Art — also jeden Berufs und jeden Standes — gelten. 
Auch die für Wechsel- und Scheckschuldner und für 
Bürgen geltenden Sondervorschriften werden in diesem Ab- 
schnitt behandelt. 

I. Bewilligung einer Zahlungsfrist während eines Rechtsstreits 

i. Außerhalb eines Rechtsstreits kann eine gerichtliche 
Fälligkeitsregelung auf Grund kriegsrechtlicher Vorschriften im 
allgemeinen nur erfolgen, wenn der Schuldner Gewerbetrei- 
bender, Verpflichteter aus einer Hypothek, Grundschuld 
oder Reallast oder wenn er Rückgeführter ist (s. Abschnitt II 
bis IV). Ist über den Anspruch auf eine Geldleistung oder aus 
einer Hypothek, Grund schuld oder Rentens chuld 
dagegen ein Rechtsstreit anhängig 84 ), so kann das Ge- 
richt in diesem Prozeß jedem Schuldner in Stadt und 
Land eine Zahlungsfrist bis auf die Dauer von drei Monaten be- 
willigen. Voraussetzung hiefür ist 6Ö ) : 

a. Die Verpflichtung des Schuldners muß aus einem Rechtsver- 
hältnis herrühren, das vor dem i. September 1939 
begründet worden ist; nicht erforderlich ist dagegen, daß 
auch die Verbindlichkeit selbst vor diesem Zeitpunkt fällig ge- 
worden ist. Zur Anwendung der Zahlungsfristverordnung auf 
eine Nebenleistung fz. B. Zinsen) genügt es, daß der Hauptan- 
spruch vor dem 1. September 1939 begründet worden ist; 

b. der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfrist muß vom 
Schuldner bis zum Schluß der mündlichen Ver- 
handlung im Rechtsstreit gestellt werden; 



M ) Inwieweit gegen einen Wehrmachtangehörigen ein Rechtsstreit ange- 
strengt werden kann, ergibt sich ans den Ausführungen im 2. Teil (S. 76). 
ö5 ) Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfristen in Rechtsstreitig- 
keiten vom 1. Oktober 1039 (Zahlungsfristverordnung; RGBl. I S. 2004) Ab- 
druck s. Anhang unter Nr. IV. 

Schrifttum: Fechner in DRW. 1939 S. 1929, Gädeke in DRW. 1940 S. 232, 
Staud in DJ. 1939 S. 1604. 



c. die Zahlungsfrist muß im Interesse des Schuldners 
dringend geboten und dem Gläubiger nach Lage 
der Verhältnisse zumutbar sein. 

Im einzelnen gilt für die Bewilligung einer Zahlungsfrist 
während eines Rechtsstreits folgendes: 

2. Die Zahlungsfrist kann nur während des Rechtsstreits, d. h. 
nach Klageerhebung 60 ) bewilligt werden. Ob der Rechtsstreit im 
ersten oder in einem weiteren Rechtszug anhängig ist, ist unerheb- 
lich. Er muß über denjenigen Anspruch anhängig sein, der auf An- 
trag des Schuldners gestundet werden soll 67 ). 

Keine Voraussetzung für die Bewilligung der Zahlungsfrist ist, 
daß es sich um eine bestimmte Art von (Gekl-)Anspruch handelt; 
eine Zahlungsfrist kann vielmehr für jede Art von Geldleistung, 
auch für Unterhaltsforderungen, bewilligt werden 68 ). Vorausset- 
zung für die Bewilligung der Zahlungsfrist in einem Rechtsstreit ist 
auch nicht, daß der Schuldner den betr. Anspruch anerkannt 
hat; er kann Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfrist auch vor- 
sorglicherweise für den Fall stellen, daß er zur Zahlung verurteilt 
wird. 

Wird der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfrist erst nach 
dem Schluß der mündlichen Verhandlung gestellt, so ist das Gericht 
befugt, diese wieder zu eröffnen. 

Der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfrist kann schrift- 
lich oder mündlich gestellt werden; Anwaltszwang besteht hiebei 
in keinem Falle. Der Antrag ist auch im Versäumnisverfahren zu 
berücksichtigen. Ein Versäumnisurteil kann mithin trotz Stellung 
eines Antrags auf Zahlungsfristgewährung erlassen werden, jedoch 
muß in ihm über diesen Antrag entschieden werden. Der Schuldner 
kann auch ein noch nicht rechtskräftiges Urteil anfechten, um in 
der Berufungs- oder Revisionsinstanz einen Antrag auf Zahlungs- 
fristbewilligung zu stellen. 

3. Die Zahlungsfrist kann bis auf die Dauer von läng- 
stens drei Monaten bewilligt werden. Eine Verlänge- 
rung dieser Frist ist nicht zulassig, und zwar auch nicht in der 
Weise, daß zunächst eine auf weniger als drei Monate festgesetzte 
Frist später bis zur Höchstdauer von drei Monaten verlängert wird. 
Dagegen kann das Rechtsmittelgericht u. U. eine Verlängerung der 
Frist bis auf die Höchstdauer von drei Monaten aussprechen. 

w ) Auch vor einem Arbeitsgericht. Wegen des Mahnverfahrens s. S. 48. 
w ) Wegen der Regelung fälliger Verbindlichkeiten ausserhalb eines Rechts- 
streits s. hievor Abschnitt II bis TV. 

M ) Unzulässig ist mithin dieBewilhgung einerZahlungsfrist bei Feststellungs- 
klagen und im Arrestverfahren. 
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Ausnahmsweise ist von vornherein die Bewilligung einer 
länger aus drei Monate dauernden Zahlungsfrist durch das Pro- 
zeßgericht zulässig, wenn über einen Anspruch, für den nach den 

oben gemachten Ausführungen eine Fälligkeitsregelung außerhalb 

eines Rechtsstreits getroffen werden kann, ein Rechtsstreit an- 
hängig wird, bevor der Schuldner einen Vertragshilfeantrag ge- 
stellt hat e9 ). 

Die Dauer der Zahlungsfrist ist im Urteil festzusetzen, und 
zwar 1 am zweckmäßigsten kalendermäßig. Die Frist kann für den 
gesamten Anspruch oder auch nur für einen Teil des Anspruchs be- 
willigt werden. Das Gericht kann auch anordnen, daß der Schuldner 
den Anspruch in Raten (innerhalb der Dreimonatsfrist) abträgt. Es 
kann dabei bestimmen, daß bei nicht pünktlicher Zahlung einer Rate 
der Restanspruch des Gläubigers sofort zur Zahlung fällig wird. 
Auch von der Leistung einer Sicherheit kann die Bewilligung der 
Zahlungsfrist abhängig gemacht werden. 

4. Bei Prüfung der Frage, ob eine Zahlungsfrist im Interesse 
des Schuldners dringend geboten und dem Gläubi- 
ger zumutbar ist, muß das Gericht die Belange des Schuldners 
und des Gläubigers gegeneinander abwägen. Dringend geboten 
kann für den Schuldner die Zahlungsfristbewilligung beispielsweise 
dann sein, wenn anders, d. h. bei sofortiger Zahlung die wirtschaft- 
liche Existenz des Schuldners oder sein Kredit gefährdet ist. Bei 
Wehrmachtangehörigen ist dabei ein weiter Maßstab anzulegen. 
Nicht zumutbar ist dem Gläubiger eine Zahlungsfrist z. B. dann, 
wenn er hiedurch selbst in wirtschaftliche Not geraten würde. 

5. Ist dem Schuldner bereits auf Grund der Vorschriften der 
VHV. Stundung bewilligt worden, so kommt grundsätzlich für die 
gleiche Schuld Zahlungsfristbewilligung nach der Zahlungsfrist- 
VO. nicht mehr in Frage. Dem Schuldner kann aber durch eine 
Stundungsverlängerung nach § 20 VHV. geholfen werden. 

Gerichtliche Zahlungsfristbewilligung während eines Rechts- 
streits dürfte ferner dann nicht mehr in Frage kommen, wenn der 
Gläubiger nach Inkrafttreten der Zahlungsfristverordnung (12. Ok- 
tober 1930) dem Schuldner bereits f r e i w i 1 1 i g eine Zahlungsfrist 
bewilligt hat, durch die nach dem ausdrücklichen oder stillschwei- 
genden Willen der Beteiligten das gesetzliche Recht des Schuldners, 
im später anhängig werdenden Rechtsstreit noch Antrag auf Ge- 

w ) § 24 Abs. 2 VHV. Nach Abschluss des Rechtsstreits ohne Stellung des 
Antrags auf Zahlungsfristbewilligung hat der Schuldner wohl noch das 
Recht, den Vertragshilferichter wegen Gewährung von Falligkettsschutz im 
Sinne des § 2 VHV. in Anspruch zu nehmen, wenn er Gewerbetreibender 
oder Schuldner einer Hypothek oder Grundschuld oder Rückgeführter >sl. 



Währung einer gerichtlichen Zahlungsfrist zu stellen, ausgeschlos- 
sen werden sollte. Das gleiche wird grundsätzlich auch dann zu gel- 
ten haben, wenn zwar vom Gläubiger noch vor dem Inkrafttreten 
der ZahlungsfristVO., aber erst nach Ausbruch des Krieges, frei- 
willig eine Zahlungsfrist bewilligt worden ist, insbesondere eine 
solche von mindestens 3 Monaten. Anders dagegen ist die Rechts- 
lage, wenn die Bewilligung der außergerichtlichen Zahlungsfrist 
bereits vor Kriegsausbruch erfolgt ist; dann kann sich der Schuld- 
ner noch auf die gerade aus Anlaß des Krieges erlaßene Zahlungs- 
fristVO. berufen. 

6. Die Zahlungsfrist wirkt wie eine vom Gläubiger bewilligte 
Stundung. Der Schuldner braucht mithin über die Dauer der Zahlungs- 
frist keine Verzugszinsen zu bezahlen, die Verjährung 
der Forderung ist insolange gehemmt. Die Zahlungsfrist kommt auch 
einem Bürgen oder Pfandgeber zu gute. Eine besondere Wir- 
kung hat die Zahlungsfristbewilligung, die wegen eines Miet- oder 
Pachtzinsrückstands bewilligt wird (§ 25 VHV., s. S. 117). 

Sind an den Zahlungsverzug des Schuldners noch andere 
Rechtsfolgen als die Pflicht zur Zahlung von Verzugszinsen 
geknüpft, so wird hieran durch die Bewilligung einer Zahlungsfrist 
nichts geändert. Dies trifft z. B. auf das Recht des Gläubigers, wegen 
eines Zahlungsverzugs des Schuldners die Hauptsumme mit sofortiger 
Wirkung zu kündigen, zu. Der Richter kann aber auf Grund des § 9 
VHV. (S. 49) eine derartige für den Schuldner nachteilige Rechts- 
folge beseitigen. 

7. Die Bewilligung einer Zahlungsfrist kann dadurch ange- 
fochten werden, daß das Urteil selbst mit dem hiegegen zulässigen 
Rechtsmittel (Berufung, Revision) angefochten wird. In der Beru- 
fungsinstanz kann die Entscheidung über die Bewilligung einer Zahl- 
ungsfrist auch zu Ungunsten des Beschwerdeführers geändert werden. 

Die Entscheidung über die Bewilligung einer Zahlungsfrist kann 
aber auch selbständig mit der sofortigen Beschwerde ange- 
fochten werden (ohne daß gegen das Urteil selbst ein Rechtsmittel ein- 
gelegt wird), und zwar dann, wenn der Wert des Anspruchs, für den 
die Zahlungsfrist bewilligt oder abgelehnt worden ist, den Betrag von 
500 RM. übersteigt. Die Beschwerdefrist beträgt zwei Wochen, ge- 
rechnet seit der Bekanntgabe der Entscheidung. Über die Beschwerde 
entscheidet das Berufungsgericht. Weitere Beschwerde findet nicht 
statt. 

7. Auf die Kostenentscheidung ist die Bewilligung oder 
Ablehnung einer Zahlungsfrist grundsätzlich ohne Einfluß, es findet 
also nicht etwa § 92 ZPO. Anwendung (Kostenverteilung bei teil- 
weisem Unterliegen). Etwas besonderes gilt nur für die Fälle, daß 
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die Parteien lediglich über die Art und Dauer der Zahlungsfrist ge- 
stritten haben und deswegen eine abweichende Kosten Verteilung der 
Billigkeit entspricht. In diesen Fällen kann das Gericht die Kosten 
ganz oder teilweise gegeneinander aufheben, d.h. sie auf Kläger und 
Beklagten angemessen verteilen. 

Wegen der Rechtsanwaltskosten im Zahlungsfristver- 
fahren s. den Aufsatz von Gädeke in DRW. 1940 S. 234 am Schluß. 

Wegen der Abänderbarkeit der Kostcncntschcidung durch das Be- 
schwerdegericht für den Fall, daß die eingelegte sofortige Beschwerde 
zurückgenommen ist, s. OLG. Darmstadt in DRW. 1940 S. 335. 

8. Wegen des Verhältnisses der Zahlungsfristbewilligung in einem 
Rechtsstreit zum V ol 1 s t r ec k 11 n gs s c h u t z-Ve r f a h r e n wird 
auf die Ausführungen auf S. 60 verwiesen. 

9. Wegen der Möglichkeit der Gewährung einer Zahlungsfrist im 
Mahnverfahren, d. h. in dem Fall, daß gegen den Schuldner ein 
Zahlungsbefehl erlassen ist, ist in einer AV. des Reichsjustizministers 
vom 30. März 1940 70 ) folgendes festgestellt 71 ): 

Eine gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfristen findet im Mahn- 
verfahren nicht statt. § 2 der VO. über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfristen vom 7. 8. 1914 in der Fassung der Bek. vom 20. 5. 
191 5 (RGBl. S. 290) ist jedenfalls durch die eingangs genannte Ver- 
ordnung gegenstandslos geworden. 

Hierdurch wird nicht ausgeschlossen, daß bei Erteilung des Voll- 
streckungsbefehls eine vom Gläubiger eingeräumte Zahlungsfrist, ge- 
gebenenfalls auch mit Verfallklausel, berücksichtigt wird, sei es, daß 
der Gläubiger diese Zahlungsfrist von vornherein, oder sei es, daß er 
sie erst nach Zustellung des Zahlungsbefehls auf Bitte des Schuldners 
eingeräumt hat. Im Mahnverfahren die Stellungnahme des Gläubigers 
zu einer solchen Bitte des Schuldners, die an sich als Widerspruch zu 
behandeln ist, herbeizuführen, mag im Einzelfalle dann unbedenklich 
sein, wenn hierdurch die Terminsbestimmung nicht in einer den Ab- 
sichten des Gläubigers zuwiderlaufenden Weise verzögert wird. Unzu- 
lässig ist es, darüber hinaus in das Mahnverfahren eine mündliche oder 
schriftliche Verhandlung über die Bewilligung einer Zahlungsfrist ein- 
zuschalten; solche Verhandlungen sind vielmehr Aufgabe des Prozeß- 
gerichts, das im Güteverfahren auf einen gütlichen Ausgleich hinzu- 
wirken und nötigenfalls im Streitverfahren über die Bewilligung einer 
Zahlungsfrist zu entscheiden haben wird. 

j 



) DJ. 1940 S. 396. 

71 ) Wegen der Unterbrechung des gegen eines Wehrmachtangehörigen an- 
hängigen Mahnverfahrens s. S. 84. 
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II. Gerichtliche Beseitigung von einem Schuldner 
nachteiligen Rechtsfolgen 

x. Außer dem in Ziffer I (S. 44) behandelten Fälligkeitsschutz 
während eines Rechtsstreits kann jeder Schuldner in Stadt oder 
Land (also ohne Rücksicht auf seinen Beruf oder Stand) gericht- 
lichen Schutz dergestalt in Anspruch nehmen, daß auf Grund einer 
auf seinen Antrag ergehenden Entscheidung des Richters Rechts- 
folgen, die für den Fall der Nichterfüllung oder der nicht recht- 
zeitigen Erfüllung einer Verbindlichkeit vorgesehen sind, zu seinen 
Gunsten als nicht eingetreten gelten, also durch Richterspruch 
beseitigt werden. 

Die Voraussetzungen, unter denen ein solcher Schutz er- 
langt werden kann, sind folgende (§ 9 VHV.) 72 ). 

a. Die Verbindlichkeit, deren Nichterfüllung besondere Rechtsfolgen 
auslöst, darf erst nach dem 25. August 1939 fällig gewor- 
den sein; 

b. der Schuldner muß durch die Auswirkungen des Krieges 
ohne sein Verschulden verhindert sein, die Verbind- 
lichkeit zu erfüllen; 

c. die für den Fall, der Nichterfüllung vorgesehene Rechtsfolge muß 
dem Schuldner nachteilig sein; 

d. der Schuldner muß den Anspruch des Gläubigers anerkennen. 
Sind diese Voraussetzungen gegeben, so kann der Richter auf An- 
trag anordnen, daß die betr. Rechtsfolge ganz oder teilweise als nicht 
eingetreten gelten solle. 

Im einzelnen ist über die Aufhebung von Rechtsnachtcilen 
im Rahmen des § 9 VHV. folgendes auszuführen: 

2. Rechtsnachteile aus vor dem 26. August 1939 fällig gewor- 
denen Verbindlichkeiten können im Rahmen des § 9 VHV. vom Richter 
nicht beseitigt werden, auch wenn der Gläubiger die mit der Nicht- 
erfüllung der Forderung verbundenen Rechtsfolgen erst nach dem 
25. August 1939 geltend macht. Ist das der Verbindlichkeit zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis selbst erst nach dem 25. August 1939 be- 
gründet worden, so kann eine Beseitigung der Rechtsfolgen durch das 
Gericht nur dann erfolgen, wenn die Behinderung des Schuldners auf 
Kriegsauswirkungen beruht, die er ohne sein Verschulden nicht mit 
genügender Sicherheit voraussehen konnte. 

3. Bei den Auswirkungen des Krieges kann es sich um 
unmittelbare oder um mittelbare Auswirkungen handeln. Andere 

") In der Zeit vom 7. September bis 3. Dezember 1939 war der Eintritt von 
dem Schuldner nachteiligen Rechtsfolgen bereits kraft Gesetzes ausgeschlos- 
sen (s. VO. vom 1. September 1939; RGBl. I S. 1656, Art. 9). 

4 Haegele. „Rechtsschutz" 40 
■ 



Hinderungsgründe dagegen können die gerichtliche Aufhebung von 
Rechtsnachteilen nicht rechtfertigen. Die Voraussetzung, daß der 
Schuldner an der Erfüllung der Verbindlichkeit ohne sein Ver- 
schulden gehindert ist, ist gerade bei zur Wehrmacht einberufenen 
Schuldnern vielfach gegeben, sei es, daß der Schuldner infolge der 
Einberufung oder einer Betriebseinschränkung einen wesentlichen 
Rückgang in seinen Einnahmen zu verzeichnen hat, sei es, daß sein 
Vermögen in freigemachten Gebieten liegt oder daß er infolge von 
Gefangenschaft oder Verwundung an der Verfügung über sein Ver- 
mögen tatsächlich verhindert ist. Eine unverschuldete Verhinderung 
liegt dagegen beispielsweise nicht vor, wenn der Schuldner bei ge- 
nügender Vorsicht die Kriegsverhältnisse hätte in Rechnung stellen 
können. 

4. Dafür, welche dem Schuldner nachteilige Rechtsfolgen 
durch Gerichtsbeschluß beseitigt werden können, gibt § 9 VHV. selbst 
folgende Beispiele: die Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinsen, 
die vorzeitig eingetretene Fälligkeit eines Kapitals oder die Entstehung 
von Kündigungsmöglichkeiten oder Rücktrittsrechten. Weiterhin ge- 
hören hierher die Fälle der Verpflichtung zur Zahlung von Vertrags- 
strafen oder von Strafzinsen. 

Der Schuldner kann im Rahmen des § 9 VHV. aber nur von den 
(infolge der Nichterfüllung oder nicht rechtzeitigen Erfüllung seiner 
Verbindlichkeit) eingetretenen Rechtsfolgen befreit werden; die 
nicht erfüllte Verbindlichkeit selbst bleibt dagegen bestehen. 
Ist z. B. ein Zinsbetrag aus einer Hypothek fällig geworden, so bleibt 
der Anspruch des Gläubigers auf Zahlung dieses Betrags bestehen. 
Hierwegen kann Klage auf Zahlung und Vollstreckung eingeleitet 
werden; für die Forderung bestehende Sicherheiten können vom Gläu- 
biger in Anspruch genommen werden 78 ). Tritt dagegen infolge des 
Zinszahlungsverzugs auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher Be- 
stimmungen Fälligkeit der Hauptsumme ein oder gestattet die Fällig- 
keit des Zinsanspruchs eine sofortige Kündigung der Hauptsumme, so 
können diese Rechtsfolgen vom Gericht beseitigt werden 74 ). 

5. Der Richter bestimmt nach pflichtgemäßem Ermessen, o b und 
inwieweit die betr. Rechtsfolgen als nicht eingetreten gelten sollen. 
Er kann z. B. eine infolge des Zahlungsverzugs des Schuldners an sich 
erfolgte Zinssatzerhöhung als ganz oder teilweise nicht eingetreten 
erklären (nicht aber etwa den Zins unter den geltenden Normalzinssatz 



7S ) Der Schuldner kann aber um Fälligkeitsschutz nach den hiefür geltenden 
Vorschriften nachsuchen. 

™) Statt Beseitigung der eingetretenen Fälligkeit des Anspruchs zu bean- 
tragen, kann der Schuldner auch Antrag auf FälHgkeitsschutz stellen (etwa 
in einem Falle, in dem die Voraussetzungen des § 9 VHV. nicht gegeben sind). 



senken), er kann ferner z.B. zwar die eingetretene Fälligkeit der 
Hauptsumme beseitigen, die Pflicht zur Zahlung von Verzugszinsen 
aber bestehen lassen usw. Der Richter kann mithin ganz auf die Be- 
dürfnisse des Einzelfalles abstellen, um einen gerechten Ausgleich 
zwischen den Belangen des Gläubigers und denen des Schuldners her- 
beizuführen. 

Der Richter kann seine in Rechtskraft erwachsene Entscheidung 
zu Gunsten des Gläubigers oder des Schuldners ändern, wenn dies 
wegen einer wesentlichen Veränderung der tatsächlichen Verhältnisse 
oder infolge von Umständen, die nachträglich ermittelt wurden, 
dringend geboten erscheint (§ 2 VHV.). 

6. In verfahrensrechtlicher Hinsicht gelten die auf S. 20 
gemachten Ausführungen sinngemäß. Die Eiatscheidung des Richters 
ist in jedem Falle mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar 75 ). Eine 
Antragsfrist besteht, abgesehen von dem hienach in Nr. 8 genannten 
Falle nicht. 

Ist über den Anspruch, bezüglich dessen ein Antrag auf gerichtliche 
Beseitigung von Rechtsnachteilen gestellt werden will, bereits ein 
Rechtsstreit anhängig, so ist der Antrag vom Schuldner beim 
Prozeßgericht einzureichen, das alsdann in seinem Urteil über die 
Aufhebung der Rechtsnachteile entscheidet. Das Verfahren richtet 
sich dabei nach der Zahlungsfristverordnung vom 7. Oktober 1939 7Ö ). 

7. Für einige Arten von Ansprüchen bestehen Sondervor- 
schriften, und zwar: 

a. Die Beseitigung eingetretener Rechtsnachteile ist auch bei Ver- 
sicherungsverhältnissen möglich. Es kann hier z. B. die 
Rechtsfolge beseitigt werden, daß der Versicherer infolge Nicht- 
zahlung der Prämien von der Verpflichtung zur Leistung frei wird 
oder daß er das Versicherungsverhältnis kündigen kann. Der Ver- 
sicherte kann aber einen Antrag auf Beseitigung eines infolge Ver- 
zugs mit der Prämienzahlung eingetretenen Rechtsnachteils nur 
innerhalb sechs Monaten nach dem Zeitpunkt stellen, zu dem sich 
der Versicherer ihm gegenüber auf den Eintritt der Rechtsfolgen 
des Prämien Verzugs berufen hat"). 



76 ) Ist die Anordnung der Beseitigung von Rechtsnachteilen vom Gericht 
rechtskraftig abgelehnt worden, so kann der Schuldner einer Hypothek oder 
Grundschuld immer noch versuchen, Fälligkeitsschutz im Rahmen des § 8 
VHV. (S. 35) zu erlangen. Er wird sich vielfach zweckmäßigerweise auf 
beide Arten von Vertragshilfe berufen. 
7Ö ) Diese ist auf S. 44 dargestellt. 

") Der Lauf dieser Frist ist gehemmt, solange der Versicherungsnehmer ohne 
sein Verschulden gehindert ist die Frist einzuhalten. Im übrigen s. wegen 
der Behandlung von Versicherungsverhältnissen die A.V. vom 18. Mai 1940 
(DJ. S. 593). 
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b. Die Besonderheiten bei Ansprüchen aus einem Wechsel oder 
Scheck sind auf S. 53 behandelt. 

c. Das Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters 
wegen eines Miet- oder Pachtzinsrückstandes und (bei dem Mieter- 
schutzgesetz unterliegenden Räumen) sein Recht, wegen eines 
solchen Rückstands Aufhebung des Miet- oder Pachtverhältnisses 
zu verlangen, kann im Wege der Vertragshilfegewährung nach 
§ 9 VHV. nicht beseitigt werden, sofern es sich um Miet- oder 
Pachtverhältnisse über Räume sowie um Pachtverhältnisse über 
Räume oder gewerblich genutzte unbebauteGrundstücke handelt 78 ). 

d. Auch die gesetzliche Befugnis eines Gläubigers, das ihm gegebene 
Pfand oder Sicherungsgut im Falle der Nichtzahlung der 
gesicherten Forderung zu verwerten, kann durch richterliche Ver- 
tragshilfe nach § 9 VHV. nicht beseitigt werden 70 ). Die gesetz- 
lichen Vorschriften über die Androhung des Pfandverkaufs und 
über die zwischen der Androhung und dem Verkauf liegende Frist 
sind auch dann anzuwenden, wenn vertragsmäßig auf die Einhal- 
tung dieser Vorschriften (§ 1234 BGB.) verzichtet worden ist. 

III. Sondervorschriften für Wechsel- und Scheckansprüche 
A. Verlängerung von Wechsel- und Scheckfristen 

1. Die nach Wechsel- und Scheckrecht einzuhaltenden Fristen sind 
verhältnismäßig kurz. Werden sie nicht beachtet, so verliert der In- 
haber des Wechsels oder Schecks sein Ruckgriffsrecht aus dem Papier 
an die Mitverpflichteten. Um in dieser Richtung sowohl für den Gläu- 
biger wie auch für die Verpflichteten Erleichterungen zu schaffen, ist 
nach Kriegsausbruch zwar nicht der Verfalltag eines Wechsels oder 
eines Schecks hinausgeschoben worden, es wurde also kein allgemeines 
Wechselmoratorium erlassen, wohl aber wurden die Fristen zur 
Vornahme der Handlungen verlängert, die der Inhaber eines 
Wechsels oder Schecks zur Wahrung seines Rückgriffsrechts einhalten 
muß 80 ). 

Diese Vorschriften brauchen aber in diesem Buche nicht mehr 
erläutert zu werden, weil die Verlängerung der Fristen mit dem 
31. Januar 1941 in der Weise außer Kraft getreten ist, daß 



78 ) Der Schuldner kann aber, sofern er Gewerbetreibender oder Rückge- 
führter ist, hinsichtlich der fälligen Miet- oder Pachtzinsen Fälligkcitsschutz 
im Sinne der auf S. 1 !6 gemachten Ausführungen beanspruchen und auf diese 
Weise die Kündigungsmöglichkeit des Vermieters oder Verpächters besei- 
tigen. 

7Ö ) Der Pfandgeber kann aber Vollstreckungsschutz auf Grund der auf S. 58 
dargestellten yollstreckungsrechtlichen Vorschriften in Anspruch nehmen 
und sich auf diese Weise schützen. 

M ) Verordnung vom 18. September 1939 (RGBl. I S. 1849). 




eine an diesem Tage noch laufende Verlängerung mit dem Ablauf 
dieses Tages endete 

B. Stundung eines Wechsel- oder Scheckanspruchs 

1. Sofern der Schuldner Gewerbetreibender oder Rück- 
geführter ist, können seine Verbindlichkeiten nach Maßgabe der 
§§ 2, 6 VHV. (S. 16 und 40) geregelt, insbesondere gestundet wer- 
den. Eine derartige Stundung ist auch bei Verpflichtungen aus einem 
Wechsel oder Scheck möglich. Die Stundung durch den Richter hat 
hier zur Folge, daß über die Dauer der Stundung der Anspruch gegen- 
über demjenigen Wechselverpflichteten, der Stundung erhalten hat, 

cht geltend gemacht werden kann. Nach Ablauf der Stundung hat 
ieser Verpflichtete die Wechselforderung mit den inzwischen auf- 
'aufenen Nebenbeträgen zu zahlen. Er hat sonach alsdann auf Ver- 
langen zu zahlen die Wechselsumme, 6 v. H. Zinsen seit dem Verfall- 
tag, die Kosten des Protests sowie eine Vergütung von % v. H. der 
Wechselsumme 82 ) . 

2. Ist Stundung eines Wechsels oder Schecks nur einem von 
ehreren Wechselverpflichteten (Wechselakzeptant, Wechselaus- 
^ller, Indossant) gewährt worden, so ändert dies an der Zahlungs- 
tflichtung der übrigen Wechselschuldner nichts. Gegen diese kann 

ler Wechselinhaber vielmehr alsbald nach Verfall des Wechsels ohne 
Rücksicht auf die einem anderen Wechselverpflichteten gewährte 
StundungRückgriff nehmen. Dies gilt auch dann, wenn es der Wechsel- 
akzeptant ist, dem Stundung erteilt worden ist 88 ). Die Vorschriften 
des WG. über bestehende Fristen sind aber zu beachten. 

3. Während eines Rechtsstreits kann auch für einen ein- 
geklagten Wechsel- oder Scheckanspruch eine Zahlungsfrist auf 
Grund der auf S. 44 dargestellten Zahlungsfristverordnung bewilligt 
•werden. 

C. Keine Regelung von Verzugsfolgen 

Kommt ein Schuldner mit seinen Zahlungsverpflichtungen aus 
einem Wechsel oder Scheck in Verzug, so kann der Inhaber des Wech- 
els neben der Wechselsumme 6 v. H. Zinsen seit dem Verfalltag, die 
iten des Protests und der Nachrichten sowie andere Auslagen, 
ner eine Vergütung von y z v - H. der Wechselsumme verlangen 84 ). 
Diese Folgen können nicht durch eine Anordnung des Richters nach 
Maßgabe des § 9 VHV. (s. S. 49) beseitigt werden, auch nicht durch 
ne Stundung des Wechselanspruchs nach Maßgabe der hievor unter B 

l ) Verordnung vom 27. September 1940 (RGBL I S. 1298). 
w ) .§ 26 Abs. 3 VHV., Art. 48 und 49 WG. 
M ) §26 Abs. 1,2 VHV. 
M ) Art. 48, 49 WG. 
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gemachten Ausführungen. Selbstverständlich kann der Gläubiger auf 
diese Nebenansprüche freiwillig verzichten. 
Das gleiche gilt für Scheckansprüche. 

IV. Rechtsstellung von Bürgen 

z. Tritt für den Hauptschuldner einer Zahlungsverpflichtung eine 
Erleichterung ein, z. B. eine Stundung oder Zinsermäßigung, so 
wirkt diese nach allgemeinen Vorschriften grundsätzlich auch zu- 
gunsten des Bürgen dieser Schuld (auch wenn er sich als Selbst- 
schuldner verbürgt hat) 8D ). 

2. Ist dagegen dem Hauptschuldner nur Vollstreckungs- 
schutz gewährt (s. hierüber hienach Abschnitt VI), so ändert sich 
dadurch an der Fälligkeit der Schuld nichts. Nichts geändert wird 
somit in diesem Falle auch an dem Recht des Gläubigers, sich wegen 
der fälligen Schuldan den Bürgen zu halten. Anders ist die Rechtslage 
für den Bürgen nur dann, wenn er sich nicht als Selbstschuldner ver- 
bürgt hat (ihm also die Einrede der Vorausklage zusteht) und es sich 
bei dem dem Schuldner bewilligten Vollstreckungsschutz nur um die 
einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung in das bewegliche 
Vermögen des Schuldners handelt. In diesem Falle wirkt sich die 
Gewährung von Vollstreckungsschutz an den Schuldner praktisch 
auch zugunsten des Bürgen aus (§ 771 BGB.). 

3. Im Kriegsausgleichsverfahren (S. 65) werden die 
Ansprüche der Ausgleichsgläubiger gegen Bürgen durch den bestätig- 
ten Ausgleich nicht betroffen, sie* können mithin im bisherigen Umfang 
geltend gemacht werden. Der Bürge selbst kann aber gegen den Aus- 
gleichsschuldner nur bis zur Höhe der Ausgleichsquote Rückgriff 
nehmen. 

4. Wegen der Rechtsstellung des Bürgen bei Herabsetzung 
von Miet- oder P a c h t z i n s f o r d e r u n g en für gewerbliche 
Räume im Rahmen des § 4 VHV. wird auf die Ausführungen auf 
S. 123 verwiesen. 



w ) Sind dagegen bei einer Schuld mehrere Schuldner vorhanden — Ge- 
samtschuldner — , so kommen die Erleichterungen, die nur einem 
dieser Schuldner gewährt werden, auch nur diesem und nicht auch den 
Mitschuldnern zugute. 



VI. ABSCHNITT: 
KRIEGSRECHTLICHER VOLLSTRECKUNGSSCHUTZ 

I. Allgemeine Vorschriften 

1. Zur Verhütung vermeidbarer schwerer Erschütterungen des 
Wirtschaftslebens war es nach Kriegsausbruch sowohl im Interesse 
der einzelnen Schuldner wie auch der Volksgesamtheit 86 ) notwendig, 
auch in das Zwangs vollstreckungs recht einzugreifen. Der hier ein- 
geführte kriegsrechtliche Schutz war zunächst ein allgemeiner, 
er wirkte sich in einer grundsätzlichen, das bewegliche wie das unbe- 
wegliche Vermögen erfassenden Verwertungssperre aus und 
stand jedem Schuldner zur Seite. 

Nachdem sich das Wirtschaftsleben auf den Kriegszustand ein- 
gespielt hatte, war es aber bald wieder möglich und notwendig, diese 
Verwertungssperre erheblich aufzulockern und zu einem E i n- 
zelschutz überzugehen, wobei den berechtigten Belangen des Gläu- 
bigers und dem Schutzbedürfnis des Schuldners in gleicher Weise 
Rechnung zu tragen war. Dies ist durch Schaffung einer vollstreckungs- 
rechtlichen Generalklausel geschehen, die es dem Vollstreckungs- 
gericht gestattet, in jede Art von Zwangsvollstreckung einzugreifen, 
soweit dies im Interesse des Schuldners geboten und dem Gläubiger 
zumutbar ist (Einzelheiten s. S. 58). 

2. Der kriegsrechtliche Vollstreckungsschutz ist nicht etwa an 
Stelle des bereits vor dem Kriege bestandenen vollstreckungs- 
rechtlichen Schutzes getreten, er bildet vielmehr dessen Ergänzung 
in denjenigen Fällen, in denen der bisherigen Schutz nicht ausreichend 
ist. Ein Schuldner kann sich mithin auch auf den schon bei Kriegs- 
ausbruch bestandenen und heute noch bestehenden Vollstreckungs- 
schutz, so namentlich auf das Vollstreckungsmißbrauchgesetz, ein 
Schuldner, der Erbhofeigentümer ist, auf den er bhof rechtlichen Voll- 
streckungsschutz berufen. Weiterhin kann der Schuldner beim Amts- 
gericht nach wie vor den Antrag stellen, ihm vor der Versteigerung 
gepfändeter beweglicher Sachen unter Aussetzung der Vollstreckung 
Gelegenheit zu geben, die Schuld in Raten abzutragen. 

3. Von den bereits vor Kriegsausbruch bestandenen voll- 
streckungsrechtlichen Vorschriften ist hier noch besonders § 752 ZPO. 
zu erwähnen 87 ). Danach darf die Zwangsvollstreckung gegen einen 
Wehrmachtangehörigen erst beginnen, nachdem zuvor die vor- 
gesetzte Militärbehörde (Truppeneinheit oder Dienststelle) entspre- 

M ) Produktionsrückgang, Steuerausfall, Warenverschleuderung und dergl. 
87 ) S. auch DJ. 1933 S. 863, 1937 S. 1334 und 1940 S. 481 und den Aufsatz von 
Maier in DR. 1943 S. 25 und von Oesterreich in RPfleger 1943 S. 15. 



chende Anzeige erhalten hat und seither eine angemessene Frist (etwa 
3 bis 5 Tage) zur Ergreifung etwaiger Maßnahmen durch die Militär- 
behörde verstrichen ist. 

Diese Vorschrift gilt für jede Art von Zwangsvollstreckung, 
namentlich auch dann, wenn in das eingebrachte Gut der Frau eines 
zur Duldung der Zwangsvollstreckung verurteilten Wehrmachtange- 
hörigen vollstreckt werden soll. Die Anzeige kann durch den Gläu- 
biger, den Gerichtsvollzieher oder das Vollstreckungsgericht erfolgen. 
Der Erlaß eines Pfändungsbc.schlusses darf von dem Nachweis der 
erfolgten Anzeige nicht abhängig gemacht werden; hat der Gläubiger 
die Anzeige nicht erstattet, so ist sie vom Vollstreckungsorgan (Ge- 
richtsvollzieher, Vollstreckungsgericht) zu machen. 

Unterbleibt die Anzeige, so ist die Zwangsvollstreckung gleich- 
wohl nicht unwirksam. Durch ihre Nachholung (oder infolge Ent- 
lassung des Schuldners aus der Wehrmacht) erfolgt mit rückwirkender 
Kraft Heilung. Ganz unbestritten ist allerdings diese Ansicht nicht. 
Teilweise wird auch die Meinung vertreten, Heilung könne nur für 
die Zukunft eintreten. 

II. Kriegsrechtlicher Schutz in der Grundstücks- 
Zwangsversteigerung und -Zwangsverwaltung 

i. Verfahren zum Zwecke der Zwangsversteigerung von 
Grundstücken waren mit dem 7. September 1939 zunächst kraft Ge- 
setzes einstweilen eingestellt. Ein bereits ergangener aber 
noch nicht rechtskräftig gewordener Zuschlagsbeschluß war von Amts 
wegen aufzuheben. Der gesetzlichen Einstellung verfielen insbeson- 
dere auch Zwangsversteigerungen, die zum Zwecke der Aufhebung 
einer Gemeinschaft betrieben wurden. Ob die Zwangsversteigerung 
ein städtisches oder ein ländliches, ein bebautes oder ein unbebautes 
Grundstück betroffen hat, war unerheblich. Auch auf die Art der 
Forderung, wegen der die Zwangsversteigerung betrieben wurde, kam 

es nicht an. 

Soweit eine Zwangsversteigerung erst nach dem 7. September 1939 
betrieben wurde, war sie zwar anzuordnen, sie verfiel aber sofort der 
gesetzlichen Einstellung* 18 ). 

Seit dem 7. November 1939 können aber Verfahren zur Zwangs- 
versteigerung von Grundstücken auf Antrag fortgesetzt wer- 
den. Der Antrag wird in der Regel von dem die Zwangsversteigerung 
betreibenden Gläubiger ausgehen, zur Antragstellung berechtigt ist 

M ) Art. 6 der Verordnung über Massnahmen auf dem Gebiete des bürger- 
lichen Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des 
bürgerlichen Rechts vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1656); Abdruck im 
Anhang unter Nr. V. 



aber auch der Schuldner und Grundstückseigentümer. Sofern kein 
Fortsetzungsantrag gestellt wird, bleibt ein altes Versteigerungsver- 
fahren auch fernerhin eingestellt. Der Antrag auf Fortsetzung des 
Verfahrens ist vom Vollstreckungsgericht abzulehnen und das 
Verfahren weiterhin einzustellen, wenn dies mit Rücksicht 
auf die gegenwärtigen besonderen Verhältnisse im Interesse eines 
Beteiligten (meist des Schuldners oder Grundstückseigentümers) 
dringend geboten ist und den übrigen Beteiligten (das ist in der Regel 
der betreibende Gläubiger) zugemutet werden kann. Gegen die Ent- 
scheidung über den Fortsetzungsantrag ist die sofortige Beschwerde 
zulässig, die binnen der Frist von zwei Wochen seit Bekanntgabe der 
Entscheidung zu erheben ist 80 ). 

Für erst nach dem 7. November 1939 angeordnete Zwangsver- 
steigerungen gelten in Bezug auf die Anordnung der Versteigerung 
grundsätzlich keine besonderen Bestimmungen (s. aber auch S. 58). 

Soweit eine Grundstücks-Zwangsversteigerung derzeit im Gange 
ist, kann der Schuldner sich wegen ihrer Einstellung oder Aufhebung 
auf die hienach in Ziffer IV behandelte kriegsrechtliche General- 
klausel berufen. 

2. Grundstücks-Zwangs Verwaltungen verfielen ^nach 
Kriegsausbruch nicht der Aufhebung oder Einstellung, sie konnten 
also weiterhin durchgeführt werden. Aber auch hier ist es dem Richter 
möglich, auf Grund der soeben erwähnten kriegsrechtlichen General- 
klausel namentlich auf Antrag des Schuldners oder Eigentümers jeder- 
zeit durch Gewährung von Vollstreckungsschutz in das Verfahren 
einzugreifen. 

III. Kriegsrechtlicher Schutz bei der Zwangsvollstreckung in das 

bewegliche Vermögen 

1. Die Versteigerung oder anderweitige Verwertung ge- 
pfändeter beweglicher Sachen war nach Kriegsausbruch zunächst 
unzulässig. Es war also auch hier zunächst eine allgemeine 
Verwertungssperre verhängt. Die Ablieferung gepfändeten Geldes 
an den Gläubiger war aber nicht ausgeschlossen. Auch konnte der 
Vollstreckungsrichter anordnen, daß verbrauchbare Sachen oder 
Sachen, die der Gefahr einer beträchtlichen Wertminderung aus- 
gesetzt waren oder deren Aufbewahrung unverhältnismäßige Kosten 
verursacht hätte, verwertet wurden und der Erlös zur Befriedigung 
an den Gläubiger abgeführt wurde 90 ). 

89 ) Verordnung über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll- 
streckung vom 31. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2139). Abdruck im Anhang unter 
Nr. VI. S. dazu AV. vom 13 Februar 1940 (DJ. S. 268). 

90 ) S. die in Fussnote 88 erwähnte Verordnung. 

■ - 
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2. Seit 7. November 1939 waren aber Zwangsvollstreckungen bei 
denen die aus hiervor Nr. 1 ersichtliche Verwertungssperre bestand, 
ohne weiteres fortzusetzen, wobei es eines Antrags des Gläu- 
bigers nicht bedurfte. 

Der Schuldner kann sich aber bei der Zwangsvollstreckung in das 
bewegliche Vermögen stets auf die bereits wiederholt erwähnte voll- 
streckungsrechtliche Generalklausel berufen, welche dem Vcll- 
streckungsgericht ein Eingreifen in jede Art von Zwangsvollstreckung 
gestattet* 

IV. Die Möglichkeit des Eingriffs in jede Art von 
Zwangsvollstreckung 

Nach der nunmehr bereits wiederholt erwähnten kriegsrechtlichen 
Generalklausel kann das Vollstreckungsgericht Maßnahmen der 
Zwangsvollstreckung jeder Art ganz oder teilweise aufheben, 
untersagen (die Bewilligung der Exekution ablehnen) oder 
einstweilen einstellen (aufschieben), wenn es der Auffassung 
ist, daß dies im Interesse des Schuldners dringend geboten 
ist und dem Gläubiger nach Lage der Verhältnisse zugemutet 
werden kann. Das Vollstreckungsgericht kann seinen Beschluß jeder- 
zeit aufheben oder ändern 01 ). 

Über diese wichtige Generalklausel istimeinzelnen folgendes 
auszuführen: 

1. Auf Grund der Gcneralklausel kann in Zwangsvollstreckungen 
j eder Art eingegriffen werden, mithin in die Grundstückszwangs- 
versteigerung und -Zwangsverwaltung, in die Fahrniszwangsvoll- 
streckung, in Bargeld- und Forderungspfändungen, in die Voll- 
streckung aus Räumungsurteilen über Miet- und Pachtverhältnisse, 
in das Offenbarungseidsverfahren, in Arreste und einstweilige Ver- 
fügungen usw. Wegen der Möglichkeit der Abwendung des Konkurses 
s. die in Abschnitt VII dargestellte Verordnung über das Kriegsaus- 
gleichsverfahren. 

2. Der Personenkreis, dem der Schutz der Generalklausel 
zugutekommen kann, ist nicht begrenzt. Auf Beruf und Stand des 
Schuldners kommt es nicht an. 

3. Voraussetzung für ein Eingreifen des Vollstreckungs- 
gerichts (Amtsgerichts — der Gerichtsvollzieher ist hiezu nicht zu- 
ständig; s. S. 59) ist, daß dieses Eingreifen im Interesse des 
Schuldners dringend geboten ist. Seine Schutzbedürftig- 
keit muß durch den augenblicklichen Kriegszustand bedingt sein, 
hiebei können aber auch mittelbare Kriegsfolgcn in Frage kommen, 

B1 ) S. die in Fussnote 88 genannte Gesetzesstelle. 
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wie denn überhaupt bei Anwendung der Generalklausel nicht eng- 
herzig zu verfahren ist 92 ). Aber auch bei Vorliegen der vorstehenden 
Voraussetzung muß noch geprüft werden, ob ein Eingreifen des Ge- 
richts dem Gläubiger nach Lage der Sache zugemutet wer- 
den kann. Es darf also nicht so sein, daß bei einem Eingreifen des 
Gerichts der Gläubiger wirtschaftlich schwer geschädigt werden 
würde. Der Gerichtsvollzieher wird aber gleichwohl dahin zu wirken 
haben, daß Zwangsvollstreckungen, die gegen die Generalklausel Ver- 
stössen, möglichst unterbleiben, vielmehr ein gütlicher Ausgleich 
zwischen Gläubiger und Schuldner oder Angehörigen von ihm zu- 
stande kommt; vgl. Sebode in DR. 1943 S. 23. Eine kurzfristige 
Hinausschiebung der Vollstreckung wird dem Gläubiger vielfach 
zugemutet werden können. 

4. In welcher Weise das Vollstreckungsgericht eingreifen 
will, unterliegt seinem pflichtgemässen Ermessen. Dadurch, daß das 
Gericht die beabsichtigte Zwangsvollstreckung von vornherein ganz 
oder auf bestimmte Zeit oder in bestimmte Vermögenswerte unter- 
sagen kann, ist ein Eingreifen bereits möglich, ehe es überhaupt zu 
einer Zwangsvollstreckung gekommen ist. Diese Möglichkeit wird 
namentlich gegenüber zur Wehrmacht einberufenen Schuldnern aus- 
zunützen sein, damit diesen Mißhelligkeiten und Kosten erspart wer- 
den. In der Mehrzahl der Fälle wird eine einstweilige Einstellung der 
Zwangsvollstreckung unter Aufrechterhaltung der Pfändung aus- 
reichend sein. Wird die Aufhebung, d. h. die entgültige Beseitigung 
einer Vollstreckung (z. B. einer Bargeld- oder Forderungspfändung) 
angeordnet, so erlangt der Schuldner über den gepfändet gewesenen 
Gegenstand wie der die Verfügungsgewalt. 

5. Das Vollstreckungsgericht kann eingreifen, ohne daß es eines 
Antrags auf Gewährung von Vollstreckungsschutz bedarf. Vielfach 
wird aber wenigstens die Anregung zu einem Eingreifen vom Schuld- 
ner oder von einem Familienangehörigen von ihm ausgehen; die 
Familienangehörigen sind notfalls vom Gerichtsvollzieher auf die 
vollstreckungsrechtliche Schutzklausel hinzuweisen. In der Regel wird 
das Gericht vor dem Erlaß seiner Entscheidung auch den Gläubiger 
hören, soweit dies tunlich und möglich ist. 

6. Gegen die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts ist die so- 
fortige Beschwerde (§§ 793, 577 ZPO.) zulässig, die binnen 
der Frist von zwei Wochen seit Bekanntgabe der Entscheidung beim 
Amtsgericht oder beim übergeordneten Landgericht — schriftlich oder 
mündlich — einzureichen ist. Anwaltszwang besteht bei der Be- 

■ 

Bi ) Vgl. LG. Berlin in DRM. 1940 S. 82 Nr. 261 und LG. Dresden in DRM. 
1940 S. 80. 



schwerdeerhebung nicht. Gegen die Entscheidung des Beschwerde- 
gerichts ist sofortige weitere Beschwerde (an das OLG.) in den 
Grenzen des § 793 Abs. 2 ZPO. zulässig 83 ). 

Das Gericht kann seine — in Rechtskraft erwachsene — Ent- 
scheidung jederzeit (auch von Amts wegen) ändern oder auf- 
heben, namentlich dann, wenn neue Tatsachen eingetreten sind, die 
eine Änderung, sei es zum Vorteil oder zum Nachteil des Schuldners, 
rechtfertigen. Auch diese Entscheidung kann mit der sofortigen Be- 
schwerde angefochten werden. 

7. Die Generalklausel kann auch dann zur Anwendung kommen, 
wenn vom Gläubiger bewegliche Sachen auf Grund eines vertraglichen 
oder gesetzlichen Pfandrechts verwertet werden, es sich also 
um keine Zwangsvollstreckung, sondern um einen Pfandverkauf han- 
delt. Die Anwendung der General klausel ist hier aber dann ausge- 
schlossen, wenn der Schuldner für seine durch Pfandrecht gesicherte 
Schuld bereits irh Vertragshilfeverfahren nach §§ 2, 6 VHV. Stundung 
oder Teilzahlung zugebilligt erhalten hat. Das gleiche gilt dann, wenn 
Schuldner und Verpfänder (Sicherungsgeber) verschiedene Personen 
sind, denn eine dem Schuldner bewilligte Stundung kommt auch dem 
Verpfänder zugute 04 ). 

8. Die Generalklausel kommt auch im Verwaltungszwangs- 
verfahren zur Anwendung. An Stelle des Vollstreckungsgerichts 
(Amtsgerichts) tritt hier die Vollstreckungsbehörde. 

9. Der Schuldner kann sich bei einer Zwangsvollstreckung auf die 
Generalklausel auch dann berufen, wenn ihm bereits Schutz durch 
Bewilligung von Teilzahlungen oder Stundung auf Grund 
der VHV. gewährt worden ist oder wenn seine diesbezüglichen An- 
träge vom Gericht abgelehnt worden sind. In diesen Fällen wird das 
Vollstreckungsgericht aber besonders eingehend zu prüfen haben, ob 
die Voraussetzungen für ein Eingreifen gegeben sind. Denn wenn das 
Vollstreckungsgericht dem Schuldner Schutz gewährt, so würde dies 
in der Regel auf eine neue Stundung der Forderung hinauslaufen und 
eine Erweiterung bezw. Änderung der Entscheidung des Vertrags- 
hilferichters (bezw. des Prozeßgerichts) darstellen. Der Schuldner 
würde, wenn sein Antrag auf Gewährung von Vertragshilfe nach der 
VHV. abgelehnt worden ist, bei Gewährung von Vollstreckungsschutz 
das erreichen, was ihm bei Anrufung des Vertragshilferichters nach 
eingehender Prüfung der Verhältnisse versagt worden ist. In beson- 
ders dringenden Fällen kann aber gleichwohl die Anwendung der 
Generalklausel in einem solchen Falle in Frage kommen. 

M ) OLG. Darmstadt in DRW. 1941 S. 391. S. auch RGBl. 1943 I S. 7 § 5 Abs. 2. 
M ) § 8 der Verordnung vom 31. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2139, Abdruck s. 
Anhang unter Nr. VI. 



Das vorstehend Ausgeführte gilt sinngemäß in dem Falle, daß dem 
Schuldner während eines Rechtsstreits eine Zahlungsfrist auf Grund 
der Zahlungsfristverordnung vom 7. Oktober 1939 (S. 44) bewilligt 
oder sein diesbezüglicher Antrag abgelehnt worden ist. 

io. Der Schuldner kann, statt Vollstreckungsschutz zu bean- 
tragen, beim zuständigen Richter auch Gewährung von Fällig- 
keitsschutz beantragen, obwohl über seine Schuld bereits ein 
Vollstreckungstitel vorliegt. 

V. Schutz für Dienst- und Versorgungsbezüge 
von Wehrmachtangehörigen 95 ) 

1. Die Bezüge der Wehrmachtangehörigen bei besonderen Ein- 
satz sind im Einsatz- Wehrmachtgebührnisgesetz vom 28. August 
1939 nebst Durchführungsverordnungen vom 31. August I939 00 ) und 
vom 28. Februar 1940 yT ) in Verbindung mit der Verordnung vom 
I. September 1939 ° 8 ) geregelt. Es handelt sich dabei um W e h r s o l d, 
sämtliche Zulagen einschließlich Front- und Fliegerzulagen, freie 
Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung, Beklei- 
dungsentschädigung sowie Einkleidungs- und Aus- 
rüstungsbeihilfen. 

Alle diese Bezüge sind der Pfändung schlechthin entzogen, sie 
dürfen also überhaupt nicht gepfändet werden 9Ö ). 

Anders ist die Rechtslage bei der sog. Kriegsbesoldung, die 
durch die bereits erwähnte Durchführungsverordnung zum Einsatz- 
Wehrmachtgebührnisgesetz vom 28. Februar 1940 geregelt worden 
ist. Diese Kriegsbesoldung ist nicht identisch mit dem oben erwähnten 
— unpfändbaren — Wehrsold. Ihre Pfändung regelt sich nach den 
allgemeinen Vorschriften der Lohnpfändungsverordnung 100 ). Dies 
gilt auch, um auch das hier zu erwähnen, für die Friedensbezüge 
der Wehrmachtangehörigen und für diejenigen Teile des Arbeitsein- 
kommens, die einem Wehrmachtangehörigen trotz seiner Einbe- 



m ) Einen umfassenden Überblick über die Fürsorge und Versorgung für Ver- 
sehrte Wehrmachtangehörige und ihre Hinterbliebenen gibt Boberski in 
DR. 1943 S. 14. 

M ) RGBl. 1939 I S. 1531 und S. 1557. 
OT ) RGBl. 1940 I S. 447. 
oö ) RGBl. 1939 I S. 1563. 

w ) § 3 Nr. 6 Lohnpfändungsverordnung vom 30. Oktober 1940 (RGBl. I 
S. 1451). S. den Aufsatz des Verfassers in DJ. i943 S. 118. 
10 °) Vgl. LG. Berlin in DRW. 1941 S. 1161 und LG. Düsseldorf in DR. 1943 
S. 43 (Pfändung durch einen Unterhaltsgläubiger). Nach letzterer Entschei- 
dung wird der im § 6 Lohnpfändungs-V.O. geforderte notwendige Unterhalt 
in der Regel durch die unpfändbaren Bezüge eines Wehrmachtangehörigen 
(oben Nr. 1 Abs. 1) gedeckt. 
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rufung von seinem Arbeitgeber als sogen. Firmenbeihilfe weiter 
bezahlt werden 301 ). 

2. Unpfändbar sind ferner Verstümmelungs - und Ver- 
wundetenzulagen, die einem Wehrmachtangehörigen gewährt 
werden 102 ), sowie auf gesetzlicher Vorschrift beruhende Ehren- 
solde 102 ). Das gleiche gilt für Sterbe- und Gnadenbezüge 103 ), sowie 
für fortlaufende Bezüge aus Sterbekassen 104 ). 

3. Die Versorgungsgebührnisse der Offiziere mit 
Ausnahme derjenigen, die auf Grund von Dienstbeschädigung nach 
dem Reichsversorgungsgesetz gewährt werden, unterliegen nur inso- 
weit der Pfändung, als diese bei Ruhegehaltsbezügen der Beamten 
zulässig ist m ). 

4. Die Alterszulagen nach dem O f f i z i e r s p en s i o n s- 
gesetz und nach der VO. über die Gewährung einer Alterszulage 
vom 20. April 1941 sind der Pfändung nicht unterworfen 108 ). 

5. Der Anspruch auf Versorgungsgebührnisse nach dem 
Reichsversorgungsgesetz kann nur wegen bestimmter An- 
sprüche und nur mit Einschränkungen gepfändet werden 10T ). 

6. Von den Dienstfürsorge- und -Versorgungsbezü- 
gen nach dem Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungs- 
gesetz sind nur Übergangsgebührnisse, Ruhegehalt und Dauerrente 
pfändbar, soweit dies bei Dienstbezügen von Soldaten zulässig ist. Von 
den Beschädigtenbezügen sind nur die Übergangsunterstützung und 
die Arbeitsverwendungsunfähigkeitsrente beschränkt pfändbar 108 ). 

101 ) Letztere Frage ist allerdings nicht unbestritten; teilweise wird behauptet 
daß es sich hiebei wohl nicht um dem Wehrmachtangehörigen „zustehende" 
Bezüge, sondern um freiwillige Zuwendungen handelt, die nicht unter die 
LohnpfändungsVO. fallen würden (vgl. § 1 Abs. 3 LohnpfändungsVO.); s. 
aber für obige Ansicht auch § 4 Abs. 1 Nr. 3 LohnpfändungsVO. und Siebert 
in DR. 1943 S. 8, rechte Spalte, der solche „Firmenbeihilfen" als den Unter- 
nehmer verpflichtend ansieht, wenn sie einmal übernommen worden sind 
(vgl. dazu auch Reichsarbeitsgericht in DRW. 1942 S. 1560). 
1M ) § 3 Nr. 7 LohnpfändungsVO. S. auch die Führererlasse vom 27. August 
1939 (RGBl. I S. 1553 und 1555). 
1M ) § 3 Nr. 9 LohnpfändungsVO. 

1M ) § 4 Nr. 4 LohnpfändungsVO. mit einigen Einschränkungen. 

10G ) Wehrmachtversorgungsgesetz vom 19. September 1925 (RGBl. I S. 349) 

§71. 

Offizierspensionsgesetz vom 31. Mai 1906 (RGBL S. 565) § 37 und VO. 
vom 20. April 1941 (RGBl. I S. 210) § 3. 

107 ) Reichsversorgungsgesetz vom 1. April 1939 (RGBl. I S. 663) § 68f f. Vgl. 
auch KG. in DRW. 1941 S. 1563, Köster in DRW. 1941 S. 2169 und LG. Berlin 
in DRM. Rspr. 1941 Nr. 241, ferner OLG. Dresden in HRR. 1942 Nr. 33 wegen 
Pfändung für Unterhaltsansprüche. 

108 ) Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsgesetz vom 26. August 1938 
(RGBl. I S. 1077) §§ 38 und 131, 132, s. auch § 133 S. ferner % Versorgungs- 
gesetz vom 1. August 1939 (RGBl. I S. 1335). 
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7. Fürsorge- und Versorgungsbezüge nach dem Ein- 
satzfürsorge- und -Versorgungsgesetz sind nicht pfänd- 
bar 109 ). 

8. Die einmalige Übergangsbeihilfe, die einmalige Um- 
zugsentschädigung und die Gebührnisse für das Sterbe- 

e r t e 1 j a h r nach dem Wehrmachtversorgungsgesetz 

der Pfändung nicht unterworfen 
g. Die hievor unter Nr. i und 2 genannten Pfändungsbeschrän- 
kungen gelten auch für die Angehörigen und nicht beamteten Gefolg- 
schaftsmitglieder des Reichsarbeitsdienstes m ). 

10. Unpfändbar sind auch die den Gefolgschaftsmitglie- 
dernderWehrmachtbeibesonderemEinsatz neben dem 
Arbeitseinkommen etwa gewährten besonderen Bezüge 112 ). 

11. Gegen eine entgegen den vorstehenden Vorschriften erfolgte 
Pfändung kann sich der Schuldner durch Einlegung der form- und 
fristlosen Erinnerung nach § 766 ZPO. beim Vollstreckungs- 
gericht zur Wehr setzen. Im allgemeinen wird der Pfändungs- 
schutz vom Gericht aber von Amts wegen berücksichtigt werden. 

VI. Sonstige für Wehrmachtangehörige wichtige vollstreckungs- 
rechtliche Vorschriften 

1. Der Umstand, daß ein kriegsverletzter Schuldner be- 
sonderen und gesteigerten Aufwand hat (Beispiele: erhöhte Pflege- 
bedürftigkeit, Notwendigkeit der Berufsumschulung) oder daß ein 
Schuldner ein kriegsverletztes Familienmitglied zu unterhalten hat, 
kann zur Anwendung des § 8 Lohnpfändungs VO. führen. Nach dieser 
Vorschrift kann einem Schuldner von dem nach den Bestimmungen 
der Lohnpfändungs VO. pfändbaren Teil des Arbeitseinkommens 
unter gewissen Voraussetzungen auf Antrag noch ein Teil pfändungs- 
frei gelassen werden. Auch dann kann u. U. diese Vorschrift Anwen- 
dung finden, wenn einem Wehrmachtangehörigen eine sog. „Firmen- 
beihilfe" gewährt wird (s. darüber die Ausführungen auf S. 62). 

2. Der Familienunterhalt nach dem Einsatz-Familien- 
unterhaltsgesetz unterliegt nicht der Pfändung 113 ). Das gleiche gilt 
für die auf Grund der Räumungs-Familienunterstützungsverordnung 

gewährte Unterstützung 11 *). 


JOT ) Einsatzfürsorge- und -Versorgungsgesetz vom 6. Juli 1939 (RGBl. I 
S. 1217) § 25. 

uo ) Wehrmachtversorgungsgesetz vom 19. September 1925 (RGBl. I S. 349) 
§ 28. 

m ) Verordnung vom 28. November 1940 (RGBl. I S. 1532). 

312 ) § 3 Nr. 6 LohnpfändungsVO. 

lls ) S. Gesetz vom 26. Juni 1940 (RGBl. I S. 911). 

U4 ) S. Verordnung vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1761). 



3. Soweit ein Wehmachtangehöriger ein Eisernes Spargut- 
haben hat, kann dessen Pfändung insolange nicht erfolgen, als das 
Guthaben nicht kündbar ist. Die Kündbarkeit tritt erst nach Beendi- 
gung des Krieges mit zwölfmonatiger Frist ein U5 ). 

4. Pfändungsbeschränkungen bestehen ferner für den Anspruch 
auf Vergütung für die Inanspruchnahme eines Gegenstandes zur Be- 
nützung oder zur Verfügung sowie den zur Erfüllung dieses Anspruchs 
gezahlten Geldbetrag auf Grund des Reichsleistungsgesetzes. 
Diese Ansprüche sind der Pfändung insoweit nicht unterworfen, als 
der in Anspruch genommene Gegenstand auf Grund allgemeiner Vor- 
schriften der Pfändung entzogen ist oder vor seiner Inanspruchnahme 
entzogen war und der Geldbetrag für die Beschaffung eines Ersatzes 
für den in Anspruch genommenen Gegenstand erforderlich ist. Das 
gleiche gilt hinsichtlich der Entschädigung für Sachschäden, für 
außergewöhnliche Abnutzung und Sachverluste. 

Der Anspruch auf Entschädigung für Personenschäden ist der 
Pfändung nicht unterworfen. 

Der Anspruch auf Vergütung oder Entschädigung sowie ein zur 
Erfüllung eines solchen Anspruchs gezahlter Geldbetrag ist außerdem 
unpfändbar, wenn und soweit durch eine Pfändung die weitere Bewir- 
kung der Leistung gefährdet würde nö ). 

5. Die Pfändbarkeit der Vergütungen der Notdienstpflich- 
tigen richtet sich nach besonderen Vorschriften 117 ). 

6. Die Unpfändbarkeit oder beschränkte Pfändbarkeit der vor- 
genannten Ansprüche ist vom Gericht bei der Pfändung von Amts 
wegen zu berücksichtigen, soweit dies möglich ist. Wird entgegen den 
genannten Vorschriften eine Pfändung von nicht pfändbaren An- 
sprüchen vorgenommen, so muß sich der Schuldner hiegegen durch 
Einlegung der form- und fristlosen Erinnerung nach § 766 ZPO. 
zur Wehr setzen. 

7. Soweit bei Gericht ein Ve r t ra g sh i 1 f e v e r f a h r en an- 
hängig ist, kann der Richter für die Dauer des Verfahrens durch be- 
sonderen unanfechtbaren Beschluß anordnen, daß eine Zwangsvoll- 
streckung, die gegen den Schuldner bei Eingang des Antrags anhängig 
ist oder später anhängig wird, bis zur Entscheidung über diesen Antrag 

M») Verordnung über das Eiserne Sparen vom 10. Dezember 1942 (RGBl. I 
S. 691) § 12 Abs. 2, 1. Wegen Einwirkung einer Pfändung des Arbeitseinkom- 
mens auf das Eiserne Sparen s. § 6 Abs. 5 dieser Verordnung. 

Zweite Durchführungsverordnung zum Reichsleistungsgesetz vom 31. 
März 1941 (RGBl. I S. 180) § 2. 

,17 ) Achte Durchführungsverordnung zur Notdienstverordnung (Pfändbarkeit 
der Vergütungen, Berufsfürsorge nach Beendigung des Notdienstes) vom 
12. Mai 1941 (RGBl. I S. 253) § 1. 
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einstweilen eingestellt (aufgeschoben) wird. Aus besonderen Gründen 
kann er auch anordnen, daß eine Zwangsvollstreckung entgültig auf- 
zuheben ist 118 ). 

8. Schließlich ist noch auf die Verordnung über die Wirkungen 
der Beschlagnahme zur Regelung des Warenverkehrs 
vom 4. März 1940 hinzuweisen 119 ), nach der die kriegswirtschaftliche 
Beschlagnahme von Waren deren Pfändung zwar nicht entgegensteht, 
die Verwertung der gepfändeten (beschlagnahmten) Sachen aber ab- 
weichend von den Vorschriften der ZPO. nur entsprechend den An- 
weisungen und Anordnungen der bewirtschaftenden Stelle oder der 
von ihr beauftragten Stelle zulässig ist. Der Gerichtsvollzieher muß 
sich also wegen der Verwertung der gepfändeten und beschlagnahmten 
Güter mit der bewirtschaftenden Steile in Verbindung setzen. Weitere 
Vorschriften zu dieser Verordnung ergeben sich aus der AV. über 
Wirkungen der Beschlagnahme zur Regelung des Warenverkehrs 120 ). 

VII. ABSCHNITT: KRIEGSAUSGLEICHSVERFAHREN 

Auf den auf der VHV. beruhenden Schutz kann sich, von wenigen 
jeweils erwähnten Ausnahmen abgesehen, ein Schuldner nur berufen, 
wenn er n i ch t zah 1 u ng s u n f ä h i g ist. Über das Vermögen eines 
zahlungsunfähigen Schuldners dagegen ist in der Regel das Konkurs- 
verfahren 321 ) oder das zur Abwendung eines Konkurses dienende 
Vergleichsverfahren 122 ) zu eröffnen. Für durch Auswirkungen 
des Krieges zahlungsunfähig gewordene Schuldner (gleich 
welchen Berufs oder Standes) besteht aber die Möglichkeit, die 
Eröffnung eines Kriegsausgleichsverfahrens auf Grund der Verord- 
nung vom 30. November 1939 123 ) zu beantragen, das insbesondere 
einen teilweisen Schulderlaß der nicht dinglich gesicherten Verbind- 
lichkeiten und eine weitgehende Gesamtstundung der vorhandenen 
Verbindlichkeiten ermöglicht. 

Der Umfang der Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren 
selbst ist verhältnismäßig kurz; auf dieses Verfahren finden grund- 
sätzlich die Vorschriften der Vergleichsverordnung 124 ) Anwendung. 

118 ) § 17 VHV. 

"*) RGBl. 1940 I S. 551. S. auch DJ. 1943 S. 249. 

120 ) DJ. 1940 S. 849. S. auch DJ. 1940 S. 327 und S. 1432. Vgl. auch die AV. 
über die Verwertung gebrauchter Goldwaren in der Zwangsvollstreckung 
vom 22. Juli 1940 (DJ. S. 851). Schrifttum: Sebode in DRW. 1940 S. 1258. 
m ) Konkursordnung vom 10. Februar 1877 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 230, 612). 

12a ) Vergleichsordnung vom 26. Februar 1935 (RGBl. I S. 321, 356). 

,2S ) RGBl. 1939 I S. 2338; Abdruck s. Anhang unter Nr. II. 

"*) § 2 KAVO. In der Ostmark ist maßgebend die Ausgleichsordnung vom 

10. 12. 1914 in der Fassung vom 10. 9. 1934 (BGBl. Nr. 221). Im Sudetenland 

gilt die Ausgleichsordnung vom 30. 6. 1931 (SdGuV. Nr. 64). 



Die Kriegsausgleichsverfahrensverordnung enthält aber einzelne we- 
sentliche Erleichterungen, die das Verfahren namentlich jeden 
kriegsschädigenden Charakters entkleiden wollen. 

Es ist hier nicht möglich, den vollständigen Gang eines 
Kriegsgleichsverfahrens, wie es sich jn der Praxis abwickelt, darzu- 
stellen, da in diesem Falle fast alle Vorschriften der Vergleichsordnung 
zu erörtern wären. Immerhin sollen die wichtigsten Vorschriften, die 
für den- Gang des Verfahrens von ausschlaggebender Bedeutung sind, 
kurz dargestellt werden. 

A. Voraussetzungen für d i e D u r c h f ü h r u n g e i n es 
Kriegsausgleichsverfahrens 

i. Das Kriegsausgleichsverfahren wird nur auf Antrag des 
Schuldners eröffnet. Ist der Schuldner auf Grund allgemeiner Vor- 
schriften verpflichtet, wegen Zahlungsunfähigkeit oder Uberschuldung 
die Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens zu beantragen, 
so genügt er dieser Pflicht auch dadurch, daß er die Eröffnung des 
Kriegsausgleichsverfahrens beantragt 12S ). 

Gläubiger des Schuldners können einen Antrag auf Eröffnung 
des Kriegsausgleichsverfahrens nicht stellen. Beantragen sie die Er- 
öffnung des Konkursverfahrens, so kann dieses Verfahren vom Schuld- 
ner — wenigstens vorläufig — dadurch abgewendet werden, daß er 
Antrag auf Eröffnung des Kriegsausgleichsverfahrens stellt. Der Zu- 
stimmung der Gläubiger bedarf er hiezu in keinem Falle. 

a. Voraussetzung für die Eröffnung des KAV. ist ferner, 
daß der Schuldner durch die Auswirkungen des Krieges 
zahlungsunfähig geworden ist und daß er nach seinem Ver- 
halten im geschäftlichen Verkehr sowie nach seiner Persönlichkeit 
Schonung verdient 120 ). Welchen Beruf oder Stand der 
Schuldner hat, ist unerheblich; in erster Linie werden für das Kriegs- 
ausgleichsverfahren aber Gewerbetreibende in Frage kommen. 

Zahlungsunfähigkeit ist gegeben, wenn der Schuldner 
voraussichtlich dauernd unfähig ist, seine fälligen Schulden zu be- 
zahlen. Insbesondere ist Zahlungsunfähigkeit anzunehmen, wenn der 
Schuldner seine Zahlungen — ausdrücklich oder auf andere erkenn- 
bare Weise — einstellt 127 ). Eine bloß vorübergehende Zahlungsver- 

§ 1 Abs. 3 KAVO. Die Verpflichtung, wegen Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung einer Aktiengesellschaft oder einer G.m.b.H. oder einer 
Genossenschaft die Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens zu 
beantragen, ist während des Krieges aufgehoben (s. RGBl. 1939 S. 1694; 
§§8, 13, 19). 

128 ) § 1 Abs. 1, § 4 KAVO. 
m ) Vgl. § 102 KO. 



zögerung ist noch keine Zahlungsunfähigkeit, sie kann allerdings in 
eine solche übergehen. 

Ktwas anderes als Zahlungsunfähigkeit ist Überschuldung. 
Denn trotz Überschuldung kann der Schuldner zahlungsfähig sein, 
z. B. weil er den erforderlichen Kredit zur Verfügung hat. Zahlungs- 
unfähigkeit kann dagegen auch ohne Überschuldung vorliegen, etwa 
dann, wenn der Schuldner augenblicklich nur größtenteils unverwert- 
bare Vermögensstücke besitzt. Überschuldung ist nur aus- 
nahmsweise Konkursgrund, nämlich bei Aktiengesell- 
schaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, juristischen Personen, Vereinen und Genossen- 
schaften, und zwar hier neben der Zahlungsunfähigkeit, ferner beim 
Nachlaß eines Erblassers, und zwar hier ausschließlich 128 ). 

Die Zahlungsunfähigkeit muß durch Auswirkungen des 
Krieges eingetreten sein. Dies ist namentlich dann der Fall, wenn 
der Schuldner aus Mangel an Rohstoffen, Arbeitskräften oder Ener- 
giequellen oder infoige Freimachung gefährdeter Gebiete seinen 
Betrieb umstellen, einschränken oder ganz stillegen muß oder wenn 
der Betrieb bei einem Fliegerangriff zerstört wird. Bei Wehrmacht- 
angehörigen kann diese Voraussetzung in erhöhtem Maße zutreffen. 

Die Vergleichsordnung sieht eine Anzahl von Tatbeständen vor, 
bei deren Vorliegen das Vergleichsverfahren nichteröffnet wer- 
den darf 120 ). Seine Eröffnung ist namentlich nur zulässig bei Ver- 
trauenswürdigkeit des Schuldners, Sanierungsfähigkeit des Betriebs 
und ausreichender Masse. Ob die Eröffnung eines Kriegsausgleichs- 
Terfahrens abzulehnen ist, wenn die eben erwähnten Voraussetzungen 
nicht gegeben sind, entscheidet das Gericht jedoch nach billigem 
Ermessen. Unwürdigen Personen in geschäftlicher oder in persön- 
licher Hinsicht darf aber auch das Kriegsausgleichsverfahren nicht 
zugute kommen 380 ) 

3. Der Schuldner muß bei der Antragstellung einen bestimm- 
ten A u s gl eichs vor schlag vorlegen, der in der Regel auf teil- 
weisen Forderungserlaß — nicht nur auf eine Gesamtstundung der 
Verbindlichkeiten — gehen wird. Der Inhalt eines Ausgleichsvor- 
schlags muß folgender sein: 

a. Die Mindestquote, die der Schuldner seinen Gläubigern in 
bar anbieten muß, hat 35 v. H. der Forderungen zu betragen 181 ). 



1M ) S- § 207ff., 215 KO. 
*») §§ 17 und 18 VglO. 
JM ) § 4 KAVO. 

lfll ) §§ 3ff., § 76 VglO. In der Ostmark beträgt die Mindestquote 40 v. H., im 
Sudetenland 45 v. H. . 
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Während aber bei einem Vergleichsverfahren die Mindest- 
quote dann 40 v. H. betragen muß, wenn eine Zahlungsfrist von 
mehr als einem Jahr begehrt wird, gilt diese Erhöhung der Min- 
destquote für das Kriegsausgleichsvcrfahrcn nicht. Doch hat der 
Richter in einem solchen Falle die Angemessenheit des Ausgleichs- 
vorschlags mit besonderer Sorgfalt zu prüfen 132 ). 

b. Der Ausgleichsvorschlag muß allen Gläubigern gleicheRechte 
gewähren. Eine ungleiche Behandlung ist nur mit Zustimmung 
der zurückgesetzten Gläubiger zulässig. 

c. Der Ausgleichsvorschlag muß ergeben, ob und wie die Erfüllung 
des Ausgleichs sichergestellt wird. 

d. Spätere Änderungen des Ausgleichsvorschlags zugunsten der 
Gläubiger sind zulässig. Spätere Änderungen zu ihren Ungunsten 
sind nur dann möglich, wenn sie allen beteiligten Gläubigern noch 
vor dem Ausgleichstermin mitgeteilt werden können oder wenn im 
Ausgleichstermin alle Gläubiger anwesend sind. 

e. Ist im Ausgleichsvorschlag nichts anderes vorgesehen, so gilt dieser 
kraft Gesetzes mit der Klausel, daß die in ihm für den Schuldner 
vorgesehenen Vorteile (Stundung und Teilerlaß) beiVerzug 
des Schuldners mit seinen Verpflichtungen aus dem Ausgleichs- 
vorschlag hinfällig werden J38 ) . 

4. Der Antrag auf Eröffnung des Ausgleichsverfahrens kann 
schriftlich oder mündlich gegenüber dem Amtsgericht, bei dem 
der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand (bezw. seine gewerb- 
liche Niederlassung) hat, gestellt werden. 

Neben dem Ausgleichsvorschlag muß der Schuldner eine Über- 
sicht seines Vermögensstandes, ein Verzeichnis der 
Gläubiger und der Schuldner, die Bilanzen nebst Gewinn- 
und Verlustrechnung der letzten drei Jahre sowie eine Erklärung über 
die in den letzten zwei Jahren zugunsten naher Angehöriger getroffenen 
Verfügungen einreichen. Ferner muß er angeben, ob in den letzten fünf 
Jahren ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn anhängig 
gewesen ist oder ein außergerichtlicher Vergleich abgeschlossen 
worden ist 134 ). 

5. Bereits die Stellung eines Ausgleichsantrags hat die Wir- 
kung, daß der Schuldner einstweilen vor Konkursanträgen der Gläu- 
biger dadurch geschützt ist, daß die Entscheidung über einen etwaigen 
Konkursantrag bis zur Rechtskraft der Entscheidung über den Aus- 
gleichsantrag ausgesetzt bleibt 135 ). 

,32 ) § 3 KAVO. 

m § 9 vgio. 

134 ) §§ 3ff. VglO. 
ia5 ) § 46 VgiO. 



B. Eröffnung des Ausgleichsverfahrens 
i. Erscheint der vom Schuldner eingereichte Antrag dem Gericht 
nicht von vornherein aussichtslos, so hat es sofort nach Eingang des 
Antrags einen vorläufigen Verwalter zu bestellen. Die Ver- 
öffentlichung dieser Anordnung, die in der VglO. vorgesehen ist, wird 
im KAV. in der Regel unterbleiben können 186 ). 

a. Nach Anhörung der Berufsvertretung des Schuldners be- 
schließt das Gericht über die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens, 
ernennt im Falle einer Eröffnung einen Ausgleichsverwalter und be- 
stimmt den nicht über einen Monat hinaus anzuberaumenden Aus- 
gleichstermin. Während die Eröffnung eines Vergleichsverfahrens 
sofort zu veröffentlichen ist, kann im Kriegsausgleichsverfahren das 
Gericht von den vielfach kreditschädigend wirkenden öffentlichen 
Bekanntmachungen absehen, und zwar in erster Linie dann, wenn 
das Verfahren nach Zahl und Höhe der Forderungen von geringerer 
Bedeutung ist. In anderen Fällen kann von der Veröffentlichung der 
Eröffnung dann abgesehen werden, wenn kein Anlaß besteht, an der 
Vollständigkeit und Richtigkeit des vom Schuldner eingereichten 
Gläubigerverzeichnisses zu zweifeln und wenn das Unterbleiben der 
öffentlichen Bekanntmachung nach der gesamten Sachlage der Billig- 
keit entspricht 107 ). 

Wird die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens abgelehnt, 
so hat der Schuldner binnen einer Woche das Recht der sofortigen 
Beschwerde 138 ). Bei Ablehnung des Antrags hat das Gericht 
gleichzeitig über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu 
entscheiden. Notwendige Folge des Scheiterns eines Ausgleichsver- 
fahrens ist mithin die Eröffnung des Konkursverfahrens (Anschluß- 
konkurs). Der Konkurs ist grundsätzlich nur dann nicht zu eröffnen, 
wenn der Schuldner wieder zahlungsfähig geworden oder wenn eine 
die Kosten des Verfahrens deckende Masse nicht vorhanden ist 139 ). 

C. Durchführung des Ausgleichsverfahrens 

i. Die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens hat vor allem die 
i r k u n g, daß der Schuldner während des Verfahrens gegen Voll- 
treckungsmaßnahmen seiner Ausgleichsgläubiger (Kreis s. 
hienach Nr. 3) geschützt ist 140 ). Andererseits wird während des 
Ausgleichsverfahrens die Verjährung der Ansprüche der Aus- 
gleichsgläubiger gegen den Schuldner gehemmt 541 ). 

iaa ) § 11 ff. VglO., § 5 KAVO. 
ia7 ) §§ 14ff. VglO-, § 5 KAVO. 
188 ) § 121 VglO. 
,M ) §§ 19 ff. VglO. 
14 °) §§ 47, 48 VglO. 
M ) § 53 VglO. 
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2. Der Schuldner behält grundsätzlich auch während des Aus- 
gleichsverfahrens die Verwaltungs- und Verfügungsbe- 
fugnis über sein Vermögen; nur in seiner Geschäftsführung wird 
er durch den Ausgleichsverwalter überwacht. Das Gericht kann dem 
Schuldner aber Verfügungsbeschränkungen auferlegen 142 ). . 

3. Ausgleichs gläubiger sind diejenigen Gläubiger, die 
mit ihren Forderungen am Ausgleichsverfahren beteiligt sind. Es sind 
dies alle Gläubiger, die dann, wenn ein Konkursverfahren über den 
Schuldner anhängig wäre, gewöhnliche — nicht bevorrechtigte — 
Konkursgläubiger wären 14a ), d. h. diejenigen persönlichen Gläubiger, 
die im Zeitpunkt der Eröffnung des Ausgleichsverfahrens einen Ver- 
mögensanspruch gegen den Schuldner haben. Ausgleichsgläubiger sind 
demnach insbesondere nicht die sog. Aussonderungs-, Absonderungs- 
und Aufrechnungsberechtigten. 

4. Gläubiger aus gegenseitigen Verträgen sind, sofern 
der Vertrag im Zeitpunkt der Eröffnung des Ausgleichsverfahrens 
von beiden Teilen noch nicht erfüllt ist, keine Ausgleichsgläubiger 144 ). 

Die Erfüllung eines gegenseitigen Vertrags kann der Schuld- 
ner mit vorheriger Ermächtigung des Ausgleicnsgerichts dann ab- 
lehnen, wenn der Vertrag im Zeitpunkt der Eröffnung des Aus- 
gleichsverfahrens noch nicht erfüllt ist. Die Ermächtigung muß spä- 
testens zwei Wochen nach Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses 
beantragt und soll nur erteilt werden, wenn die Durchführung des 
Vertrags den Ausgleich gefährden würde und wenn die Ablehnung 
der Erfüllung dem Gläubiger keinen unverhältnismäßigen Schaden 
verursacht. Wird die Erfüllung abgelehnt, so hat der Gläubiger einen 
Anspruch auf Schadenersatz wegen Nichterfüllung, der als Ausgleichs- 
forderung geltend gemacht werden kann. 

Der Richter kann den Schuldner auch ermächtigen, Miet- und 
Pachtverträge, bei denen der Schuldner als Mieter oder Pächter 
beteiligt ist, ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer unter 
Einhaltung der gesetzlichen Frist zu kündigen. Darüber hinaus kann 
der Ausgleichsschuldner die Herabsetzung der Miete oder 
Pacht für die in seinem Betrieb benutzten Räume und Grundstücke 
und zugehörigen Wohnräume beim zuständigen Richter beantragen 14 '). 
Die näheren Ausführungen hierüber finden sich im 3. Teil dieses 
Buchs (S. 118). Der Ausgleichsschuldner ist auch nicht gehindert, die 
Neuregelung der Fälligkeit von Hypotheken und Grund- 



1W )§57 ff. VglO. 
1M ) §§ 25 ff. VglO. 
"*) § 36 §§ 50 ff. VglO. 
" 5 ) § 7 KAVO. 




schulden auf Grund der oben S. 30 gemachten Ausführungen in die 
Wege zu leiten. 

5. Zur Abstimmung über den vom Schuldner gemachten Aus- 
gleichsvorschlag hat das Gericht einen Ausgleichstermin 
anzusetzen l46 ) . Zur Annahme des Ausgleichsvorschlags 
ist eine doppelte Mehrheit erforderlich, und zwar MT ) 

a. die u n b e d i n g t e M e h r h e i t der anwesenden abstimmungsbe- 
rechtigten Gläubiger unter Einrechnung der Gläubiger, die dem 
Ausgleichsvorschlag bereits schriftlich zugestimmt haben, muß 
sich für den Ausgleichsvorschlag aussprechen (eine schriftliche 
Ablehnung des Ausgleichsvorschlags ist unbeachtlich). 

b. Die Forderungen der zustimmenden Gläubiger müssen insgesamt 
wenigstens drei Vierteile der Forderungen aller stimmbe- 
rechtigten — also nicht nur der anwesenden oder vertretenen oder 
schriftlich zustimmenden — Gläubiger ausmachen. Lautet der Aus- 

[leichsvorschlag auf weniger als 50 v. H. der Forderungen, so muß 
diese Mehrheit vier Fünftel betragen. 

6. Wird der Ausgleichsvorschlag a bg e 1 e h n t, so ist eine Wieder- 
holung des Ausgleichstermins auf Antrag des Schuldners dann zu- 
lässig, wenn nur eine der zum Ausgleichsabschluß erforderlichen Mehr- 
heiten erreicht ist, auf Antrag von drei Vierteln der erschienenen 
Gläubiger dann, wenn zu erwarten ist, daß der neue Termin zur An- 
nahme des Ausgleichs führen wird "*). Sofern bei einem Ausgleichs- 
vorschlag, der keinen Erlaß, sondern lediglich eine Stundung der Aus- 
gleichsforderungen vorsieht, die zur Annahme des Vorschlags erfor- 
derlichen vorgenannten Mehrheiten nicht erreicht werden, kann der 
Richter den Ausgleich durch Beschluß gleichwohl fürverbindlich 
erklären, wenn dies nach den Umständen des Falles der Billigkeit 
entspricht 149 ). Der Richter kann hierbei hinsichtlich der Dauer der 
Stundung sowie hinsichtlich der Nebenabreden (z. B. über die Stellung 
von Sicherheiten) von dem Ausgleichsvorschlag abweichen, soweit 
dies notwendig ist, um eine gerechte Regelung für alle Beteiligten her- 
beizuführen. Der für verbindlich erklärte Ausgleich hat dieselbe Wir- 
kung wie ein Ausgleich, der angenommen und bestätigt ist. 

7. Wird der Ausgleichsvorschlag des Schuldners von der erfor- 
derlichen Mehrheit angenommen, so bedarf er der Bestäti- 
gung des Gerichts (die Bestätigung kann u. U. durch die Verbind- 
licherklärung — hievor Nr. 6 — ersetzt werden) 1M ). Die Bestätigung 



M ) §§ 66 ff. VglO. 
" 7 ) §§ 74 ff. VglO. 
" 8 ) § 77 VglO. 



Hö ) §6 KAVO. 
1W ) §§ 78 ff. VglO. 
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ergeht nach Anhörung des Schuldners und des Ausgleichsverwalters 
und ist sofort oder in einem besonderen Termin binnen einer Woche 
zu verkünden, auch den Gläubigern mitzuteilen. Die Bestätigung ist 
unanfechtbar. 

Zu versagen ist die Bestätigung bei Vorliegen wesentlicher 
Verfahrensmängel, bei Vertrauensunwürdigkeit des Schuldners, bei 
unlauterem Zustandebringen des Ausgleichs oder bei Widerspruch 
gegen die gemeinsamen Gläubigerinteressen. Gegen die Versagung der 
Bestätigung ist sofortige Beschwerde zulässig (Frist eine Woche) . 
Wird die Versagung der Bestätigung ausgesprochen, so ist gleichzeitig 
über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu entscheiden. 

8. Der bestätigte Ausgleich wirkt für und gegen alle Aus- 
gleichsgläubiger, auch gegen diejenigen, die gegen ihn gestimmt 
haben 1 "). Die Ausgleichsgläubiger können vom Schuldner und von 
etwaigen Ausgleichsbürgen Zahlung nur nach Maßgabe des Ausgleichs 
verlangen. Der bestätigte Ausgleich bildet für unbestrittene im Gläu- 
bigerverzeichnis aufgenommene Forderungen einen Vollstreckungs- 
titel. 

9. Stundung oder Forderungserlaß werden hinfällig 
gegenüber denjenigen Gläubigern, an die der Schuldner trotz Fällig- 
keit und Mahnung sowie Nachfristsetzung nicht zahlt, und gegenüber 
allen Gläubigern, wenn vor Erfüllung des Ausgleichs über das Ver- 
mögen des Schuldners das Konkursverfahren eröffnet wird 152 ). 

D. Beendigung des Ausgleichsverfahrens 

1. Mit der Bestätigung des Ausgleichs wird das Ausgleichsver- 
fahren grundsätzlich nicht aufgehoben, vielmehr zum Zwecke 
der Überwachung der Erfüllung des Ausgleichs fortgesetzt 153 ). Auch 
der Ausgleichsverwalter bleibt im Amt und hat die Erfüllung des Aus- 
gleichs zu überwachen. Das Ausgleichsverfahren wird erst dann auf- 
gehoben, wenn der Ausgleich erfüllt ist. Während des Uberwa- 
chungszeitraums genießt der Schuldner jedoch keinen Vollstreckungs- 
schutz nach der VglO. mehr. 

2. Ausnahmsweise kann das Ausgleichsverfahren sofort mit Be- 
stätigung des Ausgleichs aufgehoben werden, nämlich dann, wenn 
der Schuldner sich entweder im Ausgleich freiwillig der Überwachung 
durch einen Sachverwalter der Gläubiger unterwirft oder wenn die 
Gläubigermchrheit der sofortigen Aufhebung zustimmt oder wenn die 
gesamten Forderungen ursprünglich 20000 RM. nicht überschritten 
haben. 

1M ) §§82 ff. VglO. 
*») § 88 VglO. 
153 )§§90 ff. VglO. 
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VIII. ABSCHNITT: HEMMUNG VON VERJÄHRUNGS- 
UND ANDEREN FRISTEN 

1. Mit Beginn des Krieges war die Verjährung von Ansprüchen 
zunächst für und gegen Jedermann kraft Gesetzes gehemmt. So 
weit am 7. September 1939 die Verjährung einer Forderung noch 
nicht eingetreten war, konnte sie nach diesem Tage zunächst über- 
haupt nicht eintreten 164 ). Mit dem 3. Dezember 1939 ist an dieser 
Rechtslage aber insofern eine wesentliche Änderung eingetreten, als 
seit diesem Tage die Verjährung einer Forderung nur noch für und 
gegen bestimmtePersonenkreise gehemmt ist 15& ) . Die Hem- 
mung bedeutet, daß Angehörige der geschützten Personenkreise nicht 
befürchten müssen, daß ihnen zustehende Forderungen während des 
Krieges verjähren; andererseits verjähren aber insoiange auch die 
gegen sie selbst gerichteten Ansprüche nicht. Die allgemeinen Vor- 
schriften über die Hemmung der Verjährungsfristen (§§ 202 ff. BGB.) 
gelten auch weiterhin. 

Im einzelnen gilt wegen der Hemmung der Verjährungsfrist 
— und anderer Fristen (s. hienach Nr. 7) — derzeit folgendes: 

2. Mit dem 7. September 1939 hat zunächst grundsätzlich der Lauf 
aller Verjährungsfristen aufgehört. Die Verjährung einer bis zu 
diesem Tage nicht verjährten Forderung konnte also zunächst nicht 
mehr eintreten. Mit dem 3. Dezember 1939 haben aber die Verjährungs- 
fristen wieder zu laufen begonnen, soweit nicht die hienach in Nr. 3 
behandelte Ausnahmevorschrift Platz greift. Demzufolge war zunächst 
ganz allgemein die Zeit vom 7. September 1939 bis einschl. 2. Dezem- 
ber 1939, also ein Zeitraum von 87 Tagen, für den Ablauf der Ver- 
jährungsfrist außer Betracht zu lassen. Eine nach allgemeinen Vor- 
schriften mit dem 31. Dezember 1939 abgelaufene Verjährungsfrist 
ist mithin erst mit dem 27. März 1940, eine an sich mit dem 31. Dezem- 
ber 1940 abgelaufene Verjährungsfrist erst mit dem 28. März 1941 
abgelaufen 166 ). Für Forderungen allerdings, deren Verjährungsfrist 
am 31. Dezember 1941 oder zu einem späteren Zeitpunkt abgelaufen 
ist oder noch ablauft, spielt die Hemmung der Verjährung um die 
genannten 87 Tage keine Rolle mehr, hier tritt vielmehr wieder die 
Verjährung normalerweise mit dem 31. Dezember des betr. Jahres ein. 

3. Auch seit dem 3. Dezember 1939 ist die Verjährung eines An- 
spruchs weiterhin gehemmt für und gegen 

a. Wehrmachtangehörige; 

1M ) Verordnung vom 1. September 1939 (RGB!. I S. 1656) Art. 8. 
1M ) § 30 VHV. 

,M ) S. AV. vom 15. Februar 1941 (DJ. S. 251). 
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b. Personen die, ohne Wehrmachtangehörige zu sein, wegen der Aus- 
wirkungen des Krieges zu ständigen Dienstleistungen außerhalb 
ihres regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen sind 157 ); 

c. Personen, die wegen der Auswirkungen des Krieges sich dienst- 
lich im Ausland aufhalten oder sich als Gefangene oder Geiseln in 
fremder Gewalt befinden 158 ). 

4. Die Hemmung der Verjährung von Ansprüchen für und gegen 
Wehrmachtangehörige beginnt mit der Einberufung, sie endigt 
— seit 8. November 1941 — sechs Monate nach der Entlassung aus dem 
Wehrdienst (bis zu diesem Zeitpunkt endigte die Hemmung bereits 
mit dem Tage der Entlassung aus der Wehrmacht). Frühestens kann 
jedoch die Hemmung mit dem 25. August 1939 begonnen haben. Die 
Hemmung wird dadurch nicht berührt, daß der Wehrmachtangehörige 
sich zeitweise in Urlaub befindet. 

5. Von der Hemmung werden a 1 1 e A r t e n von Ansprüchen be- 
troffen, sow'ohl privatrechtliche wie öffentlich-rechtliche (Steuer- und 
Kostenforderungen) ,5y ). 

6. Die Hemmung der Ver jährung bedeutet, daß der Zeitraum, 
während dessen die Verjährung gehemmt ist, in die Verjährungsfrist 
nicht eingerechnet wird, wohl aber die bis zu diesem Zeitpunkt bereits 
abgelaufene Zeitspanne 205 BGB.). 

Beispiele: 

Ist ein Kaufmann am. 10. September 1939 zur Wehrmacht einbe- 
rufen worden und am 10. Dezember 1939 aus der Wehrmacht ent- 
lassen worden, so wird die zwischen dem 7. September 1939 (Stichtag 
nach oben Nr. 2) und dem 10. Dezember 1939 liegende Zeit in die nach 
allgemeinen Vorschriften bestehende Verjährungsfrist nicht einge- 
rechnet, denn vom 7. September 1939 an war die Verjährung zunächst 
allgemein und vom 10. September 1939 an war sie infolge der Ein- 
berufung gehemmt. 

Ist ein Schuldner am 20. August 1939 einberufen und am 20. No- 
vember 1939 aus der Wehrmacht entlassen worden, so ist die Ver- 
jährung gehemmt vom 25. August 1939 an (frühester Zeitpunkt, s. 
oben Nr. 4) bis zum 3. Dezember 1939 (da bis dahin die Verjährung 
allgemein gehemmt war; s. oben Nr. 2). 

Ist die Einberufung am 2. Januar 1940 erfolgt und seit dem 
jo. Mai 1940 beendet, so ist die Verjährung gehemmt vom 7. Septem- 
ber bis 3. Dezember 1939 (allgemeine Hemmung, s. oben Nr. 2) und 
vom 2. Januar 1940 bis 10. Mai 1940 (Hemmung wegen Einberufung). 

; 

157) Wegen dieses Personenkreises s. S. 9. 
»58) Wegen dieses Personenkreises s. S. 10. 

1M ) Wegen Kostenforderungen s. AV. vom 30. Dezember 1939 (DJ. 1940 S. 26). 



Angerechnet wird auf die vom ri. Mai 1940 an laufende (restliche) 
Verjährungsfrist in diesem Falle die bereits vor dem 7. September 
1939 abgelaufene Zeitspanne, sowie die Zeit vom 3. Dezember 1939 

bis 2. Januar 1940. 

Seit dem 8. November 1941 ist zu beachten, daß die Hemmung der 
Verjährung nicht bereits mit dem Tage der Entlassung des Gläubigers 
oder Schuldners aus der Wehrmacht, sondern erst sechs Monate später 
endigt und daß der allgemeinen Hemmung der Verjährung vom 7. Sep- 
tember bis 3. Dezember 1939 keine Bedeutung mehr zukommt (s. oben 
Nr. 4 und 2). 

7. Gehemmt sind auch die Fristen, die für die Beschrei- 
tung des Rechtswegs oder die sonstige Geltendmachung von 
Rechten im gerichtlichen Verfahren vorgeschrieben sind 160 ). Darunter 
fallen namentlich die Fristen zur Anfechtung der Ehelichkeit eines 
Kindes (§ 1594 BGB.) und zur Erhebung der Ehe-Aufhebungs- und 
Scheidungsklage (§§ 40, 57 EheG.). Nicht hierunter fallen dagegen 
die Fristen zur Einlegung von Rechtsmitteln (sofortige Beschwerde, 
Berufung usw.) und die in §§ 152, 153 KO. vorgesehene Ausschluß- 
frist; wegen eines Schutzes gegen den Ablauf der erstgenannten 
Fristen s. aber die Ausführungen auf S. 91. 



) § 31 VHV 



2. TEIL 



Der Wehrmachtangehörige in 
Rechtsstreitigkeiten 

I. ABSCHNITT: ÜBERBLICK ÜBER DEN RECHTSSCHUTZ 

IN RECHTS STREITIGKEITEN 

Wird ein Wehrmachtangehöriger, sei es als Kläger oder als 
Beklagter (als Gläubiger oder als Schuldner) in eine Rechts- 
streitigkeit verwickelt, so gelten für ihn über deren Dauer verschie- 
dene Schutz- und Sonderbestimmungen. 

1. Grundsätzlich ist jede Rechtsstreitigkeit in dem Zeitpunkt kraft 
Gesetzes unterbrochen, d. h. sie findet keinen Fortgang mehr, 
in dem eine der Parteien Wehrmachtangehöriger wird 1 ). Unter- 
brechung tritt ausnahmsweise nicht ein, wenn der Wehrmacht- 
angehörige durch einen Prozeßbevollmächtigten oder einen anderen 
zur Wahrnehmung seiner Rechte berufenen Vertreter im Verfahren 
vertreten wird, es sei denn, daß der Vertreter selbst ebenfalls 
Wehrmachtangehöriger ist 2 ). Aber auch bei Vorhandensein eines Ver- 
treters kann der Rechtsstreit vom Gericht zum Stillstand ge- 
bracht werden 8 ). 

2. Die Unterbrechung einer Rechtsstreitigkeit bei Wehrmacht- 
zugehörigkeit einer Partei dauert so lange, b i s das Gericht durch 
besonderen Beschluß die Auf nähme des Verfahrens anordnet. 
Dies darf nud geschehen, wenn die der Wehrmacht angehörige Partei 
der Aufnahme zustimmt, oder wenn ihre Wehrmachtangehörigkeit 
beendigt ist oder wenn dem Wehrmachtangehörigen die sachgemässe 
Durchführung des Verfahrens möglich und außerdem unter Abwägung 
der Interessen der Beteiligten zuzumuten ist 4 ). 

3- Eine nicht unterbrochene Rechtsstreitigkeit kann unter be- 
stimmten Voraussetzungen durch Anordnung der Aussetzung des 
Verfahrens zum Stillstand gebracht werden. Auch kann das Gericht 
die Vertagung einer nicht unterbrochenen Rechtsstreitigkeit an- 
ordnen 4 ). 

4. Für die Einleitung eines Rechtsstreits bestehen während des 
Krieges insofern Erleichterungen, als die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts, bei dem keinerlei Anwaltszwang besteht, erheblich 
erweitert worden ist. Eine raschere Beendigung eines Rechts- 

J ) Einzelheiten s. Abschnitt IL 

2 ) Einzelheiten s. Abschnitt II Ziffer III. 

3 ) Einzelheiten s. Abschnitt II Ziffer VIII. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt II Ziffer VII. 
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Streits wird dadurch erreicht, daß die Berufung gegen Urteile in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten durch Erhöhung der Beru- 
fungssumme und durch Fristenabkürzung erschwert worden ist B ). 

5. Für Zustellungen an Wehrmachtangehörige gelten beson- 
dere das Verfahren vereinfachende Vorschriften 8 ). 

6. Einige Besonderheiten bestehen schließlich noch für das 
Verhältnis des Prozeßverfahrens zu dem — im wesentlichen 
im 1. Teil behandelten — Vertragshilfeverfahren T ). 



s ) Einzelheiten s. Abschnitt III. 
•) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 
7 ) Einzelheiten s. Abschnitt V. 



II. ABSCHNITT: 
UNTERBRECHUNG EINER RECHTSSTREITIGKEIT 
WEGEN WEHRMACHTZUGEHÖRIGKEIT EINER PARTEI 

I. Erfordernis der Wehrmachtzugehörigkeit einer Partei 

1. In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten wird das Verfahren ohne 
Rücksicht darauf, wann — ob vor oder nach Kriegsausbruch — es 
anhängig geworden ist, unterbrochen, wenn und sobald eine Partei 
(Kläger 'oder Beklagter — Gläubiger oder Schuldner) Wehrmacht- 
zugehöriger ist 8 ). Unerheblich ist dabei, ob die Partei bereits zu 
Beginn des Verfahrens Wehrmachtzugehöriger ist oder ob sie es erst 
im Laufe des Verfahrens wird. Auch darauf kommt es zunächst nicht 
an, ob der Wehrmachtangehörige an der Wahrnehmung seiner Rechte 
tatsächlich verhindert ist oder ob er seine Rechte und Pflichten — 
etwa infolge einer Beurlaubung oder infolge seiner Verwendung in 
der Nähe des Gerichtsorts — tatsächlich wahrnehmen könnte. Dieser 
Tatsache kommt aber bei der Prüfung der Frage Bedeutung zu, ob 
nicht die Aufnahme des Verfahrens gegen eine sich in einer der- 
artigen Lage befindliche Partei anzuordnen ist (s. S. 85). 

Ob eine Partei Wehrmachtangehörige ist, hat das Gericht von 
Amts wegen festzustellen und zu prüfen, es hat hierwegen notfalls 
Ermittlungen anzustellen. Wegen der Ermittlung von Feldpostan- 
schriften ist dabei auf die AV. vom 31. Dezember 1940 B ) zu verweisen. 
Die Beifügung der auf S. 84 noch näher erwähnten Rechtsmittel- 
belehrung empfiehlt sich bei Zustellung einer Klage an den Beklagten 
bereits dann, wenn den Umständen nach die Möglichkeit besteht, daß 
er Wehrmachtangehöriger ist. 

2. Ist in einem Prozeßverfahren nur der Nebenintervenient 
Wehrmachtangehöriger, so ist eine Anwendung der VO. nicht ge- 

■) Verordnung zum Schutz der Wehrmachtangehörigen und anderen von den 
Kriegsverhältnissen betroffenen Personen in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten vom 13. Oktober 1942 (RGBl. I S. 604); Abkürzung hier VO. Abdruck 
s. Anhang unter Nr. VII. Diese VO. gilt auch für Personen, die, ohne 
Wehrmachtangehörige zu sein, wegen der Kriegsverhältnisse zu ständigen 
Dienstleistungen außerhalb ihres regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen 
sind (s. wegen dieses Personenkreises S. 8) und für Personen, die sich 
wegen der Kriegsverhältnisse dienstlich im Ausland aufhalten oder sich als 
Gefangene oder Geiseln in fremder Gewalt befinden (s. wegen dieses Per- 
sonenkreises S. 9). 

Andere Personen, z. B. Rückgeführte, fallen nicht unter den durch die VO. 
geschützten Personenkreis (vgl. RG. in DRW. 1941 S. 2296). 
Die VO. vom 13. Oktober 1942 ist an Stelle der Art 1 und 2 der Verordnung 
vom 1. September 1939 (Abdruck s. Anhang unter Nr. I) getreten. Diese — 
jetzt überholten — Vorschriften werden in diesem Buche nicht mehr be- 
handelt. 

*) DJ. 1941 S. 84; Abdruck s. Anhang unter Nr. X. 



geben, da er nicht Partei ist (wegen der Fortführung des Verfahrens 
s. aber § 71 Abs. 3 ZPO.)- Anders ist es, d. h. die VO. findet Anwen- 
dung, wenn ein Hauptintervenient Betroffener ist. Denn bei 
der Hauptintervention handelt es sich nicht nur um die Beteiligung an 
einem fremden Rechtsstreit, sondern um eine selbständige Klage 
(Einmischungsklage) gegen die beiden Parteien des schon anhängigen 
Rechtsstreits. 

Besteht eine Partei aus mehreren Personen, so ist zu unter- 
scheiden, ob diese Streitgenossenschaft eine einfache oder 
eine notwendige (§ 62 ZPO.) ist. Bei nur einfacher Streitgenossen- 
schaft wird das Verfahren nur bezüglich desjenigen Streitgenossen 
unterbrochen, der Betroffener ist. Liegt notwendige Streitgenossen- 
schaft vor, dann tritt die Unterbrechung bezüglich aller Streitge- 
nossen ein, auch wenn nur einer von ihnen Betroffener ist. Eine not- 
wendige Streitgenossenschaft liegt beispielsweise vor, wenn gegen 
Eheleute, die zusammen einen Mietvertrag abgeschlossen haben, auf 
Aufhebung dieses Mietverhältnisses geklagt ist. Hier wird mithin der 
anhängig gemachte Rechtsstreit im ganzen, d. h. zu Gunsten beider 
Ehegatten unterbrochen, auch wenn nur der Ehemann Betroffener 
ist 10 ). Dagegen handelt es sich nicht um eine notwendige, sondern nur 
um eine einfache Streitgenossenschaft, wenn die Klage gegen Eheleute 
dahin lautet, daß die Frau (als eigentliche Schuldnerin) zur Zahlung 
und der Mann zur Duldung der Zwangsvollstreckung in das einge- 
brachte Gut verurteilt werden soll. In diesem Falle besteht Schutz nach 
der VO. nur für den Mann, gegen die Frau kann das Verfahren durch- 
geführt werden und Urteil (auch Versäumnisurteil) ergehen. Aller- 
dings ist aus diesem Urteil die Zwangsvollstreckung in das einge- 
brachte Gut der Frau erst zulässig, wenn später, d. h. nach erfolgter 
Aufnahme des Rechtsstreits gegenüber dem Manne auch dieser zur 
Duldung der Zwangsvollstreckung verurteilt worden ist (§ 739 ZPO.). 

3. Auf juristische Personen (eingetragene Vereine, Ak- 
tiengesellschaften, Gesellschaften m. b. H. usw.) findet die VO. nach 
herrschender Ansicht keine Anwendung. Dies wird auch für solche 
Fälle angenommen, in denen alle vertretungsberechtigten Vorstands- 
mitglieder oder Geschäftsführer Wehrmach langehör ige oder sonstige 
Betroffene sind. Gestützt wird diese Meinung darauf, daß hier ein 
Schutzbedürfnis nicht bestehe. Es wird hiebei auf den — auch für 
juristische Personen des Handelsrechts geltenden — § 29 BGB. hin- 
gewiesen, worin vorgesehen ist, auf Antrag eines Beteiligten, z. B. 
eines Gläubigers der Gesellschaft, fehlende Mitglieder des Vorstands 
durch das Amtsgericht zu bestellen, wenn nicht abgewartet werden 

10 ) Vgl. LG. Berlin in DRW. 1940 S. 203. 

■ 
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kann bis sie auf dem satzungsmäßigen Weg bestellt sind. Mit Hilfe 
des Art. 3 Nr. 3 der VO. vorn 1. September 1939 (der auch heute noch 
in Kraft ist, s. S. 93) kann die nötige Zeit für diese Vertreterbestellung 
gewährt werden. Durch den soeben erwähnten Art. 3 Nr. 3 kann auch 
dann geholfen werden, wenn von mehreren vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitgliedern usw. zwar nicht alle Betroffene sind, die noch 
anwesenden aber über das Streitverhältnis nicht oder nicht genügend 
unterrichtet sind und deshalb erst Informationen bei den Einberufenen 
einholen müssen. 

Für die offene Handelsgesellschaft wird, wenn sie 
Partei in einem Rechtsstreit ist, die Anwendbarkeit der VO. bejaht. 
Voraussetzung hiefür ist aber, daß alle Gesellschafter oder zum min- 
desten alle vertretungsberechtigten Gesellschafter Betroffene sind 11 ). 
Ist dies nicht der Fall, müssen die nicht betroffenen Gesellschafter 
aber von den betroffenen erst über den dem Rechtsstreit zugrunde- 
liegenden Sachverhalt Informationen einholen, dann kann das Gericht 
hiezu die zeitliche Möglichkeit auf dem Wege über den mehrerwähn- 
ten Art. 3 Nr. 3 der VO. vom 1. September 1939 gewähren. 

4. Der Umstand, daß ein am Verfahren beteiligter Zeuge Wehr- 
machtangehöriger oder sonstiger Betroffener ist, bildet keinen Grund 
zur Anwendung der VO. 1Z ). Auch die Anordnung des Ruhens des 
Verfahrens auf Grund des Art. 3 Nr. 3 der VO. vom 1. September 
1939 kommt für diesen Fall, grundsätzlich nicht in Frage, zum min- 
desten insolange nicht, als nicht die Vernehmung des Zeugen im Wege 
der Rechtshilfe versucht worden ist. Diese Vernehmung kann gege- 
benenfalls durch ein ersuchtes Militärgericht erfolgen (vgl. dazu aber 
auch die AV. über Rechtshilfeersuchen an Wehrmachtgerichte vom 
22. Oktober 1942 ia ). An der Front befindliche Wehrmachtangehörige 
sollten auf diese Weise überhaupt nur vernommen werden, wenn die 
Sache so wichtig erscheint, daß die Beanspruchung der in erster Linie 
für andere Aufgaben bestimmten richterlichen Militärjustizbeamten 
gerechtfertigt ist. Nach näherer Maßgabe des § 377 Abs. 3, 4 ZPO. 
kann sich das Gericht auch mit einer schriftlichen Zeugenaussage 
begnügen; im amtsgerichtlichen Verfahren ist dies über die Fälle 
dieser Vorschrift hinaus zulässig (§ 10 der ersten Vereinfachungs VO. 
vom 1. September 1939) "). Auch auf die Vorschrift des § 356 (in 
Verbindung mit § 224 Abs. 2) ZPO. ist in diesem Zusammenhang 
zu verweisen. 



u ) S. OLG. Jena in DRW. 1940 S. 1024. 

") S. OLG. Jena in DRW. 1940 S. 462 und S. 1024. 

") DJ. 1942 S. 703. 

") RGBl. 1939 I S. 1658. 



II. Die unterbrochenen Verfahren im einzelnen 

1. Soweit eine Partei Wehrmachtangehöriger ist (s. Ziffer I), 
wird in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vermögensrechtlicher und 
nicht Vermögensrecht!. Art das Verfahren nach näherer Maßgabe der 
in Ziffer IV ff. gemachten Ausführungen unterbrochen (Art. i Abs. i 
VO.). Der Begriff der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist dabei in 
weitestem Sinne zu verstehen. Außer den eigentlichen Prozessen 
fallen darunter namentlich auch: 

das Verfahren vor den Arbeitsgerichtsbehörden, das 
schiedsrichterliche Verfahren nach den §§ 1025 ff. ZPO. 18 ), 
das Verfahren auf Anordnung eines Arrests oder einer einst- 
weiligen Verfügung, das Verfahren vor den Mieteini- 
gungsämtern 16 ), das Mahn verfahren (s. auch S. 84), das 
Kostenfestsetzungsverfahren und das Armen rechts- 
verfahren 17 ). 

Unerheblich ist, ob das Verfahren noch im ersten Rechtszug an- 
hängig ist oder bereits in der Rechtsmittelinstanz (Berufungs- oder 
Revisionsinstanz) . 

2. In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit tritt 
eine Unterbrechung des Verfahrens nicht ein, doch bestehen auch 
für derartige Angelegenheiten besondere Schutzvorschriften "). Auch 
im Vollstreckungsverfahren tritt eine Unterbrechung des 
Verfahrens nicht ein, das Gericht kann aber hier in anderer Weise 
Schutz gewähren 19 ). Das Verfahren auf Anordnung eines Arrests 
oder einer einstweiligen Verfügung ist aber noch kein Vollstreckungs- 
verfahren, sondern ein Verfahren, das bei Wehrmachtzugehörigkeit 
einer Partei der Unterbrechung unterliegt. Erst die Vollziehung des 
erlassenen Arrestbefehls oder der erlassenen einstweiligen Verfügung 
ist eine Handlung der Zwangsvollstreckung. 

III. Ausnahmsweise NichtUnterbrechung des Verfahrens wegen 

Vorhandenseins eines Vertreter» 

1. Eine Rechtsstreitigkeit der oben aus Ziffer II ersichtlichen Art- 
wird trotz Wehrmachtzugehörigkeit einer Partei nicht unter- 
brochen, wenn diese Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten 

OLG. Kiel in DRW. 1940 S. 747. 
") KG. in DJ. 1940 S. 657. 
l7 ) So wenigstens OLG. Kiel in HRR. 1940 Nr. 29. Gegenteiliger Ansicht 
dagegen OLG. München in HRR. 1940 Nr. 28, OLG. Karlsruhe in DRW. 
1940 S. 374 und OLG. Jena in DRW. 1942 S. 1771, letztere Entscheidung mit 
einer Anmerkung von Schönke, der sich für Unterbrechung des Armenrechts- 
verfahrens ausspricht. S. auch Böse in DJ. 1943 S. 181. 
10 ) S. hierüber S. 132. - 
ie ) S. hierüber S. 57. 

6 Haegele, „Rechtsschutz" gl 




(wegen der Notwendigkeit der Mandatsniederlegung durch einen 
Rechtsanwalt im Einzelfall s. S. 94) oder einen sonstigen zur Wahr- 
nehmung ihrer Rechte berufenen Vertreter im Verfahren ver- 
treten ist (Art. 1 Abs. 3 VO.). Unter den zuletztgenannten Ver- 
treterbegriff fällt z. B. derjenige, dem der Wehrmachtangehörige 
Generalvollmacht erteilt hat oder derjenige, der sein gesetzlicher Ver- 
treter (Gewalthaber, Vormund) ist. Es genügt aber nicht, daß der 
Wehrmachtangehörige einen solchen Vertreter hat, der Vertreter muß 
vielmehr als solcher bereits in das Verfahren einbezogen sein, d. h. 
es muß ihm, wenn die Unterbrechung nicht eintreten soll, die Klage 
zugestellt sein. Wird ein zunächst unvertretener Wehrmachtangehö- 
riger erst i m L a u f e des Verfahrens vertreten, so verbleibt es bei der 
eingetretenen Unterbrechung, bis die Aufnahme des Verfahrens durch 
Gerichtsbeschluß gemäß den in Ziffer VII (S. 85) gemachten Aus- 
führungen ausgesprochen ist. Fällt die Vertretung eines Wehrmacht- 
angehörigen im Laufe des Verfahrens weg (zeigt beispielsweise der 
Prozeßbevollmächtigte dem Gericht an, daß er die Vertretung nieder- 
gelegt habe), so tritt selbständig Unterbrechung des Verfahrens ein 20 ). 
Hat der Wehrmachtangehörige zwar einen gesetzlichen Vertreter 
(Vater, Mutter, Vormund, Pfleger), ist er aber für den in Betracht 
kommenden Rechtsstreit selbst prozeßfähig (§ 52 Abs. 1 ZPO. in Ver- 
bindung mit §§ U2 bis 114 BGB.), dann gilt er nicht als vertreten im 
Sinne der vorgenannten Vorschrift, sodaß der Rechtsstreit durch seine 
Wehrmachtzugehörigkeit unterbrochen ist. Darüber hinaus hat das 
OLG. Kiel am 24. Oktober 1939 21 ) dahin erkannt, daß, wenn eine 
prozeßunfähige Person durch ihren gesetzlichen Vertreter vertreten 
ist, es im Hinblick auf dessen unbeschränkte und unbeschränkbare 
Vertretungsmacht gerechtfertigt ist, das Verfahren auch dann als 
unterbrochen anzusehen, wenn zwar nicht die prozeßunfähige Person 
selbst Wehrmachtangehöriger ist, wohl aber ihr gesetzlicher Vertreter. 

Wegen Aussetzung des Verfahrens trotz Vorhandenseins eines 
Vertreters s. die Ausführungen auf S. 89. 

2. Die Möglichkeit, einem Wehrmachtangehörigen, der ohne Ver- 
treter ist, auf Antrag oder von Amts wegen einen Prozeßver- 
treter zu bestellen, um auf diese Weise die Fortsetzung des 
Verfahrens zu erreichen (Art. 2 der VO. vom 1. September 1939), 
besteht jetzt nicht mehr. Eine auf Grund der genannten Vorschrift 
erfolgte Vertreterbestellung ist aber wirksam geblieben (Art. 2 § 2 



M ) Vgl. RGZ. 168 S. 395 = HRR. 1942 Nr. 500, DRW. 1942 S, 1024. 1372. 
Nach Abschluß einer Instanz ist eine Partei nicht ohne weiteres durch ihren, 
bisherigen Prozeßbevollmächtigten vertreten (RG- in DRW. 1942 S. 1422). 
21 ) HRR. 1940 Nr. 30. 



VO.)- Der Vertreter wird aber vielfach Grund zur Stellung eines 
Antrags auf Aussetzung des Verfahrens (Ziffer VIII, S. 89) haben. 

Der Wehrmachtangehörige kann notfalls selbst einen Ver- 
treterbestellen oder um Beiordnung eines solchen im Armen- 
recht nachsuchen. Hiebei soll das Gericht nicht engherzig verfahren 
(s. im einzelnen dieAV. vom 5. Dezember 1939) 22 ). Von der Beifügung 
des im § 118 Abs. 2 ZPO. bezeichneten Armenrechtszeugnisses kann 
das Gericht in einem solchen Falle absehen, wenn den Umständen nach 
das Unvermögen des Betroffenen zur Bestreitung der Prozeßkosten 
anzunehmen ist (Art. 2. Abs. 1 VO.). 

3. Soweit es sich um einen kriegsgefangenen oder ver- 
mißten Wehrmachtangehörigen handelt, kann für ihn auf Grund 
allgemeiner Vorschriften ein Abwesenheitspfleger bestellt werden 
(§ 1911 BGB.). 

IV. Zeitpunkt des Eintritts der Unterbrechung 

1. Sofern und sobald eine Partei Wehrmachtangehöriger ist, wird 
das Verfahren in der betr. bürgerlichen Rechtsstreitigkeit ohne 
weiteres unterbrochen. Die Unterbrechung tritt jedoch erst nach 
E i n 1 e i t u n g des Verfahrens ein, d. h. die K 1 a ge oder der sonstige 
das Verfahren einleitende Antrag kann in jedem Falle bei Gericht 
eingereicht und auch zugestellt werden. Darauf, ob die betr. 
Partei Kläger oder Beklagte ist, kommt es für die Unterbrechung 
nicht an. 

Die Klage kann, was in Art. 2 Abs. 2 VO. ausdrücklich festgestellt 
wird, auch ohneTerminsbestimmung und ohne Ladung 
zugestellt werden (wegen der Art der Zustellung s. die hiernach in 
Abschnitt IV — S. 96 — behandelte VO. vom 13. März 1940). Die 
AV. vom 22. Oktober 1942 2S ) stellt dazu grundsätzlich fest, daß von 
dem Vorbehalt der Terminsbestimmung zweckmäßigerweise stets 
Gebrauch zu machen sein wird, wenn die Klage oder der sonstige das 
Verfahren einleitende Antrag einem Wehrmachtangehörigen zuge- 
stellt werden soll, sofern nicht anzunehmen ist, daß bereits rechtzeitig 
vor dem Termin die Aufnahme des Verfahrens gemäß Art. 1 Abs. 4 
VO. (s. unten Ziffer VII — S. 85) angeordnet sein wird. Hiernach 
wird der Vorbehalt der Terminsbestimmung in aller Regel dann ge- 
boten sein, wenn die Zustellung unter einer Feldpostnummer erfolgen 
soll. Auf jeden Fall (gleichviel wie das Gericht im Einzelfalle verfährt) 
ist der Wehrmachtangehörige nicht verpflichtet, im anberaumten Ter- 
. min zu erscheinen. Erscheint er nicht, so kann gegen ihn, da ja das 
Verfahren unterbrochen ist, kein Versäumnisurteil erlassen werden. 

W) DJ. 1939 S. 1829. 

*») DJ. 1942 S. 703; Abdruck s. Anhang unter Nr. Vllb. 



Soll die Klage oder der Antrag einem Wehrmachtangehörigen zu- 
gestellt werden, so ist der Empfänger durch eine allgemeine Rechts- 
mittelbelehrung, für die ein besonderer Vordruck vorge- 
schrieben ist, über die wesentlichsten Schutzvorschriften der VO. zu 
unterrichten. Der Vorsitzende kann eine andere Art der Unter- 
richtung im Einzelfalle anordnen. 

2. Soweit ein Mahnverfahren (Antrag auf Erlaß eines 
Zahlungsbefehls) gegen einen Wehrmachtangehörigen in Frage steht, 
kann es zweifelhaft sein, ob hier die Unterbrechung des Verfahrens 
bereits mit der Zustellung des gestellten Antrags auf Erlaß des 
Zahlungsbefehls eintritt oder ob trotz der Wehrmachtzugehörigkeit 
des Schuldners der Zahlungsbefehl zu erlassen ist und erst mit seiner 
Zustellung das Verfahren zur Unterbrechung kommt. Man wird wohl 
das erstere annehmen müssen, obwohl normalerweise, d. h. nach den 
für das Mahnverfahren geltenden allgemeinen Vorschriften, eine 
Zustellung des Zahlungsbefehlsantrags an den Schuldner nicht zu 
erfolgen braucht. Die Rechtsstellung des Schuldners wird allerdings 
dadurch nicht verschlechtert, daß sofort der Zahlungsbefehl erlassen 
und dem Schuldner zugestellt wird. Denn spätestens mit dieser Zu- 
stellung würde die Unterbrechung des Verfahrens eintreten mit der 
gesetzlichen Folge, daß die im Zahlungsbefehl dem Schuldner ge- 
setzte Widerspruchsfrist gar nicht zu laufen beginnt, dieser sich mithin 
auf den Zahlungsbefehl zunächst nicht einzulassen braucht. Es hat 
aber wenig Sinn, an einen Wehrmachtangehörigen einen befristeten 
Befehl (auf Befriedigung des Gläubigers) zu erlassen, den er infolge 
der sofort eintretenden Verfahrensunterbrechung gar nicht zu be- 
achten braucht. Erst nach der gerichtlich angeordneten Aufnahme des 
Verfahrens (s. darüber Nr. VII, S. 85) würde die Widerspruchsfrist 
zu laufen beginnen und nach ihrem unausgenutzten Ablauf der Voll- 
streckungsbefehl erteilt werden können. 

3. Wird eine Partei erst im Laufe des Verfahrens Wehr- 
machtangehöriger, so tritt in diesem Zeitpunkt die Unterbrechung 
selbstätig ein. 

V. Gegen die Unterbrechung des Verfahrens zulässige Rechtsmittel 

Die Unterbrechung des Verfahrens tritt kraft Gesetzes ein, es be- 
darf dazu nicht erst eines besonderen Gerichtsbeschlusses. Hat aber 
das Gericht gleichwohl durch Beschluß festgestellt, daß das Verfahren' 
unterbrochen ist, dann ist gegen diesen Beschluß die einfache 
(fristlose) Beschwerde zulässig. Denn eine solche Feststellung 
kommt in ihrer Auswirkung der Aussetzung des Verfahrens gleich 
(s. Art. 1 Abs. 5 und 6 VO.). Entsprechendes gilt umgekehrt, d. h. 
wenn durch Gerichtsbeschluß festgestellt ist, daß eine Unterbrechung 



des Verfahrens nicht eingetreten ist; auch hier ist entsprechend Art. i 
Abs. 4 und 6 VO. gegen den Beschluß einfache Beschwerde gegeben. 

VI. Wirkungen der Unterbrechung des Verfahrens 

1. Die Unterbrechung einer bürgerlichen Rechtsstreitigkeit hat 
die Wirkung, daß der Lauf aller Fristen aufhört: nach Be- 
endigung der Unterbrechung beginnen die vollen Fristen von neuem 
zu laufen (§ 249 Abs. 1 ZPO.) z4 ). Auch eine vom Gericht mit einem 
bestimmten Endtermin festgesetzte Frist wird unterbrochen, sodaß 
nach Beendigung der Unterbrechung eine neue Frist zu setzen ist. 
Die in den §§ 516, 552 ZPO. bestimmte Fünfmonatsfrist erleidet nach 
herrschender Ansicht allerdings keine Unterbrechung, unterbrochen 
wird nur die nach Ablauf dieser Frist beginnende einmonatige Beru- 
fungs- oder Revisionsfrist. Auch die während der Unterbrechung von 
einer Partei in Ansehung der Hauptsache vorgenommenen Prozeß- 
handlungen (dazu gehören auch die von der Partei bewirkten Zustel- 
lungen) sind der anderen Partei gegenüber unwirksam (§ 249 Abs. 2 
ZPO.). Nur der anderen Partei gegenüber besteht diese Unwirksam- 
keit; die die Handlung vornehmende Partei muß diese Handlung als 
voll wirksam gegen sich gelten lassen. Auch die nach eingetretener 
Unterbrechung erfolgten Handlungen — insbesondere Entscheidun- 
gen — des Gerichts sind den Parteien gegenüber unwirksam, abge- 
sehen von dem in § 249 Abs. 3 ZPO. genannten Fall 

2. Gerade so wie die Unterbrechung selbst treten auch ihre vor- 
genannten Wirkungen kraft Gesetzes und unbekümmert darum ein, 
ob die Wehrmachtzugehörigkeit der anderen Partei oder dem Gericht 
bekannt war oder nicht. 

VII. Beendigung der Unterbrechung durch gerichtliche Aufnahme 

des Verfahrens 

1. Die eingetretene Unterbrechung des Verfahrens dauert so- 
la n g e bis das Gericht auf Antrag einer Partei die Aufnahme 
— Fortführung — des Verfahrens anordnet. Solange ein solcher 
die Aufnahme des Verfahrens anordnender Gerichtsbeschluß nicht vor- 
liegt, bleibt das Verfahren unterbrochen. Dies gilt unbekümmert darum, 
welche Partei des Verfahrens Wehrmachtangehöriger ist. Es bedarf 
mithin auch dann eines Antrags auf Aufnahme des Verfahrens und 
eines dahin lautenden Gerichtsbeschlusses, wenn der Kläger oder son- 
stige Antragsteller Wehrmachtangehöriger ist und die Fortsetzung 
des Verfahrens wünscht. In der Tatsache allein, daß er die Klage ein- 

; 

* 4 ) S. auch KG. in DRW. 1941 S. 222. 

ao ) S. RGZ. 141 S. 308. S. dazu namentlich auch S. 91 über Rechtsbehelfe 
gegen solche Entscheidungen. 



gereicht oder den das Verfahren einleitenden Antrag gestellt hat, kann 
nicht ohne weiteres sein stillschweigender Antrag auf Aufnahme, d. h. 
auf alsbaldige Durchfuhrung des unterbrochenen Verfahrens erblickt 
werden. Denn es ist denkbar, daß er an der sofortigen Klageerhebung 
usw. ein Interesse hat, zur Durchführung des Verfahrens aber infolge 
seiner Wermachtzugehörigkeit zunächst noch nicht in der Lage ist. 
Fehlt es an einem Antrag auf Aufnahme des Verfahrens, so wird es 
sich daher empfehlen, den Kläger usw. darauf hinzuweisen, daß es zur 
Fortführung des Verfahrens eines solchen Antrags bedarf. 

Der Antragauf Aufnahme des Verfahrens kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge- 
richts gestellt werden, er unterliegt nicht dem Anwaltszwang (Art. 5 
der VO. von 1. September 1939). Hat nicht der Wehrmachtangehörige, 
sondern die andere Partei den Aufnahmeantrag gestellt und will das 
Gericht ihm stattgeben, so wird der Wehrmachtangehörige in der 
Regel vorher vom Gericht zu hören sein. Er ist hierbei aufzufordern, 
die Umstände darzulegen, die der Aufnahme des Verfahrens entgegen- 
stehen. Äußert er sich trotz Aufforderung nicht oder gibt seine 
Äußerung zu Zweifeln Anlaß, so wird das Gericht in geeigneten Fällen 
die Stellungnahme des Führers der Einheit, welcher er angehört, her- 
beiführen können. 

2. Die Entscheidung des Gerichts über den Antrag auf Aufnahme 
des Verfahrens ergeht durch B e s c h 1 u ß, sei es nach vorangegangener 
mündlicher Verhandlung oder ohne eine solche. Gegen den Beschluß 
des Gerichts ist, gleichviel wie er lautet, einfache — fristlose — Be- 
schwerde zulässig (Art. 1 Abs. 6 VO.). Wird die Aufnahme des Ver- 
fahrens angeordnet und handelt es sich um ein Verfahren vor dem 
Amtsgericht, so wird alles weitere — Terminsbestimmung und 
Ladung — von Amts wegen veranlaßt (§§ 496, 497 ZPO.). 

3. Das Gericht darf die Aufnahme des Verfahrens nur anord- 
nen (Art. 1 Abs. 4 Satz 2 VO.), wenn 

a. entweder der Wehrmachtangehörige der Aufnahme zustimmt, 
oder 

b. ihm die sachgemäßeDurchführung des Verfahrens mög- 
lich und unter Abwägung der Interessen der Beteiligten auch 
zuzumuten ist, oder 

c. die Partei nicht mehr W eh r mac h t a ngeh ö r i ge r und 
dergl. oder aus dem Wehrdienst entlassen ist. 

4. Der Zustimmung des Wehrmachtangehörigen bedarf es 
natürlich nicht, wenn er selbst den Aufnahmeantrag gestellt hat (s. 
dazu aber hievor Nr. 1). Aus blossen Handlungen oder dem Verhalten 
desjenigen, gegen den sich das Verfahren richtet, kann seine Zustim- 



mung zur Aufnahme des Verfahrens nicht ohne weiteres gefolgert 
werden. So kann z. B. darin allein, daß der Wehrmachtangehörige sich 
in einem Schriftsatz auf die ihm zugestellte Klage äußert, nicht seine 
stillschweigende Zustimmung zur Aufnahme des Verfahrens erblickt 
werden. Ebensowenig kann diese Zustimmung daraus gefolgert wer- 
den, daß er sich auf den ihm vom Gericht übermittelten Aufnahme- 
antrag nicht geäußert hat. Das Gericht darf ihm bei dieser Übermitt- 
lung auch nicht etwa eine Frist zur Äußerung mit der Maßgabe setzen, 
daß seine Zustimmung zur Aufnahme des Verfahrens unterstellt werde, 
wenn er sich innerhalb der Frist zum Aufnahmeantrag nicht äußere. 

Das — durch ausdrücklichen Gerichtsbeschluß — aufgenommene 
Verfahren kann nach Maßgabe der Ausführungen in Ziffer VIII (S.89) 
durch Anordnung des Gerichts erneutzumStillstand gebracht 
werden. 

5. Auch wenn die betr. Partei aus dem Wehrdienst ent- 
lassen wird, erfolgt die Aufnahme des Verfahrens nur durch aus- 
drücklichen Gerichtsbeschluß, der einen Antrag voraussetzt. Besteht 
nach der Aufnahme des Verfahrens noch ein Schutzbedürfnis, so kann 
diesem vom Gericht durch Anordnung des Ruhens oder der Vertagung 
der Sache entsprochen werden (s. Art. 3 der VO. vom 1. September 
1939 s. auch S. 93). 

6. Auch wenn keiner der hiervor in Nr. 4 und 5 genannten Fälle 
gegeben ist, kann das Gericht auf Antrag die Aufnahme des unter- 
brochenen Verfahrens anordnen, wenn dem Wehrmachtangehörigen 
die sachgemäße Durchführung des Verfahrens möglich 
und außerdem unter Abwägung der Interessen der Beteiligten zuzu- 
muten ist. Hat das Gericht das Vorliegen dieser Voraussetzungen 
bejaht und demgemäß die Aufnahme des Verfahrens angeordnet, ergibt 
sich aber später, daß sie nicht oder nicht mehr vorliegen, dann kann 
das Gericht das Verfahren erneut zum Stillstand bringen (s. S. 89). 

Ob die eben erwähnten beiden Voraussetzungen gegeben sind, ist 
vom Gericht gewissenhaft zu prüfen. In Zweifelsfällen ist zu Gunsten 
des Wehrmachtangehörigen zu entscheiden. Maßgebend ist die Lage 
des Einzelfalles. Ob dem Wehmachtangehörigen die sachgemäße 
Durchführung des Verfahrens möglich ist, kommt vor allem darauf an, 
wo er eingesetzt ist. Dabei kann sich aber auch bei einem im 
Reichsgebiet eingesetzten Wehrmachtangehörigen durchaus ergeben, 
daß ihm nach Lage des Falles die Durchführung des Verfahrens nicht 
möglich ist. Ferner hat das Gericht zu berücksichtigen, ob es sich um 
einen einfachen oder einen schwierigen Fall handelt und ob 
voraussichtlich das persönliche Erscheinen des Wehrmachtangehörigen 
vor Gericht nötig ist oder nicht. Besteht diese Notwendigkeit nicht, 
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so ist zu erwägen, ob er nicht im Verfahren durch einen Bevollmäch- 
tigten vertreten werden kann. Dies setzt aber wiederum voraus, daß er 
fähig und in der Lage ist, dem Bevollmächtigten schriftlich oder 
mündlich die erforderlichen Informationen zu erteilen. Ist dem Wehr- 
machtangehörigen ohne eine entsprechende Beurlaubung die sach- 
gemäße Durchführung des Verfahrens nicht möglich, handelt es sich 
aber um eine dringliche Sache, so kann bei der zuständigen Truppen- 
einheit oder Dienststelle des Wehrmachtangehörigen versucht werden, 
für ihn einen Urlaub zu erwirken. 

Gelangt das Gericht auf Grund seiner Prüfung des Falles zu der 
Auffassung, daß dem Wehrmachtangehörigen die sachgemäße Durch- 
führung des Verfahrens nicht möglich ist, so muß es den gestellten 
Antrag auf Aufnahme des Verfahrens ablehnen. Gelangt es dagegen 
zur gegenteiligen Auffassung, so muß es erst noch die zweite Voraus- 
setzung prüfen, ob dem Wehrmachtangehörigen — gleichviel ob er 
der Kläger oder der Beklagte ist — die D u r c h f ü h r u n g des Ver- 
fahrens zuzumuten ist. Hiebei sind auch die Interessen der 
Gegenpartei zu berücksichtigen. Einem Frontsoldaten wird in aller 
Regel nicht zugemutet werden können, sein Urlaubstage oder sonstige 
knappe Freizeit zur Erledigung eines unwichtigen oder geringfügigen 
Rechtsstreits zu verwenden. Das gleiche gilt, wenn es sich um eine 
Sache handelt, deren Erledigung oder gerichtliche Austragung gerade 
so gut auch noch später erfolgen kann. Ist dagegen dem Wehrmacht- 
angehörigen ein besonderer, insbesondere längerer, Urlaub bewilligt 
worden, etwa gerade zu dem Zwecke, seine privaten oder Geschäfts- 
oder Berufsangelegenheiten zu regeln, so wird ihm in der Regel die 
sachgemäße Durchführung des Verfahrens nicht nur möglich, sondern 
auch zumutbar sein. Nach Ablauf der Beurlaubung kann das (durch 
Anordnung des Gerichts aufgenommene) Verfahren erneut zum Still- 
stand gebracht werden, falls es bis dahin noch nicht rechtskräftig 
erledigt ist. 

Bei der Prüfung der Zumutbarkeit darf auch das bisherige 
Verhalten des Wehrmachtangehörigen nicht außer Acht gelassen 
werden. Ein offensichtlich böswilliger Schuldner, der es schon vor 
seiner Einberufung zur Wehrmacht verstanden hat, die Angelegen- 
heit ohne sachliche Gründe zu verschleppen, kann nicht die gleiche 
Rücksichtnahme verlangen wie ein gutwilliger Schuldner. Zu berück- 
sichtigen ist ferner die Art des im Verfahren geltend gemachten An- 
spruchs. So wird z. B. die Frage der Zumutbarkeit in der Regel zu 
bejahen sein, wenn die gegen den Wehrmachtangehörigen gerichtete 
eingeklagte Schuld in seinem Geschäftsbetrieb entstanden ist. 
Denn wer trotz seiner Einberufung ein Geschäft betreibt oder be- 



treiben läßt, muß selbstverständlich auch dafür sorgen, daß die ge- 
schäftlichen Verpflichtungen, namentlich die seit der Einberufung 
entstandenen, erfüllt werden. 

7. Auch wenn es sich um eine von einem außerehelichen Kind 
gegen einen Wehrmachtangehörigen erhobene Klage auf Unter- 
halt oder Feststellung der Abstammung handelt, muß 
vom Gericht geprüft werden, ob dem Reklagten — unter Abwägung 
der beiderseitigen Interessen — die Durchführung des Verfahrens 
zuzumuten ist. Da das klagende Kind in aller Regel ein begründetes 
Interesse an unverzögerter Durchführung des Verfahrens hat, weil es 
sich um seinen Lebensunterhalt und um seine Abstammung handelt, 
wird sich das Gericht wohl häufiger als bei sonstigen Prozessen dazu 
entschliessen müssen, die Frage der Zumutbarkeit zu bejahen. Auf 
keinen Fall ist aber diese Frage stets bereits deswegen allein zu be- 
jahen, weil es sich um eine Unterhalts- oder Abstammungsklage 
handelt; der einzelne Fall bedarf vielmehr auch hier jeweils besonderer 
Prüfung. In vielen Fällen wird es aber dieser für das Gericht schwie- 
rigen Prüfung der Zumutbarkeit gar nicht bedürfen, nämlich dann 
nicht, wenn das Gericht der Auffassung ist, daß dem beklagten Wehr- 
machtangehörigen die sachgemäße Durchführung des Verfahrens nicht 
möglich ist. Uber diese Frage hat sich das Gericht stets, also auch bei 
Unterhaltsklagen und dergl., zu entscheiden. Verneint es diese Frage, 
dann bleibt die Unterbrechung des Verfahrens bestehen. In Not kommt 
das klagende Kind dadurch nicht, da für seinen Unterhalt durch das 
soziale Gesetzgebungswerk des Dritten Reichs gesorgt ist. Bei einem 
Unterhalts- usw. Prozeß darf allerdings auch die Gefahr nicht über- 
sehen werden, daß bei längerem Stillstand des Verfahrens wichtige 
Beweise infolge des Todes von Zeugen (Kriegsteilnehmern) verloren 
gehen können 26 ). 

VIII. Gerichtliche Aussetzung eines — nicht mehr — unter- 
brochenen Verfahrens 

1. Auch wenn eine Partei Wehrmachtangehörige äst, ist das Ver- 
fahren nicht unterbrochen, wenn sie durch einen Prozeß- 
bevollmächtigten oder einen sonstigen zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte berufenen Vertreter im Verfahren vertreten ist (Ziffer III, 
S. 81). Ferner ist das Verfahren nicht-mehr-unterbrochen, wenn das 

w ) Erwähnt sei in diesem Zusammenhang auch eine Entscheidung des A. G. 
Hamburg vom 22. April 1942 (DR. 1943 S. 40), wonach die Geltendmachung 
des Unterhaltsanspruchs eines unehelichen Kindes gegen die Eltern eines im 
Felde Gefallenen dem Volksempfinden widerspricht, wenn das Kind bereits 
eine Waisenrente erhält, die mehr als das Doppelte des üblichen Unterhalts 
- beträgt. S. ferner den Nachtrag S. 229. 
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Gericht seine Auf nähme nach den in Ziffer VII gemachten Aus- 
führungen angeordnet hat. Aber auch in diesen beiden Fällen 
besteht die Möglichkeit, das Verfahren zum Stillstand bezw. 
erneut zum Stillstand zu bringen, nämlich dann, wenn dem Wehr- 
machtangehörigen seine sachgemäße Durchführung nicht 
möglich oder unter Abwägung der Interessen der Beteiligten 
nichtzuzumutenist (Art. i Abs. 5 VO.). In diesen Fällen kann 
das Gericht von Amts wegen oder auf Antrag das Verfahren aus- 
setzen. Wegen der Begriffe „nicht möglich ist" und „nicht zuzu- 
muten ist" kann auf die Ausführungen in Ziffer VII Bezug genommen 
werden. In einem Verfahren, das infolge Vorhandenseins eines Ver- 
treters des Wehrmachtangehörigen nicht unterbrochen worden ist, kann 
z. B. der Vertreter zur Herbeiführung der Aussetzung des Verfahrens 
geltend machen, daß seiner Partei seine sachgemäße Informierung nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist 27 ). Oder das Gericht hat die Auf- 
nahme des Verfahrens aus Gründen angeordnet, die jetzt nicht mehr 
gegeben sind; dieser Fall kann z. B. gegeben sein, wenn der damals in 
der Heimat verwendete Wehr mach tangehörige jetzt an der Front 
steht und ihm aus diesem Grunde die Durchführung des Verfahrens 
nicht mehr möglich ist. Das Gericht hat mithin in diesem Falle die 
Möglichkeit, seine frühere — auf Aufnahme des Verfahrens lautende 
— Entscheidung zu korrigieren, und zwar nicht nur auf Antrag, 
sondern auch von Amts wegen. 

2. Die Wirkungen der Aussetzung sind die gleichen wie bei 
der Unterbrechung des Verfahrens (§ 249 Abs. i, 2 ZPO., s. oben 
Ziffer VI). 

3. Der Antrag auf Aussetzung des Verfahrens kann schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten des Gerichts gestellt wer- 
den, er unterliegt nicht dem Anwaltszwang (Art. 5 der VO. vom 
1. September 1939). S. auch den Nachtrag S. 229. 

Die Entscheidung über den Antrag ergeht durch Beschluß, 
vorherige mündliche Verhandlung ist nicht nötig. Gegen die Ent- 
scheidung ist die einfache, fristlose, Beschwerde zulässig, und zwar 
sowohl gegen die die Aussetzung anordnende wie gegen die die Aus- 
setzung ablehnende Entscheidung (Art. 1 Abs. 6 VO.). 

4. Die Aussetzung des Verfahrens dauert — abgesehen von 
ihrer Aufhebung im Beschwerdeweg — solange, bis das Gericht auf 
Antrag einer Partei die Aufnahme des Verfahrens anordnet. 
Auf diese Aufnahme, insbesondere ihre Voraussetzungen, finden die 
Vorschriften des Art. 1 Abs. 4 entsprechende Anwendungen (darüber 

— - 

) Wegen Aussetzung eines Vaterschaftsprozesses gegen einen Wehrmacht- 
angehörigen s. namentlich KG. in DR. 1943 S. 41. 
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Ziffer VII). Nach erfolgter Aufnahme kann die erneute Aus- 
setzung des Verfahrens angeordnet werden, wenn die hier bespro- 
chenen Voraussetzungen hiefür vorliegen. 

5. Eine weitere hier zu erwähnende Schutzvorschrift für Wehr- 
mach tangehörige ist in § 247 ZPO. enthalten. Danach kann das Ge- 
richt von Amts wegen die Aussetzung des Verfahrens anordnen, 
wenn sich eine Partei in Kriegszeiten im Wehrdienst befindet oder 
an einem Orte aufhält, der durch Krieg vom Verkehr mit dem Prozeß- 
gericht abgeschnitten ist. Die Aussetzung des Verfahrens dauert dies- 
falls bis zur Beseitigung des Hindernisses. Zur Fortführung des Ver- 
fahrens ist ein entsprechender Gerichtsbeschluß erforderlich. Im all- 
gemeinen braucht aber bei Wehrmachtangehörigen nicht auf diese 
Vorschrift zurückgegriffen zu werden. 

IX. Rechtsbehelfe gegen ein gegenüber einem Wehrmacht- 
angehörigen ergangenes Urteil 

x. Erging trotz eingetretener Unterbrechung oder gericht- . 
lieh angeordneter Aussetzung des Verfahrens (Ziffern VII und 
VIII) zu Ungunsten eines Weh rmachtangehör igen ein Urteil oder 
eine sonstige Entscheidung in der Sache, so ist sie dieser Partei 
gegenüber unwirksam. Gleichgültig ist hiebei, ob das Gericht 
die Unterbrechung oder Aussetzung des Verfahrens versehentlich 
nicht beachtet hat oder ob ihm die Wehrmacht Zugehörigkeit der Partei 
und die infolgedessen gesetzlich eingetretene Unterbrechung des Ver- 
fahrens gar nicht bekannt war. Die ergangene Entscheidung ist aber 
nicht ohne weiteres wirkungslos. Es bleibt vielmehr den 
Parteien überlassen, ob sie die Unwirksamkeit einer Entscheidung, 
die trotz Unterbrechung oder Aussetzung des Verfahrens ergangen 
ist, geltendmachen oder sich mit der ergangenen Entscheidung zu- 
frieden geben wollen. Die Geltendmachung der Unwirksamkeit hat in 
erster Linie zu erfolgen durch fristgemäße Einlegung des gegen die 
betr. Entscheidung an sich zulässigen Rechtsbehelfs, mithin 
durch Beschwerde, Einspruch, Berufung, Revision (s. § 551 Nr. 5 
ZPO., vgl. RGZ. 141 S. 308). Wird vom Wehrmachtangehörigen Beru- 
fung eingelegt, so findet auch § 539 ZPO. Anwendung 28 ). Von diesen 
Rechtsbehelfen kann der Wehrmachtangehörige, wenn er die Unwirk- 
samkeit der ergangenen Entscheidung geltend machen will, Gebrauch 
machen, noch bevor die Unterbrechung beendet ist 29 ). Wegen des 
Zeitpunkts, bis zu welchem das Rechtsmittel spätestens eingelegt 
werden muß, gelten die allgemeinen Vorschriften. Das Rechtsmittel 
muß mithin noch vor Abiauf der Rechtsmittelfrist eingelegt werden. 

*) OLG. Marienwerder in HRR. 1941 Nr. 826. 
*°) Vgl. RGZ. 141 S. 308. 
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Dabei ist aber zu beachten, daß diese Frist erst mit der rechtswirk- 
samen Zustellung der Entscheidung zu laufen beginnt. Rechts wirksam 
ist aber nur die nach Beendigung der Unterbrechung oder Aussetzung 
erfolgte Zustellung. Ist die Unterbrechung des Verfahrens erst nach 
erfolgter Zustellung der Entscheidung eingetreten, dann ist zwar die 
Zustellung als solche rechtswirksam, der Lauf der Rechtsmittelfrist 
ist aber durch die — vor der Rechtskraft der Entscheidung — einge- 
tretene Unterbrechung des Verfahrens ebenfalls unterbrochen; die 
Frist beginnt in diesem Falle nach Beendigung der Unterbrechung von 
neuem zu laufen. 

Die Geltendmachung der Unwirksamkeit einer trotz \ Unter- 
brechung oder Aussetzung des Verfahrens erlassenen Entscheidung 
ist aber jetzt auch durch Erhebung der Nichtigkeitsklage zu- 
lässig (Art. i Abs. 7 VC). Die näheren Vorschriften über diese Klage 
sind in den §§ 578 ff. ZPO. enthalten. Nach diesen Vorschriften dient 
die Nichtigkeitsklage dazu, eine rechtskräftige Entscheidung, gleich- 
viel in welcher Instanz sie ergangen ist, im Wege der Wiederaufnahme 
des Verfahrens zu beseitigen. § 578 ZPO. spricht zwar nur von rechts- 
kräftigen Urteilen, nach herrschender Ansicht finden die §§ 578 ff. 
ZPO. aber nicht nur auf Urteile (und die zufolge gesetzlicher Vor- 
schriften den Urteilen gleichstehenden Entscheidungen) Anwendung, 
sondern auch auf die das Verfahren beendigenden — unanfechtbaren 
oder unanfechtbar gewordenen — Beschlüsse. Zur Einleitung des 
Wiederaufnahmeverfahrens gegen Beschlüsse genügt an Stelle der 
Erhebung einer förmlichen Klage die Stellung eines entsprechenden 
Antrags. 

2. War das Verfahren in dem Augenblick, in dem zu Ungunsten 
des Wehrmachtangehörigen eine Entscheidung erging, weder un- 
terbrochen noch ausgesetzt, so ist die Entscheidung inso- 
weit nicht unwirksam. Die betroffene Partei kann aber den Eintritt 
der Rechtskraft der Entscheidung dadurch verhindern, daß sie 
die Aussetzung des Verfahrens bei Gericht beantragt. Denn nach 
angeordneter Aussetzung hört die noch nicht abgelaufene Rechtsmittel- 
frist zu laufen auf. Dem Aussetzungsantrag ist stattzugeben, wenn die 
Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 5 (hievor Ziffer VIII) vorliegen. 
Die ergangene Entscheidung kann daneben auch durch Erhebung der 
Nichtigkeitsklage angefochten werden ; Voraussetzung hiefür 
ist aber in diesem Falle, daß das Verfahren bei Kenntnis der Sachlage 
vom Gericht ausgesetzt worden wäre, d. h. die in Ziffer VIII darge- 
legten Aussetzungsgründe gegeben sind. Diese Vorschrift (Art. 1 
Abs. 7 VO.) kann z. B. Anwendung finden, wenn das Verfahren früher 
unterbrochen war, vom Gericht aber seine Aufnahme angeordnet 
wurde, weil der Wehrmachtangehörige damals in der Nähe des Ge- 



richtsitzes verwendet war; kam diese Partei später, und zwar noch 
vor rechtskräftiger Beendigung des Verfahrens, an die Front und war 
es ihr aus diesem Grunde nicht mehr möglich, sich um das Verfahren 
zu kümmern, so hätte vom Gericht die Aussetzung des Verfahrens 
angeordnet werden können, sodaß jetzt gegen die inzwischen ergangene 
Entscheidung in der Sache die Nichtigkeitsklage zulässig ist. 

X. Ruhen des Verfahrens und Vertagung eines Termins 

1. Auch wenn die Voraussetzungen für eine Unterbrechung (S. 78) 
oder eine Aussetzung (S. 89) des Verfahrens nicht gegeben sind, kann 
das Gericht auf Antrag einer Partei oder von Amts wegen das Ruhen 
des Verfahrens anordnen, wenn es nach den Umständen des Einzel- 
falles der Auffassung ist, daß die eine Partei durch die Kriegsaus- 
wirkungen an einer sachdienlichen Führung des Rechtsstreits ver- 
hindert ist und der anderen Partei die Verzögerung billigerweise zu- 
gemutet werden kann. Unter den gleichen Voraussetzungen kann 
(statt des Ruhens des Verfahrens) die Vertagung einer Verhand- 
lung angeordnet werden 30 ) . 

2, Der Antrag auf Anordnung des Ruhens des Verfahrens oder 
auf Vertagung einer Verhandlung kann schriftlich (ohne Anwalts- 
zwang) oder mündlich bei Gericht gestellt werden. Wird dem Antrag 
stattgegeben, so kann die andere Partei hiegegen form- und fristlose 
Beschwerde einlegen. Wird der Antrag abgelehnt, so dürfte auch hie- 
gegen in entsprechender Anwendung des § 1 Art. 1 der VO. vom 
13. Oktober 1942 einfache Beschwerde gegeben sein. 

XL Sonstige Verfahrensvorschriften im Rechtsstreit 

1. Ladungs- und Einlassungsfristen können vom Ge- 
richt (Vorsitzenden des Gerichts) verlängert werden, wenn die Zu- 
stellung an einen Wehrmachtangehörigen erfolgen soll 31 ). Auch die 
Einspruchsfrist gegen ein Versäumnisurteil kann vom Gericht 
— im Urteil oder durch besonderen Beschluß — verlängert werden, 
wenn das Versäumnisurteil einem Wehrmachtangehörigen zugestellt 
werden soll. Dem Versäumnisurteil steht ein Vollstreckungsbefehl im 
Mahnverfahren gleich (s. § 700 Abs. 2 ZPO.)- Bei Versäumung der 
Einspruchsfrist kann (wie bei der Versäumting der Berufungs- oder 
Revisionsfrist) die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt 
werden (§§ 233 ff. ZPO.) 32 ). 

*) Art. 3 Nr. 3 der VO. vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1656); Abdruck im 

Anhang unter Nr. I. 

31 ) S. dazu §§ 217, 262, 499, 520, 604 ZPO. 

w ) Art. 2 Abs. 3 und 4 der VO. vom 13. Oktober 1942. 
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2. Hat ein Wehrmachtangehöriger gegen ein ergangenes Versäum- 
nisurteil Einspruch eingelegt, es aber versäumt, Antrag auf einst- 
weilige Einstellungder vom Kläger auf Grund des Urteils be- 
reits betriebenen Vollstreckung zu stellen, so kann das Gericht 
von sich aus die einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung 
anordnen und dabei auch von der sonst vorgeschriebenen Sicherheits- 
leistung durch den Beklagten Abstand nehmen (§§ 719 Abs. 1 und 
707 ZPO. und Art. 2 Abs. 5 VO. vom 13. Oktober 1942). 

3. Soweit auf Grund entsprechender Anordnung des Gerichts eine 
Klage oder ein sonstiger das Verfahren einleitender Antrag einem 
Wehrmachtzugehörigen ohne Terminsbestimmung zugestellt werden 
soll, steht diese Anordnung im Sinne des Gerichtskostengesetzes einer 
Terminsbestimmung gleich, d. h. die Anordnung soll erst nach Zahlung 
der erforderten Gerichtsgebühr ergehen 88 ) und die Gebühren- 
befreiung bei Zurücknahme der Klage nach § 29 Abs. 1 Gerichtskosten- 
G. gilt nur, solange diese Anordnung nicht getroffen ist. 

4. Rechtsanwälte sind dann, wenn sie mit der Vertretung 
gegen einen Wehrmachtangehörigen oder seine Ehefrau beauftragt 
werden, verpflichtet, auf ihren Auftraggeber einzuwirken, um zunächst 
eine gütliche Einigung oder eine Rückstellung der Angelegenheit bis 
zur Entlassung des Gegners aus dem Wehrmachtverhältnis zu er- 
reichen. Zeigt sich hierbei, daß die Rechtsverfolgung gegen den Wehr- 
machtangehörigen oder seine Ehefrau unter den augenblicklichen Ver- 
hältnissen unbillig erscheint und will der Auftraggeber gleichwohl 
nicht von der gerichtlichen Austragung abstehen, so wird der beauf- 
tragte Rechtsanwalt in der Regel das Mandat niederlegen müssen 
(Mitteilungen der Rechtsanwaltskammer 1942, 39). 

5. Wegen Vereinfachungen im Berufungsverfahren sind 
auf die Ausführungen im Nachtrag S. 229 verwiesen. 



M ) Art. 2 Abs. 2 VO. vom 13. Oktober 1942. 



III. ABSCHNITT: ERWEITERUNG DER ZUSTÄNDIGKEIT 

DER AMTSGERICHTE 
EINSCHRÄNKUNG DER BERUFUNG 

1. Für Prozesse vor dem Amtsgericht gilt Anwalts freiheit, wäh- 
rend beim Landgericht Anwaltszwang besteht, d. h. die Parteien 
müssen hier durch zugelassene Anwälte vertreten sein. Eine besonders 
für Wehrmachtangehörige wesentliche Erleichterung ist an dieser 
Sachlage dadurch eingetreten, daß die Zuständigkeit der Amts- 
gerichte in vermögensrechtlichen Angelegenheiten (die bis zum 
Kriegsbeginn 500 RM. betragen hat) auf 1500 RM. erhöht worden 
ist. Bis zu diesem Betrage ist daher jetzt in vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten das Amtsgericht zuständig, bei dem die Parteien nicht 
zwingend durch Rechtsanwälte vertreten sein müssen 84 ). 

2. Eine Beschleunigung des Eintritts der Rechtskraft eines 
Urteils tritt während des Krieges dadurch ein, daß die Zulässig- 
keit der Einlegung von Rechtsmitteln durch Erhöhung der 
Rechtsmittelsummen beschränkt worden ist. In vermögensrecht- 
lichen Angelegenheiten ist Berufung derzeit nur noch zulässig, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstands 500 RM. übersteigt, Revision 
nur noch dann, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 6000 RM. 
übersteigt 30 ). Bei Streitgegenständen bis zu 500 RM. ist mithin 
das Amtsgericht derzeit grundsätzlich erster und letzter Rechtszug. 

3. Besondere, aber nicht zum Thema dieses Buches gehörende 
Vorschriften gelten für die Verwerfung offensichtlich un- 
begründeter Berufungen und Revisionen und für die 
Ausschließung neuen Vorbringens im Berufungs- 
verfahren 86 ). 

4. Wegen Aussetzung des Verfahrens zum Schutze des 
Verlustes eines Rechtsmittels wird auf die Ausführungen 
im Nachtrag S. 229 verwiesen. 



M ) § 6 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsver- 
faßung und der Rechtspflege vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1658). 
") Verordnung vom 16. Juli 1941 (RGBl. I S. 390 § 1) und Dritte Verein- 
schungsverordnung vom 16. Mai 1942 (RGBl. I S. 333; §5); vom 1. September 
1939 bis zum 31. Juli 1941 galt wegen der Wertgrenzen für die Zulässigkeit der 
Berufung oder Revision § 7 der in Fußnote 34 genannten Verordnung (Wert- 
grenze für die Berufung 500 RM. und für die Revision 10.000 RM.) und vom 
1. August 1941 bis zum 31. Mai 1942 galt wegen der Wertgrenze für die Ein- 
legung der Berufung § 1 der Verordnung vom 16. Juli 1941 (RGBl. I S. 390), 
wornach diese Wertgrenze 300 RM. betragen hat. 

30 ) §§ 6 und 7 der Dritten Vereinfachungsverordnung vom 16. Mai 1942 (RGBl. 
I S. 333). Vgl. auch § 2 dieser Verordnung wegen der Vereinfachung 
der schriftlichen Begründung. 



IV. ABSCHNITT: 



ZUSTELLUNGEN AN WEHRMACHTANGEHÖRIGE 

Das Verfahren bei Zustellungen an Wehrmachtangehörige ist be- 
sonders geregelt. Die hiefür geltenden Vorschriften 37 , 88 ) sind im 
wesentlichen folgende: 

i. Zustellungen an Angehörige der Wehrmacht (und der Organi- 
sation Todt) können bewirkt werden: 

a. durch Zustellung an den Führer der Truppeneinheit 
oder den Leiter der Dienststelle des Wehrmachtangehörigen, wobei 
statt der genannten Personen auch ein dienstlich hierzu bestellter 
Vertreter die Zustellung entgegen nehmen kann. Diese Art von 
Zustellung ist aber nur insoweit möglich, als neben der Feldpost- 
nummer auch der Standort des Truppenteils bekannt ist und auf 
der Anschrift angegeben wird. Ist als Anschrift nur die Feldpost- 
nummer bekannt, so werden Briefe mit Zustellungsurkunde von 
der Feldpost nicht befördert. Oder 

b. dadurch, daß die Truppeneinheit oder die Dienststelle des 
Wehrmachtangehörigen oder eine vorgesetzte Truppeneinheit oder 
Dienststelle dem Wehrmachtangehörigen das zuzustellendeSchrift- 
stück auf Ersuchen des Vorsitzenden des Gerichts aushändigt. 
Diese Art von Zustellung ist die gebräuchlichste. Sie hat zwingend 
dann zu erfolgen, wenn das persönliche Erscheinen des Wehr- 
mach tangehörigen vom Gericht angeordnet ist. Das Zustellungs- 
ersuchen kann vom Gericht formlos abgesandt werden, es ist in 
der Regel an den Führer der Truppeneinheit/Leiter der Dienst- 
stelle Feldpostnummer xx zu richten. Oder 

*0 Verordnung über das Verfahren bei Zustellungen an Wehrmachtange- 
hörige vom 13. März 1940 (RGBl. I S. 501); Abdruck im Anhang unter Nr. IX, 
und Verfügung vom 13. März 1940 (DJ. S. 365). Wegen des Verfahrens der 
Gerichtsvollzieher s. Verfügung vom 19. April 1940 (DJ. S. 481). Wegen der 
(in gleicher Weise erfolgenden) Zustellung an Angehörige des Reichs - 
arbeitsdienstes s. VO. vom 5. Juli 1940 (RGBl. I S. 949). Wegen E r - 
mittlung der Feldpostanschriften von Angehörigen der. 
Wehrmacht in Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten s. Verfügung von 
.31. Dezember 1940 (DJ. 1941 S. 84); Abdruck im Anhang unter Nr. X. Wegen 
amtlichen Einschreibsendungen an Feldpostnummern 
führende Dienststellen der Wehrmacht s. Verfügung vom 9. Mai 

1941 (DJ. S. 580). S. auch RGBl. 1943 S. 52. 

Wegen Zustellungen an in deutschen Gefangenenlagern befindliche Ge- 
fangene und Internierte s. VO. vom 23. August 1940 (RGBl. I S. 
1181). 

**) Wegen der Beifügung einer Rechtsmittelbelehrung bei Zu- 
stellung der Klage an einen Wehrmachtangehörigen s. AV. vom 22. Oktober 

1942 (DJ. S. 703; Abdruck im Anhang unter Nr. VIb). 

^ 6 . —— ; 



c. durch Zustellung an den Wehrmachtangehörigen selbst in seiner 
Wohnung oder in seinem Geschäftslokal. In diesem Falle 
sind aber Ersatzzustellungen an den Hauswirt oder den Vermieter 
sowie Zustellungen durch Niederlegung 39 ) unzulässig. Ferner 
dürfen Ersatz Zustellungen jeder Art dann nicht vorgenommen wer- 
den, wenn die Annahme des zuzustellenden Schriftstücks verwei- 
gert wird. Da der Zustellungsbeamte nicht zu prüfen hat, ob der 
Zustellungsempfänger Wehrmachtangehöriger ist und die Zustel- 
lung nach den allgemeinen Vorschriften bewirken (also auch 
Ersatzzustellungen jeder Art vornehmen) kann, empfiehlt es sich, 
wenn die hier besprochene Art von Zustellung erfolgen soll, auf 
dem Schriftstück zu vermerken „Wehrmachtangehöriger! Ersatz- 
zustellung an Hauswirt oder Vermieter oder durch Niederlegung 
oder bei Verweigerung der Annahme unzulässig". Auf diese Weise 
können unwirksame Zustellungen von vornherein vermieden 
werden. 



M §181 Abs. 2 und § 182 ZPO. (§ 102 Abs. 2 und § 104 der in der Ostmark und 
im Reichsgau Sudetenland geltenden ZPO.). 

7 Haegele, „Rechtssch-tz " , 97 



V. ABSCHNITT: VERHÄLTNIS DES PROZESS- 
VERFAHRENS ZUM VERTRAGSHILFEVERFAHREN 

Über das Verhältnis des in diesem Teil behandelten Prozeß- 
verfahrens zu dem im wesentlichen im i. Teil behandelten Vertrags- 
hilfeverfahren ist folgendes auszuführen: 

x. Ein Anspruch, für den im Wege der Gewährung von Vertrags- 
hilfe eine Regelung erfolgen kann, kann vom Gläubiger stets im Wege 
der Klage geltend gemacht werden, also auch dann, wenn ein Antrag 
auf Gewährung von Vertragshilfe bereits gestellt ist. In diesem Falle 
kann jedoch das Prozeßgericht anordnen, daß das bei ihm anhängige 
Verfahren bis zur Entscheidung über den Vertragshilfeantrag aus- 
gesetzt (unterbrochen) wird 40 ). Dadurch kann vermieden werden, 
daß Überschneidungen im gerichtlichen Verfahren vorkommen und 
der einen Entscheidung nachträglich durch eine andere der Boden ent- 
zogen wird. 

Voraussetzung für die Aussetzung des Prozeßverfahrens ist, 
daß bis zur Entscheidung des Rechtsstreits (d. h. bis zur letzten münd- 
lichen Verhandlung) ein Vertragshilfeverfahren anhängig wird und 
daß die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem 
Ausgang dieses Verfahrens abhängt. Diese Voraussetzung ist z. B. 
gegeben, wenn der Gläubiger seinen Hauptanspruch geltend macht, der 
infolge Verzugs des Schuldners in der Zinszahlung vertragsmäßig 
oder kraft Gesetzes fällig geworden ist und der Schuldner Vertrags- 
hilfe nach § 9 VHV. begehrt. Einer vergleichsweisen Erledigung des 
Rechtsstreits steht das Anhängigwerden eines Vertragshilfeverfah- 
rens während des Rechtsstreits nicht entgegen. Weitere Voraussetzung 
für das Aussetzen des Prozeßverfahrens ist, daß das Prozeßgericht aus- 
nahmsweise nicht selbst zur Entscheidung über den Vertragshilfe- 
antrag zuständig ist (wegen dieser Fälle s. hienach Nr. 2). 

Die Aussetzung des Verfahrens vor dem Prozeßgericht kann auf 
Antrag oder von Amts wegen erfolgen. Wegen der Wirkung der Aus- 
setzung gelten die oben auf S. 185 gemachten Ausführungen sinngemäß. 
Die Aussetzungsanordnung kann vom Gericht jederzeit wieder aufge- 
hoben werden 41 ) . 

2. Ausnahmsweise ist das Prozeßgericht selbst in der 
Lage, Vertragshilfe zu gewähren, und zwar ist dies in folgendem Um- 
fang möglich: 

a. Das Prozeßgericht kann Vertragshilfe durch Bewilligung von 
Stundung oder Teilzahlungen für Gewerbetreibende, 



*°) § 24 Abs. 1 VHV. 
«) § 250 ZPO. 
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Rückgeführte und für wiederkehrende Leistungen aus Hypotheken 
und Grundschulden gewähren 42 ), 
b. Das Prozeßgericht kann ferner Entscheidungen über die Aufhebung 
von Rechtsnachteilen im Rahmen des § 9 VHV. erlassen. 

Gewährung von Vertragshilfe durch das Prozeßgericht ist in diesen 
beiden Fällen aber stets nur dann zulässig, wenn der Rechtsstreit über 
den Anspruch, für den Vertragshilfe begehrt wird 43 ), anhängig ge- 
worden ist, bevor der Schuldner einen Antrag auf Vertragshilfe- 
gewährung bei dem sonst hiefür zuständigen Richter gestellt hat. Ist 
dies der Fall, so ist die Zuständigkeit des Prozeßgerichts eine aus- 
schließliche (§ 24 Abs. 3 VHV.). Versäumt es der Schuldner während 
des Rechtsstreits, rechtzeitig einen Antrag auf Gewährung von Ver- 
tragshilfe beim Prozeßgericht zu stellen, so ist es fraglich, ob er als- 
dann das Recht hat, nach Beendigung des Prozeßverfahrens noch 
Antrag auf Gewährung richterlicher Vertragshilfe beim Vertragshilfe- 
richter zu stellen. Man wird diese Frage im allgemeinen zu bejahen 
haben. 

Wird der Rechtsstreit erst anhängig, nachdem ein Vertragshilfe- 
antrag beim Vertragshilferichter gestellt ist, so gelten die Ausführun- 
gen hievor unter Nr. 1 wegen Aussetzung des Rechtsstreits. 

Obsiegt in dem hievor unter Buchstabe b genannten Falle eine 
Partei nur deshalb, weil eine Anordnung nach § 9 VHV. ergeht, so 
können die Kosten des Rechtsstreits der obsiegenden Partei ganz oder 
teilweise auferlegt werden (§ 24 Abs. 4 VHV.). Ein solcher Fall kann 
z. B. gegeben sein, wenn der Gläubiger Verzugszinsen eingeklagt hat, 
der Schuldner aber vom Prozeßgericht von der Pflicht zur Zahlung 
dieser Verzugszinsen auf Grundes § 9 VHV. befreit wird. 



") Es sind dies die Fälle der §§ 2, 6 und 7 VHV. Die Regelung der Fälligkeit 
Ton Hypotheken- und Grundschuldhauptsummen (§ 8 VHV.) durch das Pro- 
zeßgericht ist nicht möglich. § 24 Abs. 2 VHV. 

43 Das Prozeßgericht kann Fälligkeitsschutz nur bei der im Prozeß geltend 
gemachten Verbindlichkeit bewilligen, nicht auch wegen anderer — an sich 
stundungsfähigen — Verbindlichkeiten (vgl. OLG. Frankfurt in DJ. 1940 
S. 599). 



3. TEIL 

Der Wehrmachtangehörige im 
Miet- und Pachtrecht 

I. ABSCHNITT: ÜBERBLICK ÜBER DEN RECHTSSCHUTZ 

IM MIET- UND PACHTRECHT 

1. Neben dem — im i . Teil behandelten — Schuldrecht gibt es wohl 
kein Rechtsgebiet, das jeden Volksgenossen so stark und unmittelbar 
berührt wie das Miet recht. Mit ihm hat sich wohl jedermann, sei 
es als Vermieter oder als Mieter, einmal zu befassen. Nach Kriegs- 
ausbruch war auch auf diesem Gebiet das Ergreifen umfassender 
Maßnahmen erforderlich. 

2. Vor allem galt es, möglichst allen, namentlich aber den ein- 
berufenen Volksgenossen und ihren Angehörigen, die Sorge abzu- 
nehmen, die ihnen ein Verlust ihrer Wohn- und Arbeits- 
stätte bereitet hätte. Es unterliegen daher, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, seit Kriegsausbruch alle Mietverhältnisse wieder dem 
Mieterschutzgesetz, das eine Mietaufhebung gegen den Willen 
des Mieters nur in genau umgrenzten Fällen und nur im Wege der 
Klage durch gerichtliches Urteil zuläßt 1 ). 

Dem im Kriege aus den verschiedensten Gründen gestiegenen Be- 
darf an Unterkunftsmöglichkeiten ist dadurch Sorge getragen, daß 
die Untervermietung von Räumen — auch gegen den Willen 
des Vermieters — erleichtert worden ist 2 ) . Die Wohnungsknapp- 
heit zwang ferner dazu, die Möglichkeiten des Wohnungstauschs 
zu erweitern und einen solchen notfalls auch gegen den Willen des 
Vermieters zu verwirklichen 3 ). 

3. Weiterhin mußte sichergestellt werden, daß beimTode des 
Mieters — auch eines Untermieters — für dessen nächste Familien- 
angehörigen die Wohnung erhalten bleibt und daß diese Angehörigen 
auf den Fortbestand des Mietverhältnisses maßgebenden Einfluß ge- 
winnen 4 ). 

4. Von den Wehrmachtangehörigen mußte ferner auch die S o r g e 
um die Mietzinszahlung genommen werden. Wenn dies auch 
in erster Linie durch die Maßnahmen über Gewährung von Einsatz- 
familienunterhalt geschieht, so reicht diese Einrichtung doch nicht in 
jedem Einzelfalle aus. Aus diesem Grunde ist teilweise Vertragshilfe 
des Richters vorgesehen, durch die verfallenen Mietzinsen, 
durch BewilligungvonTeilzahlungen oder Stundung 

A ) Einzelheiten s. Abschnitt II. 
') Einzelheiten s. Abschnitt III. 
3 ) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt V. 

* 
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geregelt werden können G ). Weitere Maßnahmen waren für den Fall zu 
treffen, daß ein Gewerbetreibender durch die Stilllegung, Um- 
stellung oder erhebliche Einschränkung seines Betriebs besonders be- 
troffen wird. In einem solchen Falle kann unter bestimmten Voraus- 
setzungen sowohl eine angemessene Herabsetzung der Miete 
oder Pacht wie auch eine vorzeitige Auflösung des 
Miet- oder Pachtverhältnisses im Wege der richterlichen 
Vertragshilfe erfolgen 8 ). 

5. Schließlich galt es noch, in den Fällen besonderen Schutz zu' 
gewähren, daß bereits ein Räumungsurteil vorliegt. Das Voll- 
streckungsgericht hat daher die Möglichkeit erhalten, gegen eine be- 
absichtigte Zwangsräumung in dem einzelnen Fall entsprechender 
Weise einzuschreiten 7 ). 

6. Besonderer Schutz besteht auch für Pachtverträge über klein- 
gärtnerisch. genutztes Land, das gerade im Kriege von be- 
sonderer Bedeutung ist. Aus diesem Grunde dürfen solche Pachtver- 
träge während des Krieges vom Verpächter nicht gekündigt werden 6 ). 

7. Auch über die Verlängerung von Jagdpachtver- 
trägen sind während des Krieges zugunsten der Jagdpächter Vor- 
schriften ergangen 8 ). 

IL ABSCHNITT: AUSDEHNUNG DES MIETERSCHUTZES 

1. Bei Kriegsausbruch galt ein im Laufe der Jahre wesentlich 
aufgelockerter Mieterschutz. Diesem unterstanden in der Haupt- 
sache nur noch kleinere und mittlere Wohnungen, und auch diese nur 

insoweit, als es sich nicht um Neubauten handelte. Mit dem 7. Septem- 
ber 1939 wurde der Mieterschutz (wieder) auf Mietverhältnisse 
jeder Art ausgedehnt (ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der 
Erstellung der Wohnung und auf die Höhe der Miete), er erfaßt jetzt 
namentlich auch Mietverhältnisse über Geschäftsräume und über ge- 
werblich genutzte unbebaute Grundstücke wie Werkplätze, Sand- 
gruben, Lagerplätze usw. (§ 36 MSchG.), sowie Pacht- und Unter- 
pachtverhältnisse. Die derzeit noch bestehenden Ausnahmen vom Mie- 
terschutz sind gering, sie sind hienach in Nr. 3 aufgeführt. 

2. Neben den Geschäftsräumen waren bisher vom Mieterschutz 
auch Untermietverhältnisse ausgenommen. Dies hat sich 
geändert: Eine Einzelperson als Untermieter genießt nunmehr 
Mieterschutz, wenn sie den — leergestandenen — Raum ganz oder 
überwiegend mit Einrichtungsgegenständen ausgestattet hat. Es muß 

8 ) Einzelheiten s. Abschnitt VI. 

•) Einzelheiten s. Abschnitt VII und VIII. 

7 ) Einzelheiten s. Abschnitt X. 

a ) Einzelheiten s. Abschnitt XI. 
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sich dabei aber um eine dem Gebrauch des Raumes dienende Aus- 
stattung handeln; die Einbringung lediglich einiger Bilder oder ähn- 
licher Gegenstände ist für die Anwendung des Mieterschutzgesetzes 
nicht ausreichend. 

Eine Familie genießt -in einem Untermietverhältnis darüber 
hinaus denselben Schutz wie für eine volle Wohnung, wenn sie in den 
Mieträumen eine selbständige Wirtschaft oder Haushal- 
tung f ü.hrt. Unerheblich ist hiebei, daß die Mahlzeiten vielfach in 
der Küche des eigentlichen Mieters eingenommen werden und der 
Untermieter keinen Rechtsanspruch auf Küchenbenutzung hat 8 ). 
Mieterschutz für ein Untermietverhältnis besteht dagegen nicht, wenn 
der Untermieter die Räume bisher allein bewohnt, seine Ehefrau aber 
an seinem bisherigen Wohnort zurückgeblieben ist und erst nach 
Klärung der Verhältnisse an den jetzigen Aufenthaltsort des Mannes 
übersiedeln will 10 ). Bei einem Untermietverhältnis über je ein Büro-, 
Wohn- und Schlafzimmer, von denen der Untermieter nur einen Raum 
mit seiner Einrichtung versehen hat, besteht Mieterschutz ebenfalls 
nicht 

Der Tod eines Familien angehörigen ist, um dies schon 

hier zu sagen, ohne Einfluß auf das Untermietverhältnis und den für 
dieses bestehenden Mieterschutz, selbst wenn nunmehr nur noch ein 
Familienangehöriger die Mieträume innehat. In diesem Falle tritt 
vielmehr jeder im Haushalt des Verstorbenen verbliebene Familien- 
angehörige an Stelle des Weggefallenen in das Untermietverhältnis ein. 
Dieser Fall kann insbesondere praktisch sein, wenn Eheleute in einem 
Untermietverhältnis wohnen, der Ehemann zur Wehrmacht einbe- 
rufen und im Felde gefallen ist. In diesem Falle wäre, wenn nicht 
obige Bestimmung geschaffen worden wäre, durch den Tod des Ehe- 
mannes der Mieterschutz für das Untermietverhältnis beendigt, so- 
daß der Vermieter zur Auflösung des Untermietverhältnisses schreiten 
könnte, ohne daß der Kriegerswitwe Mieterschutz nach dem MSchG. 
zur Seite stünde 11 ). 

3. Vom Mieterschutz ausgenommen sind derzeit nur fol- 
gende Räume und Mietverhältnisse: 

a. Räume, die für besondere Zwecke nur zu vorübergehendem 
Gebrauch gemietet worden sind (z. B. ein Sommeraufenthalts- 
haus) nach näherer Maßgabe des § 25 MSchG.; 

b. Räume in Gebäuden, die im Eigentum oder in der Verwal- 
tung des Reichs oder eines Landes stehen und entweder 

9 ) § 24 MSchG. KG. in DRW. 1941 S. 650. 

,0 ) KG. in HRR. 1940 Nr. 1245 == DRW. 1940 S. 1577. 

") Vgl. den vom LG. Berlin in einer Entscheidung in DJ. 1942 S. 461 behan- 
delten Fall. 
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öffentlichen Zwecken oder zur Unterbringung von Angehörigen 
der Verwaltung dienen. Gleichgestellt sind Räume der NSDAP., 
von Gemeinden, Körperschaften des öffentlichen Rechts, gemein- 
nützigen Anstalten und Stiftungen, sowie gemeinnützigen Orga- 
nisationen, soweit die Räume für eigene Zwecke dringend ge- 
braucht werden. Einzelheiten hierüber ergeben sich aus § 32 
MSchG.; 

c. Mietverhältnisse mit Juden 12 ); 

d. staatlich geförderte Kleinsiedlerstellen, solange sie der 
Siedler über die Dauer einer Probezeit mietweise innehat, nach 
näherer Maßgabe des § 33 MSchG.; 

e. Gebäude, deren Errichtung oder Erwerb vonderWehrmacht 
unmittelbar oder mittelbar gefördert worden ist und die für 
Zwecke der Wehrmacht zur Verfügung zu halten sind, wenn sie 
zur Unterbringung von Angehörigen der Wehrmacht benötigt 
werden, nach näherer Maßgabe des § 32 (s. auch § 23 c) MSchG.; 

f. Räume von Wohnsiedlungsunternehmungen nach 
näherer Maßgabe des §§ 34, 35 MSchG.; 

g. das dem Vermieter nach § 19 KO. zustehende Kündigungsrecht 
ist durch das MSchG. nicht berührt worden (§ 26 MSchG.). 

4. Für Werkwohnungen (d. h. für Räume, die nur im Hin- 
blick auf ein zwischen den Beteiligten bestehendes Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis vermietet sind) gelten die Vorschriften der §§ 20 bis 
23b MSchG. Darnach bestehen für solche Mietverhältnisse die Vor- 
schriften des MSchG. auch über die Dauer des Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses hinaus, doch kann der Vermieter unter besonderen Vor- 
aussetzungen auf Aufhebung des Mietverhältnisses über Werkwohnun- 
gen klagen, namentlich dann, wenn er die Mieträume aus besonderen 

Gründen (z. B. zur Unterbringung von GefolgschaftsangchÖrigen) 
dringend benötigt. Darauf hinzuweisen ist hier, daß durch die Einbe- 
rufung zur Wehrmacht ein bestehendes Arbeits- oder Dienstverhältnis 
nicht gelöst wird. Wird die Werkwohnung vom Mieter oder von seinen 
Familienangehörigen weiter benötigt, so bleiben diesfalls die Ab- 
machungen über die Gewährung der Werkwohnung bestehen. An Stelle 
der sonst als Gegenleistung für die Werkwohnung geschuldeten Ar- 
beits- oder Dienstleistung tritt der angemessene Mietzins 13 ). 

,9 ) Vgl. Gtsctz vom 30. April 1939 (RGBl. I S. 864, s. auch RGBl. 1940 I S. 
1235). 

13 ) § 1 der VO. vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1683). Nach einer Entschei- 
dung des Reichsarbeitsgerichts vom 29. Mai 1942 (DR. 1943 S. 44), bleibt nach 
Abschluß des Arbeitsvertrags der tarifliche Anspruch auf eine Werkwohnung 
auch dann bestehen, wenn der Gefolgsmann vor Eintritt in das Beschäfti- 
gungsverhältnis zur Wehrmacht einberufen wird. (Vgl. auch Siebert in DR. 
(bisher DRW.) 1943 S. 7.) 



5- Soweit ein Miet- oder Pachtverhältnis dem Mieterschutzgesetz 
untersteht, ist seine Auf hebung gegen den WillendesMie- 
ters oder Pächters nur in genau festgelegten Fällen 
und nur imWegederKlagedurch gerichtliches Urteil mög- 
lich und zulässig, im übrigen aber unzulässig"). Die Aufhebungs- 
möglichkeiten sind zur Zeit folgende: 

a. Der Vermieter kann auf Aufhebung des Miet Verhältnisses klagen, 
wenn der Mieter oder eine Person, die zu seinem Hausstand oder 
Geschäftsbetrieb gehört oder der er den Gebrauch des Mietraums 
überlassen hat (Untermieter), sich einer erheblichen Belä- 
stigung des Vermieters oder eines Hausbewohners schuldig 
macht (§ 2 Abs. i MSchG.) ; 

b. der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhältnisses klagen, 
wenn der Mieter oder eine Person, die zu seinem Hausstand oder 
Geschäftsbetrieb gehört oder der er den Gebrauch des Mietraums 
überlassen hat, durch unangemessenen Gebrauch oder 
Vernachlässigung der gebotenen Sorgfalt den Miet- 
raum oder das Gebäude erheblich gefährdet (§ i Abs. i 

MSchG.); 

c. weiterhin kann der Vermieter auf Aufhebung des Mietverhältnisses 
klagen, wenn der Mieter einem Dritten den Gebrauch 
des Mietraums überläßt (also untervermietet), obwohl er zur 
Überlassung nicht befugt ist. Der Vermieter darf aber die Zustim- 
mung zu einer Untervermietung nur aus einem wichtigen Grunde 
verweigern, gegebenenfalls kann seine Zustimmung durch das 
Mieteinigungsamt ersetzt werden (s. dazu im einzelnen die Aus- 
führungen auf S. 108). 

In den bisher genannten drei Fällen ist die Aufhebung des Miet- 
verhältnisses aber nur zulässig, wenn der Mieter ungeachtet einer 
Abmahnung des Vermieters sein Verhalten fortsetzt oder es unter- 
läßt, eine ihm mögliche Abhilfe zu schaffen, oder wenn das Verhalten 
des Mieters oder der ihm gleichgestellten Personen derartig war, daß 
dem Vermieter die Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht zuge- 
mutet werden kann. Hatte der Vermieter oder eine zu seinem Haus- 
stand oder Geschäftsbetrieb gehörige oder mit seiner Vertretung in 
Mietangelegenheiten betraute Person die Belästigung im Sinne von 
oben Buchstabe a durch eigenes Verschulden veranlaßt, so findet eine 
Aufhebung des Mietverhältnisses nicht statt. Der Vermieter muß die 
Klage binnen sechs Monaten von dem Zeitpunkt an erheben, in dem er 
von dem Aufhebungsgrund Kenntnis erlangt. Die Klage ist ausge- 

") Wegen der Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnissen im Wege der 
richterlichen Vertragshilfe auf Antrag des Mieters oder Pächters s. S. 126. 
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schlössen, wenn seit dem Entstehen des Aufhebungsgrunds ein Jahr 
verstrichen ist (§ 2 Abs. 2, 3 MSchG.). Wegen der Möglichkeit der 
Aussetzung des Verfahrens in dem Fall, daß eine Mietaufhebungski age 
nach hievor Buchstabe a betrieben wird, s. § 11 MSchG. 

d. Weiterhin kann der Vermieter auf Aufhebung des Mietverhält- 
nisses klagen, wenn der Mieter mit- der Mietzinszahlung in 
gewissem Umfang im Rückstand ist: Ist der Mietzins in kür- 
zeren als vierteljährlichen Zeitabschnitten zu entrichten, so muß 
der Mieter mindestens mit einem Betrag in Verzug sein, welcher 
den für die Dauer eines Monats zu entrichtenden Mietzins über- 
steigt. Erreicht der Rückstand den Betrag für zwei Monate nicht, 

so ist die Klageerhebung erst zwei Wochen nach Fälligkeit zu- 
lässig. Hat der Mieter den Mietzins in vierteljährlichen oder län- 
geren Zeitabschnitten zu zahlen, so ist Aufhebungsklage nur zu- 
lässig, wenn der Mieter mit einem Betrag im Verzug ist, der den 
für die Dauer eines Vierteljahrs zu entrichtenden Mietzins er- 
reicht. Bei nur einmaligem Rückstand kann die Aufhebungsklage 
erst zwei Wochen nach Fälligkeit erhoben werden. Die Aufhebung 
ist nicht mehr zulässig, wenn bis zum Ablauf eines Monats seit 
Erhebung der Klage der Mieter den Vermieter befriedigt oder eine 
gegenüber der Mietzinsforderung zulässige Aufrechnung erklärt 
oder wenn innerhalb dieser Frist dem Gericht eine Erklärung der 
Fürsorgebehörde oder der Kreisamtsleitung der NS V. zugeht, daß 
sie zur Befriedigung des Vermieters bereit sei (§ 3 MSchG.) 1B ); 

e. der Mieter kann ferner auf Aufhebung des Miet Verhältnisses 
klagen, wenn für ihn aus besonderen Gründen ein so drin- 
gendes (Eigen-) Interesse an der Erlangung des Miet- 
raums besteht, daß auch bei Berücksichtigung der Verhältnisse des 
Mieters die Vorenthaltung der Wohnung eine schwere Unbilligkeit 
für den Vermieter darstellen würde oder wenn der Vermieter die 
Mieträume zu kriegswichtigen Zwecken für sich 
selbst (nicht etwa für kriegswichtige Zwecke anderer Personen) 
benötigt (§ 4 MSchG. S. auch Reichsleistungsgesetz vom 1. Sep- 
tember 1939; RGBl. I S. 1645). 

Die besonderen Gründe für die Mietaufhebung, die in der 
Person des Vermieters liegen müssen, um eine Mietaufhebung nach 
§ 4 MSchG. rechtzufertigen, können zwar der verschiedensten Art 

**) Hat der. Mieter wegen Mietzinsrückständen Fälligkeitsschutz nach der 
Vertragshilfeverordnung (hienach S. 116) erhalten oder ist ihm wegen eines 
Mietzinsrückstands Stundung nach derZahiungsfristverordnung (S. 116) be- 
willigt worden, so hat der Vermieter aber nicht das Recht, wegen des auf 
diese Weise geregelten Mietzinsrückstands die Aufhebung des Mietverhält- 
nisses nach § 3 MSchG. zu beantragen (§ 25 VHV.). 
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sein, stets muß es sich dabei aber um das private Interesse 
des Vermieters handeln. Dieses private Interesse des Vermieters 
an dem streitigen Mietraum braucht zwar kein unmittelbares in 
dem Sinn zu sein, daß er die vom Mieter freizumachenden Räume 
selbst zu benützen genötigt ist, es genügt auch ein mittelbares 
Interesse, wie es z. B. dann besteht, wenn nahe Familieangehörige 
oder sonst dem Vermieter nahestehende Personen des Wohnraumes 
bedürfen, denen der Vermieter nach Gesetz oder Sitte unterhalts- 
pflichtig ist oder deren Aufnahme in seine Pflege erforderlich 
erscheint. Immer muß jedoch das Interesse des Vermieters an dem 
Auszug des Mieters ein eigenes, d. h. in seinen Privatverhält- 
nissen begründetes sein, während die Freimachung von Wohnraum 
aus Gründen des öffentlichen Wohls nicht in seine Hand 
gegeben ist; die Berufung auf das allgemeine Volks in teresse er- 
setzt also nicht das nach § 4 MSchG. geforderte persönliche 
Interesse des Vermieters an dem Mietraum 10 ). 

Erfolgt die Aufhebung des Mietverhältnisses wegen dringen- 
den Eigenbedarfs des Vermieters (also nicht wegen Bedarfs zu 
einem kriegswichtigen Zweck des Vermieters), so kann das Gericht 
auf Antrag des Mieters dem Vermieter zum Ersatz der Um- 
zugskosten verpflichten. Wird aus dem gleichen Grunde ein 
Mietverhältnis über Geschäftsräume aufgehoben, so kann das Ge- 
richt auf Antrag des Mieters, soweit es zum Ausgleich unbilliger 
Härten erforderlich ist, den Vermieter außerdem zur Leistung 
einer angemessenen Entschädigung für die sonstigen wirtschaft- 
lichen Nachteile verpflichten, die der Mieter durch den Verlust der 
Räume erleidet. Diese Anordnung des Gerichts ist mit der sofor- 
tigen Beschwerde anfechtbar, die Besch werdefri st beträgt zwei 
Wochen. 

In dem Falle, daß der Vermieter den Mietraum zu eigenen 

kriegswichtigen Zwecken benötigt, ist die Aufhebung des 
Mietverhältnisses möglich, wenn der Vermieter durch eine Be- 
scheinigung der zuständigen Stelle nachweist, daß die Räume für 
diese Zwecke benötigt werden. Ob dies der Fall ist, entscheidet die 
für die Ausstellung der Bescheinigung zuständige Behörde in 
eigener Verantwortung. Sie entscheidet auch darüber, ob der 
Zweck, für den die Räume verwendet werden sollen, kriegswichtig 
ist oder nicht. Das Gericht ist insoweit an den Inhalt der Beschei- 


16 ) So namentlich LG. Berlin in DRW. 1941 S. 2570, LG. Hamburg in DRW. 
1941 S. 1892 und LG. Berlin in DRW. 1942 S. 226. Anderer Ansicht teilweise 
LG. Nürnberg-Fürth in DRW. 1941 S. 1894 und LG. Freiberg in DRW. 1941 
S. 1896. 



nigung gebunden. Ein bestimmter kriegswichtiger Zweck braucht 
in der Bescheinigung nicht angegeben zu werden 17 ). 
f. Schließlich kann der Vermieter auf Aufhebung des Mietverhält- 
nisses klagen, wenn der Mieter sich weigert, eine vom Reichs- 
kömmissar für die Preisbildung oder der von ihm beauftragten 
Stelle genehmigte Mieterhöhung anzuerkennen 
(§ 3a MSchG.). 

6. Im Falle der Berechtigung der Aufhebungsklage des Vermieters 
ist das Mietverhältnis für den Zeitpunkt aufzuheben, der in § 5 
MSchG. festgelegt ist. Dazu wird bemerkt, daß nach Gesetz bei Grund- 
stücken und Räumen die Kündigung nur für den Schluß eines Kalen- 
dervierteljahres zulässig ist. Sie ist spätestens am dritten Werktag 
des Kalendervierteljahres zulässig. Ist der Mietzins nach Monaten 
bemessen, so ist die Kündigung nur für den Schluß eines Kalender- 
monats zulässig, sie hat spätestens am 15. des Monats zu erfolgen. 
Ist der Mietzins nach Wochen bemessen, so ist die Kündigung nur 
für den Schluß einer Kalenderwoche zulässig und zwar spätestens am 
ersten Werktage der Woche (§§ 565, 580 BGB.). Nach dem in 
§ 5 MSchG. genannten Gesetz vom 24. März 1938 ist bei Mieträumen 
über Wohnräume, bei denen eine Mietzeit nicht bestimmt ist oder die 
auf unbestimmte Zeit laufen, die Kündigung auch dann für den Schluß 
eines jeden Kalendermonats zulässig, wenn nach den vertraglichen 
oder den bisher gegebenen gesetzlichen Bestimmungen die Kündigung 
nur für den Schluß eines längeren kalendermäßigen Zettabschnitts 
zulässig sein würde. Auch bei Kündigung zum Schluß eines Kalender- 
monats sind aber die vertraglichen oder gesetzlichen Bestimmungen 
über die Dauer der Kündigungsfrist maßgebend 18 ). 

Der Zeitpunkt, für den die Aufhebung des Mietverhältnisses er- 
folgt, ist in der Urteilsformel festzustellen (§ 5 Abs. 2 MSchG.). 

7. Die Aufhebung eines Mietverhältnisses bei Vorliegen eines der 

aus Nr. 5 ersichtlichen Mietaufhebungsgründe kann nur im Wege der 
Klage durch gerichtliches Urteil erfolgen (§ 1 Abs. 1 MSchG.) 19 ). 
Die Aufhebungsklage ist bei dem Amtsgericht einzureichen, in dessen 
Bezirk sich das Mietgrundstück befindet (Einzelheiten s. §§ 7 bis 13 
MSchG.). 



17 ) Vgl. auch DJ. 1940 S. 26 und S. 703. 

**) Ist z. B. nach dem Vertrag spätestens am dritten Werktag des Kalender- 
Vierteljahrs zu kündigen, so ist bei Kündigung zum Schluß eines Kalender- 
monats eine gleich lange Frist einzuhalten. 

") Die Möglichkeit, die Aufhebung eines Mietverhältnisses auch im Wege der 
gerichtlichen Zustellung eines Kündigungsschreibens durchzuführen, besteht 
nach der Neufassung des MSchG. nicht mehr (s. § 5 Abs. 2 der VO. vom 15. 
Dezember 1942; RGBl. I S. 709). 



Im Urteil ist dem Mieter im Falle der Aufhebung des Mietverhält- 
nisses eine den Umständen nach angemessene Räumungsfrist 
zu gewähren, es sei denn, daß hiemit für den Vermieter unbillige 
Härten verbunden wären oder daß die Versagung der Frist keine un- 
billige Härte für den Mieter darstellt. Einzelheiten über diese Räu- 
mungsfrist, ihre Einschränkung und die Möglichkeit ihrer Verlän- 
gerung ergeben sich aus § 5a MSchG., s. auch § 6 MSchG. Außer 
unter den aus § 5a Abs. 2 MSchG. ersichtlichen Voraussetzungen kann 
eine Räurnungsfrist u. U. auch durch das Vollstrcckungsgericht ver- 
längert werden (s. hierüber S. 128); dort ist überhaupt der Vollstrek- 
kungsschutz behandelt, der dem Mieter bei einem zwangsweisen Vor- 
gehen des Vermieters aus einem Räumungstitel zusteht. 

III. ABSCHNITT: RECHT ZUR UNTERVERMIETUNG 

1. Das Recht des Mieters zur Untervermietung ist in zahlreichen 
Mietverträgen entweder ganz ausgeschlossen oder von Erteilung der 
besonderen Zustimmung des Vermieters abhängig gemacht. Die Er- 
teilung dieser Zustimmung wurde von Vermietern teilweise unter 
nicht stichhaltigen Gründen abgelehnt. Da aber der Untervermietung 
gerade im Kriege besondere Bedeutung zukommt (Zuwanderung von 
Arbeitskräften in Industriegegenden, Verschaffung einer Nebenein- 
nahme für die Frau eines einberufenen Mieters, vorübergehende Zur- 
verfügungsstellung der Wohnung eines derzeitigen Wehrmachtange- 
hörigen an einen Kameraden oder sonstigen Volksgenossen usw.), be- 
stimmt § 29 MSchG., daß dann, wenn der Mieter die Mieträume (oder 
ein gewerblich genutztes unbebautes Grundstück) ganz oder teilweise 
untervermieten will, die hiezu erforderliche Zustimmung vom 
Vermieter nur aus einem wichtigen Grunde verwei- 

gertwerdendarf. Bestehen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Vermieter und Mieter über das Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
so kann sich der Mieter an das Mieteinigungsamt (beim Amtsgericht) 
wenden und sich dort die Erlaubnis des Vermieters zur 
Untervermietung ersetzen lassen. Der Antrag kann schriftlich oder 
mündlich (auch nachträglich) gestellt werden. Das Mieteinigungsamt 
entscheidet über ihn durch Beschluß 20 ). 

Das Recht zur Untervermietung kann durch das Mieteinigungs- 
amt für einzelne Räume oder für eine gesamte Wohnung erteilt werden. 
Letzteres kann dann praktisch werden, wenn sich die Familie des einbe- 

*°) Wegen des Verfahrens vor dem Mieteinigungsamt s. Anordnung vom 
16. Dezember 1942 (RGBl. I S. 723); Abdruck s. Anhang unter Nr. Vlllb. 
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rufenen Mieters über die Dauer seiner Einberufung zu Verwandten 
begibt, die Wohnung aber gleichwohl nicht aufgeben kann oder will "). 

2. Die Ersatzgenehmigung durch das Mieteinigungsamt kann 
grundsätzlich und allgemein erteilt werden; es ist also nicht notwendig, 
daß sich der Mieter bei jeder neu beabsichtigten Untervermietung 
erneut an das Mieteinigungsamt wendet. Wird die Erlaubnis des Ver- 
mieters zur Untervermietung allgemein ersetzt, so hat der Vermieter 
gleichwohl das Recht, im Einzelfalle der Untervermietung aus einem 
wichtigen Grunde zu widersprechen. 

Gegen die Entscheidung des Mieteinigungsamts ist sofortige Be- 
schwerde zulässig, die binnen der Frist von zwei Wochen seit Be- 
kanntgabe der Entscheidung einzulegen ist. Die Beschwerde kann nur 
darauf gestützt werden, daß das Gesetz verletzt sei, sie ist an das 
Mieteinigungsamt zu richten, das ihr abhelfen kann. Andernfalls ent- 
scheidet über die Beschwerde das LG. (vgl. §§ 41 ff- MSchG.). 

3. In dem Verfahren auf Erteilung der Ersatzerlaubnis hat das 
Mieteinigungsamt lediglich zu prüfen, ob der Vermieter einen wich- 
tigen Grund für seine Verweigerung der Erteilung der Zustim- 
mung zur Untervermietung hat. Ein solcher Grynd kann in der 
Person des Untermieters oder in den räumlichen Verhältnissen (z. B. 
wegen zu starker Besetzung der einzelnen Räume) liegen. Kein wich- 
tiger Grund liegt vor, wenn der Vermieter einwendet, der Mieter sei 
wegen seiner wirtschaftlichen Verhältnisse auf eine Untervermietung 
nicht angewiesen. Auch die Einwendung stellt keinen wichtigen Grund 
für die Nichterteilung der Genehmigung zur Untervermietung dar, 
daß sich der Mieter eben eine billigere Wohnung suchen müsse. Selbst 
der Umstand allein, daß der Mieter auf das Recht zur Untervermietung 
ausdrücklich verzichtet und dennoch kurze Zeit nach dem Verzicht 
um Ersetzung der — verweigerten — Erlaubnis des Vermieters zur 
Untervermietung durch das Mieteinigungsamt nachgesucht hat, hin- 
dert das Mieteinigungsamt nicht, die vom Vermieter verweigerte Er- 
laubnis zu ersetzen 22 ). Ferner ist der Umstand, daß der Vermieter die 
betr. Wohnung einer Familie mit Kindern zukommen lassen will, für 
sich allein noch kein wichtiger Grund dafür, die Ersetzung der Erlaub- 

n ) Vgl. KG. in HRR. 1940 Nr. 911. S. aber auch LG. Berlin in DJ. 1941 S. 862 
wo ausgeführt ist, daß der Zweck des § 29 MSchG. (Verschaffung von Unter- 
kunft an möglichst viele Personen) nur erreicht werden kann, wenn neben 
der bisherigen Benutzung des Raumes zusätzlich noch weitere Benutzer, die 
sonst nicht untergebracht werden könnten, Wohnung erhalten, wie dies ins- 
besondere bei Aufnahme zusätzlicher Bewohner durch Untervermietung ein- 
zelner Räume oder durch Untervermietung während vorübergehender Nicht- 
benutzung aus beachtlichem Grunde, der die Aufrechterhaltung der bis- 
herigen Wohnung rechtfertigt, der Fall ist. 
") KG. in DRW. 1941 S. 1901. 
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nis des Vermieters zur Untervermietung an eine Einzelperson abzu- 
lehnen 28 ). Auf der anderen Seite ist die Ersetzung der Untervermie- 
tungserlaubnis u. a. dann zu versagen, wenn der Mieter die gesamte 
Wohnung, statt sie Mangels eigenen Wohninteresses unverzüglich auf- 
zugeben, anderen unverheirateten Personen im Wege der Unterver- 
mietung überlassen will und dadurch ihre Inanspruchnahme für 
Kinderreiche durch das Wohnungsamt ausgeschlossen ist 24 ). 

4. Die Überlassung von Räumen an Familienangehörige, 
z. B. an cüe Frau eines zur Wehrmacht einberufenen Sohnes, an Eltern 
oder Großeltern oder an Geschwister, stellt sich nicht als Unterver- 
mietung dar. Hier handelt es sich vielmehr um eine Mitgebrauchsüber- 
lassung der Räume. Dieses Recht steht dem Mieter auf Grund seines 
Mietvertrags ohne weiteres zu. Die Familienangehörigen benützen 
die Räume kraft des eigenen Rechts des Mieters. 

5. Durch den hier dargestellten § 29 MSchG. wird das auf § 2 
Abs. 1 MSchG. beruhende Recht des Vermieters, wegen einer von ihm 
nicht erlaubten Untervermietung das Mietverhältnis durch Klage- 
erhebung zur Aufhebung zu bringen (S. 104), praktisch in fast allen 
Fällen ausgeschlossen. 

Das Recht des Mieters, wegen einer Verweigerung der Erlaubnis 
des Vermieters zur Untervermietung das Miet Verhältnis vorzeitig zu 
kündigen (§ 549 BGB.), hat derzeit praktisch kaum eine Bedeutung. 



IV. ABSCHNITT: 
ERLEICHTERUNG DES WOHNUNGSTAUSCHS 

1. Es kann vorkommen, daß die Familie eines zur Wehrmacht 
einberufenen Mieters ihre Wohnung mit einer kleineren Wohnung 
tauschen will und auch bereits einen anderen Mieter für ihre eigene 
Wohnung gefunden hat, der mit einem solchen Tausch einverstanden 
wäre. Zum Wohnungstausch ist aber Zustimmung des beiderseitigen 
Vermieters erforderlich, die teilweise ohne triftigen Grund versagt 
worden ist, sodaß ein beabsichtigter und zweckmäßiger Tausch zum 
Scheitern kam. Auf Grund der VO. vom 14. August 1940, deren Inhalt 
nunmehr in erweiterter Form in § 30 MSchG. neuer Fassung aufge- 
nommen ist, kann aber derzeit die von einem Vermieter grund- 
los verweigerte Zustimmung zu einem Wohnungstausch 
durch das Mieteinigungsamt ersetzt werden. Der Antrag 
der Tauschlustigen ist jedoch abzulehnen, wenn der Vermieter aus 
einem wichtigen Grunde dem Tausch widerspricht. 



23 ) KG in DRW. 1941 S. 2337. 

24 ) LG. Berlin in DJ. 1941 S. 862, s. Fußnote 21. 

— — — — — — 



Bei einem auf bestimmte Zeit abgeschlossenen Mietvertrag kann 
die Einwilligung des Vermieters für einen vor dem Ende der ursprüng- 
lichen Mietzeit liegenden Zeitpunkt vom Mieteinigungsamt nur er- 
setzt werden, wenn der Mieter aus zwingenden Gründen genötigt ist, 
seine bisherige Wohnung aufzugeben. 

Ob und wann ein wichtiger Grund oder ein zwingender Grund im 
Sinne des § 30 MSchG. gegeben ist, kommt auf den Einzelfall an. Ein 
wichtiger Grund zur Versagung der Tauscherlaubnis durch den Ver- 
mieter ist z. B. nicht gegeben, wenn der Mieter mit Mietzins oder mit 
der Ausführung von ihm obliegenden Schönheitsreparaturen im Ver- 
zuge ist. Die Ersetzung der Tauscherlaubnis kann auch nicht von der 
Nachzahlung der Miete oder der Ausführung der Schönheitsrepara- 
turen abhängig gemacht werden. Denn der neue Mieter übernimmt 
nach § 30 Abs. 2, 3 MSchG. die gesamtschuldnerische Haftung für die 



Verbindlichkeiten des bisherigen Mieters aus dem Mietverhältnis 
haftet dafür neben dem bisherigen Mieter 25 ). Wird dem Vermieter 
von dem bisherigen Mieter Bürgschaft als Ausgleich für die bezwei- 
felte Zahlungsfähigkeit des Tauschmieters geleistet, so kann die Er- 
setzung der Erlaubnis des Vermieters zu dem beabsichtigten Woh- 
nungstausch ebenfalls nicht abgelehnt werden 26 ). In der Regel wird 
allerdings die Einwilligung des Vermieters zu einem Wohnungstausch 
durch das Mieteinigungsamt nicht ersetzt werden können, wenn die 
Wohnung für das Einkommen des Tauschmieters ersichtlich zu teuer 
ist 27 )- 

Der Umstand, daß der Vermieter die Wohnung bereits einem 
Dritten zugesagt hat, ist für sich allein nicht in jedem Falle als wich- 
tiger Grund für die Versagung der Tauschgenehmigung anzusehen, im 
Einzelfalle ist allerdings eine andere Beurteilung möglich 28 ). 

Verweigert der Vermieter dem Mieter die Einwilligung in den 
Wohnungstausch, weil er die Wohnung dringend für sich benötige, 
so hat das Mieteinigungsamt im Verfahren der Ersetzung der Tausch- 
genehmigung diesen Einwand nicht zu beachten, da über die Frage 
des Eigenbedarfs als Grund für eine Mietaufhebung das ordentliche 
Gericht im Mietaufhebungsverfahren zu entscheiden hat. Durch die 
Ersetzung der Einwilligung des Vermieters durch das Mieteinigungs- 
am't erhält der Vermieter durch amtliche Anordnung lediglich einen 
Tauschmieter an Stelle des bisherigen Mieters. Er müßte auch gegen- 
über dem alten Mieter seinen Eigenbedarf in einer Mietaufhebungs- 



M ) LG. Berlin in DRW. 1941 S. 1897. 

afl ) LG. Bremen in Wohnwirtschaft 1941 S. 94. 

") LG. Berlin in DRW. 1941 S. 1898. 

m LG. Berlin in DRW. 1941 S. 1897. 



klage nach § 4 MSchG. (S. 105) geltend raachen. Er soll durch den 
Eintritt des Tauschmieters in den Mietvertrag bezüglich seines Eigen- 
bedarfs nicht günstiger als zuvor gestellt werden und nicht dieGelegen- 
heit des Mieterwechsels zur Durchsetzung seines Eigenbedarfs aus- 
nützen können. Will er gegenüber dem neuen Mieter Eigenbedarf 
geltend machen, so muß er dies im ordentlichen Verfahren tun 29 ). 

. 2. Verweigert der Vermieter allgemein seine Einwilligung ohne 
triftigen Grund, so ist die Einwilligung auf Antrag des tauschlustigen 
Mieters durch das Mieteinigungsamt allgemein zu ersetzen und 
in der Entscheidung zum Ausdruck zu bringen, daß das Recht des 
Vermieters, im Einzelfalle dem Tausch aus wichtigem Grunde zu 
widersprechen, unberührt bleibt (§31 Abs. 5 MSchG.). 

3. Die tauschenden Mieter treten gegenseitig in die be- 
stehenden Mietverträge ei n, es findet nur ein Personenwechsel statt, 
ohne daß es des Abschlusses neuer Mietverträge bedarf. Der Eintritt 
des neuen Mieters gilt in dem Zeitpunkt als vollzogen, zu dem der 
bisherige Mieter die Wohnung räumt. Der bisherige Mieter haftet für 
die Verpflichtungen, die während seinerMietzeit entstanden sind 
(z. B. für Mietzins oder Instandsetzungskosten), neben dem neuen 
Mieter weiter (s. dazu auch Nr. 1). 

4. Die Wirkungen der Entscheidung des Mieteinigungsamts, 
durch welche die Erlaubnis des Vermieters zum Wohnungstausch er- 
setzt wird, treten nur ein, wenn für jeden am Tausch beteiligten Mieter 
die Erlaubnis seines Vermieters zum Eintritt eines der Mieter in den 
Mietvertrag vorliegt. Dabei ist es gleichgültig, ob die Einwilligung 
des Vermieters freiwillig erfolgt oder durch das Mieteinigungsamt 
ersetzt worden ist. 

5. Auch wenn das Mietverhältnis über eine Wohnung beendigt 
ist, kann das Mieteinigungsarnt dem Mieter auf Antrag noch gestatten, 
die Mieträume mit einem Dritten für die Zeit nach Beendigung des 
Mietverhältnisses zu tauschen und die hiezu erforderliche Einwilli- 
gung des Vermieters zu ersetzen, sofern der bisherige Mieter die Miet- 
räume noch innehat. Das gleiche gilt, wenn die Beendigung eines Miet- 
verhältnisses über eine Wohnung bevorsteht. Einzelheiten über diese 
Möglichkeit ergeben sich aus § 31 MSchG. 80 ). 

6. Gegen die Entscheidung des Mieteinigungsamt ist sofortige 
Beschwerde zulässig; die Beschwerdefrist beträgt zwei Wochen 
seit Bekanntgabe der Entscheidung. Einzelheiten über das Beschwerde- 
verfahren ergeben sich aus §§ 41 ff. MSchG. 



w ) Vgl. LG. Karlsruhe in DRW. 1942 S. 225 mit krit. Anm. von Dahmann. 

*°) Damit sind die in DJ. 1941 S. 40 und DRW. 1941 S. 2570 veröffentlichten 

Entscheidungen des KG. überholt. 
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V. ABSCHNITT: RECHTSLAGE BEIM TODE DES MIETERS 



1. Der Tod eines Menschen beeinflußt, von einigen Ausnahmen 
abgesehen, die vom Verstorbenen abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 

nicht. Dies gilt auch für den Mietvertrag, der mit allen Rechten und 

Pflichten weiterläuft, nur daß an Stelle des verstorbenen Vermieters 
oder Mieters dessen Erben als Rechtsnachfolger stehen. Nach § 569 
BGB. ist jedoch im Fall des Todes des Mieters sowohl der Ver- 
mieter wie derErbedesMieters berechtigt, das Mietverhält- 
nis unter Einhaltung der gesetzlichen Frist (von drei Monaten) für 
den ersten zulässigen Termin zu kündigen. Dieses gesetzliche 
Kündigungsrecht hat allerdings praktische Bedeutung nur bei Ver- 
trägen, die für einen längeren fest bestimmten Zeitraum geschlossen 
sind, denn Verträge auf unbestimmte Zeit können von den Erben des 
Mieters ohnedies unter Einhaltung der vertraglichen oder gesetzlichen 
Frist jederzeit gekündigt werden. Das Mietverhältnis erlischt ohne 
weiteres mit dem Tode des Mieters/ wenn es nur auf seine Lebenszeit 
abgeschlossen war. Das im § 569 BGB. verankerte Kündigungsrecht 
der Erben des Mieters kann durch vertragliche Vereinbarungen nicht 
beschränkt oder ausgeschlossen werden (§ 19 Abs. 2 MSchG.). 

2. Durch das MSchG. (§ 19 Abs. 2) ist das aus Nr. 1 ersichtliche 
Kündigungsrecht des Vermieters im Falle des Todes des Mieters in 
der Weise eingeschränkt worden, daß der Vermieter nicht nach 
§ 569 BGB. kündigen kann, wenn der (volljährige oder nicht voll- 
jährige) Ehegatte des Mieters oder ein volljähriger Verwandter bis 
zum zweiten Grad ") — nicht aber auch ein sonstiger Verwandter oder 
Verschwägerter — Erbe des Mieters ist und bei dessen Tod zu seinem 

Hausstand gehört hat (sog. nahe Familienangehörige). Der 
Begriff der Hausstandszugehörigkeit ist dabei weit auszulegen. Es ist 
nicht notwendig, daß die Angehörigen bis zum Todestage des ver- 
storbenen Mieters mit diesem tatsächlich zusammengelebt haben. Die 
Hausstandszugehörigkeit wird auch nicht durch längere Abwesenheit 
eines Familienangehörigen, z. B. zur Erfüllung der Arbeitsdienst- 
oder Wehrpflicht, unterbrochen, wenn nur die Absicht besteht, wieder 
in den Hausstand des Mieters zurückzukehren. Die vorersichtliche 
Unkündbarkeit des Mietverhältnisses seitens des Vermieters besteht 
aber, was hervorzuheben ist, nur dann, wenn die genannten Familien- 
angehörigen zu den Erben des verstorbenen Mieters gehören. Ist 
dies nicht der Fall, so können die Familienangehörigen nach der vor- 
stehenden Rechtslage von einem fremden Erben aus dem Mietver.7 
hältnis, also aus der Wohnung verdrängt werden. Sie waren diesfalls 

mithin auf den guteij Willen des Vermieters oder des Erben des Mie- 

, 

w ) Es sind dies Kinder, Enkel, Eltern, Großeltern und Geschwister. 

8 Haegele, „Rechtsschutz" H3 



ters angewiesen, ob ihnen ihre bisherige Heimstätte belassen werden 
würde oder nicht. 

3. An der vorersichtlichen Rechtslage ist während des Krieges 
eine Änderung eingetreten. Im Falle des Todes des Mieters treten 
nunmehr seine sämtlichen Familienangehörigen, wenn 
sie beim Tode des Mieters zu dessen Hausstand gehören, in die 
Rechte und P f 1 i c h t e n aus dem Mietvertrag ein. Voraussetzung 
für diesen Eintritt ist jetzt nicht mehr, daß sie auch Erben des 
verstorbenen Mieters sind; es tritt jetzt nicht mehr der Erbe eben 
kraft seines Erbrechts, sondern es treten die nahen Familienangehö- 
rigen kraft ihrer Zugehörigkeit zum Haushalt des verstorbenen Mie- 
ters in das Mietverhältnis ein, auch wenn sie nicht Erben sind. 

Dieser Eintritt der Familienangehörigen in das Mietverhältnis 
erfolgt kraft Gesetzes, ohne daß der Vermieter oder daß die Erben 
des Mieters ihre Zustimmung dazu geben müßten. Mit dem Eintritt 
der Familienangehörigen in den Mietvertrag werden die Erben, soweit 
sie nicht zugleich Familienangehörige sind (s. hiewegen hienach Nr. 4) 
aus den Verpflichtungen des Mietvertrags entlassen. Der Vermieter 
hat gegenüber den — nicht erbberechtigten — Familienangehörigen 
nur die Möglichkeit der Mietaufhebungsklage unter den Vorausset- 
zungendes MSchG. (s. S. 105), das Kündigungsrecht nach § 569 BGB. 
steht ihm in diesem Falle nicht zu (weil es sich bei den Familien- 
angehörigen nicht um Erben des Mieters handelt). Jeder zum Haus- 
stand des verstorbenen Mieters gehörende (nicht erbberechtigte) und 
nach den vorstehenden Ausführungen zunächst in das Mietverhältnis 
eintretende Familienangehörige kann — für sich allein — binnen einer 
Woche, nachdem er von dem Tode des Mieters Kenntnis erlangt hat, 
dem Vermieter gegenüber die formlose Erklärung abgeben, daß er das 
Mietverhältnis nicht fortsetzen wolle Der Eintritt dieses Familien- 
angehörigen in das Mietverhältnis gilt dann als nicht erfolgt. Erklären 
alle Familienangehörigen, in das Mietverhältnis nicht eintreten zu 
wollen, so treten nunmehr die nicht zu den Familienange- 
hörigen zählenden Erben des verstorbenen Mieters in das 
Mietverhältnis ein; sie haben das Recht der Kündigung nach § 569 
BGB. Auch der Vermieter kann ihnen nach § 569 BGB. kündigen, 
(s. Nr.i). 

4. Ist ein naher Familienangehöriger allerdings auch 
Erbe des verstorbenen Mieters, so tritt nur e r a 1 1 e i n unter Aus- 
schluß der übrigen nicht erbberechtigten Familienangehörigen in das 
Mietverhältnis ein. Sind alle nahen Familienangehörigen Erben, so 

treten sie gemeinsam als Miterben in das Mietverhältnis ein, ohne daß 


32 ) Das Kündigungsrecht nach § 569 BGB. kann er nicht ausüben, da er nicht 
Erbe des verstorbenen Mieters ist. 
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der Vermieter das Kündigungsrecht nach § 569 BGB. hätte (s. Nr. 2). 

5. Um diese nicht ganz einfache Rechtslage beim Tode des Mie- 
ters nochmals klarzustellen, gilt, mit anderen Worten ausgedrückt, 
für diesen Fall folgendes: 

a. Gehört der Erbe des Mieters zu dessen nahen Familien- 
angehörigen (Kreis s. Nr. 2) , so tritt e r unter Ausschluß der 
anderen nicht erbberechtigten Familienangehörigen in das Miet- 
verhältnis ein. Er hat ein Kündigungsrecht nach § 569 BGB. Der 
Vermieter hat kein Kündigungsrecht nach dieser Vorschrift (s. 
Nr. 2 und 4). 

b. Gehört der Erbe nicht zu den nahen Familien ange- 
hör igen des verstorbenen Mieters, so treten die letzteren 
auf Grund ihrer Familienzugehörigkeit in das Mietverhältnis ein, 
sie schließen den nicht zu den nahen Familienangehörigen des 
Mieters zählenden Erben des Mieters vom Eintritt in das Miet- 
verhältnis aus. Jeder der nahen Familienangehörigen kann binnen 
einer Woche, nachdem er vom Tode des Mieters Kenntnis erlangt 
hat, dem Vermieter gegenüber erklären, daß er das Mietverhältnis 
nicht fortsetzen wolle. Der Vermieter hat nur die Möglichkeit, 
Mietaufhebungsklage unter den Voraussetzungen des MSchG. zu 
erheben (s. Nr. 3). 

c. Sind keine nahen Familienangehörigen vorhanden, 
so tritt der Erbe — der mithin dann selbst nicht zu den Familien- 
angehörigen zählen kann — in das Mietverhältnis ein. Er und der 
Vermieter haben in diesem Falle das Kündigungsrecht nach § 569 
BGB. (s. Nr. 1). 

6. Die in Nr. 3 und 4 dargestellte Neuregelung gilt grundsätzlich 
nicht für Mietverträge über reine Geschäftsräume und über gewerb- 
lich genutzte unbebaute Grundstücke (§19 Abs. 3 MSchG.). 

7. Beim gemeinschaftlichen Abschluß eines Mietvertrags 
durch E h el eu te konnte nach den früher bestandenen Vorschriften 
beim Tode eines der Eheleute weder der überlebende Gatte noch der 
Erbe des Verstorbenen noch der Vermieter kündigen, weil davon aus- 
gegangen wurde, daß durch den gemeinsamen Mietvertrag für jeden 
Ehegatten besondere Bindungen entstanden seien. Nunmehr ist der 
überlebende Ehegatte berechtigt, das — auf bestimmte oder auf unbe- 
stimmte Zeit laufende — Mietverhältnis unter Einhaltung der gesetz- 
lichen Frist von drei Monaten auf den ersten zulässigen Termin zu 
kündigen, gleichviel ob er Erbe des verstorbenen Ehegatten ist oder 
nicht. Auf eine abweichende Vereinbarung kann sich der Vermieter 
nicht berufen (§ 19 Abs. 4 MSchG.)- 

Dieses Kündigungsrecht des überlebenden Ehegatten gilt auch bei 
Mietverhältnissen über Geschäftsräume. 



8. Wie die Rechtslage ist, wenn bei einem Untermietver- 
hältnis einer der Untermieter mitTod abgeht, ergibt sich aus 
den Ausführungen auf S. 102 (§ 24 Abs. 2 MSchG.). 

VI. ABSCHNITT: 
FÄLT-IGKEITSSCHUTZ FÜR MIET- UND PACHTZINSEN 

Für fällige Miet- und Pachtzinsen kann das Gericht Teilzahlungen 
oder Stundung sowohl außerhalb eines Rechtsstreits wie 
auch während eines solchen bewilligen. Außerhalb eines Rechts- 
streits ist eine Fälligkeitsregelung aber nur zu Gunsten bestimmter 
Personenkreise, nämlich zu Gunsten von Gewerbetreibenden und 
Rückgeführten zulässig. 

I. Fälligkeitsregelung außerhalb eines Rechtsstreits 

1. Soweit bei einem Gewerbetreibenden eine Regelung 
der Fälligkeit von mit dem Gewerbebetrieb zusammenhängenden Zah- 
lungsverpflichtungen möglich ist, körnen auch fällige Miet- und 
Pachtzinsen mitbehandelt werden. Einzelheiten über die Vorausset- 
zungen und die Art dieser Regelung ergeben sich aus den Ausführun- 
gen auf S. 15. 

2. Entsprechendes gilt für die Regelung von Miet- und Pacht- 
zinsen, die von Rückgeführten (Begriff s. S. 40) aus Miet- und 
Pachtverhältnissen geschuldet werden, die vor Verlassen ihres früh- 
eren Aufenthaltsort begründet worden sind. Dabei ist aber zu beachten, 
daß Rückgeführte von der Verpflichtung zur Zahlung von Miet- und 
Pachtzinsen für die im geräumten oder freigemachten Gebiet zurück- 
gelassenen Räume und Grundstücke bis zu ihrer Rückkehr in der Regel 
ganz befreit sind, da die Vermieter und Verpächter hier wegen der 
besonderen Verhältnisse nicht in der Lage waren, ihnen den vertrags- 
mäßigen Gebrauch der Räume zu verschaffen (§ 537 BGB. vgl. S. 125). 
Der Umstand, daß in den geräumten Wohnungen Möbel zurückge- 
lassen worden sind, ist hierbei unerheblich. 

Soweit es sich um Rückgeführte handelt, werden alle Schuldner, 
ohne Rücksicht auf ihren Beruf oder Stand, also nicht nur Gewerbe- 
treibende, geschützt. Die Einzelheiten über den Fälligkeitsschutz in 
diesem Falle ergeben sich aus S. 40. 

II. Fälligkeitsschutz während eines Rechtsstreits 

Ist über fällig gewordene Miet- oder Pachtzinsen ein Rechtsstreit 
anhängig, so kann das Gericht dem Schuldner während des Rechts- 
streits auf Antrag eine Zahlungsfrist bewilligen, wenn der geschuldete 
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Betrag aus einem Miet- oder Pachtverhältnis herrührt, das vor dem 
I. September 1939 begründet worden ist. Unerheblich ist dabei, wann 
die Miet- oder Pachtzinsen selbst fällig geworden sind. 

Dieser Schutz kommt allen Schuldnern, ohne Rücksicht auf 
ihren Stand und Beruf, also nicht nur bestimmten Personenkreisen, 
zugute. Die Einzelheiten über die Zahlungsfristbewilligung ergeben 
sich aus den Ausführungen auf S. 44. 

III. Gemeinsame Bestimmungen zum Fälligkeitsschutz 

1. Ist der Mieter mit einer Mietzinszahlung im Rückstand, so 
hat der Vermieter u. U. das Recht, das Mietverhältnis, soweit es unter 
Mieterschutz steht, durch Klage zur Aufhebung zu bringen (s. S. 105) 
oder in den — derzeit wenigen — Fällen, in denen das Mietverhältnis 
dem MSchG. nicht unterliegt, zu kündigen. Der Vermieter kann aber 
dieses Recht dann nicht (mehr) ausüben, wenn dem Mieter für 
den Mietzinsrückstand richterlicher Fälligkeitsschutz bewilligt wor- 
den ist. Eine auf einen derart geregelten rückständigen Mietzins ge- 
stützte Auf hebungsklage (oder Kündigung) verliert mithin infolge des 
Fälligkeitsschutzes ihre Wirksamkeit. Kommt der Mieter seiner Ver- 
pflichtung aus der Fälligkeitsregelung aber in der Folge nicht nach, 
so kann der Vermieter erneut auf Aufhebung des Mietverhältnisses 
klagen bzw. oder erneut kündigen (§ 25 Abs. 1 VHV). 

2. Es kann vorkommen, daß der Vermieter auf Grund eines ent- 
sprechenden Mietzinsrückstands sofort Aufhebungs - (Räu- 
mungs)Klage gegen den Vermieter erhebt, ohne zuvor oder gleich- 
zeitig den rückständigen Mietzins einzuklagen. In diesem Falle wird 
ein Rechtsstreit über den fälligen Mietzins nicht anhängig, Fälligkeits- 
schutz könnte daher hier nur nach den außerhalb eines Rechtsstreits 
geltenden Vorschriften (d. h. nur zugunsten von Gewerbetreibenden 
und Rückgeführten; s. oben I) gewährt werden und nur in diesem Fall 
würden die aus Nr. 1 ersichtlichen dem Mieter günstigen Rechtsfolgen 
eintreten. In einem solchen Falle greift aber § 25 Abs. 2 VHV. ein, 
wonach das lediglich mit der Aufhebungs- (Räumungs-) Klage be- 
faßte Gericht dem Mieter jeden Berufs oder Standes, falls er den 
Zahlungsanspruch anerkennt, auf seinen Antrag eine Zahlungsfrist, 
allerdings auf höchstens drei Monaten, nach den für die Bewilligung 
einer Zahlungsfrist während einer Rechtsstreitigkeit maßgebenden 
Vorschriften für die fälligen Mietzinsen gewähren kann. Diese Vor- 
schriften sind auf S. 44 behandelt. Damit treten dann ebenfalls die 
hiervor in Nr. 1 aufgeführten dem Mieter günstigen Rechtsfolgen ein. 

Ist allerdings der Mieter zur Mietzinszahlung bereits rechtskräftig 
und ohne Gewährung einer Zahlungsfrist verurteilt worden, bevor vom 
Vermieter Auf hebungsklage (Räumungsklage) gegen ihn erhoben 



worden ist, so ist die nachträgliche Bewilligung einer Zahlungsfrist 
im Verfahren über die Räumungs- oder Aufhebungsklage nicht mehr 
möglich. 

. 3. Das vorstehend Ausgeführte gilt sinngemäß auch f ür P a c h t- 
zinsrückstände. 

VII. ABSCHNITT: 
HERABSETZUNG VON MIET- UND PACHTZINSEN 

Der Krieg hat vielfach eine Verringerung der Einnahmen von 
Volksgenossen zur Folge; dies kann u. a. zu Schwierigkeiten in der 
Miet- oder Pachtzinszahlung führen. Soweit es sich um Wehrmacht- 
angehörige handelt, wird die Möglichkeit der Weiterzahlung der Miet- 
zinsen aus Wohnungen durch die Vorschriften des Einsatzfamilien- 
unterhaltsgesetzes gewährleistet 38 ). Insoweit bedurfte es nicht der 
Schaffung besonderer die Herabsetzung von Mietzinsen ermöglichen- 
den Vorschriften. Dagegen mußten solche Vorschriften für die Fälle 
erlassen werden, daß der Betrieb eines Gewerbetreibenden 
eingestellt, erheblich eingeschränkt oder umgestellt werden mußte 
oder künftig noch muß. Mit einer solchen Änderung der Betriebsart ist 
vielfach ein besonders erheblicher Rückgang und Ausfall im Umsatz 
und damit in den Einnahmen verbunden, der durch die Gewährung von 
Einsatz-Familienunterhalt allein nicht ausgeglichen werden kann. 
Hier gilt folgendes: 

1. Bei einem Gewerbetreibenden ist eine Herabsetzung 
der Miete oder Pacht aus von ihm gemieteten oder gepachteten Ge- 
schäftsräumen in angemessenem Umfang und für einen be- 
stimmten Zeitraum unter folgenden Voraussetzungen möglich 
(§4 VHV.) 84 ): 

a. Der Mieter oder Pächter muß ein Gewerbetreibender sein, der 
infolge der Auswirkungen des Krieges genötigt ist, seinen Be- 
trieb stillzulegen, umzustellen oder erheblich ein- 
zuschränken; 

b. er muß hiedurch in seiner wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit wesentlich beeinträchtigt werden ; 

c. es muß sich bei dem Miet- oder Pachtverhältnis um Räume oder 
Grundstücke handeln, die für den Gewerbebetriebbenutzt 
werden; 

M ) Einsatz-Familienunterhaltsgesetz vom 26. Juni 1940 (RGBl. I S. 911) mit 
Durchführungsverordnung hiezu vom gleichen Tag (RGBl. I S. 912). 
M ) Wegen einiger Zweifelsfragen — Stellung des Mitverpflichteten, Miether- 
absetzung bei Untermietverhältnissen, Abtretung oder Pfändung des Miet- 
zinses, Mietherabsetzung bei zu Geschäftszwecken benutzten Wohnräumen 
— s. Blanke in DJ. 1940 S. 841. 
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d. das Miet- oder Pachtverhältnis muß grundsätzlich vor dem i . Sep- 
tember 1939 begründet sein; 

e. die Miete oder Pacht muß in einem erheblichen Mißver- 
hältnis zu dem verminderten Ertrag (Bruttoertrag) des Ge- 
werbebetriebs stehen; 

f. die Miet- oder Pachtzinsverpflichtung darf nicht streitig 
sein; 

g. der Gewerbetreibende darf nicht zahlungsunfähig sein; 

h. der Fall darf nicht so Hegen, daß eine Stundung des Miet- oder 
Pachtzinses oder eine Bewilligung von Teilzahlungen zur Be- 
hebung der Schwierigkeiten bei der Aufbringung der Miet- oder 
Pachtzinsen ausreichend ist (s. darüber S. 116); 

i. der Fall darf auch nicht so liegen, daß bei Berücksichtigung der 
gesamten Verhältnisse der Beteiligten die A u f 1 ö s u n g des Miet- 
öder Pachtverhältnisses geboten escheint ") oder daß sich die 
Wei ter f ü h ru ng oder spätere Wiedereröffnung des Be- 
triebs volkswirtschaftlich nicht rechtfertigen läßt. 

sj. Sind die vorstehenden Voraussetzungen erfüllt, so kann der 
Richter auf Antrag des Gewerbetreibenden die Miete oder Pacht bei 
Geschäftsräumen für einen bestimmten Zeitraum um einen 
bei Berücksichtigung der Verhältnisse beider Beteiligten angemes- 
senen Betrag, jedoch um nicht mehr als die Hälfte, her- 
absetzen. 

Im einzelnen gilt für die Miet- oder Pachtzinsherabsetzung fol- 
gendes: 

3. Die in Nr. 1 Buchstabe a, b und c genannten Voraussetzungen 
(Kreis der Gewerbetreibenden, Betriebsänderung infolge der Kriegs- 
auswirkungen, Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit) sind bereits an anderer Stelle dieses Buches (oben S. 15 ff.) er- 
örtert; auf jene Darlegungen kann hier verwiesen werden. 

4. Als Geschäftsräume kommen insbesondere Räume in 
Frage, die als Büro-, Lager-, Verkaufs- oder Fabrikationsräume oder 
als Werkstätte benutzt werden. Auch Lagerplätze, Sandgruben, Kies- 
gruben usw. gehören dazu. 

Bei Miet- oder Pachtverhältnissen über Wohnräume ist eine 
Herabsetzung der Miete oder Pacht grundsätzlich nicht zulässig 36 ). 

w ) Wegen der Möglichkeit der Aufhebung eines Miet- oder Pachtverhält- 
nisses s. S. 126. 

M ) Die Miete oder Pacht für reine Wohnräume kann außerhalb eines Recht- 
streits auch nicht gestundet, noch kann ein Vertrag über reine Wohnräume 
vorzeitig aufgehoben werden, denn es handelt sich hier nicht um ein mit dem 
Gewerbebetrieb zusammenhängendes Miet- oder Pachtverhältnis. Die Be- 
willigung einer Zahlungsfrist während eines Rechtsstreits ist dagegen auch 
hier zulässig (s. S. 116). 



Eine Ausnahrae von diesem Grundsatz besteht nur für den Fall, daß 
die Wohnräume wegen ihres wirtschaftlichen oder räumlichen Zu- 
sammenhangs mit den Geschäftsräumen mit diesen zusammen ver- 
mietet oder verpachtet sind. 

Die Miete für bewegliche Sachen, z. B. für Maschinen oder 
Fahrzeuge, kann nach § 4 VHV. nicht herabgesetzt werden 37 ). 

5. Bei einem nach dem 31. August 1939 begründeten Miet- oder 
Pachtverhältnis kann ein Gewerbetreibender die Herabsetzung der 
Miete oder Pacht nicht herbeiführen, wenn er mit den Kriegsauswir- 
kungen, die ihn an der Miet- oder Pachtzinszahlung hindern, rechnen 
mußte (§ 5a VHV.). Auf den Zeitpunkt der Fälligkeit der Miet- oder 
Pachtzinsen selbst kommt es nicht an. 

6. Reicht eine Stundung des Miet- oder Pachtzinses oder die Be- 
willigung von Teilzahlungen (oben S. 116) nicht aus, so kann der 
Gewerbetreibende notfalls Antrag auf Stundung und auf Herab- 
setzung der Miete oder Pacht stellen. 

7. Bei Prüfung der Notwendigkeit und des Umfangs der Herab- 
setzung der Miete oder Pacht ist auch festzustellen, ob dem Mieter 
oder Pächter etwa Mietbeihilfen aus öffentlichen oder sonstigen 
Mitteln gewährt werden. Dazu ist hier folgendes zu sagen: 

a. Inhaber von Handels- und gewerblichen Garagen- 
betrieben können auf Grund des Erlasses des Reichswirt- 
schaftsministers vom 30. Dezember 1939 38 ) eine Beihilfe erlangen, 
durch die einschließlich eines Betrags, der von ihnen als Mietern 
oder Pächtern selbst aufgebracht werden muß, 80 v. H. der vertrag- 
lichen Miete oder Pacht gedeckt werden. Der Inhaber des Betriebs 
soll sich in erster Linie um die Erlangung einer solchen Beihilfe 
bemühen; erst nach Erledigung eines entsprechenden Beihilfe- 
gesuchs durch die hiefür zuständige Stelle prüft der Vertrags- 
hilferichter, ob noch eine Herabsetzung der Miet- oder Pacht- 
zinsen nach § 4 VHV. erforderlich und angebracht ist 39 ). 

b. Auf Grund der Gern e i n s ch a f t s h i 1 f e der Wirtschaft 
nach der Verordnung vom 19. Februar 1940 40 ) und der Durch- 
führungsverordnungen hiezu 41 ), sowie auf Grund der Beihilfe- 
verordnung im Rahmen der Gemeinschaftshilfe der Wirtschaft 
vom 18. Mai 1940 * 2 ) können Beihilfen zu den Ausgaben an Mieten 

B7 ) Stundung einer solchen Miete oder vorzeitige Vertragsauflösung sind hier 
aber nach den auf S. 16 und S. 23 gemachten Ausführungen möglich. 
M ) Abdruck s. DJ. 1940 S. 97, s. auch S. 266. 

M ) In einzelnen s. Verfügung vom 16. Januar 1940 in DJ. 1940 S. 97, Vogels in 
DRW. 1940 S. 2178 und Würzburg in DRW. 1940 S. 674. 
40 ) RGBl. 1940 I S. 395. 

") RGBl. 1940 I S. 737 und S. 999, RGBl. 1941 S. 572. 
4C ) Abdruck in DJ. 1940 S. 701. 
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oder Pachten für Räume und Grundstücke solcher durch kriegs- 
wirtschaftliche Maßnahmen zum Stillstand gekommener 
oder erheblich eingeschränkt arbeitender Betriebe 
gewährt werden, die sich auf fremden Grundstücken befinden. 
Voraussetzung für eine derartige Beihilfegewährung ist, daß die 
Mieten oder Pachten freiwillig oder im Wege des Vertragshilfe- 
verfahrens soweit herabgesetzt sind, als dies dem Vermieter oder 
Verpächter bei Berücksichtigung seiner Verhältnisse zugemutet 
werden kann 43 ). 

c. Beihilfen zur Miet- oder Pachtzinszahlung werden ferner im 
Rahmen des Einsatz-Familienunterhalts auf Grund 
des § 6 des Einsatz-Familienunterhaltsgesetzes vom 26. Juni 
1940 44 ) und des Ausführungserlasses hiezu vom 5. Juli 1940 46 ) 
gewährt. Soweit in einem solchen Falle ein Verfahren auf Miet- 
oder Pachtzinsherabsetzung nach § 4 VHV. anhängig ist, muß 
nach den Vorschriften über die Wirtschaftsbeihilfe bei der Be- 
stimmung des Betrags, um den die Miete oder Pacht herabgesetzt 
werden soll, die Möglichkeit einer Beihilfe zunächst außer Be- 
tracht bleiben. Vielmehr ist zuerst lediglich zu ermitteln, in welcher 
Höhe dem Vermieter (Verpächter) eine Herabsetzung der Miete 
(Pacht) zugemutet werden kann. Stellt sich heraus,- daß der Mieter 
(Pächter) nicht in der Lage ist, den auf diese Weise ermittelten 
Betrag aufzubringen, so würde an sich nach § 4 Abs. 2 VHV. die 
Auflösung des Miet-(Pacht-) Verhältnisses geboten erscheinen. 
Bevor der Richter jedoch zur Auflösung des Miet- (Pacht-) Ver- 
hältnisses schreitet, ist den Beteiligten Gelegenheit zu geben, eine 
Entscheidung über die Gewährung der Wirtschaftsbeihilfe herbei- 
zuführen. Wird die Beihilfe in einem Umfang gewährt, der es dem 
Mieter (Pächter) ermöglicht, die nach den Verhältnissen des Ver- 
mieters (Verpächters) angemessene Miete (Pacht) zu zahlen, so 
ist die Entscheidung über die Herabsetzung der Miete oder Pacht 
nach § 4 VHV. zu treffen 46 ). 

d. In der Anweisung über die Gemeinschaftshilfe für das 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 47 ) wird 
dem Unternehmer zur Pflicht gemacht, richterliche Vertragshilfe in 
Anspruch zu nehmen, um die Erhaltung des Betriebs zu verbilligen. 

* 3 ) Vgl. im einzelnen die Verfügung vom 11. Juni 1940 in DJ. 1940 S. 701. . 
**) RGBl. I S. 911 mit Durchführungsverordnung vom 26. Juni 1940 (RGBl. I 
S. 912, s. auch RGBl. 1941 I S. 320). 
") Abdruck in DJ. 1940 S. 1358. 

") S. die Verfügung vom 2. Dezember 1940 (DJ. S. 1357). 

<7 ) Abdruck s. DJ. 1940 S. 1009. 
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Außerdem ist in der Anweisung besonders festgelegt, inwieweit 
unter diesen Umständen dann noch Miet- oder Pachtzinsbeihilfe 
gewährt werden kann 48 ). 

7. Bei der Ermittlung des Betrags, um den die Miete oder 
Pacht herabgesetzt werden darf, sind außer den etwa nach hievor 
Nr. 6 in Betracht kommenden Beihilfen die gesamten Verhältnisse 
der Beteiligten zu würdigen, insbesondere ihre Vermögens- und Ein- 
kommenaverhältnisse und ihre Schuldbelastung. Der Mieter oder 
Pächter muß auch sein nicht gewerbliches Vermögen zur Miet- oder 
Pachtzinszahlung heranziehen. 

Im allgemeinen wird wegen der Höhe der Herabsetzung des Miet- 
oder Pachtzinses darauf abzustellen sein, in welchem Verhältnis der 
Vorkriegsumsatz zum Kriegsumsatz steht 40 ) . Auch Miet- 
und Pachtzins rückstände können an sich herabgesetzt werden, 
soweit sie aus der Zeit des Kriegs stammen, d. h. soweit die betr. 
Beträge erst nach dem 31. August 1939 fällig geworden sind. Für 
bereits bezahlte Miet- oder Pachtzinsen wird allerdings eine nachträg- 
liche Herabsetzung nur in besonderen Ausnahmefällen in Frage 
kommen B0 ) . 

U m m e h r als 50 v. H. ist die Herabsetzung der Miete oder 
Pacht auf Grund des § 4 VHV. in keinem Falle zulässig (eine 
weitergehende Herabsetzung kommt aber u. U. auf Grund des § 537 
BGB. in Frage; s. unten Nr. 14). Haben die Beteiligten nach dem 
1 . September 1939 die Miete oder Pacht bereits außergerichtlich herab- 
gesetzt, dann berechnet sich die Hälfte aus dem vorher maßgebend 
gewesenen Miet- oder Pachtzins. Hat der Vermieter (Verpächter) die 
Miete nach dem 1. September 1939 bereits freiwillig um 50 v. H. oder 
mehr gesenkt, so ist eine weitere Herabsetzung der Miete (Pacht) 
durch den Richter nicht zulässig. Hat die Preisbehörde (Landrat, 
Oberbürgermeister) die Miete (Pacht) festgesetzt oder dem Ver- 
mieter (Verpächter) Genehmigung zu ihrer Erhöhung erteilt, so hat 
der Richter bei der Herabsetzung von der durch die Preisbehörde fest- 
gesetzten oder genehmigten Miete (Pacht) auszugehen. Ist vor der 
Preisbehörde ein Verfahren über die Höhe der Miete (Pacht) anhän- 

48 ) Hinzuweisen ist schließlich noch auf die Reichsbeihilfen in westlichen 
Grenzgebieten, die im Falle der Rückführung der Bevölkerung zur Ab- 
deckung von Mietzinsrückständen am Heimatort gewährt werden können 
(s. im einzelnen DJ. 1940 S. 699 und S. 849). 

4Ö ) Vgl. KG. in HRR. 1941 Nr. 850. Wegen Herabsetzung der Miete eines 
Wehrmachtangehörigen um den hochstzulässigen Betrag von 50 v. H. s. 
namentlich OLG. Jena im Sachs. Archiv 1941 S. 141. 

M ) Vgl. OLG. Hamburg in DRW. 1941 S. 648 und OLG. München in HRR. 
1941 Nr. 266. 



gig, so soll der Richter vor seiner Entscheidung den Ausgang dieses 
Verfahrens abwarten 51 ). 

8. Bei Bemessung des Urafangs der Herabsetzung von Miet- oder 
Pachtzinsen hat der Richter auch darauf zu achten, daß dem Vermieter 
oder Verpächter die erforderlichen Mittel bleiben, um das Grundstück 
in seinem wirtschaftlichen Bestand zu erhalten, um die unbedingt 
erforderlichen Instandsetzungsarbeiten an ihm vorzunehmen und um 
die auf dem Grundstück lastenden öffentlichen und privat recht liehen 
Verbindlichkeiten zu zahlen. Dabei sind aber auch die Erleichterungen 
in Rechnung zu stellen, die dem Vermieter oder Verpächter auf Grund 
des § 7 VHV. gewährt werden können 52 ). 

9. Die Herabsetzung der Miete oder Pacht ist nur für einen b e- 
stimmten Zeitraum (also nicht von vornherein für die gesamte 
Miet- oder Pachtzeit) zulässig. Es ist aber unter den Voraussetzungen 
des § 20 VHV. möglich, die Zeitdauer der Herabsetzung der Miete 
oder Pacht später zu verlängern. Vielfach wird die Miet- oder Pacht- 
preisherabsetzung zunächst für die Dauer von etwa einem halben Jahr 
in Frage kommen. Es kann vom Richter auch von vornherein festgelegt 
werden, daß sich die erfolgte Regelung jeweils von selbst um be- 
stimmte Zeit verlängert, wenn nicht der Vermieter oder Verpächter 
gewisse Zeit vorher durch Mitteilung an das Gericht der weiteren 
Verlängerung widerspricht 5S ). 

Nach Ablauf der festgelegten Zeit ist wieder der ursprüng- 
liche Miet- oder Pachtzins zu entrichten, falls nicht in einem Ver- 
fahren nach dem oben erwähnten § 20 VHV. eine abweichende An- 
ordnung ergeht. 

10. Die Herabsetzung der Miete oder Pacht ist auch dann zulässig, 
wenn der Vermieter oder Verpächter den Miet- oder Pachtzins bereits 
eingeklagt hat. Der Richter kann die Vollstreckung aus einem 
Titel während des Verfahrens einstweilen einstellen; er kann auch die 
Höhe des Miet- oder Pachtzinses während des Verfahrens einstweilen 
regeln. 

11. Für den Fall, daß für den herabzusetzenden Miet- oder Pacht- 
zins Haftung eines Bürgen oder sonstigen Mitverpflichteten be- 
steht, ist in einer Verfügung des Reichsjustizministers vom 23. Sep- 
tember 1940 54 ) u. a. folgendes festgelegt: 

Bei Vorhandensein von Bürgen für eine Miet- oder Pachtzins- 
forderung ist es zu empfehlen, auch die Bürgen zum Verfahren, ins- 

51 ) § 15 VHV. mit weiteren Einzelheiten. 
° 2 ) S. oben S. 30. 

M ) Vgl. Blanke in DJ. 1940 S. 843. 
") DJ. S. 1085. 
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besondere zur mündlichen Verhandlung zuzuziehen und eine gütliche 
Einigung zwischen sämtlichen Beteiligten zu versuchen. 

Der Umstand, daß neben einem Schuldner, in dessen Person die 
Voraussetzungen der Vertragshilfe nach § 4 VHV. gegeben sind, ein 
Bürge oder sonstiger Mitverpflichteter, in dessen Person diese Vor- 
aussetzungen nicht vorliegen, für die Miete der Pacht haftet, steht 
der Vertragshilfe zugunsten des Mieters oder Pächters nicht entgegen. 

Bei der Entscheidung, ob und inwieweit die Miete oder Pacht 
herabzusetzen ist, kann der Umstand, daß neben dem Mieter oder 
Pächter ein Bürge oder sonstiger Mitverpflichteter haftet, außer 
Betracht bleiben. 

Wird die Miete oder Pacht herabgesetzt, so hat dies eine entspre- 
chende Verringerung der Verpflichtung des Bürgen zur Folge (§ 767 
BGB.). Unbillige Härten werden sich für .den Gläubiger hieraus nicht 
ergeben, da die Herabsetzung der Miete oder Pacht nur in einem 
Umfang zulässig ist, der auch dem Vermieter oder Verpächter zuge- 
mutet werden kann, und da überdies in vielen Fällen durch Beihilfen 
ganz oder teilweise ein Ausgleich geschaffen wird. 

Bei einer sonstigen Mitschuld richten sich die Auswirkungen der 
Herabsetzung der Miete oder Pacht nach den allgemeinen Vorschriften 
(§§423, 425 BGB.). 

Soweit ein Mitschuldner, dessen Verpflichtung durch die Herab- 
setzung der Miete oder Pacht nach den hievor angeführten Vorschrif- 
ten nicht berührt wird, den Gläubiger befriedigt und hiedurch einen 
Rückgriffsanspruch gegen den Mieter oder Pächter erlangt, kann der 
Richter in entsprechender Anwendung des § 4 Abs. 1 VHV. auch diese 
Rückgriffsverpflichtung des Mieters oder Pächters herabsetzen, so- 
weit eine Fälligkeitsregelung nach § 2 VHV. zu dessen Schutz nicht 
ausreicht. 

12. Die Herabsetzung der Miete oder Pacht erfolgt nur auf 
A n t r a g des Gewerbetreibenden. Eine bestimmte Antragsfrist besteht 
nicht. Vor Antragstellung soll der Gewerbetreibende in der Regel mit 
dem Vermieter oder Verpächter den Versuch einer gütlichen Einigung 
machen. Zuständig zur Gewährung der Vertragshilfe ist das Gericht, in 
dessen Bezirk das vermietete oder verpachtete Grundstück gelegen ist 
(§§ 10 ff. VHV.). Die Entscheidung des Richters kann in jedem Falle 
mit der sofortigen Beschwerde angefochten werden. Im einzelnen 
gelten über das Verfahren die auf S. 20 gemachten Ausführungen 
sinngemäß auch hierher. 

13. Vielfach wird es vernünftiger sein, nicht zu der Maßnahme 
der nur beschränkt zulässigen Herabsetzung des Miet- oder Pacht- 
zinses zu schreiten, sondern das Miet- oder Pachtverhältnis überhaupt 
zurAuflösungzu bringen (s. darüber S. 126). Dies kann nament- 
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lieh dann in Frage kommen, wenn infolge der Einschränkung des Be- 
triebs die Geschäftsräume für den Gewerbetreibenden zu groß oder 
wenn sie infolgeder Betriebsstillegung ganz entbehrlich geworden sind. 
Der Vermieter oder Verpächter hat in einem solchen Falle vielfach die 
Möglichkeit, die Räume anderweitig zu günstigem Preise ohne beson- 
dere Einbuße zu vermieten. 

Die Auflösung des Miet- oder Pachtverhältnisses ist ferner dann 
notwendig, wenn sich die W e i t e r f ü h r u n g des Betriebs oder seine 
spätere Wiederöffnung (im Falle, daß der Betrieb infolge der 
Kriegsauswirkungen stillgelegt ist) volkswirtschaftlich 
nichtrechtfertigen läßt. Kommt in erster Linie eine vorzeitige 
Vertragsaufhebung in Frage, so ist eine Herabsetzung der Miet- oder 
Pachtzinsen nicht zulässig (§ 4 Abs. 2 VHV. und S. 126). 

14. Eine Herabsetzung von Miet- oder Pachtzinsen ist auch auf 
Grund des § 537 BGB. möglich. Nach dieser Vorschrift tritt kraft 
Gesetzes Befreiung des Mieters von der Pflicht zur Entrichtung des 
Mietzinses oder eine Minderung des Mietzinses ein, soweit im 
Laufe der Miete ein Fehler der vermieteten Sache entsteht, der ihre 

Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt oder mindert. 
Dies gilt entsprechend auch für Pachtverhältnisse (§ 581 Abs. 2 
BGB.). Ein Fehler im Sinne dieser Vorschriften kann auch dadurch 
entstehen, daß infolge der Kriegsauswirkungen auf den Miet- oder 
Pachtgegenstand dessen Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Ge- 
brauch aufgehoben oder gemindert ist 56 ). 

Die VHV. schließt die Anwendung dieser Vorschrift (§ 537 
BGB.) nicht aus, sondern ergänzt sie lediglich, insbesondere in 
den Fällen, in denen die nach § 537 BGB. vorgesehene Minderung des 
Miet- oder Pachtzinses nicht ausreicht oder wegen Fehlens der gesetz- 
lichen Voraussetzungen überhaupt nicht Platz greift 66 ). Der Mieter 
oder Pächter kann insofern ein Interesse daran haben, Miet- oder 
Pachtzinsminderung auf Grund des § 537 (581) BGB. zu erlangen, 
weil hier — im Gegensatz zu § 4 VHV. — die Minderung gegebenen- 
falls auch ü b e r 50 v. H. des Miet- oder Pachtzinses hinausgehen 
kann. 

Bei einer gemieteten Tankstelle z. B. kann das Minderungsbe- 
gehren nach § 537 BGB. nicht auf die Neuregelung der Abgabe von 
Betriebsstoffen oder auf den Umsatzrückgang, sondern nur auf die 
Einstellung der Betriebsstofflieferung gestützt werden 67 ). 

w ) Vgl. RGZ. Band 144 S. 176 und Band 147 S. 157. 

M ) RG. in DRW. 1941 S. 2610, KG. in DRW. 1940 S. 2113 und 1941 S. 650, 
OLG. Celle in DRW. 1941 S. 648, Kegel in DRW. 1941 S. 1864 und Roquette 
in DRW. 1941 S. 967. 

e7 ) KG. in DRW. 1941 S. 650 y= HRR. 1941 Nr .258. 



VIII. ABSCHNITT: VORZEITIGE AUFLÖSUNG VON MIET- 

UND PACHTVERTRÄGEN 

i. Wird ein Gewerbebetrieb stillgelegt, so wird dessen Inhaber in 
der Regel das Bestreben haben, von seinen Ve rp f 1 i ch tun gen 
aus dem Miet- oder Pachtverhältnis über die Geschäftsräume bald- 
möglichst ganz frei zu werden. Das gleiche kann dann der Fall 
sein, wenn der Gewerbebetrieb erheblich eingeschränkt, also verklei- 
nert wird. Die Voraussetzungen, unter denen die vorzeitige 
Auflösung eines Miet- oder Pachtverhältnisses möglich ist, sind 
folgende (§ 5 VHV): 

a. Der Mieter oder Pächter muß Gewerbetreibender sein, 

b. er muß genötigt sein, infolge der Auswirkungen des Krie- 
ges seinen Betrieb stillzulegen, erheblich einzuschrän- 
ken oder umzustellen, 

c. er muß hiedurch in seiner wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit erheblich beeinträchtigt werden, 

d. das Miet- oder Pachtverhältnis muß grundsätzlich vor dem 

1 . September 1 939 geschlossen worden sein, 

e. es muß sich bei dem Miet- oder Pachtverhältnis um für den 
Gewerbebetrieb benutzte Räume oder Grundstücke 
handeln. 

2. Sind diese Voraussetzungen sämtlich gegeben, so kann der 
Richter das Miet- oder Pachtverhältnis vorzeitig auflösen. 
Dabei kann dem Vermieter oder Verpächter eine Billigkeits- 
entschädigung zuerkannt werden. 

In einzelnen gilt für die Vertragsauf lösung nach 5 VHV. folgendes : 

3. Die hievor in Nr. 1 Buchstabe a, b und c. genannten Voraus- 
setzungen sind bereits auf S. 15 ff. dieses Buches dargestellt, auf jene 
Ausführungen kann verwiesen werden. 

4. Bei einem nach dem 31. August 1939 begründeten Miet- oder 

Pachtverhältnis ist eine Vertragsaufhebung dann nicht zulässig, wenn 
der Gewerbetreibende mit den Kriegsauswirkungen, die ihn an der 
Erfüllung seiner Vertragsverpflichtungen hindern, rechnen mußte 
(§ 5 a VHV.). 

5. Bis zur Beendigung des Miet- oder Pachtverhältnisses ist die 
vereinbarte Miete oder Pacht fortzuentrichten, falls nicht gleichzeitig 
eine Miet- oder Pachtzins herabsetzung nach den auf S. 1 18 ge- 
machten Ausführungen erfolgt. 

6. Die Auflösung des Miet- oder Pachtverhältnisses kann auch 
dann erfolgen, wenn der Vermieter oder Verpächter Klage gegen 
den Mieter oder Pächter wegen eines fälligen Mietzinses erhoben hat. 

Auch während eines K r i eg s a u sgl e i c h s ver f a h r en s — 




also wenn der Gewerbetreibende zahlungsunfähig ist (s. S. 65) — 
kann eine vorzeitige Aufhebung eines Miet- oder Pachtverhältnisses 
vom Richter vorgenommen werden. 

7. Die vorseitige Aufhebung eines Miet- oder Pachtverhältnisses 
wird nur bei langfristigen Verträgen praktisch, bei kurzfristigen 
Verträgen steht es ohne weiteres im Ermessen der Beteiligten, ob sie 
von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch machen wollen. 

Die Auflösung eines Miet- oder Pachtverhältnisses nur hinsicht- 
lich einzelnerRäumeist auf Grund des § 5 VHV. nicht möglich. 

8. Die Auflösung des Miet- oder Pachtverhältnisses muß von 
einem bestimmten Zeitpunkt an erfolgen. Dieser fällt in der 
Regel mit dem Ende der für eine Kündigung des Vertrags maß- 
gebenden Kündigungsfrist zusammen, doch ist das Gericht an die 
Einhaltung dieser Frist nicht unbedingt und eng gebunden, es kann die 
gesetzliche Kündigungsfrist durchaus auch unterschreiten 58 ). 

9. Mit der Entscheidung über die Auflösung des Vertrags ist vom 
Richter auf Antrag des Vermieters oder Verpächters auszusprechen, 
daß die Räume oder Grundstücke im Zeitpunkt der Beendigung des 
Miet- oder Pachtverhältnisses herauszugeben sind. Aus dieser 
Anordnung findet Zwangsvollstreckung wie aus einem Urteil statt. 
Der Vermieter oder Verpächter braucht also diesfalls nicht erst noch 
Klage auf Räumung oder Herausgabe gegen den Mieter oder Pächter 
zu erheben, wenn dieser trotz der vom Richter ausgesprochenen Her- 
ausgabepflicht zu dem in der Entscheidung festgelegten Zeitraum nicht 
räumt. Die Anordnung des Richters ist insofern entgültig, als er dem 
Mieter oder Pächter keine Räumungsfrist bewilligen kann. Dagegen 
kann der Richter seine Entscheidung unter den Voraussetzungen des 
§ 20 VHV. ändern. Lehnt er einen Antrag des Mieters oder Pächters 
auf Hinausschiebung des Zeitpunkts der Räumung ab, so ist es diesem 
unbenommen, beim Vollstreckungsgericht Antrag auf Gewährung von 
Vollstreckungsschutz gegen die Räumung zustellen (s. S. 128). 

10. Ob und in welcher Höhe dem Vermieter oder Verpächter auf 
von ihm besonders zu stellenden Antrag wegen der vorzeitigen Auf- 
lösung des Miet- oder Pachtverhältnisses vom Richter eine ange- 
messene Entschädigung zuzubilligen ist, richtet sich namentlich 
darnach, wann er die Räume wieder vermieten oder verpachten kann 
und ob der Miet- oder Pachtzins hiebei ein geringerer sein wird als 
bisher. Ein voraussichtlich längeres Leerstehen der Räume wird in 
der Regel die Zuerkennung einer Billigkeitsentschädigung rechtfer- 
tigen. Der Antrag auf Zuerkennung einer solchen Entschädigung kann 

M ) § 565 Abs. 4 und § 595 Abs. 2 BGB. und OLG. Darmstadt in DRW. 1941 
S. 1848. Vgl. auch S. 107. 



auch noch nach rechtskräftiger Aufhebung des Miet- oder Pachtver- 
hältnisses gestellt werden. Die darauf hin ergehende Entscheidung ist 
in jedem Fall mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar. Die Be- 
schwerdefrist beträgt zwei Wochen, gerechnet von der Zustellung der 
Entscheidung an. 

11. Erleidet der Vermieter oder Verpächter durch die vorzeitige 
Vertragsaufhebung einen Ausfall, der durch die Billigkeitsentschä- 
digung nicht gedeckt ist, so können ihm die aus § 7 VHV. (S. 30) 

ersichtlichen Erleichterungen gewährt werden. 

12. Die vorzeitige Auflösung eines Miet- oder Pachtvertrags 
findet nur auf Antrag des Gewerbetreibenden statt. Wegen Einzel- 
heiten über das Verfahren wird auf die Ausführungen auf S. 26 
verwiesen. 

13. Wegen der Behandlung von Miet- und Pachtverträgen im 
sog. Freimachungsgebiet (s. darüber S. 43) sei auf die Ver- 
ordnung vom 15. Juli 1940 B9 ) und den Runderlaß über Reichsbeihilfen 
vom 25. April 1940 fl0 ) lediglich verwiesen. 

IX. ABSCHNITT: 
KRIEGSRECHTLICHER VOLLSTRECKUNGS SCHUTZ 
BEI MIET- UND PACHTVERHÄLTNISSEN 

1. Betreibt ein Vermieter die Zwangsräumung einer Woh- 
nung oder eines Geschäftsraums, hat er also bereits einen Voll- 
streckungstitel (Räumungstitel) gegen den Mieter im Besitz, so stand 
dem letzteren bereits vor dem Kriege in dem Vollstreckung s- 
mißbrauch-Gesetz") besonderer Vollstreckungsschutz zur 
Verfügung dergestalt, daß ihm eine (weitere) Räumungsfrist bewil- 
ligt werden konnte, wenn sich nach Prüfung aller Umstände des Falles, 
insbesondere auch eines berechtigten Schutzbedürfnisses des Vermie- 
ters, dessen Vorgehen gegen den Mieter als eine gesundem Volks- 
empfinden gröblich widersprechende Härte darstellte. Auf diesen 
Schutz haben sich die Mieter vor dem Kriege auch vielfach berufen. 

Seit Kriegsausbruch steht dem Mieter bei Zwangsräumungen aber 
noch eine weitere Schutzvorschrift zur Seite. Das Vollstreckungs- 
gericht kann nämlich (und zwar auch ohne besonderen Antrag) eine 
Zwangsräumung auf bestimmte Zeit aussetzen oder auch bereits zum 
Voraus untersagen, wenn es der Auffassung ist, daß dies im Interesse 
des Mieters dringend geboten ist und dem Vermieter nach Lage der 



59 ) RGBl. 1940 I S. 995. 

w ) DJ. 1940 S. 699, s. auch S. 849. 

6I ) Vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1234). 
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Verhältnisse zugemutet werden kann. Diese vollstreckungsrechtliche 
Generalklausel (§ 6 Abs. i Nr. 3 der VO. vom 1. September 1939) ist 
auf S. 58 dieses Buches näher erläutert; auf jene Darlegungen wird 

verwiesen. 

2. Räumungsfrist in vorstehenden Rahmen kann vom Voll- 
streckungsgericht (Amtsgericht) u. U. auch dann bewilligt werden, 
wenn der Mietvertrag über Geschäftsräume eines Gewerbetreibenden 
auf Grund des § 5 VHV. (S. 126) vorzeitig aufgehoben und vom 
Richter die Pflicht des Mieters oder Pächters auf Herausgabe 
der Räume an den Vermieter besonders festgestellt ist (s. S. 127). 

3. Auch bei der Zwangsbeitreibung rückständiger 
Mietzinsen kann sich der Mieter auf den besonderen kriegsrecht- 
lichen Vollstreckungsschutz (S. 58) berufen. 

4. Was vorstehend über Mietverhältnisse und Mietzinsen gesagt 
ist, gilt in gleicher Weise auch für Pachtverhältnisse und Pachtzinsen. 



X. ABSCHNITT: KLEINGARTENPACHT-SCHUTZ 

1. Familien in der Stadt haben vielfach kleinere Gärten gepachtet, 
aus denen sie das in ihrem Haushalt erforderliche Gemüse oder Obst 
ziehen. Pachtverträge über derart — kleingärtnerisch — genutztes 
Land dürfen während des Krieges vom Verpächter nicht ge- 
kündigt werden. Durch Zeitablauf endende Pachtverträge gelten 
als auf unbestimmte Zeit verlängert. Die vertragliche Auflösung des 
Pachtverhältnisses, also die Auflösung im beiderseitigen Einverständ- 
nis, ist den Parteien dagegen gestattet 62 ). 

2. Ausnahmsweise ist eine Kündigung des Pachtverhältnisses 
über kleingärtnerisch genutztes Land durch den Verpächter statt- 
haft, und zwar dann, wenn: 

a. der Pächter drei Monate mit der Zahlung des Pachtzinses oder 
eines Teiles dieses Pachtzinses, der einen Monatsbetrag über- 
steigt, im Verzuge ist; 

b. der Kleingärtner trotz Abmahnung die ihm obliegenden Pflichten 
gröblich verletzt, vor allem das Grundstück vertragswidrig nutzt 
oder erhebliche Bewirtschaftungsmängel nicht innerhalb einer 
schriftlich gesetzten angemessenen Frist abstellt: 

e2 ) Verordnung über Kündigungsschutz und andere kleingartenrechtliche 
Vorschriften vom 23. Mai 1942 (RGBl. I S. 343), die an Stelle der Verordnung 
vom 27. September 1939 (RGBl. I S. 1966) getreten ist. Vgl. auch die Klein- 
garten- und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919 (RGBl. S. 1371) mit 
Ergänzungsgesetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. S. 809) und die in Recht des 
Reichsnährstands 1942 S. 393 abgedruckte Ausführungsanweisung des 
Reichsarbeitsministers zur VO. vom 23. Mai 1942 vom 16. Juni 1942. 

9 Haegele, „Rechtsschutz" J29 





c. das Grundstück oder ein Grundstücksteil für Zwecke der Reichs- 
verteidigung dringend benötigt wird; 

d. das Grundstück oder ein Grundstücksteil aus anderen überwiegen- 
den Gründen des Gemeinwohls dringend benötigt wird. 

Die Kündigung ist nur unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum 3 I.Oktober zulässig. Erfordern zwingende Gründe eine 
vorzeitige Inanspruchnahme des Grundstücks oder ist dem Verpächter 
wegen des zur Kündigung berechtigenden Verhaltens des Pächters 
eine Fortsetzung des Vertrags nicht zuzumuten, so kann die Ver- 
waltungsbehörde (Landrat usw.) auf Antrag bestimmen, daß die 
Kündigung zu einem früheren Zeitpunkt zulässig ist; die Kündigungs- 
frist kann hiebei ebenfalls abgekürzt werden. 

Die Kündigung bedarf in den hievor unter Buchstaben a und b ge- 
nannten Fällen der Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, in den Fällen der Buchstaben c und d der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. 

Weitere Einzelheiten über das Kündigungsverfahren, über die dem 
Pachter u. U. zu zahlende Entschädigung und über das ihm etwa zu 
verschaffende Ersatzland ergeben sich aus den §§ 1 bis 3 und 5 der 
Verordnung vom 23. Mai 1942 und aus der Ausführungsanweisung 
hiezu (s. Fußnote 62). 

XI. ABSCHNITT: JAGDPACHT-SCHUTZ 

1. Jagdpächter, deren Pachtverträge während der Dauer des Krie- 
ges vertraglich endigen, können die Fortdauer der Verträge bis 
zum 31. Marz desjenigen Jahres verlangen, das auf das Jahr der 

Beendigung der Kriegs folgt. Dies gilt auch für Jagdpachtverträge, 
die vor dem 1. April 1935 abgeschlossen sind, wenn die Größe der 
Jagdbezirke und die Zahl der Pächter den Vorschriften des Reichs- 
jagdgesetzes entsprechen; solche Verträge sind dem Musterpacht- 
vertrag des Reichs jagdgesetzes anzupassen 08 ). 

Das Verlangen auf Pachtfortdauer muß gegenüber dem Verpächter 
spätestens einenMonat vor Pachtablauf schriftlich erklärt werden. 
Ist die Erklärung form- und fristgerecht abgegeben, so tritt die 
Pachtfortdauer kraft Gesetzes ein. Der Verpächter hat dem 
Kreisjägermeister hierüber Mitteilung zu machen. Trotz der gesetz- 
lichen Fortdauer von Jagdpachtverträgen kann deren Aufhebung 
nach §§ 18 bis 21 des Reichs jagdgesetzes in Frage kommen. So können 

w ) Verordnung vom 19. Februar 1940 (RGBl. I S. 369) und VO. vom 10. 
Februar 1941 (RGBl. I S. 96). Vgl. dazu, wegen der Klärung einiger Zweifels- 
fragen, die AV. vom 21. Mai 1942 in DJ. 1942 S. 346. 
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insbesondere die Erben des verstorbenen Pächters den Jagdpachtver- 
trag auf das Ende des Pacht jahres kündigen. 

2. Im übrigen richtet sich das Pachtschutzrecht bei Jagd- 
pachtverträgen nach der Reichspachtschutzordnung vom 30. ' Juli 
1940 64 ). 

3. Jagdpächter, die in den aktiven Wehrdienst eingestellt sind, 
können für die Dauer des Krieges ihr Jagdausübungsrecht 
auch ohne Zustimmung des Verpächters ganz oder teilweise auf einen 
anderen übertragen. 

XII. ABSCHNITT: LAND- UND FISCHEREI-PACHTSCHUTZ 

Landpachtverträge und Fischereipachtverträge unterstehen dem 
besonderen Schutz der Verordnung zur Vereinheitlichung des Pacht- 
notrechts (Reichspachtschutzordnung) vom 30. Juli 
1940 64 ). Der Schutz dieser Verordnung kommt selbstverständlich 
auch solchen Pächtern zu gute, die Wehrmachtangehörige sind. Son- 
dervorschriften für Wehrmachtangehörige sind in der Reichspacht- 
schutzordnung nicht enthalten. 

Im einzelnen sieht die Reichspachtschutzordnung eine Verlän- 
gerung von Land- und Fischereipachtverträgen, ihre Änderung 
und die vorzeitige Aufhebung von Landpachtverträgen vor. 
Das zur Entscheidung zuständige Pachtamt (beim Amtsgericht) 
wird nur auf Antrag tätig, wobei in der Regel eine bestimmte 
Antragsfrist einzuhalten ist. 

Eine Einzeldarstellung der Vorschriften der Reichspachtschutz- 
ordnung ist im Rahmen dieses Buches nicht möglich, es muß hier der 
vorstehende Hinweis genügen. 



u ) RGBl. 1940 I. S. 1065; s. dazu die in DJ. 1*941 S. 158 veröffentlichten Richt- 
linien des Reichsjägermeisters und DJ. 1942 S. 346. 
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4. TEIL 



Der Wehrmachtangehörige in der 
vorsorgenden Rechtspflege 

I. ABSCHNITT: ÜBERBLICK ÜBER DEN RECHTSSCHUTZ 
IN DER VORSORGENDEN RECHTSPFLEGE 

Wenn auch der überwiegende Teil dieses Buches vom Rechts- 
schutz in der streitigen Gerichtsbarkeit handelt, so bedeutet 
dies doch nicht, daß dem Wehrmachtangehörigen nicht auch in der 
rorsorgenden Rechtspflege (wie man an Stelle des Ausdrucks 
„Freiwillige Gerichtsbarkeit" besser sagt) während des Krieges be- 
sondere Schutzvorschriften und besondere Erleichterungen zur Seite 
stehen. Daß, der Zahl und dem Umfang nach gemessen, die für die 
vorsorgende Rechtspflege erlassenen kriegsrechtlichen Vorschriften 
verhältnismäßig gering sind, hängt zu einem großen Teil damit zu- 
sammen, daß dem Richter der vorsorgenden Rechtspflege in verfahrens- 
rechtlicher Hinsicht ohnehin schon weiterer Spielraum gelassen ist als 
dies auf die streitige Gerichtsbarkeit zutrifft. 

1. Für den Wehrmachtangehörigen besonders wichtig ist, daß für 
die Errichtung eines Testaments durch ihn besondere und 
wesentliche Form-Erleichterungen bestehen. Er kann ein Testament 
zwar nach den allgemeinen Vorschriften (eigenhändiges Testament 
oder Testament vor einem Richter oder Notar) errichten, er kann sich 
aber auch der erleichterten Vorschriften für Militärtestamente 
bedienen. So ist ein Militärtestament schon gültig, wenn es vom Erb- 
lasser nur eigenhändig unterschrieben und außerdem von einem Offi- 
zier oder einem Beamten im Offiziersrang als Zeugen oder von zwei 
sonstigen Zeugen mitunterschrieben ist 1 ). 

2. Weitere Erleichterungen für den Wehrmachtangehörigen be- 
stehen darin, daß zu Beurkundungen, die im übrigen von den 
Notaren oder Gerichten vorzunehmen sind, auch die richterlichen 
Militärjustizbeamten zuständig sind. Unter schrifts- 
begläubigungen können auch durch die militärischen Diszipli- 
narvorgesetzten oder durch die vorgesetzten Beamten oder durch die 
Urkundsbeamten der Militärgerichte vorgenommen werden 2 ). 

3. Verschiedene Rechtsgeschäfte hängen in ihrer Wirksamkeit 
davon ab, daß sie innerhalb einer bestimmten Frist vorgenommen 
werden. Dies gilt z. B. von der Ausschlagung einer Erbschaft oder 
der Anfechtung eines Testaments. Da der Wehrmachtangehörige zur 

*) Einzelheiten s. Abschnitt II. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt III. 
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Einhaltung der jeweils in Frage kommenden Frist vielfach nicht im 
Stande ist, ist der Ablauf derartiger Fristen für ihn über die 
Dauer der Einberufung gehemmt 3 ). 

4. Der kriegsrechtliche Vollstreckungsschutz, der hei 
Ansprüchen besteht, die auf einem Verfahren der streitigen Ge- 
richtsbarkeit beruhen, kommt auch dann zur Anwendung, wenn es sich 
um einen Anspruch handelt, der sich auf die vorsorgende 
Rechtspflege gründet. Auch hier kann das Vollstreckungsgericht not- 
falls in jede Art von Zwangsvollstreckung eingreifen 4 ). 

5. Das Verfahren zur Ehemündigkeitserklärung von Wehrmacht- 
angehörigen zum Zwecke der Eheschliessung ist vereinfacht 6 ). 

6. Schließlich bestehen auch noch in verfahrensrecht- 
licher Hinsicht verschiedene Erleichterungen für Wehrmacht- 
angehörige. So wird dann, wenn ein Beteiligter Wehrmachtangehöriger 
ist, des öfteren eine Aussetzung des Verfahrens oder — bei Ver- 
säumung einer Frist — Bewilligung der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand in Frage kommen. Auch rechtfertigt der Umstand, 
daß ein Beteiligter Wehrmachtangehöriger ist, im Einzelfalle die Ab- 
änderung einer bereits ergangenen Verfügung 6 ). 



II. MILITÄRTESTAMENT 7 ) 

1. Eine Verfügung von Todes wegen wird in der Regel in der 
Form eines eigenhändigen oder eines gerichtlich oder 
notariell beurkundeten Testaments — oder eines notariellen 
oder gerichtlichen Erbvertrags — errichtet *). Die sog. Nottestamente 
sollen hier lediglich erwähnt werden. , 

Beim eigenhändigen Testament muß die gesamte Schrift 
vom Erblasser eigenhändig (also nicht etwa mit der Schreibmaschine) 
geschrieben und unterschrieben werden. Während es früher außerdem 
unbedingt notwendig war, daß der Erblasser der Schrift auch eigen- 
händig das Datum der Errichtung beigesetzt hat, ist dies jetzt nicht 
mehr zwingend erforderlich, aber gleichwohl sehr ratsam. Es tut also 
der Erblasser gut daran, im Testament auch eigenhändig anzugeben, 



8 ) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 

4 ) Einzelheiten s. Abschnitt V. 

5 ) Einzelheiten s. Abschnitt VI. 
•) Einzelheiten s. Abschnitt VII. 

7 ) Außer für Soldaten und Wehrmachtbeamte gelten diese Ausführungen 
für Schiffsangestellte und dgl., sowie für das Wehrmachtsgefolge (s. dazu 
S. 10). 

8 ) Gesetz über die Errichtung von Testamenten und Erb vertragen vom 31. 7. 
1938 (RGBl. I S. 973). 
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zu welcher Zeit (Tag, Monat und Jahr) und an welchem Ort er es 
geschrieben hat. Die Unterschrift soll Vornamen und Familiennamen 
des Erblassers enthalten; Unterschriften wie lediglich „Euer Vater", 
„Deine Mutter" und dgl. sind besser zu vermeiden. Wer minderjährig 
ist, kann ein eigenhändiges Testament nicht errichten (§§ i, 4, 21 
TestamentsG.). 

Die Errichtung eines Testaments vor einem Richter oder 
Notar erfolgt in der Weise, daß der Erblasser vor dieser Urkunds- 
person erscheint und ihr seinen letzten Willen entweder mündlich 
erklärt oder ihr eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergibt, 
daß diese Schrift seinen letzten Willen enthalte. Der Notar oder 
Richter nimmt über die Testamentserrichtung eine Niederschrift nach 
besonderen Vorschriften auf (§§ 1, 5 ff. TestamentsG.)« 

2. Auch ein* Wehrmachtangehöriger kann ein Testament nach den 
vorstehend kurz erwähnten Vorschriften errichten, er hat aber auch 
die Möglichkeit, ein sog. Militärtestament nach den hiefür 
geltenden Sondervorschriften 9 ) zu errichten. Das Militärtestament 
kann als ordentliches Testament oder als N o 1 1 e s t a m e n t er- 
richtet werden. 

Das ordentliche Militärtestament wird in gleicher 
Weise errichtet wie das Testament vor einem Richter oder Notar, nur 
erscheint der Wehrmachtangehörige vor dem für ihn zuständigen 
richterlichen Militärjustizbeamten 10 ). Vor diesem Beamten gibt er 
seine Erklärung entweder mündlich ab oder er übergibt ihm seine 
schriftliche Anordnung mit der mündlichen Erklärung, daß die Schrift 
seinen letzten Willen enthalte. Der richterliche Militär justizbeamte 
hat über die Tes tarnen cserrichtung eine Niederschrift nach besonderen 
Vorschriften aufzunehmen und das Testament in besondere Ver- 
wahrung zu nehmen (s. Fußnote 12). 

Das militärische Nottestament kann als eigenhändiges Testa- 
ment oder als öffentliches Testament errichtet werden. 

Das eigenhändige Nottestament, das auch ein minder- 
jähriger Wehrmachtangehöriger errichten kann, ist gültig, wenn es 

II ■ M 

Ä ) Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegen- 
heiten in der Wehrmacht vom 24. April 1934 (RGBl. I S. 335, 352) in der 
Fassung der III. DVO. vom 30. September 1940 (RGBl. I S. 1327, s. auch DJ. 
1940 S. 1428) und der IV. DVO. vom 21. August 1942 (RGBl. I S. 541) mit 
I. DVO. vom 3. Februar 1936 (RGBl. I S. 99) und II. DVO. vom 13. Septem- 
ber 1939 (RGBl. I S. 1823), Abdruck im Anhang unter Nr. XI bis XIV. 
M ) Militärjustizbeamte sind die Kriegsgerichtsräte, Oberkriegsgerichtsräte, 
Oberstkriegsgerichtsräte, Reichskriegsgerichtsräte und Senatspräsidenten 
beim Reichskriegsgericht. Vgl. Art. 1 §§ 1, 2 des Gesetzes vom 24. April 1934, 
§ 3 der I. DVO. vom 3. Februar 1936. 
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vom Erblasser eigenhändig geschrieben und unterschrieben ist oder 
wenn es vom Erblasser nur eigenhändig unterschrieben, also von einem 
anderen oder mit der Schreibmaschine geschrieben und außerdem von 
einem Offizier oder einem Beamten im Offiziersrang als Zeugen oder 
von zwei sonstigen Zeugen unterschrieben ist. Orts- undZeitangabe sind 
nicht erforderlich. Enthält das Testament eine Zeitangabe, so wird bis 
zum etwaigen Beweis des Gegenteils vermutet, daß sie richtig ist. 

Das eigenhändige Nottestament ist auf Verlangen des Erblassers 
von einem richterlichen Militär justizbeamten entgegenzunehmen, von 
diesem in einen mit besonderer Aufschrift zu versehenden Umschlag 
zu nehmen und an das Oberkommando der Wehrmacht zur besonderen 
amtliche Verwahrung abzuliefern u ). 

Beim öffentlichen militärischen Nottestament muß ein 
Offizier oder Militärbeamter im Offiziersrang über die mündliche 
Erklärung des letzten Willens des Erblassers unter Zuziehung ent- 
weder eines weiteren Offiziers oder eines Militärbeamten im Offi- 
ziersrang als Zeugen oder zweier sonstigen Zeugen eine schriftliche 
Verhandlung aufnehmen. Diese muß dem Erblasser vorgelesen, von 
ihm genehmigt und vom Aufnehmenden und den Zeugen (nicht auch 
vom Erblasser selbst) unterschrieben werden. Als Zeugen können — 
was sonst nicht zulässig ist — Wehrmachtangehörige auch mitwirken, 
wenn sie minderjährig sind. Ein gemeinschaftliches, militärisches Not- 
testament kann von einem Wehrmachtangehörigen nur errichtet 
werden, wenn auch seine Frau, z. B. als Krankenpflegerin, Wehrmacht- 
angehörige ist. Die Niederschrift über die Errichtung soll von dem 

aufnehmenden Offizier oder Wehrmachtbeamten unverzüglich an 
einen richterlichen Militärjustizbeamten abgeliefert werden. Dieser 
bringt sie in einem mit dem Gerichtssiegel zu verschliessenden Um- 
schlag unter, der mit einer bestimmten Aufschrift zu versehen ist und 
liefert den Umschlag unverzüglich an den Chef des Oberkommandos 
der Wehrmacht ab. Dem Erblasser wird über die Errichtung des 
Testaments eine Bescheinigung erteilt 33 ). 

Militärische Nottestamente sind nur gültig, wenn sie während 
des mobilen Zustands 18 ) errichtet werden. Ist ein Militärtestament 
während dieses Zustands oder innerhalb von zwei Wochen nach dessen 
Ende einer Militärbehörde übergeben oder ist es in einem Feldnachlaß 
gefunden worden, so wird vermutet, daß das Testament während des 

") Art. 1 § 3 des Gesetzes vom 24. April 1934, § 5 der I. DVO. vom 3. Fe- 
bruar 1936. 

**) Art. 1 § 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 24. April 1934 Ziff. II 
§§ 3, 4, 7, 8 der I. DVO. vom 3 Februar 1936. 

13 ) Im mobilen Zustand befinden sich jetzt alle Einheiten der Wehrmacht, 
auch die Angehörigen des Ersatzheeres (s. AV. in DJ. 1941 S. 629). 
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mobilen Zustands errichtet ist 14 ). Die militärischen Nottestamente 
(nicht auch die ordentlichen Militärtestamente) verlieren ihre 
Gültigkeit mit dem Ablauf eines Jahres nach dem Tage, mit dem 
für das Erblasser das Wehrverhältnis im mobilen Zustand aufgehört 

hat. Der Ablauf dieser Frist wird dadurch gehemmt, daß der Erblasser 
zur Errichtung einer anderen letztwilligen Verfügung unfähig ist oder 
daß nach dem Ende seines mobilen Verhältnisses ein solches für ihn 
neu beginnt 1B ). 

3. Das Oberkommando der Wehrmacht führt eine Liste der 
von ihm verwahrten Testamente. Die Annahme zur Verwahrung 
sowie die Herausgabe bewirkt der damit vom Oberkommando der 
Wehrmacht Beauftragte. Der Erblasser kann jederzeit die Verwahrung 
des Testaments bei einem Amtsgericht verlangen. Hat der Erblasser 
seinen Wohnsitz im Bezirk eines anderen Amtsgerichts, so hat das 
Amtsgericht, welches das Testament in Verwahrung nimmt, dieses 
Gericht von der Verwahrung zu benachrichtigen. Nach dem Tode des 
Erblassers liefert das Oberkommando der Wehrmacht das bei ihm 
verwahrte Testament an das Nachlaßgericht zur Eröffnung ab 18 ). 

III. ABSCHNITT: SONSTIGE VORSORGENDE 
RECHTSPFLEGE IN DER WEHRMACHT 17 ) 

1. Für die Beurkundung von Rechtsgeschäften der Wehr- 
machtangehörigen sind neben den Richtern und Notaren die richter- 
lichen Militärjustizbeamten und teilweise auch die Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstellen der Militärgerichte zustän- 
dig 1B ). Für diese Beurkundungen gelten grundsätzlich die allgemeinen 
Vorschriften über Beurkundungen mit der Abweichung, daß sie zu 
ihrer Gültigkeit keiner Ortsangabe bedürfen, sie sollen jedoch die 
Dienststelle der Personen enthalten, welche die beurkundete Erklärung 
abgegeben oder aufgenommen oder welche die Urkunde errichtet 
haben (Art. 1 §§ 2, 7 des Gesetzes vom 24. April 1934)- Wird die 
Lirkunde einem Beteiligten in Urschrift ausgefolgt, so muß sie mit 
dem Dienstsiegel oder Dienststerhpel versehen sein (Art. 1 § 8 des 
gen. Gesetzes). 

Einige Besonderheiten gelten für die Beurkundung und Ver- 
wahrung von vollstreckbaren Unterhaltsverpflich- 
tungen und von Vaterschaftsanerkenntnissen über un- 

") Art. 1 § 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 24. April 1934. 
") Art. 1 § 3 Abs. 5 des Gesetzes vom 24. April 1934. 
") §§ 6 bis 11 der I. DVO. vom 3. Februar 1936. 
17 ) Anwendungsbereich s. Fußnote 7. 
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eheliche Kinder, sowie von anderen vollstreckbaren Urkunden. Diese 
Sondervorschriften ergeben sich aus § 12a des Gesetzes vom 24. April 
1934 und aus der AV. vom 9. Oktober 1940 18 ). Wegen der teilweisen 
Zuständigkeit der Urkundsbeamten der Geschäftsstelle der Militär- 
gerichte zu solchen Beurkundungen s. Art. 1 § 1 Abs. 3 des gen. 
Gesetzes und DJ. 1943 S. 13S. 

2. Zur Beglaubigung von Unterschriften sind neben 
den richterlichen Militärjustizbeamten auch die richterlichen Diszi- 
plinarvorgesetzten oder vorgesetzten Beamten und die Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstellen der Militärgerichte zuständig (Art. 1 § 1 
des Gesetzes vom 24. April 1934)- Der Beglaubigungsvermerk kann 
kurz so gefaßt werden: 

„Die vorstehende Unterschrift des bei der hiesigen 

Einheit wird beglaubigt. 

OU., den 

Bezeichnung der Dienststelle und Rang usw. 
(Stempel) des beglaubigenden Beamten usw." 

Die Gültigkeit einer Beglaubigung wird übrigens nicht dadurch 
berührt, daß der Beglaubigungsvermerk nicht den gesetzlichen Erfor- 
dernissen (§ 183 Abs. 2 RFGG.) entspricht, also z. B. den Tag der 
Ausstellung, die Unterschrift, ein Siegel oder Stempel nicht enthält 
(Art. 1 § 2 des Gesetzes vom 24. April 1934). 

3. Zur Beglaubigung von Abschriften genügt ein unter 
die Abschrift zu setzender Vermerk des richterlichen Militärjustiz- 
beamten oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Militär- 
gerichts, der die Ubereinstimmung mit der Hauptschrift bezeugt und 
erkennen läßt, ob diese eine Urschrift, eine einfache oder eine beglau- 
bigte Abschrift, oder eine Ausfertigung ist. Beglaubigungs- und Aus- 
fertigungsangaben sind in die beglaubigte Abschrift aufzunehmen 
(Art. 1 § 4 Abs. 1, 3 des gen. Gesetzes mit weiteren Einzelheiten). 

4. Zur Sicherstellung der Zeit, zu der eine Privaturkunde 
ausgestellt ist, genügt ein Vermerk des richterlichen Militärjustiz- 
beamten oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Militär- 
gerichts darüber, wann ihm die Urkunde vorgelegt worden ist (Art. 1 
§ 4 Abs. 2 des Gesetzes). Der Vermerk muß den Tag der Ausstellung 
enthalten und mit der Unterschrift der beurkundenden Beamten ver- 
sehen sein. 

5. Lebensbescheinigungen über Wehrmachtangehörige 
und sonstige einfache Zeugnisse können durch einen Vermerk des 



") Abdruck im Anhang unter Nr. XI und XIII. 
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richterlichen Militärjustizbeamten erteilt werden. Der Vermerk muß 
die Unterschrift des beurkundenden Beamten und den Tag der Aus- 
stellung enthalten (Art. i § 5 WehrmachtFGG.). 

6. Andere als die vorgenannten Urkunden sind in der Form 
einer Niederschrift aufzunehmen, die den Beteiligten zur Genehmi- 
gung vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen ist (Art. 1 § 6 des 
Gesetzes). Die Niederschrift hat den Tag der Verhandlung sowie die 
Unterschrift der Beteiligten und des richterlichen Militärjustiz- 
beamten zu enthalten. 

7. Die Ausfertigung einer Niederschrift kann nur von dem 
Militärgericht erteilt werden, in dessen Verwahrung sich die Urschrift 
befindet. Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle soll Ausfertigungen 
oder Abschriften nur auf Anordnung des richterlichen Militärjustiz- 
beamten erteilen. 

Die Ausfertigung soll Ort und Tag der Erteilung angeben, die Be- 
zeichnung der Person enthalten, der sie erteilt wird, und mit Dienst- 
siegel oder Dienststempel versehen werden. Auf der Urschrift soll 
vermerkt werden, wann und an welchem Tag Ausfertigungen erteilt 
worden sind. Besondere Vorschriften bestehen für die Erteilung aus- 
zugsweiser Ausfertigungen und für solche Urkunden, zu denen An- 
lagen gehören. In Urschrift auszuhändigende Urkunden müssen mit 
Dienstsiegel oder -Stempel versehen sein. 

Von den Niederschriften können, sofern nicht in der Urkunde oder 
durch besondere Erklärung gegenüber dem Militärgericht etwas ab- 
weichendes bestimmt ist, eine Ausfertigung fordern: 

a. diejenigen, die die Rechtshandlung im eigenen Namen vorgenom- 
men haben oder in deren Namen die beurkundete Rechtshandlung 
von anderen vorgenommen worden ist, 

b. die Rechtsnachfolger der unter a) Bezeichneten lö ) 

Diese Personen sind auch berechtigt, eine einfache oder beglaubigte 
Abschrift zu verlangen und die Urschrift einzusehen. 

8. Die Beurkundungen und Beglaubigungen werden in besondere 
Listen eingetragen. Die Verhandlungen sind zu Akten zu ver- 
einigen, die vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Militär- 
gerichts zu verwalten sind. Listen und Akten werden bei der Dienst- 
steile verwahrt, die sie angelegt hat. Wird sie aufgelöst so gehen sie 
auf die Dienststelle über, die ihre übrigen Akten zu übernehmen hat. 
Sie bleiben von der Vernichtung ausgeschlossen 20 ) : 

9. Weitere Beschwerde durch Wehrmachtangehörige kann — 
statt durch Einreichung einer Beschwerdeschrift nach § 29 RFGG. — 

") Ziff. IV der I.DVO. vom 3. Februar 1936, s. aber auch die in Fußnote 18 
genannten Vorschriften. 

20 ) Näheres s. Ziff. I, IV und V der Verordnung vom 3. Februar 1936. 
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auch zur Niederschrift eines richterlichen Militär justizbeamten, eines 
militärischen Disziplinarvorgesetzten, eines vorgesetzten Beamten 
oder eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Militärgerichts 
eingelegt werden. Ist nur sofortige weitere Beschwerde zulässig, 
so wird die Notfrist von zwei Wochen durch die fristgemäße Auf- 
nahme dieser Niederschrift gewahrt. 

Beschwerden aus Anlaß der Errichtung von Geschäften der in 
diesem Abschnitt behandelten Art werden im Auf sichtsweg er- 
ledigt. Dies gilt auch, wenn sachliche Anordnungen beanstandet 
werden 21 ) . 

10. Durch richterliche Militär justizbeamte oder im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit durch Urkundsbeamte der Geschäftsstellen der Militär- 
gerichte können Rechtshilfeersuchen erledigt werden 22 ) . 

11. Beim Tode eines Wehrmachtangehörigen hat der zunächst 
vorgesetzte Offizier oder Beamte den Nachlaß vorläufig (d. h. bis 
zum Einschreiten des zuständigen Nachlaßgerichts) zu sichern, 
soweit dies erforderlich ist. Auch sind im Todesfalle durch die Militär- 
behörde, der der Verstorbene angehört hat, unbeschadet der Zustän- 
digkeit des Nachlaßgerichts, erforderlichenfalls die amtlichen Akten 
und sonstigen amtlichen Sachen, die sich im Gewahrsam des Verstor- 
benen befinden und die auf Grund des Dienstverhältnisses herauszu- 
geben sind, sicherzustellen. 

Enthält der Nachlaß eines verstorbenen Wehrmachtangehörigen 
eine VerfügungvonTodeswegen,so kann der mit der Nach- 
laßsicherung Befaßte einen richterlichen Militärjustizbeamten um 
deren Ablieferung an das Nachlaßgericht ersuchen 28 ). 

IV. ABSCHNITT: HEMMUNG GEWISSER FRISTEN 

Nach den Ausführungen auf S. 73 ist für und gegen Wehrmacht- 
angehörige der Ablauf von Verjährungsfristen und einigen anderen 
Fristen gehemmt. Diese Hemmung tritt für Wehrmachtangehörige 
auch in Bezug auf weitere Fristen ein, und zwar solche Fristen, auf die 
§ 203 BGB. ganz oder teilweise entsprechend anzuwenden ist. Hier- 
unter fallen insbesondere folgende Fristen: 

Die Frist zur Anfechtung eines Rechtsgeschäfts im Falle der 
arglistigen Täuschung oder Drohung (§ 124 Abs. 2 BGB.), die Drei- 
monatsfrist zur Klageerhebung zwecks Unterbrechung der Ver- 

M ) Art. 1 §§ 10, 12 des Gesetzes vom 24. April 1934. 

2S ) Art. 1 § 11 des Gesetzes vom 24. April 1934, § 20 der I. DVO. vom 3. Fe- 
bruar 1936; s. auch AV. in DJ. 1940 S. 591 und 1942 S. 703. 
") Art. 1 § 13 und Art. 3 des Gesetzes vom 24. April 1934, § 21 der I. DVO. 
vom 3. Februar 1936. 



jährung nach Vorentscheidung einer Behörde oder Bestimmung des 
zuständigen Gerichts (§ 210 BGB.), die Frist zur Erhebung der 
neuen Klage zur Unterbrechung der Verjährung nach vorausge- 
folgter Klagerücknahme (§ 212 Abs. 2 BGB.), die Frist für die Aus- 
schlagung einer Erbschaft (§ 1944 BGB.) , die Frist für die A n- 
f ec h t u n g der Annahme oder Ausschlagung einer Erbschaft (§ 1954 
BGB.), die Frist für die Anfechtung eines Testaments oder 
eines Erbvertrags (§§ 2082 und 2283 BGB.) und die Frist zur 
Errichtungeinesinventars durch den Erben (§ 1997 BGB.). 
Einige Sondervorschriften gelten für Ausschlußfristen nach dem 
Versicherungsrecht 2 *). 

Wegen Beginn, Wirkung und Beendigung der Hem- 
mung dieser Fristen wird auf die sinngemäß auch hierher geltenden 
Ausführungen auf S. 73 ff. verwiesen 2B ). 

V, ABSCHNITT: 
KRIEGSRECHTLICHER VOLLSTRECKUNGSSCHUTZ 

Der im Einzelnen auf S. 55 ff. behandelte kriegsrechtliche Voll- 
streckungsschutz steht einem Wehrmachtangehörigen auch dann zur 
Seite, wenn es sich um die Vollstreckung wegen eines Anspruchs 
handelt, der sich nach dem Verfahren der vorsorgenden Rechtspflege 
gestaltet. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn eine im Verfahren der 
vorsorgenden Rechtspflege verhängte Ordnungsstrafe vollstreckt wer- 
den soll oder wenn es sich um die Zwangsvollstreckung auf Grund 
eines gerichtlichen Bestätigungsbeschlusses (beispielsweise ergangen 

im Verfahren zur Auseinandersetzung eines Nachlasses oder eines 
Gesamlguts handelt (vgl. §§ 98, 99 RFGG.). 

VI. ABSCHNITT: EHESCHLIESSUNGSSACHEN 

Will ein Mann vor Vollendung seines 21. Lebensjahrs die Ehe 
eingehen, so ist zuvor seine Ehemündigkeiterklärung erfor- 
derlich (§ 1 Ehegesetzes vom 6. Juli 1938 20 ) und §§ 1, 2 der ersten 
DVO. hiezu vom 27. Juli 1938) 27 ). Sie erfolgt auf Antrag durch das 

24 ) § 31 VHV. Diese Vorschrift gilt außer für Wehrmachtangehörige auch 
für die auf S. 74 genannten Personengruppen. 

M ) Der Vollständigkeit halber sei erwähnt» daß in der Zeit vom 7. September 
bis 3. Dezember 1939 diese Fristen für und gegenüber jedermann, also 
nicht nur für und gegen Wehrmachtangehörigen und diesen gleichgestellten 
Personen, gehemmt waren. 
M ) RGBl. 1938 I S. 807. 
w ) RGBl. 1938 I S. 923. 
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Vormundschaftsgericht (Amtsgericht) sie kann dem Manne erteilt 
werden, wenn er das 18. Lebensjahr vollendet hat und nicht mehr unter 
elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft steht. Um letzterer 

Voraussetzung zu entsprechen, muß der betr. minderjährige Mann für 
voll jährig erklärt werden (§§ 3 ff BGB.). Wird ein Wehr- 
mach tangehöriger zum Zwecke der Eheschliessung für volljährig er- 
klärt, so kann zugleich mit der Volljährigkeitserklärung die Ehe- 
mündigkeiterklärung ausgesprochen werden, es bedarf also hiezu 
keines gesonderten Verfahrens. In diesem Falle wird die Ehemündig- 
keiterklärung erst mit der Rechtskraft der Volljährigkeitserklärung 
wirksam (VO. vom 1. April 1942 ) 2S ). Zu dieser VO. ist in einer AV. 
vom S. August 1942 20 ) folgendes ausgeführt: 

„Die Vereinfachung des Verfahrens, die in der VO. über die Ehe- 
mündigerklärung von Wehrmachtangehörigen vom 1. April 1942 
(RGBl. I S. 159) vorgesehen ist, wird in der Mehrzahl aller Fälle 
bewirken, daß der Wehrmachtangehörige von seiner Volljährig- und 
Ehemündigerklärung ohne unnötige Verzögerung durch Hemmnisse 
verfahrensrechtlicher Art alsbald Gebrauch machen kann. Dem Sinn 
dieser Vereinfachung entspricht es, auch das Verfahren bis zur Ent- 
scheidung über den Antrag auf Volljährig- und Ehemündigerklärung 
möglichst zu beschleunigen. Dies ist insbesondere dann geboten, 
wenn der Antrag vor oder während eines vielleicht nur kurzen Urlaubs 
des Soldaten gestellt wird und die Ehe noch vor Beendigung des Ur- 
laubs geschlossen werden soll, oder wenn der Antragsteller mit einem 
anderweitigen Einsatz, z. B. seiner Abstellung zur Fronttruppe, zu 
rechnen hat. 

In Fällen dieser Art werden die Hinweise in meiner auch für die 
Ehemündigerklärung maßgebenden AV. vom 19. 9. 1939 (D. J. 
S. 1527) stets im Auge zu behalten und Verzögerungen, die sich aus 
der Anhörung der am Verfahren nicht unmittelbar beteiligten Per- 
sonen oder Stellen ergeben können, unter allen Umständen zu ver- 
meiden sein, damit eine rechtzeitige Entscheidung gesichert bleibt. 
Inwieweit eine Anhörung erforderlich und in welcher Weise sie durch- 
zuführen ist, wird der Vormundschaftsrichter nach seinem pflicht- 
mäßigen Ermessen zu entscheiden haben. Von der Anhörung von Ver- 
wandten und Verschwägerten des Minderjährigen wird oft abgesehen 
werden können, wenn der gesetzliche Vertreter und der Gewalthaber 
zugestimmt haben. Für die Anhörung der Kreisamtsleitung der NSV. 
(vgl. AV. vom 11. 10. 1940 — D. J. S. 11 92) und des Jugendamts 
(vgl. AV. vom 21. 4. 1941 — D. J. S. 500) wird häufig auch eine fern- 



S8 ) RGBl. 1942 I S. 159. 
ro ) DJ. 1942 S. 260. 
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mündliche Fühlungnahme genügen, die auch bereits in die Wege ge- 
leitet werden kann, wenn ein Antrag auf Ehemündigkeitserklärung 
vorerst nur in Aussicht steht." 

Wehrmachtangehörige im Sinne der VO. vom i. April 1942 sind 
die Soldaten und die Wehrmachtbeamten. Ihnen gleich zu behandeln 
sind die Angehörigen der bewaffneten Einheiten der SS und sonstige 
Personen in besonderem Einsatz, für die es der Reichsminister der 
Justiz besonders bestimmt. Schon früher ist durch AV. vom 19. Sep- 
tember 1939 30 ) angeordnet worden, daß die Ermittlungen im Ver- 
fahren der Ehemündigkeiterklärung bei Wehrmachtangehörigen der 
Sachlage entsprechend beschleunigt durchzuführen sind. Zur Glaub- 
haftmachung tatsächlicher Verhältnisse wird in weitem Umfang die 
eidesstattliche Versicherung zugelassen werden können; gegebenenfalls 
sind notwendige Aufklärungen fernmündlich einzuholen. 

Die in § 2 der ersten DVO. zum Ehegesetz vom 27. Juli 1938 vor- 
gesehene Mitwirkung der Dienststellen der Wehrmacht bei der Ent- 
scheidung über die Ehemündigkeiterklärung eines Mannes ist während 
des Krieges hinfällig, sodaß sie nicht mehr stattzufinden braucht. Viel- 
mehr ist, wenn der Antragsteller seiner Wehrpflicht noch nicht genügt 
hat, regelmäßig davon auszugehen, daß seitens der zuständigen Dienst- 
stellen der Wehrmacht keine Bedenken gegen eine sonst auszuspre- 
chende Ehemündigkeitserklärung erhoben würden. Wohl aber benötigt 
ein Wehrmachtangehöriger zur Eheschliessung einer Heirats- 
erlaubnis der Militärbehörde 81 ). 

Wegen der Ehemündigkeit- und Volljährigkeiterklärung zum 
Zwecke der Eheschliessung im einzelnen sei hier noch auf die AV. vom 
11. Oktober 1940 verwiesen 52 ). 

2. Wegen der hier nicht zu behandelnden Erleichterungen bei der 
Eheschliessung von Wehrmachtangehörigen sei auf die Bekannt- 
machung der neuen Fassung der Personenstandsverordnung der Wehr- 
macht vom 17. Oktober 1942 38 ) hingewiesen. 

*J DJ. 1939 S. 1527. 

31 ) AV. vom 13. August 1941 (DJ. S. 858). Dagegen ist der in der AV. vom 
6. Januar 1939 (DJ. S. 95) vorgesehene Hinweis, daß der Antragsteller auf 
Grund der vorzeitigen Eheschliessung mit einer Zurückstellung vom Wehr- 
dienst oder mit einer Abkürzung desselben nicht zu rechnen hat, weiterhin 
erforderlich. 

Wegen der Heiratserlaubnis für Wehrmachtangehörige s. § 13 Ehe- 
gesetz und Heiratsordnung für den besonderen Einsatz der Wehrmacht in 
der Fassung vom 7. Mai 1941 mit Zusatz vom 23. Juni 1941 (Heeres VOBI. 
Teil C Bl. 19 S. 398 Nr. 582; s. auch Teil C Bl. 34 S. 701 Nr. 1048). Strafrecht- 
lich s. § 150 Militärstrafgesetzbuch. 

32 ) DJ. 1940 S. 1192. 

M ) RGBl. 1942 I S. 597, namentlich §§ 13 ff. 
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VII. ABSCHNITT: 
VERFAHRENSRECHTLICHE SCHUTZVORSCHRIFTEN 

1. In einem Rechtsstreit ist die Unterbrechung des 
Verfahrens für den Fall besonders vorgesehen, daß eine Partei Wehr- 
machtangehöriger ist (S. 78). Auch gelten hier besondere Vorschriften 
für die Aussetzung des Verfahrens (S. 4 89). Für das Verfahren 
der vorsorgenden Rechtspflege sind derartige kriegsrechtliche Vor- 
schriften dagegen nicht erlassen, aber auch nicht besonders nötig. Der 
Richter der vorsorgenden Rechtspflege kann gleichwohl mit Rück- 
sicht auf das Wehr Verhältnis eines Beteiligten eine Aussetzung 
des Verfahrens anordnen. Dies insbesondere dann, wenn die Anhörung 
eines zur Wehrmacht einberufenen Beteiligten (z. B. in Vormund- 
schaftssachen) erforderlich, aber derzeit nur mit besonderen Schwie- 
rigkeiten oder gar nicht möglich ist. ■ \ 

2. Wegen Aussetzung des Verfahrens vor den Anerben- 
gerichten, Erbhofgerichten und Entschuldungs- 
ämtern ist in einer AV. vom 1. Juni 1942 84 ) folgendes ausgeführt: 

„Den Erwägungen, die zu der in Art. 3 Abs. 3 der VO. vom 1. Sep- 
tember 1939 (S. 1656) enthaltenen Vorschrift Anlaß gegeben haben, 
daß das Gericht aus Anlaß des Krieges das Ruhen eines Verfahrens 
anordnen kann, kommt bei Erbhof- und En tschuldungs verfahren be- 
sondere Bedeutung zu, weil die Entscheidungen der Anerbenbehörden 
und Entschuldungsämter vielfach über die Person des Einzelnen hin- 
aus in die Verhältnisse der ganzen Sippe eingreifen und weil ferner 
vor allem die Bewährung im Kriegseinsatz die Entscheidung maß- 
gebend beeinflussen kann. Bei der Entscheidung über die Bauern- 
fähigkeit oder Entschuldungswürdigkeit ist insbesondere zu prüfen, 
ob frühere Mängel nicht durch eine solche Bewährung ausgeglichen 
sind oder noch ausgeglichen werden können und ob die im Kriegs- 
einsatz gereifte Persönlichkeit nicht doch die Gewähr für eine ord- 
nungsmäßige Wirtschaftsführung wird bieten können. Wenn nicht 
der Eigentümer selbst, sondern der Anerbe im Felde steht, ist zu 
beachten, daß der Hof in Friedenszeiten unter Umständen durch ein 
Eingreifen des Anerben, insbesondere den Abschluß eines Ubergabe- 
vertrags, der Sippe erhalten werden könnte. Es bedarf daher stets 
einer sorgfältigen Prüfung, ob nicht aus diesen oder ähnlichen Grün- 
den der Ausspruch der Bauernunfähigkeit zurückzustellen ist. Häufig 
wird dies auch schon deshalb geschehen müssen, weil die weittragende 
Entscheidung nur nach eingehender persönlicher Anhörung der Be- 
teiligten in einem Ortstermin wird ergehen können, die notwendigen 

**) DJ. 1942 S. 377. 

1 
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Ermittlungen sich also während des Fronteinsatzes solcher Beteiligter 
nicht abschließen lassen. Diese Richtsätze stehen andererseits einer 
weitgehenden Förderung der schwebenden Verfahren nicht entgegen. 
Auch kann ausnahmsweise von der Zurückstellung der Entscheidung 
dann abgesehen werden, wenn dringende Belange der Volksernährung 
die alsbaldige Entscheidung erforderlich machen." 

3. Fristen, innerhalb denen eine sofortige Beschwerde einzu- 
legen ist, laufen auch dann und sind auch dann einzuhalten, wenn der 
Beschwerdeführer Wehrmachtangehöriger ist; sie werden durch diese 
Tatsache nicht etwa gehemmt, wie dies bei anderen Fristen vielfach 
der Fall ist. Gegen unterschuldete Versäumung einer Frist zur Be- 
schwerdeeinlegung ist aber Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand möglich. Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist unter Einlegung 
der sofortigen Beschwerde binnen zwei Wochen nach Beseitigung des 
Hindernisses bei Gericht einzureichen. Die Tatsachen, welche die 
Wiedereinsetzung begründen sollen, sind glaubhaft zu machen 38 ). 
Wiedereinsetzung ist ferner zugelassen gegen die Unterlassung der 
Stellung des Antrags auf Anberaumung eines neuen Termins zu einer 
Verhandlung im Nachlaßauseinandersetzungsverfahren und gegen die 
Versäumung eines neuen Termins (§§ 92, 99 RFGG.). Von der Mög- 
lichkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird namentlich 
dann Gebrauch zu machen sein, wenn die Frist zur Beschwerdeeinle- 
gung usw. durch einen Wehrmachtangehörigen versäumt worden ist. 

4. Das Gericht ist in Angelegenheiten der vorsorgenden Rechts- 
pflege berechtigt, eine von ihm erlassene Verfügung zu ändern, 
wenn sie sich nachträglich als ungerechtfertigt erweist. Verfügungen, 
die der sofortigen Beschwerde unterliegen, können allerdings von dem 
Gericht, das sie getroffen hat, auf Grund dieser Vorschrift (§ 18 
RFGG.) nachträglich nicht geändert werden. 

Mit Hilfe dieser Vorschrift ist es namentlich möglich, im Einzel- 
falle eine Entscheidung, die sich infolge der — vielleicht bisher nicht 
bekannten — Wehrmachtzugehörigkeit eines Beteiligten als unrichtig 
erweist, auszugleichen, ohne daß der Betroffene gegen die Entschei- 
dung das Rechtsmittel der — einfachen — Beschwerde einzulegen 
braucht. Es genügt vielmehr diesfalls eine entsprechend begründete 
Anregung an das Gericht des ersten Rechtszugs. 



35 ) § 22 RFGG. Ist die Frist versäumt, so gilt die neue Frist von zwei Wochen 
nur für die nachträgliche Einlegung der Beschwerde und für die Stellung des 
Wiedereinsetzungsantrags, dagegen nicht auch für die Angabe und für die 
Glaubhaftmachung der die Wiedereinsetzung begründenden Tatsachen (KG. 
in HRR. 1942 S. 205). 
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VIII. ABSCHNITT: SONSTIGE VORSCHRIFTEN 

1. Sofern die Urschrift einer von einem Gericht oder einem 
Notar aufgenommenen oder ausgestellten Urkunde oder einer 
gerichtlichen Entscheidung ganz oder teilweise zerstört worden 
oder abhanden gekommen ist (was im Kriege auf Grund der 
verschiedensten Ursachen der Fall sein kann), ist ihre Ersetzung 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die Ersetzung zerstörter 
oder abhanden gekommener gerichtlicher oder notarischer Urkunden 
vom 18. Juni 1942 ") möglich. 

Diese Vorschriften gelten aber nicht für die Ersetzung und Wieder- 
herstellung zerstörter Hypotheken- und Grundschuld- 
briefe. Hier richtet sich das Verfahren nach § 8 der Verordnung 
zur Vereinfachung des Grundbuch Verfahrens vom 5. Oktober 1942 

2. Wegen des Rechtsschutzes für Wehrmachtangehörige im 1 a n d- 
wirtschaftlichen Grundstücksrecht wird auf die Aus- 
führungen im Nachtrag S. 229 ff. verwiesen. 



■ 




36 ) RGBl. 1942 I S. 395. 

37 ) RGBl. 1942 I S. 573. Vgl. dazu auch die AV. vom 15. Dezember 1942 (DJ. 
S. 823) zu der Frage, ob der neue Hypothekenbrief oder Grundschuldbrief 
auch dann ausgefertigt werden muß, wenn die Hypothek gelöscht werden 
soll, der Brief also sofort wieder unbrauchbar zu machen wäre. 



10 Haegele, „Rechtsschutz" 
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5. TEIL 



Der Wehrmachtangehörige im Kostenrecht 

I. ABSCHNITT: ÜBERBLICK ÜBER DIE 
KOSTENRECHTLICHEN ERLEICHTERUNGEN 

i« Während in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten gerichtliche 
Handlungen in der Regel erst nach Zahlung eines entsprechenden 
Kostenvorschußes vorgenommen werden, soll über die Dauer 
des Krieges die Vornahme einer gerichtlichen Handlung nicht von der 
Vorauszahlung der Kosten abhängig gemacht werden, wenn der 
Zahlungspflichtige dartut, daß er infolge der Kriegsauswirkungen zur 
Vorauszahlung der Kosten nicht imstande ist 1 ). 

2. Bei der nicht unwesentlichen Erhöhung der Wertgrenze für die 
Zuständigkeit der Amtsgerichte (s. S. 95) wird einer Partei, nament- 
lich wenn sie Wehrmachtangehöriger ist, auch im amtsgerichtlichen 
Verfahren öfter als bisher das Armenrecht zu bewilligen und ein 
Armenanwalt beizuordnen sein 2 ). 

3. Wehrmachtangehörige sind von den Gerichtsgebühren für die 
Beurkundung, amtliche Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe einer 
Verfügung von Todeswegen teils befreit, teils gelten für 
sie wesentliche Gebührenermäßigungen. Für das Verfahren des 
Nachlaßgerichts beim Tode eines Wehrmachtangehöngen be- 
stehen ebenfalls wesentliche Gebührenbefreiungen und -Ermäßigun- 
gen. Fürdie — in diesem Buch nicht zu behandelnde — Todeserklärung 
eines Kriegs vermißten werden keine Gerichtskosten erhoben 8 ). 

4. Von der Erhebung der Gerichtsgebühren bei der Erteilung von 
Vollmachten und Prokuren durch Wehrmachtangehörige 
kann abgesehen werden 4 ). 

5. Auch im Verfahren vor dem Grundbuchamt und vor dem 
Registergericht gelten kostenrechtliche Erleichterungen, wenn 
diese Behörden im Todesfalle eines Wehrmachtangehörigen in Tätig- 
keit treten 5 ). 

6. Das Verfahren in Kostensachen ist in der Richtung 
vereinfacht worden, daß Beschwerde teilweise ganz ausgeschlossen. 



*) Einzelheiten s. Abschnitt II. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt III. 
a ) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 
*) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 
6 ) Einzelheiten s. Abschnitt IV. 



teilweise nur bei Erreichung einer bestimmten Beschwerdesumme 
oder bei besonderer Zulassung durch das Gericht zulässig ist 0 ). 

Kostenrechtliche Zweifelsfragen grundsätzlicher Art die 
sich bei der Anwendung der Vorschriften über Gerichts- und Justiz- 
verwaltungskosten ergeben, können durch allgemeine Verwaltungs- 
anordnung mit bindender Wirkung für die Gerichte entschieden wer- 
den. Dadurch wird ihre gerichtliche Entscheidung im Instanzenweg 
überflüssig 7 ). 

7. Lediglich kurz hinzuweisen (da nicht zum Thema des Buches 
gehörend) ist auch auf die Vorschriften über Ausschluß der B e- 
schwerde gegen Entscheidungen über Kosten, die ein Verfahrens- 
beteiligter einem anderen Beteiligten zu erstatten hat, über Verein- 
fachung der Kostenentscheidung und über Ermäßigung der 
Gerichtsgebühr in dem Fall, daß eine Vereinfachung der schrift- 
lichen Begründung der Entscheidung erfolgt ist 8 ). 

II. ABSCHNITT: BEFREIUNG VON DER PFLICHT ZUR 
VORSCHUSSZAHLUNG IN RECHTSSTREITIGKEITEN 

1. Nach allgemeinen Vorschriften werden in der streitigen Ge- 
richtsbarkeit Handungen grundsätzlich erst vorgenommen, 
wenn die in Frage kommenden Gebühren vorschußweise be- 
zahlt sind. So soll Termin zur mündlichen Verhandlung in einem 
Rechtsstreit erst angesetzt und es soll ein Versäumnisurteil erst er- 
lassen werden, nachdem die entsprechende Gerichtsgebühr bezahlt ist. 
Einige Ausnahmen von diesem Grundsatz bestanden allerdings bisher 
schon 9 ). 

Seit Kriegsausbruch soll die Vornahme einer gerichtlichen Hand- 
lung ganz allgemein von der Vorauszahlung der Kosten nicht ab- 
hängig gemacht werden, wenn der Zahlungspflichtige dartut, daß 
er infolge der besonderen Kriegsverhältnisse zur Vorauszahlung 
der Kosten nichtimstandeist 10 ). Dieser Fall kann z. B. gegeben 
sein, wenn der Kostenschuldner Wehrmachtangehöriger und seine 
Familie auf den Einsatz-Familienunterhalt angewiesen ist. 

2. Die Rechtslage, daß bei Einlegung einer Berufung oder 



e ) Einzelheiten s. Abschnitt V. 

7 ) § 8 der Dritten Vereinfachungsverordnung vom 16. Mai 1942 (RGBl. I 
S. 333). 

8 ) § 3 Nr. 5 a, § 4 und § 2 Abs. 3 dieser Verordnung. 
8 ) S. §§ 74, 74 a Gerichtskostengesetz. 

lü ) § 5 der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung und der Rechtspflege vom 
4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994). 



Revision die Vorwegzahlung der Prozeßgebühr Voraussetzung 
für die Zulässigkeit des Rechtsmittels ist"), hat sich ebenfalls ge- 
ändert; s. den Nachtrag S. 229. 

III. ABSCHNITT: 
ARMENRECHTSBEWILLIGUNG IM RECHTSSTREIT 

Die Wertgrenze für die Zuständigkeit der Amtsgerichte inStreitig- 
keiten über vermögensrechtliche Angelegenheiten ist derzeit 1500 RM. 
(statt früher 500 RM.) ™). Die dadurch eingetretene Erweiterung der 
Zuständigkeit der Amtsgerichte bringt es mit sich, daß diese Gerichte 
in größerem Umfang als bisher mit Rechtsstreitigkeiten befaßt wer- 
den, deren Ausgang für die Parteien von einschneidender wirtschaft- 
licher Bedeutung sein kann. Es ist verständlich, daß Parteien, denen 
es an der erforderlichen Rechtskenntnis oder Gewandtheit fehlt, in sol- 
chen Sachen in besonderem Maße das Bedürfnis empfinden, durch 
einen Rechtsanwalt vertreten zu sein, namentlich wenn der 
Gegner bereits durch einen Rechtsanwalt vertreten ist. Die Gerichte 
dürfen das bei der Entscheidung über Anträge auf Beiordnung eines 

Rechtsanwalts im Armenrecht nicht unberücksichtigt 

lassen. Es ist daher auch in amtsgerichtlichen Verfahren einer Partei 
häufiger als bisher ein Rechtsanwalt als Armenanwalt beizuordnen 1S ). 

Vorstehende Grundsätze gelten vor allem für die Behandlung der 
Anträge von zur Wehrmacht einberufenen Parteien, die infolge dieses 
Umstands an der persönlichen Wahrnehmung von Terminen gehin- 
dert sind. Bevor hier auf die Möglichkeit der Vertretung durch Ange- 
hörige oder Angestellte verwiesen wird, soll das Gericht mit beson- 
derer Sorgfalt prüfen, ob eine solche Vertretung nach Lage der Sache 
möglich und zumutbar und in Hinsicht auf die Bedeutung und die 
Schwierigkeit der Sache überhaupt zweckdienlich ist 18 ). 

Von der Beibringung eines Armenrechtszeugnisses 
(§118 Abs. 2 ZPO.) kann das Gericht absehen, wenn den Umständen 
nach das Unvermögen eines Wehrmachtangehörigen zur Bestreitung 
der Prozeßkosten anzunehmen ist 14 ). 



") § 516 Abs. 6 und § S54 Abs. 7 ZPO. 

») S. oben S. 95. 

") S. die AV. vom 5. Dezember 1939 (DJ. S. 1829). Vgl. ferner die Verfü- 
gungen des Reichsjustizministers vom 16. Dezember 1939 (DJ. S. 1903) über 
Auswahl der Armenanwälte und vom 8. November 1939 (DJ. S. 1720) über 
Gewährung von Vorschüssen an Armenanwälte. Wegen der Beiordnung von 
Prozessagenten s. AV. vom 9. Mai 1942 (DJ. S. 330). 

") Art. 2 Abs. 1 der Verordnung vom 13. Oktober 1942 (RGBl. I S. 604); Ab- 
druck im Anhang unter Nr. VII a. 
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IV. ABSCHNITT: KOSTENERLEICHTERUNGEN IN DER 
VORSORGENDEN RECHTSPFLEGE 



1. Errichtet ein Erblasser, der der Wehrmacht angehört oder zum 
Wehrdienst einberufen ist, während des Krieges (allein oder gemein- 
sam mit seinem Ehegatten) ein Testament oder einen Erb ver- 
trag vor einem Richter so werden für die Beurkundung 
dieser Verfügung Gerichtsgebühren nicht erhoben. Erfolgt die Beur- 
kundung der Verfügung von Todes wegen durch einen Notar, so er- 
mäßigt sich die sonst dafür zum Ansatz kommende Gebühr auf 20 v. H., 
jedoch nicht unter 2 RM. Wird gleichzeitig mit einem Erbvertrag noch 
ein anderer Vertrag — z. B. ein Ehevertrag — errichtet, so wird aller- 
dings für dessen Beurkundung die hiefür vorgeschriebene Gebühr er- 
hoben, was, praktisch gesehen, bedeutet, daß in diesen Fällen keine 
Kostenvergünstigung besteht (s. aber auch den Nachtrag S. 229 ff.). 
Für die Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe der 
durch einen Wehrmachtangehörigen errichteten Verfügung von Todes 
wegen werden Gerichtsgebühren in keinem Falle erhoben lß ). 

2. Für das Verfahren des Nachlaßgerichts werden, so- 
weit es sich hiebei um Beurkundungen oder Beglaubigungen (Bei- 
spiele: eidesstattliche Versicherung zwecks Erlangung eines Erb- 
scheins, Beglaubigung einer Erbschaftsausschlagung) oder um die 
gerichtliche Vermittlung einer Nachlaß- oder Gesamtgutsauseinander- 
setzung handelt, die Gerichtsgebühren nur zur Hälfte erhoben. Soweit 
diese Amtshandlungen von einem Notar vorgenommen werden, er- 
streckt sich die Ermäßigung auch auf die Notargebühren. Abkömm- 
linge, Eltern und der Ehegatte des gefallenen Wehrmachtangehörigen 
sind von der Zahlung der Gerichtsgebühren in den vorgenannten 
Fällen ganz befreit, wenn der Wert des Nachlasses nicht mehr als 
5000 RM. beträgt. Sind außer den vorgenannten Angehörigen des 
Erblassers noch andere Miterben vorhanden, so sind diese zahlungs- 
pflichtig, doch ermäßigen sich die Gebühren in jedem Falle auf die 
Hälfte ihres Betrags und u. U. noch weiter nach § 12 Reichskosten- 
ordnung. Als Wert des Nachlasses kommt der Reinnachlaß in Frage; 
Pflichtteile, Vermächtnisse und Auflagen sind ebenfalls abzuziehen. 
Ist der Wert des Nachlasses höher als 5 000 RM., so ist die — um die 



JÄ ) §§ 1 ff. der VO. vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994). Diese Gebühren- 
erleichterungen gelten auch, wenn der Erblasser den bewaffneten Teilen der 
SS oder dem Reichsarbeitsdienst oder dem Sanitätsdienst der Wehrmacht 
oder dem behördlichen Luftschutz oder dem unter § 23 der Ersten Durch- 
führungsVO. zum Luftschutzgesetz fallenden Teile des Flugmeldedienstes 
angehört oder wenn er einer anderen Organisation (z. B. der Organisation 
Todt oder dem NSKK.) angehört (vgl. AV. vom i. Juni 1942; DJ. S. 388). 
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Hälfte ermäßigte — Gebühr vom Gesamtwert, nicht nur von dem die 
freien 5000 RM. übersteigenden Nachlaßwert zu berechnen 18 ). 

3. Uber die aus Nr. 2 ersichtlichen Kostenerleichterungen hinaus 
sind die Gebühren für die sonstigen Geschäfte des Nach- 
laßgerichts ganz zu erlassen. Weiterhin sind beim Tode eines 
Wehrmachtangehörigen zu erlassen (s. dazu DJ. 1943 S. 231): 

a. die Gebühren fürdieerstmaligeEintragungderErben 
(der fortgesetzten Gütergemeinschaft) im Grundbuch oder 
Schiffsregister, gleichviel ob die Eintragung im Wege der 
Berichtigung oder auf Grund einer Auseinandersetzung vorge- 
nommen wird; 

b. die Gebühren fürdieEintragungderErbenimHandels- 
register als Inhaber, Teilhaber oder Kommanditisten; 

C. die Jah r esgebü h r en, die durch die Bestellung eines Bei- 
stands für die Witwe oder eines Vormunds oder Pflegers 
für die minderjährigen Abkömmlinge entstehen (§§ 85, 86 Reichs- 
kostenordnung) : 

d. die Gebühren und Schreibgebühren für die Beglaubigung von Ab- 
schriften der von Wchrmachtdienststellen ausgehenden Benach- 
richtigungen über den Tod von Wehrmachtangehörigen, soweit 
nicht ohnehin Gebührenfreiheit eintritt (vgl. z. B. § 183 Wehr- 
machtfürsorge- und -Versorgungsgesetz vom 26. August 1938; 
RGBl. I S. 1077). 

Ausgenommen von dem vorersichtlichen Gebührenerlaß sind 
die Gebühren für Beschwerden. Auslagen sind zu erheben. 
Schreibgebühren jedoch nur in den Fällen des § 138 Abs. 1 Nr. i t 2 
Reichskostenordnung 17 ). 

4. Gerichtsgebühren, die dadurch entstehen, daß eine zur Wehr- 
macht einberufene Person aus diesem Grunde eine Vollmacht oder 
Prokura erteilt, können von dem beurkundenden oder beglaubi- 
genden Gericht niedergeschlagen werden 18 ). 

5. Für das Verfahren zur Todeserklärung eines Wehrmacht- 
angehörigen im Kriege werden keine Gerichtsgebühren erhoben 19 ). 

la ) § 2 der VO. vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994) und AV. vom 
18 August 1942 (DJ. S. 545). 

l7 ) AV. vom 18. August 1942 (DJ. S. 545). Diese Gebührenbefreiungen gelten 
auch, wenn der Erblasser infolge eines Angriffs auf das Reichsgebiet oder 
eines besonderen Einsatzes verstorben ist. 

Das grundbuchamtliche Verfahren betreffende Gebühienbefrei- 
ungen enthalt auch § 183 Wehrmachtfürsorge- und Versorgungsgesetz vom 
26. Aug. 1938 (RGBl. I S. 1077) für Eintragung von Weiterveräußerungs- und 
Belastungsverboten und Eintragung von Sicherungshypotheken für Kapital- 
abfindungen. 

w ) DJ. 1939 S. 1558 und DJ. 1940 S. 25. 
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Auch entstehende Auslagen sind auf Grund des § 2 der VO. vom 
20. März 1935 20 ) niederzuschlagen* 1 ). Das gleiche gilt für das Ver- 
fahren für die Feststellung derTodeszejt eines Wehrmachtangehörigen. 

6. Soweit in der vorsorgenden Rechtspflege eine Vorschuß- 
zahlung in Frage kommt (z. B. bei auf Antrag vorzunehmenden 
Grundbuch- oder Teilungsgeschäften; § 7 Reichskostenordnung), soll 
die Vornahme der Handlung und des Geschäfts von der Vorauszahlung 
der Kosten nicht abhängig gemacht werden, wenn der Zahlungs- 
pflichtige dartut, daß er infolge der Kriegsverhältnisse zur Voraus- 
zahlung der Kosten nicht imstande ist 22 ). 

V. ABSCHNITT: VEREINFACHUNG DES VERFAHRENS 

IN KOSTENSACHEN 

■ 

Die Zulässigkeit der Beschwerde in Kostensachen ist durch 
Erhöhung bereits bestehender und durch Einführung neuer Be- 
schwerdesummen erheblich eingeschränkt worden. So ist bei Entschei- 
dungen über die Festsetzung von Sachverständigengebühren Be- 
schwerde nur noch zulässig, wenn der Wert des Besch wer degegen- 
stands 200 RM. übersteigt. Entscheidungen über den Ansatz von 
Gerichtskosten und über Festsetzung des zugrundelegenden Werts, 
sowie über den Ansatz von Gerichtsvollzieherkosten, über die Fest- 
setzung von Zeugengebühren und über Gebühren und Auslagen ge- 
richtlich bestellter Verteidiger können überhaupt nicht mehr ange- 
fochten werden. Gegen Entscheidungen über die Festsetzung von 
Armenanwaltskosten ist Beschwerde derzeit nur dann zulässig, wenn 
sie das Gericht wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Ent- 
scheidung stehenden Rechtsfrage zuläßt. Beschwerde ist ferner nicht 
zulässig gegen Beschlüsse, durch die das Armenrecht verweigert oder 
entzogen wird, soweit die Voraussetzungen, unter denen ein Rechts- 
mittel gegen die Entscheidung in der Hauptsache selbst stattfinden 
würde, nach dem Ermessen des Gerichts nicht vorliegen, und gegen 
Beschlüsse, die einer zum Armenrecht zugelassenen Partei die Nach- 
zahlung von Kosten auferlegen (§ 125 ZPO.), sofern der Betrag 
200 RM. nicht übersteigt 23 ). 

19 ) § 3 der VO. vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994). 

20 ) RGBl. 1935 I S. 406. 

21 ) DJ. 1941 S. 1023. 

2Z > $ 5 der Verordnung vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994). 
23 ) §§ 6 ff. der VO. vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 1994), § 3 Nr. 1, 2 und 5b 
der Dritten .VereinfachungsVO. vom 16. Mai 1942 (RGBl. I S. 333). Vgl. 
ferner KG. in DRW. 1940 S. 201 und S. 749, sowie OLG. Celle in DRW. 1940 
S. 1022. 




ANHANG 



Abdruck der wichtigsten Vorschriften 

I. Verordnung über die Vertragshiife des Richters aus Anlaß des 
Krieges (Vertragshilfeverordnung — VHV.) 
vom 30. XL 1939 (RGBL I S. 2329) l ) 

Eine wesentliche Voraussetzung für das Durchhalten der deutschen 
Wirtschaft im Kriege ist, daß jeder seinen Zahlungsverpflichtungen 
pünktlich nachkommt. Wer sich dieser Pflicht entzieht, gefährdet den 
Sieg ebenso wie etwa derjenige, der Rohstoffe verschwendet. 

Wo jedoch einzelne Volksgenossen wegen der besonderen Lage 
ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse von den Kriegs- 
folgen weit härter betroffen werden als die große Mehrzahl der 
übrigen, müssen die Gläubiger hierauf bei der Geltendmachung ihrer 
Ansprüche Rücksicht nehmen. Es wird erwartet, daß zwischen den 
durch die Kriegsverhältnisse unverschuldet in wirtschaftliche Not 
geratenen Schuldnern und ihren Gläubigern eine billige und gerechte 
Abwicklung ihrer Verpflichtungen im Wege gütlicher Vereinbarung 
herbeigeführt wird. Wo gleichwohl eine solche Einigung nicht zu- 
stande kommt, ist es Aufgabe des Staates, ausgleichend einzugreifen. 
Deshalb wird für solche Fälle den Beteiligten die Vertragshilfe des 
Richters zur Verfügung gestellt. 

Aus diesen Erwägungen wird auf Grund gesetzlicher Ermächtigung 
mit Zustimmung des Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft und 
des Oberkommandos der Wehrmacht für das Gebiet des Großdeutschen 
Reichs folgendes verordnet: 

ERSTER ABSCHNITT: 
VERTRAGSHILFE ZUGUNSTEN DES INHABERS EINES 

GEWERBEBETRIEBES 
§ 1. Grundsatz 

(1) Ein Gewerbetreibender, der infolge der Auswirkungen des 
Krieges genötigt ist, seinen Betrieb stillzulegen, umzustellen oder 
erheblich einzuschränken und hierdurch in seiner wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit wesentlich beeinträchtigt wird, kann, um eine 

*) In der Faßung der Ergänzungs-VO. vom 3. November 1941 (RGBl. I 
S. 684) und der zweiten Ergänzungs-VO. vom 11. Dezember 1942 (RGBl. I 
S. 706). Wegen der geschäftlichen Behandlung der Vertragshilfssachen s. 
AV. vom 9. Dezember 1939 (DJ. S. 1867). S. auch RGBl. 1943 I S. 262. 



planmäßige Abwicklung seiner Verpflichtungen herbeizuführen, die 
in den nachstehenden §§ 2 bis 5 vorgesehene Vertragshilfe des Richters 
in Anspruch nehmen. 

(2) Der Richter hat, wenn er eine der in den §§ 2 bis 5 bezeich- 
neten Maßnahmen treffen will, stets die gesamten Erwerbs- und Ver- 
mögensverhältnisse des Gewerbetreibenden zu berücksichtigen. 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht für einen 
Schuldner, der zahlungsunfähig ist. Soweit Uberschuldung als Kon- 
kursgrund ausreicht, gelten sie ferner nicht für einen Schuldner, der 
sich im Zustand der Überschuldung befindet. 

§ 2. Regelung der Fälligkeit 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 kann der Richter die 
Fälligkeit von Zahlungsverpflichtungen des Gewerbetreibenden aus 
Rechtsverhältnissen, die im Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb 
vor dem 1. September 1939 begründet sind, auf Antrag des Gewerbe- 
treibenden durch Bewilligung von Teilzahlungen oder Stundung ent- 
sprechend der Leistungsfähigkeit des Schuldners regeln. Die Fällig- 
keitsregelung des Richters ist unanfechtbar. 

(2) Der Richter kann, wenn die vom Schuldner beantragte Stun- 
dung einzelner Verbindlichkeiten dazu führen würde, daß diese Gläu- 
biger gegenüber Gläubigern von anderen aus der Zeit vor dem 1. Sep- 
tember 1939 stammenden Verbindlichkeiten in ungerechfertigter 
Weise benachteiligt würden, das Verfahren auf solche anderen Ver- 
bindlichkeiten ausdehnen. 

(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht für Verbindlich- 
keiten des Gewerbetreibenden, die durch Hypothek oder Grundschuld 
an einem inländischen Grundstück gesichert sind, oder für Verbind- 
lichkeiten aus einem Darlehn, das von der Reichsbank im Lombard- 
verkehr gewährt worden ist, ferner nicht für Lohn- und Gehalts- 
ansprüche, für Verbindlichkeiten aus einem Versicherungsverhältnis 
sowie für öffentliche Abgaben, Sozialversicherungsbeiträge und Geld- 
strafen. 

(4) Hat der Richter auf Grund des Abs. 1 Stundung gewährt, so 
ist der Schuldner nicht mehr berechtigt, den im § 8 der Verordnung 
vom 31. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2139) vorgesehenen An- 
trag an das Vollstreckungsgericht zu richten. 

§ 3. Abwicklung gegenseitiger Verträge 

(1) Unter den Voraussetzungen des § i kann der Richter einen 
gegenseitigen Vertrag, den der Gewerbetreibende vor dem 1. Septem- 
ber 1939 im Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb geschlossen hat 
und der bei Stellung des Antrags noch von keinem Vertragsteil voll- 
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ständig erfüllt ist, auf Antrag des Gewerbetreibenden ganz oder zum 
Teil aufheben, wenn die Erfüllung oder weitere Erfüllung des Vertrags 
die Weiterführung oder Abwicklung des Gewerbebetriebs gefährden 
würde und die Aufhebung dem Vertragsgegner keinen unverhältnis- 
mäßigen Schaden verursacht. Die Aufhebungsanordnung des Richters 
ist unanfechtbar. 

(2) Der andere Vertragsteil kann den Gewerbetreibenden, auch 
wenn die Erfüllungszeit noch nicht eingetreten ist, unter Hinweis 
auf diese Verordnung auffordern, sich unverzüglich darüber zu er- 
klären, ob er einen Aufhebungsantrag stellen wird. Gibt der Gewerbe- 
treibende nicht binnen einer Woche eine solche Erklärung ab, so kann 
er den Antrag nicht mehr stellen; das gleiche gilt, wenn er die Erklä- 
rung zwar abgibt, den Antrag aber nicht binnen zwei Wochen nach 
Empfang der Aufforderung zur Erklärung beim zuständigen Gericht 
einreicht. 

(3) Hat der Richter den Vertrag nach Abs. 1 aufgehoben, so kann 
er dem Gewerbetreibenden auf Verlangen des anderen Teils aufgeben, 
diesen wegen der Richterfüllung angemessen zu entschädigen, soweit 
dies unter Berücksichtigung der Verhältnisse beider Vertragsteile der 
Billigkeit entspricht. Der Betrag ist in dem Beschluß festzusetzen; der 
Beschluß kann mit der Aufhebungsanordnung verbunden werden. 

(4) Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht für Dienst- oder 
Arbeitsverträge sowie Versicherungsverhältnisse. Für Miet- oder 
Pachtverträge über Räume oder Grundstücke gelten die besonderen 
Vorschriften der §§ 4, 5. 

§ 4. Herabsetzung der Miete oder Pacht bei 

Geschäftsräumen 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 kann der Richter bei einem 
Miet- oder Pachtverhältnis, das der Gewerbetreibende über Räume 
oder Grundstücke der im Abs. 3 bezeichneten Art vor dem 1. Septem- 
ber 1939 geschlossen hat, auf Antrag des Gewerbetreibenden die Miete 
oder Pacht für einen bestimmten Zeitraum um einen bei Berücksichti- 
gung der Verhältnisse beider Beteiligten angemessenen Betrag, jedoch 
um nicht mehr als die Hälfte, herabsetzen. 

(2) Die Herabsetzung nach Abs. 1 ist nur zulässig, wenn die Miete 
oder Pacht in einem erheblichen Mißverhältnis zu dem verminderten 
Ertrage des Gewerbebetriebes steht und der" Gewerbetreibende auch 
bei angemessener Berücksichtigung seiner sonstigen Mittel nicht in der 
Lage ist, die bisherige Miete oder Pacht selbst bei Bewilligung von 
Stundung oderTeilzahlungen weiterhin zu bezahlen. DieHerabsetzung 
ist unzulässig, wenn bei Berücksichtigung der gesamten Verhältnisse 
der Beteiligten die Auflösung des Miet- oder Pachtverhältnisses ge- 




boten erscheint oder wenn sich die Weiterführung oder spätere Wie- 
dereröffnung des Betriebs volkswirtschaftlich nicht rechtfertigen läßt. 

(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten nur für Miet- oder 
Pachtverhältnisse über Räume und Grundstücke, die für den Gewerbe- 
betrieb benutzt werden, und für Wohnräume, die wegen ihres wirt- 
schaftlichen oder räumlichen Zusammenhangs mit den Geschäfts- 
räumen mit diesen zusammen vermietet oder verpachtet sind. 

§ 5. Auflösung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

über Geschäftsräume 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 kann der Richter ein Miet- 
oder Pachtverhältnis der im § 4 Abs. 3 bezeichneten Art, das der 
Gewerbetreibende vor dem i. September 1939 geschlossen hat, auf 
Antrag des Gewerbetreibenden vorzeitig auflösen. Hierbei bestimmt 
der Richter den Zeitpunkt der Beendigung des Miet- oder Pachtver- 
hältnisses unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kündigungsfrist. 

(2) Zugleich mit der Auflösung ist auf Antrag des Vermieters 
oder Verpächters auszusprechen, daß diesem die Räume oder Grund- 
stücke im Zeitpunkt der Beendigung des Miet- oder Pachtverhältnisses 
herauszugeben sind. 

(3) Hat der Richter das Miet- oder Pachtverhältnis nach Abs. 1 
aufgelöst, so kann er dem Gewerbetreibenden auf Verlangen des 
anderen Teils aufgeben, diesen wegen der vorzeitigen Auflösung ange- 
messen zu entschädigen, soweit dies unter Berücksichtigung der Ver- 
hältnisse beider Vertragsteüe der Billigkeit entspricht. Der Betrag 
ist in dem Beschluß festzusetzen; der Beschluß kann mit der Auflö- 
sungsanordnung verbunden werden. 

§ 5a. Nach Kriegsausbruch begründete Rechtsver- 
hältnisse 

Der Gewerbetreibende kann die Vertragshilfe des Richters auf 
Grund der §§ 2 bis 5 auch wegen solcher Rechtsverhältnisse in An- 
spruch nehmen, die erst nach dem 31. August 1939 begründet worden 
sind. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Gewerbetreibende mit den 
Kriegsauswirkungen, die ihn an der Erfüllung seiner Verpflichtung 
hindern, rechnen mußte. 
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ZWEITER ABSCHNITT: 
VERTRAGSHILFE IN ANDEREN FÄLLEN 

§ 6. Vertragshilfe zugunsten von Schuldnern, die 
von der Räumung oder Freimachung von Gebiets- 
teilen oder von ähnlichen Kriegsauswirkungen 

betroffen werden 

(1) Ist jemand 

1. infolge der behördlich angeordneten Räumung oder Freimachung 
von gefährdeten Teilen des deutschen Reichsgebiets oder Wohn- 
gebäuden oder 

2. infolge anderer auf den Auswirkungen des Krieges beruhender, 
unabwendbarer Ereignisse 

gezwungen, seinen bisherigen regelmäßigen Aufenthaltsort zu ver- 
lassen, und kann er deshalb seine Zahlungsverpflichtungen aus Rechts- 
verhältnissen, die vor Verlassen dieses Aufenthaltsortes begründet 
sind, nicht rechtzeitig erfüllen, so kann der Richter auf Antrag des 
Schuldners die Fälligkeit dieser Verbindlichkeiten durch Bewilligung 
von Teilzahlungen oder Stundung entsprechend der Leistungsfähig- 
keit des Schuldners regeln. Die Fälligkeitsregelung des Richters ist 
unanfechtbar. 

(2) Ist der Inhaber eines landwirtschaftlichen Betriebs infolge 

unabwendbarer Auswirkungen des Krieges zwar nicht gezwungen, 

seinen Betrieb zu verlassen, aber doch an der ordnungsmäßigen Be- 
wirtschaftung der Grundstücke in erheblichem Maße gehindert und 
kann er deswegen seine Zahlungsverpflichtungen aus Rechtsverhält- 
nissen, die vor Eintritt der Behinderung begründet sind, nicht recht- 
zeitig erfüllen, so gelten die Vorschriften des Abs. 1 entsprechend. 
Eine Behinderung liegt insbesondere dann vor, wenn die Grundstücke 
wegen der Räumung oder Freimachung von Gebietsteilen oder infolge 
der Errichtung von Anlagen, die der Reichsverteidigung dienen, nicht 
zugänglich sind. 

(3) In den vorbezeichneten Fällen gelten die Vorschriften des § 2 
Abs. 2 bis 4 entsprechend, jedoch mit der Abweichung, daß die Fällig- 
keitsregelung auch für Verbindlichkeiten zulässig ist, die dem Schuld- 
ner als Versicherungsnehmer obliegen. 

§ 7. Vertragshilfezugunsten des Grundbesitzes 

(1) Erleidet der Eigentümer eines Grundstücks dadurch einen 
Ausfall, 

I. daß er infolge der Auswirkungen des Krieges genötigt ist, seinen 
auf dem Grundstück befindlichen Gewerbebetrieb stillzulegen, um- 
zustellen oder erheblich einzuschränken, oder 



2. dadurch, daß auf Grund der §§ 4, 5 oder auf Grund einer entspre- 
chenden gütlichen Vereinbarung mit dem Mieter oder Pächter die 
Miete oder Pacht herabgesetzt oder das Mlet- oder Pachtverhält- 
nis vorzeitig aufgelöst wird, oder 

3. dadurch, daß er infolge der Auswirkungen des Krieges, insbeson- 
dere wegen der im § 6 Abs. 1, 2 bezeichneten Verhältnisse, an der 
Nutzung seines Grundstücks gehindert ist (etwa weil er wegen 
der Räumung oder Freimachung von Gebietsteilen das Grundstück 
nicht mehr bewirtschaften kann, oder weil der Mieter cder Pächter 
des Grundstücks wegen der Räumung oder Freimachung des Ge- 
biets von der Entrichtung der Miete oder Pacht befreit ist), 

und ist der Ausfall so erheblich, daß der Eigentümer unter Berück- 
sichtigung seiner Vermögens- und Erwerbs Verhältnisse sowie der not- 
wendigen Aufwendungen für das Grundstück nicht imstande ist, die 
auf dem Grundstück lastenden Zins- und Tilgungsverpflichtungen und 
Reallastleistungen zu erfüllen, so kann er die Vertragshilfe des Rich- 
ters in Anspruch nehmen. 

(2) In diesem Falle kann der Richter: 

1. die Fälligkeit von Hypotheken- oder Grundschuldzinsen und Reai- 
lastleistungen durch Bewilligung von Teilzahlungen oder Stun- 
dung entsprechend der Leistungsfähigkeit des Eigentümers regeln; 

2. die Verpflichtung zur Zahlung von Tilgungsbeträgen auf Forde- 
rungen, die durch eine Hypothek oder Grundschuld an dem betrof- 
fenen Grundstück gesichert sind, für einen bestimmten Zeitraum 
aussetzen; 

3. den Zins von Forderungen, die durch Hypothek oder Grundschuld 
an dem betroffenen Grundstück gesichert sind, für einen bestimm- 
ten Zeitraum um einen angemessenen Betrag, jedoch nicht unter 
einen Zinsfuß von 4.V2 vom Hundert 2 ), herabsetzen; dies gilt nicht 
für Forderungen oder Grundschulden, die auf einem Rechtsge- 
schäft beruhen, bei dem eine langfristige Bodenbeleihung nicht 
beabsichtigt war, oder die zur Deckung von im Ausland aufge- 
nommenen Anleihen dienen, sowie für die zur Deckung von Liqui- 
dationspfandbriefen dienenden Aufwertungshypotheken; 

4. die Leistungen aus einer Reallast für einen bestimmten Zeitraum 
in angemessenen Umfang herabsetzen. 

(3) Unter Tilgungsbeträgen im Sinne dieser Verordnung sind Zu- 
schläge zu verstehen, die zu den Zinsen zu leisten sind und verein- 
barungsgemäß zuzüglich ersparter Zinsen zur allmählichen Tilgung 
der Kapitalschuld dienen. 



*) Ursprünglich hieß es hier 5 v. H. Änderung in v. H. s. VO. vom 11. De- 
zember 1942 (RGBl. I S. 706). 



157 



■ 

§ 8. Regelung der Fälligkeit des Hypotheken- oder 

Grundschuldkapitals 

(1) Wird nach dem 25. August I939nach Gesetz oder Vertrag eine 
Forderung, die bereits an diesem Tage an einem inländischen Grund- 
stück durch Hypothek oder Grundschuld gesichert ist, fällig und ist 
der Schuldner oder Eigentümer nicht imstande, den Betrag aufzu- 
bringen, so kann der Richter auf seinen Antrag die Fälligkeit des 
Kapitals in entsprechender Anwendung der §§ 10 bis 14 der Verord- 
nung zur Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken vom 22. Dezember 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1905) regeln, soweit nicht in unmittelbarer 
Anwendung der vorerwähnten Verordnung eine Fälligkeitsregelung 
getroffen werden kann. 

(2) Der Antrag kann nur binnen sechs Wochen seit der Fälligkeit 
oder, wenn die Fälligkeit von einer Kündigung abhängt, seit der 
Kündigung gestellt werden. Ist bereits vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung die Fälligkeit eingetreten oder die Kündigung ausge- 
sprochen, so kann der Antrag nur binnen sechs Wochen nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung gestellt werden. 

(3) War der Antragsteller ohne sein Verschulden verhindert, die 
im Abs. 2 vorgesehene Antragsfrist einzuhalten, so kann ihm der 
Richter Nachsicht gewähren, wenn er den Antrag binnen zwei Wochen 
nach der Beseitigung des Hindernisses einbringt und die Tatsachen, 
welche die Nachsicht begründen, glaubhaft macht. Im übrigen gilt § 8 
Abs. 4 der Verordnung vom 22. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1905) entsprechend. 

(4) Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht für Tilgungs- 
beträge. 

§ 8a 

In Kenntnis der Kriegsgefahr bestellte Hypotheken 

Für eine Forderung, die erst nach dem 25. August 1939 durch Hypo- 
thek oder Grundschuld an einem inländischen Grundstück gesichert 
worden ist, gilt § 8 sinngemäß. Jedoch können Schuldner und Eigen- 
tümer die richterliche Fälligkeitsregelung nicht beanspruchen, wenn 
sie mit den Kriegsauswirkungen, die sie an der Zahlung hindern, 
rechnen mußten. 

§9. Auf hebung von Rechtsnachteilen 

(1) Wird der Schuldner durch die Auswirkungen des Krieges ohne 
sein Verschulden gehindert, eine nach dem 25. August 1939 fällig ge- 
wordene Verbindlichkeit zu erfüllen, so kann der Richter auf Antrag 
des Schuldners anordnen, daß Rechtsfolgen, die nach Gesetz oder Ver- 
trag für den Fall der Richterfüllung oder der nicht rechtzeitigen Er- 
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füllung vorgesehen und dem Schuldner nachteilig sind, ganz oder teil- 
weise als nicht eingetreten gelten (zum Beispie! die Verpflichtung zur 
Zahlung von Verzugszinsen, die vorzeitig eingetretene Fälligkeit eines 
Kapitals oder die Entstehung von Kündigungs- und Rücktrittsrech- 
ten). Beruht die Verbindlichkeit auf einem nach dem 25. August 1939 
begründeten Rechtsverhältnis, so gilt diese Vorschrift nur, wenn die 
Behinderung des Schuldners auf Kriegsauswirkungen beruht, die er 
ohne Verschulden nicht mit genügender Sicherheit voraussehen konnte. 

(2) Abs. 1 gilt auch für Versicherungsverhältnisse. Der Versiche- 
rungsnehmer hat jedoch den Antrag spätestens innerhalb einer Frist 
von sechs Monatennach dem Zeitpunkt zu stellen, in dem sich der Ver- 
sicherer ihm gegenüber auf den Eintritt der Rechtsfolgen des Prämien- 
verzugs berufen hat. Solange der Versicherungsnehmer ohne sein 
Verschulden gehindert ist, die Frist einzuhalten, ist der lauf der Frist 
gehemmt. 

(3) Abs. 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Wechsel oder Scheck 
oder für Ansprüche aus einem Darlehn, das von der Reichsbank im 
Lombardverkehr gewährt worden ist. 

(4) Das Recht des Vermieters, wegen eines Mietrückstandes ein 
Mietverhältnis über Räume zu kündigen oder dessen Aufhebung zu 
verlangen, kann durch die Vertragshilfe nach Abs. 1 nicht beseitigt 
werden. Das gleiche gilt für Pachtverhältnisse über Räume und gewerb- 
lich genutzte unbebaute Grundstücke. 

(5) Durch eine auf Grund des Abs. 1 ergehende Anordnung kann 
die Berechtigung eines Pfandgläubigers oder eines Sicherungsnehmers, 
sich aus dem Pfand oder dem Sicherungsgut zu befriedigen, nicht be- 
seitigt werden. Jedoch sind die gesetzlichen Vorschriften über die An- 
drohung des Pfandverkaufs und über die zwischen der Androhung und 
dem Verkauf liegende Frist auch dann anzuwenden, wenn auf die 
Beobachtung dieser Vorschriften vor Eintritt der Verkaufsberechti- 
gung verzichtet worden ist. Die Vorschriften des § 8 der Verordnung 
vom 31. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2139) bleiben unberührt. 

DRITTER ABSCHNITT: 
VERFAHREN 

§ 10. Zuständigkeit 

(1) Zur Gewährung der richterlichen Vertragshilfe nach den §§ 1 
bis 9 ist das Amtsgericht zuständig, bei dem der Schuldner seinen all- 
gemeinen Gerichtsstand hat. 

(2) Das Amtsgericht kann die Sache aus wichtigem Grunde an ein 
anderes Amtsgericht abgeben, wenn sich dieses zur Übernahme bereit 
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erklärt. Einigen sich die Gerichte nicht, so entscheidet das gemeinsame 
obere Gericht und, wenn dieses das Reichsgericht ist, dasjenige Ober- 
landesgericht, zu dessen Bezirk das Gericht gehört, an welches die 
Sache abgegeben werden soll. Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

(3) Bezieht sich die beantragte Vertragshilfe lediglich auf An- 
sprüche, die an einem inländischen Grundstück durch Hypothek oder 
Grundschuld gesichert sind, oder auf Ansprüche aus einem Miet- oder 
Pachtverhältnis, so ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
das Grundstück gelegen ist. 

(4) Aus Zweckmäßigkeitsgründen können mehrere Verfahren, 
insbesondere ein Verfahren nach § 4 mit einem solchen nach § 7, ver- 
bunden werden. In diesem Falle ist das Gericht zuständig, bei dem der 
Antrag zuerst eingegangen ist. Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 11. Außerger ich tl iche Einigung 

Der Schuldner soll im allgemeinen die Vertragshilfe des Richters 
erst in Anspruch nehmen, nachdem er versucht hat, sich mit dem 
Gläubiger außergerichtlich zu einigen. 

§ 12. Verfahrensvorschriften 

(1) Für das Verfahren gilt, soweit diese Verordnung nichts an- 
deres bestimmt, das Reichsgesetz über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit (das Verfahren außer Streitsachen). 

(2) Die Vertragshilfe wird nur gewährt für Ansprüche, die der 
Schuldner bei Stellung des Antrags anerkennt. Erkennt er einen An- 
spruch nur teilweise an, so kann der Richter hinsichtlich des aner- 
kannten Teils die Vertragshilfe gewähren, wenn dies nach den Um- 
ständen zweckmäßig erscheint. 

§ 13. Begründung des Antrags 

(1) Der Schuldner soll in seinem Antrag seine Vermögens- und 
Erwerbsverhältnisse offenlegen, insbesondere auch angeben, in welchem 
Maße er durch die Auswirkungen des Krieges in seiner wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit beeinträchtigt wird, ferner ob und mit wel- 
chem Erfolg er außergerichtliche Verhandlungen mit dem Gläubiger 
geführt hat. 

(2) In der Regel soll der Schuldner seinem Antrag beifügen: 

1. eine geordnete Vermögensübersicht, die eine Gegenüberstellung 
der Aktiven und Passiven enthält; 

2. ein genaues Verzeichnis der Gläubiger und Schuldner mit Angabe 
der Anschrift, des Schuldgrundes und der Nebenrechte. 

(3) Stellt der Gewerbetreibende nach § 4 den Antrag auf Herab- 
setzung von Miete oder Pacht, so soll er in seinem Antrag angeben, ob 



wegen der Höhe der Miete oder Pacht ein Verfahren vor der Preis- 
behörde anhängig ist oder anhängig war. 

(4) Der Schuldner hat seine Angaben auf Verlangen des Gerichts 
glaubhaft zu machen. 

§ 14. Einigung vor dem Richter 

(1) Der Richter soll mit den Beteiligten in der Regel mündlich 
verhandeln und hierbei darauf hinwirken, daß sie sich gütlich einigen. 
Kommt eine Einigung zustande, so ist hierüber eine Niederschrift 
aufzunehmen, und zwar nach den Vorschriften, die für die Nieder- 
schrift über einen Vergleich im bürgerlichen Rechtsstreit gelten. 

(2) Auch wenn eine mündliche Verhandlung nicht stattfindet, hat 
der Richter die Beteiligten, gegen welche die Entscheidung wirken 
soll, zu hören, soweit dies möglich ist. 

§ 15. Bet ei 1 igung an der er S tel 1 en 

(1) Vor der Entscheidung soll das Gericht die für den Antrag- 
steller zuständige Berufs- oder Wirtschaftsvertretung (z. B. Industrie- 
und Handelskammer, die Handwerkskammer, den Landesbauern- 
führer) hören. In geeigneten Fällen soll das Gericht auch die Berufs- 
oder Wirtschaftsvertretung anderer Beteiligter hören. 

(2) Hat die Preisbehörde die Miete festgesetzt oder dem Ver- 
mieter die Genehmigung zur Erhöhung der Miete erteilt, so hat der 
Richter in einem nach § 4 eingeleiteten Verfahren bei der Herabsetzung 
der Miete von der durch die Preisbehörde festgesetzten oder genehmig- 
ten Miete auszugehen. Ist vor der Preisbehörde ein Verfahren über die 
Höhe der Miete anhängig, so soll der Richter vor seiner Entscheidung 
den Ausgang dieses Verfahrens abwarten. Der Richter soll ferner, 
falls ein Verfahren über die Höhe der Miete vor der Preisbehörde an- 
hängig war, die Akten der Preisbehörde beiziehen. Der Preisbehörde 
ist nach Rechtskraft eine Abschrift der Entscheidung über die Herab- 
setzung der Miete zu übersenden. Die vorstehenden Vorschriften 
gelten entsprechend für die Pacht. 

§ 16. Entscheidung 

(1) Kommt eine gütliche Einigung nach § 14 nicht zustande, so 
trifft der Richter nach §§ 1 bis 9 durch einen mit Gründen versehenen 
Beschluß eine rechtsgestaltende Entscheidung. 

(2) Die Entscheidung wird mit der Rechtskraft wirksam und er- 
setzt die entsprechenden Vereinbarungen der Parteien. Sie wirkt nur 
hinsichtlich der Verbindlichkeiten, die in der Formel des Beschlusses 
selbst oder in einer Anlage aufgeführt sind. 



11 Haegele, „Rechtsschutz" 
* 
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(3) Betrifft die Entscheidung einen Anspruch, über den ein Voll- 
streckungstitel vorliegt, so ist ein Vermerk über die Entscheidung auf 
dem Titel anzubringen oder mit ihm zu verbinden. 

§ 17. Vollstreckungsschutz 

(1) Um den Erfolg der richterlichen Vertragshilfe zu sichern, 
kann der Richter für die Dauer des Verfahrens durch besonderen Be- 
schluß anordnen, daß eine Zwangsvollstreckung, die gegen den Schuld- 
ner bei Eingang des Antrags anhängig ist oder später anhängig wird, 
bis zur Entscheidung über den Antrag einstweilen eingestellt (aufge- 
schoben) wird. Aus besonderen Gründen kann er auch anordnen, daß 
eine Zwangsvollstreckungsmaßnahme aufzuheben ist. 

(2) Die auf Grund des Abs. i getroffenen Anordnungen sind un- 
anfechtbar. Das gleiche gilt für Entscheidungen, die eine solche An- 
ordnung ablehnen. 

§ 18. Einstweilige Anordnungen 

Maßnahmen zur Sicherung der Gläubiger 

(1) Der Richter kann, soweit ihm dies nach den Umständen ge- 
boten erscheint, während des Verfahrens einstweilige Anordnungen 
treffen. Die Anordnungen können nur zugleich mit der Endentschei- 
dung angefochten werden. 

(2) Der Richter kann ferner während des Verfahrens oder in der 
Endentscheidung die zur Sicherung der Gläubiger erforderlichen 
Maßnahmen treffen. Er kann insbesondere dem Schuldner wegen der 
Verwertung seines Warenbestandes oder sonstigen Vermögens oder 
wegen der Verfügung über den Erlös veräußerter Gegenstände Auf- 
lagen machen. 

(3) Der Richter kann zur Beaufsichtigung des Geschäftsbetriebs 
des Schuldners einen Treuhänder bestellen. Für den Treuhänder gel- 
ten, soweit das Gericht nichts anderes anordnet, die Vorschriften sinn- 
gemäß, die in der Vergleichsordnung (Ausgleichsordnung) für den 
Vergleichsverwalter (Ausgleichsverwaltcr) vorgesehen sind. 

(4) Auf die Vollstreckung der in den Abs. i, 2 vorgesehenen An- 
ordnungen sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Zwangsvollstreckung entsprechend anzuwenden. 

§ 19. Beschwerde 

(1) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt wird, 
ist gegen die Entscheidung des Amtsgerichts innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen die sofortige Beschwerde (der Rekurs) zulässig. Uber 
die Beschwerde (den Rekurs) entscheidet das Oberlandesgericht. 

(2) Eine weitere Beschwerde (weiterer Rekurs) findet nicht statt. 
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§ 20. Änderungs verf ahren 

(1) Der Richter kann eine auf Grund dieser Verordnung erlassene 
rechtskräftige Entscheidung auf Antrag eines Beteiligten oder von 
Amts wegen ändern, wenn dies wegen einer wesentlichen Veränderung 
der tatsächlichen Verhältnisse oder infolge von Umständen, die nach- 
träglich ermittelt wurden, dringend geboten erscheint. 

(2) Der Richter kann namentlich eine Stundung aufheben, wenn 
sich ergeben sollte, daß der Schuldner seine Pflichten gegenüber dem 
Treuhänder nicht erfüllt oder Anstalten trifft, um sein Vermögen dem 
Zugriff der Gläubiger zu entziehen. 

(3) Die im Änderungsverfahren ergehende Entscheidung wird mit 
der Rechtskraft wirksam. Das Gericht kann jedoch, auch wenn eine 
Beschwerde zulässig ist, bestimmen, daß die Entscheidung sofort 
wirksam sein soll. 

§21. Kosten des Verf ahrens 

(1) Für die Gerichtskosten gelten, soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften der Kostenordnung vom 
25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371). Vorschüsse werden 

jedoch nicht erhoben. 

(2) Die Gerichtsgebühr für das Verfahren des ersten Rechtszuges 
beträgt fünf bis eintausend Reichsmark. Sie wird, wenn mehrere Ver- 
fahren verbunden sind, für jeden Schuldner erhoben, der einen Antrag 
auf Vertragshilfe stellt. Beantragt ein Schuldner mehrere Maßnahmen 
in einem Verfahren, so wird nur eine Gebühr erhoben. 

Von der Erhebung einer Gebühr kann abgesehen werden, wenn 
der Antragsteller die richterliche Vertragshilfe auf Veranlassung der 
Stellen beantragt hat, die über die Gewährung einer Beihilfe zum Aus- 
gleich der wirtschaftlichen Kriegsfolgen zu entscheiden haben. 

(3) Die Gebühr (Abs. 2) wird vom Richter unter Berücksichti- 
gung des Umfangs der Sache und der Leistungsfähigkeit des Schuld- 
ners festgesetzt. Für Vollstreckungsschutznahmen (§ 17) wird keine 
besondere Gebühr erhoben. 

(4) Die Kosten des Verfahrens des ersten Rechtszugs trägt grund- 
sätzlich der Antragsteller. Der Richter kann die Kosten ganz oder 
teilweise einem oder mehreren der übrigen Beteiligten auferlegen, 
soweit dies der Billigkeit entspricht. 

(5) Die Festsetzung der Gebühr (Abs. 3) und die Entscheidung 
über die Kostentragung (Abs. 4) können nicht selbständig angefochten 
werden. 

(6) Die Gebühr für das Beschwerdeverfahren (§ 19) bestimmt sich 
nach § 123 der Kostenordnung. Das Beschwerdegericht setzt den Wert 
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des Beschwerdegegenstandes in jedem Falle von Amts wegen fest. Die 
Festsetzung ist unanfechtbar. 

(7) Das Beschwerdegericht kann die Durchführung des Beschwer- 
deverfahrens von der Zahlung eines Kostenvorschusses abhängig 
machen. Uber Erinnerungen gegen den Kostenansatz entscheidet das 
Beschwerdegericht endgültig. 

(8) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 7 gelten auch in den Teilen 
des Reichsgebiets, in denen die Kostenordnung vom 25. November 
1935 bisher noch nicht allgemein eingeführt ist. 

§ 22. Außergerichtliche Kosten 

(1) Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet. 

(2) Die Gebühren der Rechtsanwälte bestimmen sich bis auf wei- 
teres nach den Vorschriften der Landesgebührenordnungen. 

(3) Der Rechtsanwalt kann eine Gebühren Vereinbarung treffen. 
Diese ist jedoch nur gültig, wenn sie schriftlich getroffen ist. 

§ 23. Vollstreckbarkeit 

(1) Aus einem Vergleich (§ 14) sowie aus einer rechtskräftigen 
Entscheidung, die der Richter nach § 3 Abs. 3, § 5 Abs. 3 über den 
Schadensersatzanspruch oder nach § 5 Abs. 2 über die Herausgabe von 
Räumen oder Grundstücken trifft, findet die Zwangsvollstreckung 
wie aus einem rechtskräftigen Urteil statt. 

(2) In einem Verfahren zur Fälligkeitsregelung von Verbindlich- 
keiten oder zur Herabsetzung von Zinsen oder Realleistungen (§§ 2, 
6 bis 8) kann der Richter auf Antrag des Gläubigers die Pflicht des 
Schuldners zur Leistung, insbesondere zur Zahlung oder zur Duldung 
der Zwangsvollstreckung, aussprechen. In diesem Falle findet auch aus 
einer solchen rechtskräftigen Entscheidung die Zwangsvollstreckung 
wie aus einem rechtskräftigen Urteil statt. 

VIERTER ABSCHNITT: 
ERGÄNZENDE VORSCHRIFTEN 

§ 24. Verhältnis zum bürgerlichen Rechtsstreit 

(1) Hängt die Entscheidung eines bürgerlichen Rechtsstreits ganz 
oder zum Teil davon ab, welche Entscheidung auf Grund dieser Ver- 
ordnung im Vetragshilfeverfahren ergeht, so kann das Prozeßgericht 
anordnen, daß das Verfahren bis zur Entscheidung über den Vertrags- 
hilfeantrag ausgesetzt (unterbrochen) wird. . 

(2) Wird über einen Anspruch, für den nach den §§ 2, 6, 7 eine 
Fälligkeitsregelung getroffen werden kann, ein Rechtsstreit anhängig, 

164 





bevor der Schuldner einen solchen Vertragshilfeantrag gestellt hat, 
so kann der Schuldner den Antrag, ihm nach diesen Vorschriften Teil- 
zahlungen oder Stundung zu bewilligen, beim Prozeßgericht anbrin- 
gen. Die Möglichkeit, den Antrag bei einem anderen als dem Prozeß- 
gericht anzubringen, entfällt. Auf das Verfahren und die Entscheidung 
über den Antrag des Schuldners ist die Verordnung über die Bewilli- 
gung von Zahlungsfristen in Rechtsstreitigkeiten vom 7. Oktober 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2004) sinngemäß anzuwenden, jedoch mit der 
Abweichung, daß die Stundung auch auf die Dauer von mehr als drei 
Monaten bewilligt werden kann. 

(3) Wird über einen Anspruch, bei dem die Aufhebung von Rechts- 
nachteilen nach § 9 in Frage kommt, ein Rechtsstreit anhängig, bevor 
der Schuldner einen solchen Antrag beim Vertragshilfegericht gestellt 
hat, so kann der Schuldner den Antrag, die im § 9 vorgesehene An- 
ordnung zu treffen, beim Prozeßgericht anbringen. Die Möglichkeit, 
den Antrag bei einem anderen als dem Prozeßgericht anzubringen, 
entfällt. Die Vorschriften der vorerwähnten Verordnung vom 7. Ok- 
tober 1939 gelten sinngemäß. 

(4) Siegt im Falle des Abs. 3 eine Partei lediglich deshalb ob, 
weil eine Anordnung nach § 9 ergeht, so können die Kosten des Rechts- 
streits der obsiegenden Partei ganz oder teilweise auferlegt werden. 

§ 25. Besondere Vorschriften für Miet- und 

Pachtverhältnisse 

(1) Wird wegen eines Mietrückstandes Stundung oder Teilzahlung 
auf Grund dieser Verordnung bewilligt, so verliert eine auf diesen 
Mietrückstand gestützte Kündigung des Vermieters ihre Wirksam- 
keit, und der Vermieter hat nicht mehr das Recht, wegen des Mietrück- 
standes die Aufhebung des Mietverhältnisses zu verlangen. Das gleiche 
gilt, wenn wegen eines Mietrückstandes eine Zahlungsfrist nach der 
Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfristen in Rechts- 
streitigkeiten vom 7. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2004) be- 
willigt wird; in diesem Falle ist in einem etwa gleichzeitig anhängigen, 
auf Räumung oder Aufhebung des Mietverhältnisses gerichteten 
Rechtsstreit § 24 Abs. 4, gegebenenfalls auch § 24 Abs. 1 entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Auch wenn der Vermieter wegen eines Mietrückstandes die 
Klage auf Räumung oder Aufhebung des Mietverhältnisses, jedoch 
nicht die Klage auf Zahlung des Mietrückstandes erhoben hat, kann das 
Prozeßgericht dem Mieter, falls er den Zahlungsanspruch anerkennt, 
auf seinen Antrag in entsprechender Anwendung der Verordnung vom 
7. Oktober 1939 für den Mietrückstand eine Zahlungsfrist bis zur 
Dauer von drei Monaten bewilligen. Die Bewilligung ist im Urteil 
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auszusprechen. Wird dem Antrag stattgegeben, so ist § 24 Abs. 4 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Abs. 1,2 gelten auch für Pachtverhältnisse. Sie sind ferner 
entsprechend anzuwenden im Bestandverfahren nach den §§ 571 bis 
575 der Zivilprozeßordnung vom 1. August 1895. 

§26. Besondere Vorschriften für Ansprüche aus 
einem W ec h s e 1 o de r S c h ec k 

(1) Gewährt das Gericht auf Grund dieser Verordnung einem 
Wechselschuldner Stundung, so wird hierdurch die Verpflichtung der 
anderen Wechselschuldner nicht berührt. 

(2) Der Inhaber des Wechsels kann ungeachtet der dem Haupt- 
wechselschuldner gewährten Stundung bei Verfall Rückgriff nehmen. 

(3) Wird nach Ablauf der Stundung die Einlösung des Wechsels 
bei dem Wechselschuldner, dem Stundung gewährt worden ist, ver- 
langt, so hat er die Wechselsumme mit den inzwischen aufgelaufenen 
Nebenbeträgen zu zahlen (Artikel 28 Abs. 2, Artikel 48, 49, 77, 78 
des Wechselgesetzes). 

(4) Die vorstehenden Vorschriften gelten für den Scheck sinn- 
gemäß. 

§ 27. Erhaltung des Ranges in der Zwangs- 
versteigerung 

(1) Wird eine Verpflichtung zu wiederkehrenden Leistungen, für 
die ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück besteht, auf Grund 
dieser Verordnung durch Gerichtsbeschluß oder gemäß § 14 durch 
gütliche Einigung gestundet, so wird die Zeit der Stundung in die 
Fristen des § 10 des Zwangsversteigerungsgesetzes (§216 der Exeku- 
tionsordnung) nicht eingerechnet. 

(2) Haben die Beteiligten sich unter den Voraussetzungen des § 7 
außerhalb eines Vertragshilfeverfahrens über eine entsprechende Stun- 
dung geeinigt und hat der Vertragshilferichter durch Beschluß bestä- 
tigt, daß die Voraussetzungen des § 7 vorliegen, so gilt Abs. 1 ent- 
sprechend. 

§ 28. Eintragung im Grundbuch 

(1) Hat der Richter eine Regelung nach den §§ 7, 8 getroffen oder 
haben die Beteiligten sich über eine entsprechende Regehing vor dem 
Richter gütlich geeinigt (§ 14, § 24 Abs. 2) oder hat der Richter eine 
Bestätigung nach § 27 Abs. 2 erteilt, so kann der Richter das Grund- 
buchamt (Grundbuchsgericht) um Eintragung der Rechtsänderung in 
das Grundbuch ersuchen. Eine Eintragung, die auf Grund eines solchen 
Ersuchens vorgenommen wird, ist gebührenfrei. 
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(2) Haben die Beteiligten sich unter den Voraussetzungen der 
§§ 7» 8 außerhalb eines Vertragshilfeverfahrens über eine diesen Vor- 
schriften entsprechende Regelung geeinigt, so wird die Rechtsänderung 
auf Antrag gebührenfrei in das Grundbuch eingetragen. 

§ 29. Treuhänder 
öffentlich-rechtliche Körperschaften 

(1) Gesetzliche Vertreter des Gläubigers, Treuhänder und sonstige 
Verwalter oder Verwahrer fremden Vermögens verstoßen dadurch, 
daß sie dem Schuldner eine Erleichterung nach dieser Verordnung 
gewähren, nicht gegen die ihnen obliegenden Pflichten. 

(2) Reich, Länder (Reichsgaue) und sonstige öffentlich-rechtliche 
Körperschaften und Anstalten können von etwa entgegenstehenden 
allgemeinen haushaltsrechtlichen Vorschriften abweichen, um die 
Durchführung dieser Verordnung zu ermöglichen. 

§ 30. Hemmung von Verjährungsfristen 

(1) Die Verjährung ist gehemmt für und gegen: 

1 . Wehrmachtangehörige ; 

2. Personen, die, ohne Wehrmachtangehörige zu sein, wegen der Aus- 
wirkungen des Krieges zu ständigen Dienstleistungen außerhalb 
ihres regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen sind; 

3. Personen, die wegen der Auswirkungen des Krieges sich dienst- 
lich im Ausland aufhalten oder sich als Gefangene oder Geiseln in 
fremder Gewalt befinden; 

4. Personen, die wegen der im § 6 Abs. 1 bezeichneten Verhältnisse 
gezwungen sind, ihren regelmäßigen Aufenthaltsort zu verlassen. 

(2) Die Hemmung beginnt bei Nr. 1 und 2 mit der Einberufung, 
bei Nr. 3 und 4 mit den dort bezeichneten Ereignissen, in allen Fällen 
jedoch frühestens mit dem 25. August 1939. Die Hemmung endigt 
6 Monate nach dem Wegfall des Grundes, auf denen sie beruht 3 ). 

§ 31. Hemmung sonstiger Fristen 

(1) Die Vorschriften des § 30 gelten entsprechend: 

1. für Fristen, die für die Beschreitung des Rechtsweges oder die 
sonstige Geltendmachung von Rechten im gerichtlichen Verfahren 
vorgeschrieben sind, sowie 

2. für alle sonstigen Fristen, auf die § 203 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ganz oder teilweise entsprechend anzuwenden ist; 

3. 8 ) für die Fristen, innerhalb deren Zins-, Renten- und Gewinn- 
anteilscheine auf den Inhaber dem Aussteller zur Einlösung vorzu- 
legen sind. Diese Fristen sind auch zugunsten anderer als der im 



167 



§ 30 Abs. i genannten Personen gehemmt, wenn sie durch die Aus- 
wirkungen des Krieges gehindert sind, die Scheine vorzulegen. 

(2) Dies gilt nicht für Ausschlußfristen, innerhalb deren ein Ver- 
sicherungsnehmer seinen Anspruch auf die Leistungen des Versiche- 
rers gerichtlich geltend zu machen hat. 

(3) Die Vorschriften des § 28 Abs. 1 Satz 2, § 29 Abs. 2 Satz 2 
des österreichischen Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. Dezember 
1917 (RGBl. Nr. 501) und des im Reichsgau Sudetenland und im 
Protektorat Böhmen und Mähren geltenden Versicherungsvertrags- 
gesetzes vom 3. Juli 1934 (SdGuB Nr. 145) sind bis auf weiteres nicht 
anzuwenden. 

(4) ß ) Abs. 1 gilt nicht für die in den §§ 152, 153 der Reichskon- 
kursordnung vorgesehene Ausschlußfrist. 

FÜNFTER ABSCHNITT: 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 32. Auf hebung von Vorschriften 

(1) Es werden aufgehoben: 

1. die Artikel 8 und 9 der Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollst rek- 
kung, des Konkurses und des bürgerlichen Rechts vom 1. Septem- 
ber 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1656), und zwar Artikel 9 vorbe- 
haltlich der aus § 34 Abs. 2 ersichtlichen Einschränkung; 

2. die Vorschriften des § 7 der Verordnung über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung vom 31. Oktober 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2139). 

(2) 4 ) Die während der Geltungsdauer des Artikels 8 der Verord- 
nung vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1656) eingetretene 
Hemmung der Verjährungsfristen und ähnlicher Fristen gilt nicht für 
Fristen, die ohne diese Hemmung am 31. Dezember 1941 oder später 
ablaufen würden. Die Vorschriften der §§ 30, 31 bleiben unberührt. 

§ 33. Anträge von Juden 

Personen, die Juden sind oder als Juden gelten (§ 5 der Ersten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935, Reichs- 
gesetzbl. I S. 1333), können die in dieser Verordnung vorgesehene 
richterliche Vertragshilfe nicht in Anspiuch nehmen. 

3 ) Je Fassung auf Grund der VO. vom 3. November 1941 (RGBL I S. 684). 
*) Einfügung auf Grund der VO. vom 3. November 1941 (RGBl. S. 684). 
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§34- Anwendung im Protektorat Böhmen und Mähren 

(1) Im Protektorat Böhmen und Mähren kann die Vertragshilfe 
nach den Vorschriften dieser Verordnung von Personen in Anspruch 
genommen werden, die nicht Protektoratsangehörige sind. Für die 
Entscheidung über Vertragshilfeanträge, die auf Grund dieser Ver- 
ordnung von solchen Personen gestellt werden, sind die deutschen 
Gerichte zuständig. 

(2) Solange § 9 dieser Verordnung für Schuldner, die Protek- 
toratsangehörige sind, im Protektorat Böhmen und Mähren nicht gilt, 
bleiben dort für diese Schuldner die Vorschriften des Artikels 9 der 
im § 32 erwähnten Verordnung vom 1. September 1939 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1656) in Kraft. 

§ 35- Vorbehalt wegen der Ostgebiete 

Die Inkraftsetzung dieser Verordnung in den Ostgebieten, die im 
§.1 der Verordnung vom 26. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2108) 
bezeichnet sind, bleibt vorbehalten. 

§ 36. Durchführungsvorschriften 

(1) Der Reichsminister der Justiz erläßt die Vorschriften zur 
Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung durch Rechtsver- 
ordnung oder im Verwaltungsweg. Er kann über Zweifelsfragen im 
Verwaltungsweg entscheiden. 

(2) Der Reichsminister der Justiz bestimmt den Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens dieser Verordnung. 



II. Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren 

vom 30. XI. 1939 

(RGBl. I S. 2338) *) 

Eine verständige Haltung der Gläubiger, nötigenfalls unterstützt 
durch die Vertragshilfe des Richters, wird dazu führen, daß trotz der 
Auswirkungen des Krieges die übergroße Mehrzahl der in Mitleiden- 
schaft gezogenen Betriebe der deutschen Wirtschaft zahlungsfähig 
erhalten bleibt. Dennoch ist damit zu rechnen, daß einzelne Betriebe 
oder Personen stärker betroffen werden und in Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung geraten. Diese können nur dann vor dem Konkurs 
bewahrt werden, wenn ihnen eine durchgreifendere Hilfe zuteil wird. 



•) Wegen der geschäftlichen Behandlung des Kriegsausgleichsverfahrens s. 
AV. vom 8. Dezember 1939 (DJ. S. 1866), wegen Statistik s. AV. vom 26. Fe- 
bruar 1940 (DJ. S. 268). 
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Für sie wird, falls sie dessen würdig sind, ein besonderes Kriegsaus- 
gleichsverfahren bereitgestellt, das in erster Linie in angemessenem 
Umfang eine Gesamtstundung, notfalls aber auch einen Teilerlaß der 
nicht dinglich gesicherten Verbindlichkeiten ermöglicht. Von dem 
gewöhnlichen Vergleichsverfahren unterscheidet sich dieses Kriegs- 
ausgleichsverfahren namentlich dadurch, daß es jeden kreditschädi- 
genden Charakters entkleidet ist. 

Aus diesen Erwägungen wird auf Grund gesetzlicher Ermächti- 
gung mit Zustimmung des Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft 
und des Oberkommandos der Wehrmacht für das Gebiet des Groß- 
deutschen Reichs folgendes verordnet: 

ERSTER ABSCHNITT: 
KRIEGSAUSGLEICHSVERFAHREN 

§ i. Antragsrecht 

(1) Wer durch die Auswirkungen des Krieges zahlungsunfähig 
geworden ist, kann die Eröffnung des Kriegsausgleichsverfahrens 
beantragen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn ein Schuldner, für den die Uberschul- 
dung als Konkursgrund ausreicht, infolge der Auswirkungen des 
Krieges überschuldet wird. 

(3) Wer auf Grund gesetzlicher Vorschrift verpflichtet ist, wegen 
Zahlungsunfähigkeit oder Oberschuldung die Eröffnung des Ver- 
gleichs- oder des Konkursverfahrens zu beantragen, genügt dieser 
Pflicht auch dadurch, daß er die Eröffnung des Kriegsausgleichsver- 
fahrens beantragt. 

§ 2. Verfahren 

(1) Soweit sich aus dem folgenden nichts anderes ergibt, sind auf 
das Kriegsausgleichsverfahren die Vorschriften der Vergleichsordnung 
vom 2(5. Februar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 321) entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Hierbei sind folgende Ausdrücke zu gebrauchen: statt Ver- 
gleichsverfahren — Kriegsausgleichsverfahren, statt Vergleichsschuld- 
ner — Ausgleichsschuldner, statt Vergleichsgläubiger — Ausgleichs- 
gläubiger, statt Vergleichsverwalter — Ausgleichsverwalter, statt 
Vergleichsvorschlag — Ausgleichsvorschlag. 

(3) In den Gebieten außerhalb des alten Reichsgebiets gelten die 
Abs. 1 und 2 entsprechend für die dort in Kraft befindlichen Ver- 
gleichs- oder Ausgleichsordnungen. 

■ 



§ 3- Inhalt des Ausgleichsvorschlags 

(1) Die Vorschriften, wonach die im Ausgleichsvorschlag vor- 
gesehene Stundung gewisse Höchstfristen nicht überschreiten darf 
(z. B. § 7 Abs. 2 der Vergleichsordnung), sind nicht anzuwenden. 

(2) Sieht der Ausgleichsvorschlag eine Überschreitung der regel- 
mäßigen Höchstfristen vor, so hat der Richter die Angemessenheit 
des Ausgleichsvorschlags mit besonderer Sorgfalt zu prüfen. 

(3) Die Vorschriften, wonach der Ausgleichsvorschlag bestimmte 
Mindestsätze erreichen muß (z. B. § 7 Abs. 1, 3, 4 der Vergleichs- 
ordnung), bleiben im übrigen unberührt. 

§ 4. Eröffnung des Kriegsausgleichsverfahrens 

(1) Ob die Eröffnung des Kriegsausgleichsverfahrens wegen eines 
der Gründe abzulehnen ist, die in den §§ 17, 18 der Vergleichsordnung 
oder in den entsprechenden Vorschriften der Ausgleichsordnungen 
aufgeführt sind, entscheidet das Gericht nach billigem Ermessen. 

(2) Voraussetzung für die Eröffnung des Kriegsausgleichsver- 
fahrens ist jedoch stets, daß der Schuldner nach seinem Verhalten im 
geschäftlichen Verkehr sowie nach seiner Persönlichkeit Schonung 
verdient. 

§ 5. Einschränkung von Bekanntmachungen 

(1) In einem Kriegsausgleichsverfahren, das nach Zahl und Höhe 
der Ausgleichsforderungen von geringer Bedeutung ist, kann das Ge- 
richt von den in der Vergleichs- (oder Ausgleichs-) Ordnung vorge- 
schriebenen öffentlichen Bekanntmachungen absehen. 

(2) Das gleiche gilt auch in anderen Fallen, wenn kein Anlaß be- 
steht, an der Vollständigkeit und Richtigkeit des vom Schuldner ein- 
gereichten Gläubigerverzeichnisses zu zweifeln und das Unterbleiben 
der öffentlichen Bekanntmachung nach der gesamten Sachlage der 
Billigkeit entspricht. 

§ 6. Entscheidung über den Ausgleichsvorschlag 

(1) Sollten bei einem Ausgleichsvorschlag, der keinen Erlaß, son- 
dern lediglich eine Stundung der Ausgleichsforderungen vorsieht, die 
zur Annahme des Vorschlags erforderlichen Mehrheiten nicht erreicht 
werden, so kann der Richter den Ausgleich durch Beschluß dennoch 
für verbindlich erklären, wenn dies nach den Umständen des Falls der 
Billigkeit entspricht. 

(2) Der Richter kann hierbei hinsichtlich der Dauer der Stundung 
sowie hinsichtlich der Nebenabreden (2. B. über die Stellung von 

Sicherheiten) von dem Ausgleichsvorschlag abweichen, soweit dies 
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notwendig ist, um eine gerechte Regelung für alle Beteiligten herbei- 
zuführen. 

(3) Vor dieser Entscheidung (Abs. r, 2) soll der Richter den Aus- 
gleichsschuldner, den Ausgleichsverwalter und den Gläubigerbeirat 
hören. 

(4) Der für verbindlich erklärte Ausgleich hat dieselbe Wirkung 
wie ein Ausgleich, der angenommen und bestätigt ist. 

§ 7. Regelung der Miete oder Pacht 
für die Geschäftsräume 

Stellt der Ausgleichsschuldner den Antrag, die Miete oder die 
Pacht für die in seinem Gewerbebetrieb benutzten Räume und Grund- 
stücke und zugehörigen Wohnräume auf Grund des § 4 der Verord- 
nung über die Vertragshilfe des Richters aus Anlaß des Krieges vom 
30. November 1939 (Reichsgesetzblatt I S. 2329) herabzusetzen, so 
ist hierüber außerhalb des Ausgleichsverfahrens zu entscheiden; bei 
dieser Entscheidung bleibt § 1 Abs. 3 der vorerwähnten Verordnung 
außer Betracht. 

ZWEITER ABSCHNITT: 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 8. Aufhebung der Konkursbeschränkung 

Artikel 7 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Kon- 
kurses und des bürgerlichen Rechts vom 1. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1656) wird aufgehoben. 

§ 9. Anträge von Juden 

■ 

Personen, die Juden sind oder als Juden gelten (§ 5 der Ersten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935, Reichs- 
gesetzbl. I S. 1333), sind nicht berechtigt, die Eröffnung des Kriegs- 
ausgleichsverfahrens zu beantragen. ' 

§10. Anwendung im Protektorat Böhmen und Mähren 

(1) Im Protektorat Böhmen und Mähren kann das Kriegsaus- 
gleichsverfahren nach dieser Verordnung von Personen beantragt 
werden, die nicht Protektoratsangehörige sind. 

(2) Wenn der Antragsteller nicht Protektoratsangehöriger ist, 
sind im Protektorat Böhmen und Mähren die Deutschen Gerichte für 
das Kriegsausgleichsverfahren zuständig. 



§ Ii. Vorbehalt wegen der Ostgebiete 

Die Inkraftsetzung dieser Verordnung in den Ostgebieten, die in 
§ i der Verordnung vom 26. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2108) 
bezeichnet sind, bleibt vorbehalten. 

§ 12. Durchführungsvorschriften 

(r) Der Reichsminister der Justiz erläßt die Vorschriften zur 
Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung durch Rechtsver- 
ordnung oder im Verwaltungsweg. Er kann Zweifelsfragen im Ver- 
waltungsweg entscheiden. 

(2) Der Reichsminister der Justiz bestimmt den Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens dieser Verordnung. 



III. Auszug aus der Verordnung zur Regelung der Fälligkeit alter 

Hypotheken vom 22. XII. 1938 

(RGBl. I S. 1905) 

■ 

r 

§ 1. Anwendungsbereich der Verordnung 

(1) Diese Verordnung findet Anwendung: 

1. auf Forderungen, die am 30. Januar 1933 durch eine Hypothek an 
einem Grundstück im Reichsgebiet — ausschließlich des Saarlandes, 
des Landes Österreich und der sudetendeutschen Gebiete — ge- 
sichert waren; 

2. auf Forderungen, die am 1. März 1935 durch eine Hypothek an 
einem Grundstück im Saarland gesichert waren; 

4. auf Forderungen, die am 10. Oktober 1938 durch eine Hypothek an 
einem Grundstück im Lande Österreich gesichert waren; 

4. auf Forderungen, die am 13. März 1938 durch eine Hypothek an 
einem Grundstück in den sudetendeutschen, Gebieten gesichert 
waren. 

(2) Die Verordnung gilt auch: 

a) für solche Forderungen, die erst nach den im Abs. 1 genannten 
Stichtagen entstanden sind, zu deren Begründung sich der Gläu- 
biger aber bereits vor dem Stichtag verpflichtet hatte; 

b) für solche Forderungen, die erst nach den im Abs. 1 genanten 
Stichtagen durch eine Hypothek gesichert worden sind, zu deren 
dinglicher Sicherstellung sich der Schuldner aber bereits vor dem 
Stichtag verpflichtet hatte. 

(.3) Die Vorschriften, die für die durch Hypothek gesicherten 
Forderungen gelten, erstrecken sich in dem Rechtsgebiet, in dem es 
außer Hypotheken auch Grundschulden gibt, auch auf die durch Grund- 
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schuld gesicherten Forderungen und die zugehörigen Grundschulden. 
Für die durch Hypothek oder Grundschuld gesicherte Forderung und 
die zugehörige Grundschuld wird in der Verordnung die Bezeichnung 
„Forderung" gebraucht. Unter „Schuldner" ist, wenn sich aus dem 
Zusammenhang nichts anderes ergibt, sowohl der persönliche Schuld- 
ner wie auch der Eigentümer des belasteten Grundstücks zu verstehen. 

§ 2. Ausnahmen 

(1) Die Verordnung findet keine Anwendung, wenn die Beteilig- 
ten nach den im § i Abs. i Nr. i bis 4 genannten Stichtagen eine Ver- 
einbarung getroffen haben oder in Zukunft treffen, durch die die 
Zahlung des Kapitals geregelt wird. Hierunter fallen jedoch nicht vor- 
läufige Vereinbarungen, in denen sich die Beteiligten nur auf ein wei- 
teres Stillhalten des Gläubigers geeinigt haben, ohne damit die Zahlung 
des Kapitals unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit des 
Schuldners endgültig zu regeln. 

(2) Die Verordnung findet ferner keine Anwendung auf: 

1. Forderungen, die auf einem Rechtsgeschäft beruhen, bei dem eine 
langfristige Bodenbeleihung nicht beabsichtigt war; 

2. Forderungen oder Teilbeträge von Forderungen, für die das Ge- 
richt die Fälligkeit durch eine Entscheidung über die Freistellung 
des Gläubigers von der Stillhaltepflicht (§ 3 des Dritten Kapital- 
verkehrsgesetzes vom 13. Dezember 1935, § 2 des Gesetzes über 
die Zinsen für den landwirtschaftlichen Realkredit vom 31. Juli 
1935) endgültig geregelt hat; 

.3. Forderungen von Bausparkassen aus der Gewährung eines Bau- 
darlehens ; 

4. Forderungen aus einem Darlehen, das der Eigentümer eines Grund- 
stücks zum Zwecke der Ablösung der Gebäudeentschuldungssteuer 
aufgenommen hat (Teil II, Kapitel I, § 3 der Verordnung des 
Reichspräsidenten vom 8. Dezember 1931, RGBl. I S. 700, 706 in 
der Fassung der Verordnung vom 6 .Februar 1932, RGBl. I S. 60) ; 

5. Forderungen, deren Fälligkeit auf Grund der Gesetzgebung über 
die landwirtschaftliche Schuldenregelung und Osthilfe geregelt ist 
oder geregelt wird; 

6. Forderungen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung aus beson- 
derem Anlaß vorzeitig fällig geworden sind, vorbehaltlich des 
Abs. 3. 

(3) Ist vor dem Inkrafttreten der Verordnung eine Forderung, die 
durch eine Hypothek auf einem Grundstück im Lande Österreich oder 
in den sudetendeutschen Gebieten gesichert ist, vorzeitig fällig ge- 
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worden, so findet die Verordnung Anwendung, wenn der Schuldner 
vom Standpunkt der Volksgesamtheit aus eines Schutzes würdig und 
bedürftig ist und wenn damit gerechnet werden kann, daß der Schuld- 
ner in Zukunft seinen Verpflichtungen nachkommen wird. 

§ 3. Kündigung des Gläubigers 

(1) Bei den Forderungen, auf die diese Verordnung anwendbar 
ist, kann der Gläubiger die Zahlung des Kapitals von dem Eigentümer 
oder dem persönlichen Schuldner nur verlangen, wenn er nach Inkraft- 
treten der Verordnung gekündigt hat. Vertragsbestimmungen, durch 
die die Kündigung des Gläubigers für einen bestimmten Zeitraum aus- 
geschlossen ist, werden hierdurch nicht berührt. 

(2) Für die Art und Weise der Kündigung sind die Bestimmungen 
maßgebend, die die Beteiligten hierüber getroffen haben. Die Kündi- 
gungsfrist beträgt jedoch mindestens drei Monate. Haben die Betei- 
ligten die Art und Weise einer Kündigung nicht geregelt, so, kann der 
Gläubiger mit einer Frist von drei Monaten zum Schluß eines Kalen- 
dervierteljahres kündigen; die Kündigung muß schriftlich erklärt 



§ 10. Allgemeine Voraussetzung für eine Änderung 

der Fälligkeit 

Der Richter soll die Fälligkeit des Kapitals nur dann ändern, wenn 
der Schuldner über die zur Zahlung erforderlichen Mittel nicht ver- 
fügt und auch nicht in der Lage ist, sie sich zu Bedingungen zu ver- 
schaffen, die ihm billigerweise zugemutet werden-können. Der Richter 
soll aber auch unter diesen Voraussetzungen die Fälligkeit nicht 
ändern, wenn dies bei gerechter Abwägung der Belange des Gläubigers 
und des Schuldners für den Gläubiger eine unbillige Härte bedeuten 
würde. Die Annahme einer unbilligen Härte bedarf in der Regel keiner 
besonderen Rechtfertigung, wenn der Betrag, den der Gläubiger zu- 
rückverlangt, im Verhältnis zu dem Wert des Grundstücks gering ist. 

§ 11. Zahlungsfrist 

Ist der Schuldner in der Lage, das ganze Kapital oder einen Teil- 
betrag zwar nicht sofort, aber in einem demnächst eintretenden Zeit- 
punkt zu zahlen, so kann der Richter dem Schuldner für diesen Betrag 
bis zu dem Zeitpunkt eine Zahlungsfrist bewilligen. Die Zahlungsfrist 
darf höchstens ein Jahr laufen. Nach ihrem Ablauf wird der gestundete 
Betrag ohne v/eiteres zur Zahlung fällig; hierauf soll der Richter in der 
Entscheidung hinweisen. 

; . UL 



§ 12. Tilgung und Abzahlung 

(1) Soweit der Schuldner das Kapital nicht alsbald zahlen kann, 
soll der Richter darauf hinwirken, daß der Schuldner die Kapitalschuld 
seiner Leistungsfähigkeit entsprechend allmählich abträgt. Bei der 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit ist von dem Ertrag des belasteten 
Grundstücks oder des Betriebs, dem das Grundstück dient, auszugehen. 
Vom dem Ertrag sind die für die Erhaltung des Grundstücks oder des 
Betriebs notwendigen Ausgaben abzuziehen. Das sonstige Einkommen 
und Vermögen des Schuldners ist angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Um die allmähliche Abtragung der Kapitalschuld herbei- 
zuführen, kann der Richter mit Zustimmung des Gläubigers: 

a) Teihahlungen festsetzen; 

b) Hypotheken in Abzahlungshypotheken umwandeln; 

c) Hypotheken in unkündbare Tilgungshypotheken umwandeln, das 
heißt in Hypotheken, die durch gleichbleibende Jahresleistungen in 
der Weise verzinst und getilgt werden, daß die bei fortschreitender 
Kapitaltilgung ersparten Zinsen der Tilgung zuwachsen, und bei 
denen das Kündigungsrecht für den Gläubiger ausgeschlossen ist. 

§ 13. Stillhaltung 

(1) Für den Kapitalbetrag oder Kapitalteilbetrag, dessen Fällig- 
keit sich nach §§ 10 bis 12 nicht regeln läßt, kann der Richter die Kün- 
digung, die der Gläubiger ausgesprochen hat, für unwirksam erklären 
und die ordentliche Kündigung für den Gläubiger auf zwei Jahre aus- 
schließen. Ist die dingliche Sicherung der Forderung nicht mehr aus- 
reichend, so soll der Richter, bevor er eine solche Anordnung trifft, 
darauf hinwirken, daß der Schuldner dem Gläubiger, soweit möglich, 
«ine angemessene zusätzliche Sicherung gibt. 

(2) Kündigt der Gläubiger nach Ablauf der für den Kündigungs- 
ausschluß bestimmten Frist erneut, so gilt § 7. 

§ 14. Vorzeitige Fälligkeit im Fall einer richter- 
lichen Anordnung auf Grund der §§ 10 bis 13 und 
einer vereinbarten Fälligkeitsregelung 

(1) Für den Fall, daß der Schuldner mit den Leistungen, die ihm 
der Richter auferlegt, in Verzug kommt, kann der Richter in seiner 
Entscheidung die Verzugsfolgen regeln. Soweit der Richter eine be- 
sondere Regelung nicht getroffen hat, gilt § 4 sinngemäß. 

(2) Soweit die Beteiligten in einer gemäß § 9 getroffenen Verein- 
barung über die vorzeitige Fälligkeit keine besondere Bestimmung 
■getroffen haben, gilt § 4 sinngemäß. 
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IV. Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfristen in 
Rechtsstreitigkeiten vom 7. X. 1939 

(RGBl. I S. 2004) 

Der Ministerrat fürdieReichsverteidigung verordnet mitGesetzes- 
kraft für das Gebiet des Großdeutschen Reichs: 

§ 1» Zahlungsfrist 

(1) Wird ein Anspruch auf eine Geldleistung oder aus einer Hypo- 
thek, Grundschuld oder Rentenschuld, der aus einem vor dem 1 . Sep- 
tember 1939 begründeten Rechtsverhältnis entstanden ist, in einem 
Rechtsstreit gehend gemacht, so kann das Prozeßgericht auf Antrag 
des Beklagten eine Zahlungsfrist bis zur Dauer von drei Monaten 
bewilligen. 

(2) Der Antrag kann auch schriftlich gestellt werden und unter- 
liegt nicht dem Anwaltszwang. Der Antrag ist auch im Versäumnis- 
verfahren zu berücksichtigen. 

(3) Eine Zahlungsfrist ist nur zu bewilligen, wenn sie im Interesse 
des Schuldners dringend geboten und dem Gläubiger nach Lage der 
Verhältnisse zumutbar ist. 

(4) Die Frist kann für den gesamten Anspruch oder für einen 
Teil des Anspruchs bewilligt werden; die Bewilligung kann von der 
Erfüllung bestimmter Auflagen, insbesondere der Leistung einer 
Sicherheit, abhängig gemacht werden. 

(5) Die Zahlungsfrist wirkt wie eine vom Gläubiger bewilligte 
Stundung. 

§ 2. Rechtsmittel 

(1) Die Entscheidung über den Antrag auf Bewilligung einer 
Zahlungsfrist kann selbständig mit der sofortigen Beschwerde ange- 
fochten werden , sofern der Wert des Anspruchs, für den die Zahlungs- 
frist bewilligt oder abgelehnt worden ist, den Betrag von 500 Reichs- 
mark übersteigt. 

(2) über die Beschwerde entscheidet das Gericht, das zur Ent- 
scheidung über eine in der Sache selbst eingelegte Berufung zuständig 
wäre. Gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist ein weiteres 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Wird das Urteil in der Sache selbst durch Rechtsmittel ange- 
fochten, so ist das Rechtsmittelgericht an eine vorher ergangene Ent- 
scheidung über die Bewilligung oder Ablehnung einer Zahlungsfrist 
nicht gebunden. 

(4) In der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren tritt an die Stelle der sofortigen Beschwerde der 
Rekurs. 



§ 3- Kostenerstattung 

War der geltend gemachte Anspruch nach Grund und Höhe un- 
streitig und haben die Parteien nur über die Art und die Dauer der 
Zahlungsfrist gestritten, so kann das Gericht die Kosten ganz oder 
teilweise gegeneinander aufheben, wenn dies nach Lage der Sache und 
mit Rücksicht auf die Verhältnisse der Beteiligten der Billigkeit ent- 
spricht. 

§ 4. Geltungsbereich, Durchführung s- und 
Ergänzungsvorschriften 

(1) Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt diese Verordnung 
auch für das Verfahren vor den Gerichten des Protektorats. 

(2) Der Reichsminister der Justiz erläßt die Vorschriften zur 
Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung durch Rechtsver- 
ordnung oder im Verwaltungsweg. Er kann sich ergebende Zweifels- 
fragen im Verwaltungsweg entscheiden. 

■ 

V. Verordnung über Maßnahmen auf dem» Gebiete des bürgerlichen 
Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses 
und des bürgerlichen Rechts vom 1. IX. 193g 

(RGBl.Nl S. 1656) 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung hat für das Gebiet 
des Großdeutschen Reichs mit Gesetzeskraft folgendes verordnet: 

Artikel i fl ) 

Unterbrechung und Aussetzung von Prozessen 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten wird das Verfahren ohne 
Rücksicht darauf, ob es vor oder nach dem Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung anhängig geworden ist, unterbrochen, wenn eine Partei durch 
die besonderen Verhältnisse betroffen ist, die sich aus der gegenwär- 
tigen politischen Lage ergeben. 

(2) Betroffener im Sinne des Abs. 1 ist, 

1. Wer Wehrmachtangehöriger ist; 

2. wer, ohne Wehr mach tangehöriger zu sein, wegen der im Abs. 1 
bezeichneten Verhältnisse zu ständigen Dienstleistungen außerhalb 
seines regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen wird; 

3. wer wegen der im Abs. 1 bezeichneten Verhältnisse sich dienstlich 
im Ausland aufhält oder sich als Gefangener oder Geisel in fremder 
Gewalt befindet. 

6 ) Außer Kraft getreten am 26. Oktober 1942; s. die unter Nr. VII abgedruck- 
te VO. vom 13. Oktober 1942. 
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(3) Die Unterbrechung tritt nicht ein, wenn der Betroffene 
(Abs. 2) durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten ist oder einen 
anderen zur Wahrnehmung seiner Rechte berufenen Vertreter hat, es 
sei denn, daß der Vertreter selbst betroffen ist. Das Gericht kann 
jedoch auf Antrag des Vertreters das Verfahren aussetzen; die Aus- 
setzung hat zu unterbleiben, wenn sie offenbar unbillig wäre. 

(4) Die Unterbrechung oder Aussetzung dauert so lange, bis die 
Partei das Verfahren aufnimmt. Erfolgt die Aufnahme nicht bis zum 
Ablauf eines Monats nach der Beendigung des nach Abs. 2 maßgeben- 
den Verhältnisses, so kann die Partei zur Aufnahme und zugleich zur 
Verhandlung der Hauptsache geladen werden. Die ladende Partei hat 
die Beendigung des nach Abs. 2 maßgebenden Verhältnisses glaubhaft 
zu machen. Die Ladungsfrist bestimmt der Vorsitzende. 

Artikel 2 7 ) Bestellung von Prozeßvertretern 

(1) Einem Betroffenen (Artikel 1 Abs. 2), der ohne Vertreter ist, 
kann der Vorsitzende des Prozeßgerichts auf Antrag einer Partei 
oder von Amts wegen einen Vertreter für den Rechtsstreit bestellen, 
wenn dies zur Verhütung wesentlicher Nachteile der einen oder ande- 
ren Partei erforderlich erscheint. Vor der Bestellung sollen nach 
Möglichkeit Verwandte oder andere mit den Verhältnissen des Be- 
troffenen vertraute Personen gehört werden. Dem Betroffenen ist die 
Bestellung des Vertreters unverzüglich mitzuteilen. Sie ist aufzuheben, 
wenn der Betroffene einen anderen Vertreter bestellt hat. 

(2) Der bestellte Vertreter kann einen nach Artikel 1 unter- 
brochenen oder ausgesetzten Rechtsstreit aufnehmen und jederzeit zur 
Aufnahme geladen werden. 

Artikel 3 Behandlung der nicht unterbrochenen 
oder ausgestzten Prozesse 

Im übrigen gilt für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten folgendes: 

1. In der Zeit bis zum 30. September 1939 dürfen Versäumnisurteile 
und Urteile nach Lage der Akten nicht zum Nachteil der säumigen 
Partei sowie ferner keine Vollstreckungsbefehle erlassen werden. 
Fristen, die am i. September 1939 noch nicht abgelaufen sind, 
sind bis zu demselben Zeitpunkt gehemmt; der Lauf der restlichen 
Frist beginnt mit dem folgenden Tage. 

2. Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen das Ruhen des 
Verfahrens oder die Vertagung einer Verhandlung anordnen, wenn 
es nach den Umständen des Einzelfalles die Erledigung der Sache 
nicht als dringlich ansieht. 

7 ) Außer Kraft getreten am 26. Oktober 1942; s. die unter Nr. VII abgedruck- 
te VO. vom 13. Oktober 1942. 



3. Das Gericht kann ferner auf Antrag oder von Amts wegen das 
Ruhen des Verfahrens oder die Vertagung einer Verhandlung an- 
ordnen, wenn es nach den Umständen des Einzelfalles der Auf- 
fassung ist, daß die eine Partei durch die unmittelbaren oder 
mittelbaren Einwirkungen der im Artikel i bezeichneten Verhält- 
nisse an einer sachdienlichen Führung des Rechtsstreits verhindert 
ist und der anderen Partei die Verzögerung billigerweise zuge- 
mutet werden kann. 

Artikel 4 Rechtsverfolgung durch ausländische 
oder im Ausland ansässige Parteien 

(1) Angehörige der vom Reichsminister der Justiz zu bestim- 
menden Staaten und juristische Personen, die in diesen Staaten ihren 
Sitz haben, können bis auf weiteres vermögensrechtliche Ansprüche 
nur mit Genehmigung des Reichsministers der Justiz vor deutschen 
Gerichten geltend machen. Ein bei Erlaß der Bestimmung nach Satz i 
bereits anhängiger Rechtsstreit dieser Parteien kann nur mit Geneh- 
migung des Reichsministers der Justiz fortgeführt werden; bis dahin 
ist er unterbrochen. 

(2) Die Vorschrift des Abs. 1 kann nach näherer Anweisung des 
Reichsministers des Justiz auf andere Personen, die ihren Wohnsitz 
im Ausland haben, zur Anwendung gebracht werden. 

(3) Diese Beschränkungen gelten nicht für Ansprüche, die im Be- 
triebe einer inländischen gewerblichen Niederlassung entstanden sind. 

Artikel 5 Befreiung vom Anwaltszwang 

Anträge gemäß Artikel 1 bis 4 können schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle erklärt werden. Sie unterliegen nicht dem Anwalts- 
zwang. 

Artikel 6 8 ) 

Beschränkungen der Zwangsvollstreckung 

(1) Die Zwangsvollstreckung unterliegt bis auf weiteres folgen- 
den Beschränkungen: 

I. Sämtliche Verfahren zum Zwecke der Zwangsversteigerung von 
Gegenständen des unbeweglichen Vermögens sind ohne Rücksicht 
darauf, ob die Zwangsversteigerung vor oder nach dem Inkraft- 
treten dieser Verordnung angeordnet ist, kraft Gesetzes einstweilen 
eingestellt (aufgeschoben). 

Ein bereits ergangener Zuschlagsbeschluß ist von Amts wegen 
aufzuheben; wo die Erteilung des Zuschlags im öffentlichen Buch 

8 ) Abs. 1 Nr. 1 und 2 außer Kraft getreten am 7. November 1939; s. die unter 
Nr. VI abgedruckte VO. vom 31. Oktober 1939. 



bereits angemerkt ist, wird die Anmerkung von Amts wegen ge- 
löscht. War jedoch beim Inkrafttreten dieser Verordnung der 
Versteigerungserlös bereits verteilt, so nimmt das Verfahren nach 
Maßgabe der allgemeinen Vorschriften seinen Fortgang. 

2. Die Versteigerung oder anderweitige Verwertung (Bewilligung 
des Verkaufs) gepfändeter beweglicher Sachen ist unzulässig; Ver- 
kaufsverfahren, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung bereits 
bewilligt sind, sind kraft Gesetzes aufgeschoben. Das Vollstrek- 
kungsgericht kann jedoch auf Antrag oder von Amts wegen an- 
ordnen, daß verbrauchbare Sachen oder Sachen, die der Gefahr 
einer beträchtlichen Wertminderung ausgesetzt sind oder deren 
Aufbewahrung unverhältnismäßige Kosten verursachen würde, 
verwertet werden und der Erlös zur Befriedigung an den Gläubiger 
abgeführt wird. Die Ablieferung gepfändeten Geldes an den 
Gläubiger ist nicht ausgeschlossen. 

3. Im übrigen kann das Vollstreckungsgericht Maßnahmen der 
Zwangsvollstreckung jeder Art ganz oder teilweise aufheben, 
untersagen (die Bewilligung der Exekution ablehnen) oder einst- 
weilen einstellen (aufschieben), wenn es der Auffassung ist, daß 
dies im Interesse des Schuldners dringend geboten ist und dem 
Gläubiger nach Lage der Verhältnisse zugemutet werden kann. 
Das Vollstreckungsgericht kann seinen Beschluß jederzeit auf- 
heben oder abändern. 

(2) Bei Vollstreckungen in Verwaltungszwangsverfahren gelten 
diese Vorschriften entsprechend. In den Fällen der Nrn. 2 und 3 steht 
die Entscheidung der Vollstreckungsbehörde zu. 

Artikel 7 9 ) Konkursverfahren 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens ist bis auf weiteres nur auf 
Antrag des Schuldners zulässig. 

Artikel 8 10 ) Hemmung von Verjährungsfristen 

und ähnlichen Fristen 

(1) Die Verjährungsfristen sind bis auf weiteres gehemmt. 

(2) Das gleiche gilt von Fristen, die für die Beschreitung des 
Rechtsweges oder die anderweitige Geltendmachung von Rechten im 
gerichtlichen Verfahren vorgeschrieben sind, sowie für sonstige Fris- 
ten, auf die § 203 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ganz oder teilweise 
entsprechende Anwendung findet. 

9 ) Diese Vorschrift ist durch § 8 der Verordnung über das Kriegsausgleichs- 
verfahren oben Nr. II aufgehoben worden. 

10 ) Diese Vorschrift ist durch § 32 Nr. 1 der unter Nr. I abgedruckten Ver- 
tragshilfeverordnung aufgehoben worden. An Stelle des aufgehobenen 
Artikels 8 sind die §§ 30 und 31 der eben genannten Verordnung getreten. 



Artikel 9 11 ) Nichteintritt von Verwirkungsfolgen 

Wird ein Schuldner durch die unmittelbaren oder mittelbaren Ein- 
wirkungen der im Artikel 1 Abs. 1 bezeichneten Verhältnisse ohne sein 
Verschulden gehindert, eine nach dem 25. August 1939 fällig gewor- 
dene Verbindlichkeit zu erfüllen, so treten die besonderen Rechtsfolgen, 
die nach Gesetz oder Vertrag für den Fall der Nichterfüllung oder der 
nicht rechtzeitigen Erfüllung vorgesehen sind, nicht ein. 

VI. Verordnung über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollstreckung vom 31. X. 1939 

(RGBl. IS. 2139)") 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung hat für das Gebiet des 
Großdeutschen Reichs mit Gesetzeskraft folgendes verordnet: 

§ 1 

Die Vorschriften des Artikels 6 Abs. 1 Nrn.' 1 und 2 der Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streit- 
verfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des bürger- 
lichen Rechts vom t. September 1939 (RGBl. I S. 1656) treten außer 
Kraft. Die Fortsetzung der auf Grund dieser Vorschriften einstweilen 
eingestellten (aufgeschobenen) Verfahren richtet sich nach den fol- 
genden §§ 2 bis 5. 

§ 2 

(1) Verfahren zum Zwecke der Zwangsversteigerung von Gegen- 
ständen des unbeweglichen Vermögens sind auf Antrag des Schuldners, 
des Eigentümers oder des betreibenden Gläubigers fortzusetzen. 

(2) Der Antrag ist abzulehnen und das Verfahren weiterhin einst- 
weilen einzustellen (aufzuschieben), wenn dies mit Rücksicht auf die 
gegenwärtigen besonderen Verhältnisse im Interesse eines Beteiligten 
dringend geboten ist und den übrigen Beteiligten zugemutet werden 
kann. 

§ 3 

Die Zeit vom 7. September 1939 bis zum Tage des Inkrafttretens 
dieser Verordnung wird in die Fristen des § 10 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 
des Zwangsversteigerungsgesetzes (des § 216 der Exekutionsordnun- 
gen) nicht eingerechnet. 



") Diese Vorschrift ist durch § 32 Nr. 1 der unter Nr. I abgedruckten Ver- 
tragshilfeverordnung aufgehoben worden. Er gelten jetzt hinsichtlich 
des Nichteintritts von Verwirkungsfolgen die Vorschriften des § 9 der eben 
genannten Verordnung. 

a )'S: dazu'die AV. vom 31. Oktober 1939 (DJ. S. 1718) und die AV. vom 13. 
Februar 1940 (DJ. S. 268). 
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(1) Gegen den Beschluß, durch den ein bereits ergangener Zu- 
schlagsbeschluß auf Grund des Artikels 6 Abs. I Nr. i der Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, 
der Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des bürgerlichen Rechts 
vom i. September 1939 (RGBl. I S. 1656) aufgehoben worden ist, 
steht den Beteiligten bis zum 15. Dezember 1939 die sofortige Be- 
schwerde (der Rekurs) zu. Wird der Beschwerde stattgegeben, so tritt 
mit Rechtskraft der Beschwtrdeentscheidung der Zuschlagsbeschluß 
wieder in Kraft. 

(2) Im Besch werde verfahren ist insbesondere zu prüfen, ob nach 
den besonderen Umständen des Falles die Aufrechterhaltung des Zu- 
schlagsbeschlusses gerechtfertigt ist. 

;lfi % § 5 

Zwangsvollstreckungen in bewegliche Sachen sind auch ohne 
Antrag fortzusetzen. 

§ 6 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 5 gelten auch im Verwaltungs- 
zwangsverfahren. 

"•" ' § 7 ' §§|g ; 

Durch Artikel 9 der Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, 
des Konkurses und des bürgerlichen Rechts vom 1. September 1939 
(RGBl. I S. 1656) wird das Recht eines Pfandgläubigers oder eines 
Sicherungsnehmers, sich aus dem Pfände oder dem Sicherungsgut zu 
befriedigen, nicht berührt. Die gesetzlichen Vorschriften über die 
Androhung des Pfandverkaufs und über die zwischen der Androhung 
und dem Verkauf liegende Frist finden auch Anwendung, wenn auf 
die Beobachtung dieser Vorschriften vor Eintritt der Verkaufsberech- 
tigung verzichtet worden ist. 

(1) Die Vorschrift des Artikels 6 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitver- 
fahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des bürger- 
lichen Rechts vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1656) gilt sinn- 
gemäß auch, wenn bewegliche Sachen auf Grund eines vertraglichen 
oder gesetzlichen Pfandrechts verwertet werden. 

(2) Zuständig ist das Vollstreckungsgericht, in dessen Bezirk sich 
die zu verwertende Sache befindet. 
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Artikel 9 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Kon- 
kurses und des bürgerlichen Rechts vom 1. September 1939 (RGBl. I 
S. 1656) findet auf Ansprüche aus einem Wechsel oder einem Scheck 
keine Anwendung. 

Der Reichsminister der Justiz erläßt die Vorschriften zur wei- 
teren Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung und der Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streit- 
verfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des bürger- 
lichen Rechts vom 1. September 1939 (RGBl. T S. 1656) durch Rechts- 
verordnung oder im Verwaltungswege. Er kann sich ergebende Zwei- 
felsfragen im Verwaltungsweg entscheiden. 



Vlla. Verordnung zum Schutze der Wehrmachtangehörigen und 
anderen von den Kriegsverhältnissen betroffenen Personen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 13. X. 1942 

(RGBl. I S. 604) 

Auf Grund des § 10 der Verordnung über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Zwangsvollstreckung vom 31. Oktober 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2139) wird verordnet: 



An die Stelle der Artikel 1 und 2 der Verordnung über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der 
Zwangsvollstreckung, des Konkurses und des bürgerlichen Rechts 
(Schutzverordnung) vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
9. 1656) 1S ) treten folgende Vorschriften: 

A r t i k e 1 1 

Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten wird das Verfahren, un- 
beschadet der Zustellung der Klage oder des son- 
stigen das Verfahren einleitenden Antrags, unter- 
brochen, sobald eine Partei durch die Kriegsverhältnisse betroffen ist. 



1S ) Abgedruckt unter Nr. V. 
18< 



(2) Betroffener im Sinne des Abs. i ist, 

1. wer Wehr mach tangehöriger ist, 

2. wer, ohne Wehrmachtangehöriger zu sein, wegen der Kriegsver- 
hältnisse zu ständigen Dienstleistungen außerhalb seines regel- 
mäßigen Aufenthaltsorts herangezogen wird, 

3. wer wegen der Kriegsverhältnisse sich dienstlich im Ausland auf- 
hält oder sich als Gefangener oder Geisel in fremder Gewalt 
befindet. 

(3) Die Unterbrechung tritt nicht ein, wenn der Betroffene 
durch einen Prozeßbevollmächtigten oder einen sonstigen zur Wahr- 
nehmung seiner Rechte berufenen Vertreter im Verfahren vertreten 

i s t, es sei denn, daß dieser selbst betroffen ist. 

(4) Die Unterbrechung dauert so lange, bis das Gericht auf Antrag 
einer Partei die Aufnahme des Verfahrens anordnet. Dem Antrag ist 
nur dann stattzugeben, wenn der Betroffene zustimmt, oder wenn 
dem Betroffenen die sachgemäße Durchführung des Verfahrens mög- 
lich und unter Abwägung der Interessen der Beteiligten zuzumuten 
ist, oder wenn das nach Abs. 2 maßgebende Verhältnis beendet ist. 

(5) Das Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen ein gemäß 
Abs. 3 nicht unterbrochenes oder gemäß Abs. 4 aufgenommenes Ver- 
fahren auszusetzen, wenn dem Betroffenen die sachgemäße Durch- 
führung des Verfahrens nicht möglich oder unter Abwägung der Inter- 
essen der Beteiligten nicht zuzumuten ist. Abs. 4 gilt entsprechend. 

(6) Die Entscheidungen gemäß Abs. 4 und 5 ergehen durch Be- 
schluß. Sie bedürfen keiner mündlichen Verhandlung und unterliegen 
der Beschwerde (dem Rekurs). 

(7) Gegen ein Urteil findet die Nichtigkeitsklage (§ 579 der 
Reichszivilprozeßordnung, § 529 der Zivilprozeßordnungen vom 
1. August 1895) statt, wenn es ergangen ist, obwohl das Verfahren 
unterbrochen oder gemäß Abs. 5 ausgesetzt war oder bei Kenntnis der 
Sachlage von dem Gericht ausgesetzt worden wäre. 

Artikel 2 Besondere Verfahrensbestimmungen 

(1) Von der Beifügung des im § 1 t8 Abs. 2 der Reichszivilprozeß- 
ordnung (§ 65 Abs. 2 der Zivilprozeßordnungen vom 1. August 1895) 
bezeichneten Zeugnisses kann das Gericht absehen, wenn den Um- 
ständen nach das Unvermögen des Betroffenen zur Bestreitung der 
Prozeßkosten anzunehmen ist. 

(2) Soll die Klage oder der Antrag einem Betroffenen zugestellt 
werden, so kann der Vorsitzende anordnen, daß die Terminsbestim- 
mung vorbehalten bleibt. Diese Anordnung steht im Sinne des Ge- 
richtskostengesetzes einer Terminsbestimmung gleich. 



(3) Die Ladungs- und Einlassungsfristen können vom Vorsitzen- 
den verlängert werden, wenn die Zustellung an einen Betroffenen 
erfolgen soll. 

(4) Die Einspruchsfrist kann vom Gericht verlängert werden, 
wenn das Versäumnisurteil einem Betroffenen zugestellt werden soll. 
In diesem Fall ist die Einspruchsfrist im Versäumnisurteil oder nach- 
träglich durch besonderen Beschluß, der ohne mündliche Verhandlung 
ergehen kann, zu bestimmen. 

(5) Die im § 719 Abs. 1 und § 707 der Reichszivilprozeßordnung 
vorgesehenen Anordnungen können auch von Amts wegen und ohne 
Sicherheitsleistung erfolgen, wenn der Einspruch von einem Betrof- 
fenen eingelegt wird. 

■ ' § 2 ■ > ; 

(1) Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft 14 ). 

(2) Eine auf Grund des bisherigen Artikels 2 der Schutzverord- 
nung erfolgte Bestellung eines Vertreters bleibt wirksam. 



Vllb. AV. vom 22. X. 1942 betr. Schutz der Wehrmachtangehörigen 
und anderen von den Kriegsverhältnissen betroffenen 
Personen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 

(D. J. S. 703) 

(1) Von dem Vorbehalt der Terminsbestimmung gemäß Arti- 
kel 2 Abs. 2 der Schutz VO. wird zweckmäßigerweise stets Gebrauch 
zu machen sein, wenn die Klage oder der sonstige das Verfahren ein- 
leitende Antrag einem Betroffenen zugestellt werden soll, sofern nicht 
anzunehmen ist ,daß bereits rechtzeitig vor dem Termin die Aufnahme 
des Verfahrens gemäß Artikel 1 Abs. 4 angeordnet sein wird. Hier- 
nach wird der Vorbehalt der Terminsbestimmung in aller Regel dann 
geboten sein, wenn die Zustellung unter einer Feldpostnummer er- 
folgen soll. Der Terminsbestimmung steht im Geltungsbereich der 
Zivilprozeßordnungen vom 1. August 1895 die Anberaumung einer 
Tagsatzung gleich. 

(2) Soll die Klage oder der Antrag einem Betroffenen zugestellt 
werden, so ist der Empfänger über die wesentlichsten Vorschriften 
der SchutzVO. in geeigneter Form zu unterrichten. Hierzu hat die 
Geschäftsstelle, soweit nicht der Vorsitzende im Einzelfall besondere 
Anordnungen trifft, den Vordruck ZP Nr. 39 nach folgendem Muster 
dem zuzustellenden Schriftstück beizufügen. Das gilt auch dann, wenn 



") d. h. am 26. Oktober 1942. 
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die Zustellung gemäß § i Abs. 2 der Wehrmachtzustellungsverordnung 
vom 13. März 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 501) auf Ersuchen des Vor- 
sitzenden des Gerichts oder des aufsichtführenden Richters vorgenom- 
men werden soll (Nr. 2 Abs. 2 der AV. vom 19. 4. 1940 — Dt. Tust. 

S. 481 — )■ 

Die Beifügung des bezeichneten Vordrucks empfiehlt sich auch 
dann, wenn den Umständen nach die Möglichkeit naheliegt, daß der 
Empfänger zu den in der Schutz VO. genannten Personen gehört. 

Der Vordruck wird in Din-Format A 5 hergestellt. 

(3) Vor der Anordnung der Aufnahme (Artikel 1 Abs. 4) wird 
der Betroffene in der Regel zu hören sein. Äußert sich ein Wehrmacht- 
angehöriger nicht oder gibt seine Äußerung Anlaß zu Zweifeln, so wird 
das Gericht in geeigneten Fällen die Stellungnahme des zuständigen 
Einheitsführers herbeiführen können. 

Bei der Entscheidung werden vornehmlich die Art und die Be- 
deutung der Rechtssache sowie die Verhältnisse des Betroffenen, ins- 
besondere seine derzeitige Verwendung, zu würdigen sein. Dabei kann 
sich auch bei einem im Reichsgebiet eingesetzten Betroffenen ergeben, 
daß ihm nach Lage des Falles die Durchführung des Verfahrens nicht 
möglich oder nicht zuzumuten ist. 

Ist der Betroffene selbst Kläger oder Antragsteller und im Ver- 
fahren nicht gemäß Artikel 1 Abs. 3 vertreten, so ist zu beachten, daß 
auch dann das Verfahren nach Maßgabe des Artikels 1 Abs. 1 bis 3 
zunächst unterbrochen ist. Liegt in solchen Fällen der Antrag auf 
Aufnahme des Verfahrens gemäß Artikel 1 Abs. 4 nicht bereits vor, 
so wird es sich häufig empfehlen, den Kläger oder Antragsteller 
darauf hinzuweisen, daß es zur weiteren Durchführung des Verfahrens 
eines solchen Antrags bedarf. 

(4) Die Aussetzung des Verfahrens (Artikel 1 Abs. 5 und 6) hat 
im Geltungsbereich der Zivilprozeßordnungen vom 1. August 1895 die 
Wirkungen einer Unterbrechung des Verfahrens. 

Anlage. 

Wer Wehrmachtangehöriger ist oder wer wegen der Kriegsver- 
hältnisse zu ständigen Dienstleistungen außerhalb seines regelmäßigen 
Aufenthaltsortes herangezogen wird oder wer wegen der Kriegsver- 
hältnisse sich dienstlich im Ausland aufhält oder sich als Gefangener 
oder Geisel in fremder Gewalt befindet, genießt in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten besonderen Schutz. 

Wenn Sie zu den genannten Personen gehören, ist das eingeleitete 
Verfahren kraft Gesetzes bis auf weiteres unterbrochen, sofern Sie in 
ihm nicht bereits einen Vertreter haben. Es können keinerlei Ihnen 
nachteilige gerichtliche Maßnahmen ergehen, solange nicht das Gericht 

die Aufnahme des Verfahrens angeordnet hat. Die Aufnahme des Ver- 
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fahrens erfolgt nur, wenn Sie zustimmen oder wenn Ihnen die sach- 
gemäße Durchführung des Rechtsstreits möglich und unter Abwägung 
der Interessen der Beteiligten zuzumuten ist. 

Sie wollen dem Gericht vorsorglich unter Angabe Ihrer genauen 
Anschrift Ihre Wehrmachtzugehörigkeit oder Ihren sonstigen Kriegs- 
einsatz umgehend mitteilen und hierbei auch die.Umstände darlegen, 
die einer etwaigen Aufnahme des Verfahrens entgegenstehen. 

ZP Nr. 39 (Schutz VO.). 

Villa. Mieterschutzgesetz in der Fassung vom 15. XII. 1942 

(RGBl. IS. 712)") 

i. ABSCHNITT: MIETERSCHUTZ 
a) Aufhebung von Mietverhältnissen 

(1) Mietverhältnisse über Gebäude oder Gebäudeteile können, 
vorbehaltlich der §§ 19 bis 26, 32 bis 35 auf Verlangen des Vermieters 
gegen den Willen des Mieters nur im Wege der Klage durch gericht- 
liches Urteil und nur aus den in den §§ 2 bis 4 bezeichneten Gründen 
aufgehoben werden. Das gleiche gilt für Mietverhältnisse über gewerb- 
lich genutzte unbebaute Grundstücke. 

(2) Ist das Mietverhältnis für eine bestimmte Zeit eingegangen, so 
wird es nach dem Ablauf der Mietzeit fortgesetzt, wenn nicht der Ver- 
mieter oder der Mieter spätestens in dem Zeitpunkt, in dem nach § 565 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine für den Ablauf der Mietzeit zu- 
lässige Kündigung zu erfolgen haben würde, sich auf die Beendigung 
des Mietverhältnisses beruft. Für die Berufung des Vermieters gilt 
Abs. 1 entsprechend. 

(3) Ein vertraglich vorbehaltenes Rücktrittsrecht kann vom Ver- 
mieter nicht gegen den Willen des Mieters ausgeübt werden. 

(4) Dem Vermieter steht gleich, wer nach dem Abschluß des Miet- 
vertrags das Eigentum an dem Grundstück erwirbt. 

§ 2 

(1) Der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhältnisses 
klagen, wenn der Mieter oder eine Person, die zu seinem Hausstand 
oder Geschäftsbetrieb gehört oder der er den Gebrauch des Mietraums 
überlassen hat, sich einer erheblichen Belästigung des Vermieters 
Gder eines Hausbewohners schuldig macht oder durch unangemessenen 



») Inkrafttreten am i. Tanuar 1943, s. VO. vom 15. Dezember 1942 (RGBl. I 
S.709);§5. 



Gebrauch des Mietraums oder Vernachlässigung der gebotenen Sorg- 
falt den Mietraum oder das Gebäude erheblich gefährdet oder wenn 
der Mieter einem Dritten den Gebrauch des Mietraums beläßt, obwohl 
er zur Überlassung nicht befugt ist. 

(2) Die Aufhebung ist nur zulässig, wenn der Mieter ungeachtet 
einer Abmahnung des Vermieters das Verhalten fortsetzt oder es 
unterläßt, eine ihm mögliche Abhilfe zu schaffen, oder wenn das Ver- 
halten des Mieters oder einer der im Abs. 1 bezeichneten Personen ein 

flöpfi'^- •; .•.'.1*..-'* ■ _ _ . . ' . ■, V.'-; I 

solches war, daß dem Vermieter die Fortsetzung des Mietverhält- 
nisses nicht zugemutet werden kann. Hatte der Vermieter oder eine 
zu seinem Hausstand oder Geschäftsbetrieb gehörige oder mit seiner 
Vertretung in Mietangelegenheiten betraute Person die Belästigung 
(Abs. 1) durch eigenes Verschulden veranlaßt, so findet eine Auf- 
hebung nicht statt. 

(3) Der Vermieter muß die Klage binnen sechs Monaten von dem 
Zeitpunkt an erheben, in dem er von dem Aufhebungsgrund Kenntnis 
erlangt hat. Die Klage ist ausgeschlossen, wenn seit dem Entstehen des 
Aufhebungsgrundes ein Jahr verstrichen ist. 

§ 3 

(1) Der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhältnisses 
klagen, wenn der Mieter, welcher den Mietzins in kürzeren als viertel- 
jährigen Zeitabschnitten zu entrichten hat, mit einem Betrag im Ver- 
zug ist, welcher den für die Datier eines Monats zu entrichtenden 
Mietzins übersteigt; bei einem den Betrag für zwei Monate nicht 
erreichenden Rückstand ist die Erhebung der Klage erst zwei Wochen 
nach der Fälligkeit zulässig. Ist der Mietzins in vierteljährigen oder 
längeren Zeitabschnitten zu entrichten, so kann die Aufhebungsklage 
erhoben werden, wenn der Mieter mit einem Betrag im Verzug ist, 
welcher den für die Dauer eines Vierteljahres zu entrichtenden Miet- 
zins erreicht; bei nur einmaligem Rückstand ist die Erhebung der 
Klage erst zwei Wochen nach der Fälligkeit zulässig. Bezieht sich der 
Rückstand auf mehrere Zeitabschnitte, so ist für die Berechnung des 
nach Satz 1, 2 maßgebenden Betrags der Mietzins des Zeitabschnitts 
zugrunde zu legen, hinsichtlich dessen der Mieter zuerst in Verzug 
geraten ist. 

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn der Verzug auf Unkenntnis 
des Mieters über den Betrag oder den Zeitpunkt der Fälligkeit des Miet- 
zinses oder auf irrige Annahme eines Aufrechnungs-, Minderungs- 
oder Zurückbehaltungsrechts zurückzuführen ist, es sei denn, daß die 
Unkenntnis oder der Irrtum auf Fahrlässigkeit beruht. 

(3) Die Aufhebung ist nicht mehr zulässig, wenn bis zum Ablauf 
eines Monats seit Erhebung der Klage der Mieter den Vermieter be- 
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friedigt oder eine gegenüber der Mietzinsforderung zulässige Auf- 
rechnung erklärt oder wenn innerhalb dieser Frist dem Gericht die 
Erklärung der Fürsorgebehörde oder der Kreisamtsleistung der NSV 
(§ 10 Abs. 2) zugeht, daß sie zur Befriedigung des Vermieters bereit 
sei. Beantragt in diesen Fällen der Vermieter alsbald, den Rechtsstreit 
in der Hauptsache für erledigt zu erklären, so hat der Mieter die 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

§ 3a 

Der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhältnisses klagen, 
wenn der Mieter sich weigert, eine vom Reichskommissar für die 
Preisbildung oder der von ihm beauftragten Stelle genehmigte Mieter- 
höhung anzuerkennen. 

§ 4 

(1) Der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhältnisses 
klagen, wenn für ihn aus besonderen Gründen ein so dringendes Inter- 
esse an der Erlangung des Mietraums besteht, daß auch bei Berück- 
sichtigung der Verhältnisse des Mieters die Vorenthaltung eine 
schwere Unbilligkeit für den Vermieter darstellen würde. Zugunsten 
des Mieters ist dabei der Umstand mit zu berücksichtigen, daß der 
Mieter im Einverständnis mit dem Vermieter in dem Mietraum bau- 
liche, mit einem erheblichen Kostenaufwand verbundene Arbeiten hat 
vornehmen lassen. Bei gewerblichen Räumen ist es zugunsten eines 
Mieters, der keine weitere Betriebsstätte als den herauszugebenden 
Raum besitzt, mit zu berücksichtigen, wenn der Vermieter außer einer 
Hauptbetriebsstätte mehrere Zweigstellen in demselben Gemeinde- 
bezirk inne hat und den Mietraum lediglich zur Vergrößerung seines 
Betriebes verwenden will. Bei der Abwägung der beiderseitigen Inter- 
essen sind zugunsten des Vermieters die Zahl und das Lebensalter der 
zu seinem Hausstande gehörigen Abkömmlinge sowie der Umstand 
mit zu berücksichtigen, daß der Vermieter den Mietraum aus beruf- 
lichen Gründen dringend braucht. Benötigt der Vennieter selbst die 
Mieträume für kriegswichtige Zwecke, so genügt zum Nachweis seines 
überwiegenden Interesses an der Erlangung der Mieträume eine Be- 
scheinigung der zuständigen Behörde. 

(2) Liegen die im Abs. 1 bezeichneten Gründe nur für einen Teil 
des Mietraums vor, so kann die Aufhebung hinsichtlich dieses Teiles, 
insbesondere auch eines Hausgartens, verlangt werden. Auch kann das 
Gericht die Aufhebung auf einen Teil des Mietraums beschränken, 
insbesondere wenn der Vermieter Nebenräume, welche nicht Wohn- 
räume sind, oder entbehrliche Teile des Mietraums zur Herstellung 
selbständigen Wohnraums braucht. Bei teilweiser Aufhebung des 
Mietverhältnisses ist, sofern ein vereinbarter Mietzins zu zahlen ist, 
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auf Antrag in der Urteilsforrnel auszusprechen, um welchen Betrag 
sich der Mietzins für den verbleibenden Teil des Mietraums mindert; 
gilt die gesetzliche Miete, so wird der verbleibende Teil des Mietzinses 
nach § 2 Abs. 4 des Reichsmietengesetzes von dem Mieteinigungsamt 
festgesetzt. 

(3) Wird das Mietverhältnis lediglich auf Grund des Abs. 1 auf- 
gehoben, so kann das Gericht auf Antrag des Mieters den Vermieter 
verpflichten, dem Mieter die für den Umzug innerhalb des Gemeinde- 
bezirkes erforderlichen Kosten ganz oder teilweise zu ersetzen, wenn 
dies nach Lage der Sache, insbesondere nach den Vermögens- und 
Erwerbsverhältnissen der Vertragsteile, der Billigkeit entspricht. Die 
oberste Landesbehörde kann bestimmen, daß benachbarte Gemeinden 
als eine Gemeinde im Sinne dieser Vorschrift anzusehen sind. Für Ge- 
meinden, die verschiedenen Ländern angehören, kann auf Antrag der 
beteiligten obersten Landesbehörden der Reichswohnungskommissar 
die Bestimmung treffen. Bei Geschäftsräumen kann das Gericht auf 
Antrag des Mieters, soweit es zum Ausgleich unbilliger Härten erfor- 
derlich ist, den Vermieter auch zur Leistung einer angemessenen Ent- 
schädigung für die sonstigen wirtschaftlichen Nachteile verpflichten, 
die der Mieter durch den Verlust der Räume erleidet. In gleicher Weise 
kann dem Mieter Ersatz der Umzugskosten und eine Entschädigung 
zugebilligt werden, wenn das Mietverhältnis im gegenseitigen Einver- 
nehmen beendigt worden ist und der Mieter den Ersatz der Umzugs- 
kosten oder die Entschädigung spätestens einen Monat nach Beendi- 
gung des Mietverhältnisses von dem Vermieter verlangt. 

(4) Soweit die Ersatzpflicht ausgesprochen wird, ist auf Antrag 
des Mieters die Zwangsvollstreckung von der Hinterlegung eines in 
der Urteilsformel zu bezeichnenden, die Umzugskosten oder die Ent- 
schädigung mutmaßlich deckenden Geldbetrags abhängig zu machen. 

(5) Der Mieter ist über die Zulässigkeit der in den Abs. 3, 4 be- 
zeichneten Anträge zu belehren. Wird das Urteil nur wegen der Um- 
zugskosten angefochten, so erfolgt die Anfechtung durch sofortige 

Beschwerde. 

(6) Auf Antrag des Mieters kann durch einstweilige Verfügung 
die Hinterlegung des im Abs. 4 bezeichneten Betrags angeordnet wer- 
den, wenn der Mieter einen Ersatzraum gemietet hat. Zum Erlaß der 
einstweiligen Verfügung ist nicht erforderlich, daß eine Gefährdung 
des Anspruchs glaubhaft gemacht wird. 

§ 5 

(1) In den Fällen der §§ 2 bis 4 ist das Mietverhältnis für den 
Zeitpunkt aufzuheben, für den eine zur Zeit der Klageerhebung erfol- 
gende Kündigung nach dem Vertrag oder beim Mangel einer Vertrags- 
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bestimmung nach § 565 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder nach dem 
Gesetz über die Auflockerung der Kündigungstermine bei Mietver- 
hältnissen über Wohnräume vom 24. März 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 306) zulässig sein oder an dem die vereinbarte Mietzeit ablaufen 
würde. In den Fällen der §§ 2, 3, 4 Abs. 1 letzter Satz kann auf Antrag 
des Vermieters das Mietverhältnis mit sofortiger Wirkung aufgehoben 
werden. 

(2) Der Zeitpunkt, für den die Aufhebung erfolgt, ist in der Ur- 
teilsformel festzustellen. 

(3) In der Urteilsformel ist ferner zu bestimmen, daß der Mieter 
den Mietraum zu dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt an den Ver- 
mieter herauszugeben hat. 

(1) Bei Aufhebung des Mietverhältnisses ist dem Mieter eine den 
Umständen nach angemessene Räumungsfrist zu gewähren, es sei 
denn, daß hiermit für den Vermieter unbillige Härten verbunden 
wären oder daß die Versagung der Frist keine unbillige Härte für 
den Mieter darstellt. Erfolgt die Aufhebung wegen erheblicher Belä- 
stigung des Vermieters oder eines Hausbewohners oder wegen erheb- 
licher Gefährdung des Mietraums oder des Gebäudes oder weil der 
Vermieter die Räume für kriegswichtige Zwecke benötigt, so soll die 
Frist nur gewährt werden, wenn besondere Umstände dies dringend 
geboten erscheinen lassen. 

(2) Auf Antrag des Mieters kann das Gericht erster Instanz zur 
Vermeidung von Härten die Räumungsfrist einmal verlängern, es sei 
denn, daß hierdurch unbillige Nachteile für den Vermieter oder einen 
Dritten entstehen würden; die Nachfrist kann bis auf drei Monate 
bemessen werden. Der Antiag ist spätestens zwei Wochen vor dem 
Ablauf der Räumungsfrist zu stellen. Die Entscheidung erfolgt durch 
Beschluß nach Anhörung des Vermieters; gegen den Beschluß findet 
sofortige Beschwerde statt. 

(3) Hat sich der Mieter in einem gerichtlichen Vergleich zur 
Räumung verpflichtet, so kann in entsprechender Anwendung des 
Abs. 2 eine Räumungsfrist gewährt oder eine im Vergleich vereinbarte 
Räumungsfrist verlängert werden. 

(4) Während der Räumungsfrist, jedoch nicht über den Zeitpunkt 
der Räumung hinaus, haben die Vertragsteile die bisherigen Rechte 
und Pflichten. 

(1) Hat der Mieter die Gewährung einer Räumungsfrist beantragt 
und ist der Antrag im Urteil übergegangen, so ist das Urteil zu er- 
gänzen. Auf das Verfahren finden die Vorschriften des § 319 Abs. 2, 3 
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der Zivilprozeßordnung entsprechende Anwendung. Wird das Urteil 
nur wegen der Gewährung oder Versagung der Räumungsfrist ange- 
fochten, so erfolgt die Anfechtung durch sofortige Beschwerde. 

(2) Ist dem Mieter eine Räumungsfrist gewährt worden, oder ist 
die Zwangsvollstreckung von der Hinterlegung eines Umzugskosten- 
oder Entschädigungsbetrages abhängig gemacht (§ 4 Abs. 4) und 
treten nach Ablauf der Beschwerdefrist (Abs. 1 Satz 3, § 4 Abs. 5) 
Tatsachen ein, welche die Aufhebung des Mietverhältnisses nach den 
§§ 2, 3 rechtfertigen würden, so kann der Vermieter die Aufhebung 
der Räumungsfrist oder der Vollstreckungsbeschränkung verlangen. 
Das gleiche gilt, wenn seit der Rechtskraft des lediglich Umzugskosten 
zubilligenden Urteils zwei Jahre verstrichen sind, es sei denn, daß die 
Aufhebung zu außergewöhnlichen Nachteilen für den Mieter führen 
würde. Über den Antrag des Vermieters wird auf Grund mündlicher 
Verhandlung durch Urteil entschieden; gegen das Urteil findet so- 
fortige Beschwerde statt. § 25 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes gilt 
entsprechend. 

§ 7 

Für die Aufhebungsklage ist das Amtsgericht ausschließlich zu- 
ständig, in dessen Bezirk sich der Mietgegenstand befindet. Die Ver- 
einbarung der schiedsgerichtlichen Erledigung ist unwirksam. 

§ 8 



§ 9 

Die Bestimmung eines Termins zur Güteverhandlung kann auch 
von dem Mieter beantragt werden, der eine Aufhebungsklage be- 
fürchtet. 

§ IO 

(1) Jede Ladung einer Partei zur mündlichen Verhandlung über 
die Aufhebungskiage soll den Hinweis darauf enthalten, daß gegen die 
Partei Versäumnisurteil ergehen kann, wenn sie im Termin nicht er- 
scheint oder sich nicht ordnungsmäßig vertreten läßt. 

(2) Von dem Eingang einer Klage, mit welcher die Aufhebung 
eines auf Wohnraum bezüglichen Mietverhältnisses auf Grund des § 3 
verlangt wird, hat die Geschäftsstelle der Fürsorgebehörde unter Hin- 
weis auf die Fürsorgepflicht gemäß den Reichsgrundsätzen über Vor- 
aussetzungen, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge sowie der Kreis- 
amtsleitung der NSV unverzüglich Mitteilung zu machen. Der Ver- 
mieter hat für diese Mitteilungen zwei weitere Abschriften der Klage 
einzureichen, die der Fürsorgebehörde und der Kreisamtsleitung der 
NSV zugestellt werden. 
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(3) Eine Aufhebung des Mietverhältnisses wegen Zahlungsver- 
zugs darf nicht vor dem Ablauf der im § 3 Abs. 3 bezeichneten Frist 
erfolgen. 

§ 11 

(1) Wird die Aufhebung des Mietverhältnisses lediglich aus einem 
im § 2 vorgesehenen Grunde begehrt, so kann das Gericht das Ver- 
fahren auf bestimmte Zeit aussetzen, wenn nach den gesamten Um- 
ständen des Falles zu erwarten ist, daß bei Fortdauer des Mietver- 
hältnisses der Friede in der Hausgemeinschaft wiederhergestellt 
werden kann. 

(2) Die Aussetzung kann unter Auflagen ausgesprochen werden. 
Sie kann im Falle der Fortsetzung des Verfahrens (Abs. 4) einmal 
wiederholt werden. 

(3) Während der Aussetzung kann die Klage ohne Zustimmung 
des Beklagten zurückgenommen werden. Im Falle der Zurücknahme 
sind die Kosten des Verfahrens gegeneinander aufzuheben. 

(4) Das Verfahren ist auf Antrag fortzusetzen, wenn der Antrag- 
steller glaubhaft macht, daß die der Aussetzung zugrunde liegende 
Erwartung (Abs. 1) nicht eingetreten ist oder der andere Teil eine 
Auflage nicht erfüllt hat. Ist bis zum Ablauf einer Woche seit Been- 
digung der Aussetzungsfrist ein begründeter Antrag nicht gestellt, so 
ist die Hauptsache durch Beschluß für erledigt zu erklären. In diesem 
Falle sind die Kosten des Verfahrens gegeneinander aufzuheben, so- 
fern nicht nach Abs. 5 eine abweichende Entscheidung zu treffen ist. 

(5) Wird bei einem auf Antrag des Vermieters fortgesetzten Ver- 
fahren die Klage abgewiesen oder wird die Hauptsache gemäß Abs. 4 
Satz 2 für erledigt erklärt, so können die Kosten des Verfahrens ganz 
oder teilweise dem Mieter oder Vermieter auferlegt werden, soweit 
dies nach den Umständen des Falles der Billigkeit entspricht. 

(6) Die in den vorstehenden Vorschriften vorgesehenen Beschlüsse 
sind ohne Rücksicht auf die Höhe des Beschwerdcgegenstandes mit 
der sofortigen Beschwerde anfechtbar. Eine weitere Beschwerde findet 
nicht statt. Eine Anfechtung der Entscheidung lediglich wegen der 
Kosten ist nicht zulässig. 

§ % j 

Wird in einem Aufhebungsstreit eine Partei, die einer anerkannten 
Vereinigung der Hausbesitzer oder der Mieter angehört, von einem 
Beauftragten dieser Vereinigung oder eines ihr angeschlossenen Ver- 
bandes oder Vereins vertreten, so findet § 157 Abs. 1 der Zivilprozeß- 
ordnung insoweit keine Anwendung. Als Beauftragte gelten alle mit 
Vertretungsausweis versehenen Personen. 




§ 13 

(1) Bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf die das 
Urteil ergeht, können andere als die in der Klage vorgebrachten Klage- 
gründe geltend gemacht werden. In der Berufungsinstanz gilt dies nur, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß der Vermieter ohne sein Verschul- 
den außerstande gewesen sei, jene Gründe im ersten Rechtszug vor- 
zubringen, oder wenn der Mieter zu der Änderung der Klage seine 
Einwilligung erteilt hat. 

(2) Erfolgt die Aufhebung des Mietverhältnisses lediglich nach 
§ 4, so ist das Urteil, sofern ihm nicht eine Bescheinigung der zustän- 
digen Behörde über den kriegswichtigen Eigenbedarf des Vermieters 
(§ 4 Abs. 1 Satz s) zugrunde Hegt, nicht für vorläufig vollstreckbar 
zu erklären. Ein Urteil, das auf einem anderen Grunde beruht, darf 
nur dann für vorläufig vollstreckbar erklärt werden, wenn glaubhaft 
gemacht wird ,daß die Aussetzung der Vollstreckung dem Vermieter 
einen nicht zu ersetzenden Nachteil bringen würde. 

(3) Die Kosten des Rechtsstreits können, wenn die Aufhebung 
lediglich nach § 4 erfolgt, dem Vermieter ganz oder teilweise auferlegt 
werden, sofern dies nach Lage der Sache, insbesondere nach den Ver- 
mögens- und Erwerbsverhältnissen der Vertragsteile, der Billigkeit 
entspricht. 

(4) Für die Wertberechnung bei der Aufhebungsklage ist der Be- 
trag des für die Dauer eines Vierteljahrs zu entrichtenden Mietzinses 
maßgebend. 

§ 14 

(1) Gegen ein Urteil, durch das ein Mietverhältnis aufgehoben 
oder eine Aufhebungsklage abgewiesen ist, findet die Berufung und in 
den Fällen des § 6 Abs. 1, 2 auch die sofortige Beschwerde ohne Rück- 
sicht auf den Wert des Beschwerdegegenstandes statt. 

(2) In den Fällen des § 4 Abs. 5 und des § 6 Abs. 1 findet die 
sofortige Beschwerde auch dann statt, wenn mehrere Beschwerde- 
gründe nebeneinander geltend gemacht werden. 

(3) Wird ein Urteil mit der Berufung und der sofortigen Be- 
schwerde angefochten, so ist über beide Rechtsmittel von derselben 
Kammer des Landgerichts zu entscheiden. 

(4) Jedes auf eine Aufhebungsklage ergehende Urteil soll einen 
Hinweis auf den zulässigen Rechtsbehelf sowie auf die Form und Frist 
seiner Einlegung enthalten. 

S|i ' . § *5 .* ■. 

(1) Der Vermieter kann in der Klage neben dem Aufhebungs- 
anspruch auch andere Ansprüche erheben, sofern sie das gleiche Miet- 
verhältnis betreffen und das Gericht auch für sie zuständig ist. 

195 




(2) Die Erhebung einer Widerklage ist nur statthaft, sofern der 
Gegenanspruch des Mieters das gleiche Mietverhältnis betrifft. 

(3) Wird mit der Aufhebungsklage ein Anspruch anderer Art ver- 
bunden, so ist auf Antrag des Beklagten anzuordnen, daß der Anspruch 
in getrenntem Prozesse verhandelt werde. Die Anordnung kann auch 
von Amts wegen getroffen werden. In entsprechender Weise ist zu 
verfahren, wenn eine Widerklage anderer Art erhoben wird. Die Ab- 
trennung der Widerklage ist auf Antrag auch dann anzuordnen, wenn 
der mit ihr erhobene Anspruch die sachliche Zuständigkeit des Amts- 
gerichts übersteigt. 

(4) Der Antrag auf Abtrennung ist nur vor der Verhandlung des 
Antragstellers zur Hauptsache zulässig. Die Abtrennung von Amts 
wegen darf nur erfolgen, solange nicht eine Verhandlung zur Haupt- 
sache stattgefunden hat und darauf ein Beschluß verkündet ist. 

§16 

(1) Ist die Vollstreckung eines Urteils nach § 4 von der Hinter- 
legung eines Geldbetrages abhängig gemacht, so darf von demjenigen 
Teile des Urteils, welcher die Herausgabe des Mietraums zum Gegen- 
stand hat, eine vollstreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des 
Amtsrichters erteilt werden. Die Anordnung ist erst zulässig, wenn 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen 
ist, daß die Hinterlegung erfolgt und daß dem Mieter eine beglaubigte 
Abschrift der Hinterlegungserklärung zugestellt ist. 

(2) Die Anordnung des Amtsrichters ist in der Vollstreckungs- 
klausel zu erwähnen. 

(3) Die Vollstreckung darf erst beginnen, wenn die vollstreckbare 
Ausfertigung mindestens sieben Tage vorher zugestellt ist. Auf Antrag 
des Mieters kann der Amtsrichter eine längere Frist bestimmen. 

(4) Die vorstehenden Vorschriften finden keine Anwendung, wenn 
die Beschränkung der Zwangsvollstreckung nach § 6 Abs. 2 aufge- 
hoben ist. 

§ 17 

Der Vermieter, der mit der Aufhebungsklage abgewiesen ist, kann 
das Recht, die Aufhebung zu verlangen, nicht mehr auf Tatsachen 
gründen, die er in einem früheren Rechtsstreit geltend gemacht hat 
oder geltend machen konnte. Tatsachen, auf die aus diesem Grunde 
oder wegen § 2 Abs. 3 eine Aufhebungsklage nicht mehr gegründet 
werden kann, dürfen zur Unterstützung einer auf andere Tatsachen 
gegründeten Aufhebungsklage geltend gemacht werden. 

§ 18 

Im Wege der einstweiligen Verfügung darf die Herausgabe eines 
Mietraums nicht angeordnet werden. 
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b) Besondere Mietverhältnisse 

m. >§ 19 

(1) Stirbt der Mieter, so treten seine Familienangehörigen, wenn 
sie beim Tode zu seinem Hausstand gehört haben, in die Rechte und 
Pflichten des Mieters ein. In diesem Fall ist eine Kündigung des Ver- 
mieters gemäß § 569 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht zulässig. 
Gibt einer der bezeichneten Familienangehörigen oder sein gesetz- 
licher Vertreter binnen einer Woche, nachdem er von dem Tode des 
Mieters Kenntnis erlangt hat, dem Vermieter gegenüber die Erklärung 
ab, daß er das Mietverhältnis nicht fortsetzen wolle, so gilt hinsicht- 
lich dieses Familienangehörigen der Eintritt als nicht erfolgt; § 206 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht, 
wenn einer der Familienangehörigen Erbe des Mieters ist. 

(2) Das beim Tode des Mieters dem Vermieter wie dem Erben 
nach § 569 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehende Kündigungsrecht 
wird durch dieses Gesetz nicht berührt; entgegenstehende Bestim- 
mungen des Mietvertrags kommen nicht in Betracht. Der Vermieter 
kann jedoch nicht kündigen, wenn bei dem Erben die Voraussetzungen 
des Abs. 1 Satz 1 vorliegen. 

(3) Auf Mietverhältnisse, die sich auf Geschäftsraum oder auf 
gewerblich genützte unbebaute Grundstücke beziehen, finden die Vor- 
schriften des Abs. 1 und des Abs. 2 Satz 2 keine Anwendung. Abs. 2 
Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß der Vermieter nicht kündigen kann, 
wenn der Erbe das Geschäft fortführt. 

(4) Haben Ehegatten gemeinschaftlich gemietet und stirbt einer 
von ihnen, so ist der andere berechtigt, das Mietverhältnis unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Frist für den ersten zulässigen Termin zu 
kündigen. Auf eine abweichende Vereinbarung kann sich der Ver- 
mieter nicht berufen. 

§ 20 

Ist der Raum nur mit Rücksicht auf ein zwischen den Vertrags- 
teilen bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis vermietet, so gelten 
die §§ 1 bis 19 auch über die Dauer des Dienst- und Arbeitsverhält- 
nisses hinaus. Dies gilt nicht, wenn der Mieter durch sein Verhalten 
dem Vermieter gesetzlich begründeten Anlaß zur Auflösung des 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses gegeben hatte oder wenn der Mieter 
das Verhältnis aufgelöst hatte, ohne daß ihm von Vermieter ein solcher 
Anlaß gegeben war. Ist streitig, ob ein begründeter Anlaß zur Auf- 
lösung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses vorlag, und ist für die 
Entscheidung die Zuständigkeit einer anderen Stelle begründet, so ist 
die Verhandlung bis zur endgültigen Erledigung des Streites auszu- 
setzen. Die Entscheidung der anderen Stelle ist für das Gericht bin- 
dend, das über den Mietstreit entscheidet. 




§ 21 

Ist ein Raum nur mit Rücksicht auf ein zwischen den Vertrags- 
teilen bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis überlassen und stellt 
die Überlassung einen Teil der für die Leistung der Dienste zü ge- 
währenden Vergütung dar, so finden die Vorschriften des § 20 nach 
der Auflösung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses entsprechende 
Anwendung. Der für die weitere Überlassung des Raumes zu ent- 
richtende Mietzins wird auf Antrag eines Vertragsteils von der Preis- 
behörde festgesetzt. 

§ 22 

Gelten in den Fällen der §§ 20, 21 die §§ 1 bis 19 auch nach der 
Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses, so genügt es an 
Stelle des im § 4 bezeichneten Auf hebungsg rundes, daß der Vermieter 
den Mietraum aus besonderen Gründen dringend braucht; dies ist 
namentlich der Fall, wenn der Vermieter den Mietraum für einen 
Nachfolger des Mieters in dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis oder 
im Betriebsinteresse für einen anderen Angehörigen des Betriebes 
braucht, insbesondere bei Einstellung neuer Arbeitskräfte oder um ein 
Gefolgschaftsmitglied in der Nähe seiner Arbeitsstelle unterzubringen. 

Sind Räume in Gebäuden, die von dem Inhaber eines Betriebes zur 
Unterbringung von Angehörigen des Betriebes errichtet oder vor dem 
1. Juli 191S zu Eigentum erworben oder gemietet sind, an einen 
Betriebsfremden überlassen, so kann der Vermieter die Aufhebung 
des Mietverhältnisses verlangen, wenn er den Raum für einen Ange- 
hörigen des Betriebes dringend braucht. § 22 findet entsprechende 
Anwendung. 

§ 23a 

Ist in Gebäuden, die von dem Inhaber eines Betriebes zur Unter- 
bringung von Angehörigen des Betriebes errichtet oder vor dem 1. Juli 
1918 erworben oder gemietet sind, ein Raum nur mit Rücksicht auf 
ein zwischen den Vertragsteilen bestehendes Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnis vermietet oder hat ihn ein Betriebsfremder mietweise inne, so 
kann der Vermieter auf Aufhebung des Mietverhältnisses klagen, wenn 
der Raum im Verhältnis zu der Zahl der Bewohner übermäßig groß 
ist; als Bewohner kommen nur der Mieter und seine Familienange- 
hörigen in Betracht. Der Anspruch besteht nur, wenn über die Ange- 
legenheit im Vertrauensrat verhandelt worden ist. 

§ 23b ' 

Die Vorschriften der §§ 20 bis 23a sind entsprechend anzuwenden, 
wenn Räume, die nach Gesetz oder Rechtsgeschäft für Angehörige 
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eines bestimmten Betriebes oder einer bestimmten Art von Betrieben 
zur Verfügung zu halten sind und dem Betriebsinhaber weder gehören 
noch ihm vermietet sind, einem Betriebsangehörigen mit Rücksicht auf 
ein zwischen ihm und dem Betriebsinhaber bestehendes Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis oder einem Betriebsfremden mietweise oder sonst 
zum Gebrauch überlassen sind. 

: 123c - , 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 23b sind nicht anzuwenden, 
wenn jemand mietweise oder auf Grund eines sonstigen Rechtsver- 
hältnisses Räume in einem Gebäude inne hat, das zur Unterbringung 
von Angehörigen eines Zwecken der Wehrmacht nicht nur vorüber- 
gehend dienenden Betriebes benötigt wird; gehört das Gebäude nicht 
dem Betriebsinhaber, so gilt dies nur, wenn es ihm vermietet ist oder 
wenn die Errichtung oder der Erwerb des Gebäudes von der Wehr- 
macht unmittelbar oder mittelbar gefördert worden ist. Zum Nachweis 
dieser Voraussetzungen genügt es, wenn hierüber eine Bescheinigung 
c(er obersten Behörde der Wehrmacht oder der von ihr bestimmten 
Dienststelle vorgelegt wird. 

(2) Hat der Mieter nicht zur Gefolgschaft des Betriebes gehört, 
so sind § 32 Abs. 2, 3 und Abs. 4 Buchst, c letzter Satz entsprechend 
anzuwenden. 

§ 24 

(1) Auf Untermietverhältnisse sind die Vorschriften des ersten 
Abschnitts dieses Gesetzes nur anzuwenden, wenn der Untermieter die 
Räume ganz oder überwiegend mit Einrichtungsgegenständen aus- 
gestattet hat oder wenn er in den Mieträumen mit seiner Familie eine 
selbständige Wirtschaft oder Haushaltung führt. 

(2) Soweit nach Abs. 1 der Mieterschutz davon abhängt, daß der 
Untermieter in den Mieträumen mit seiner Familie eine selbständige 
Wirtschaft oder Haushaltung führt, ist der Tod eines Familienange- 
hörigen oder sein Ausscheiden aus der gemeinsamen Wohnung für die 
Fortdauer des Schutzes ohne Einfluß, selbst wenn nur noch ein Fami- 
lienangehöriger die Mieträume inne hat. Jeder im Haushalt des Ver- 
storbenen oder des Ausgeschiedenen verbliebene Familienangehörige 
tritt, wenn keiner von ihnen selbst Untermieter ist, an Stelle des Weg- 
gefallenen in das Untermietverhältnis ein. sofern sich dieser Eintritt 
nicht schon aus anderen Vorschriften ergibt. 

(3) Einem Untermietverhältnis steht es gleich, wenn ein Haus- 
eigentümer oder jemand, der einen Raum auf Grund eines Erbbau- 
rechts, Nießbrauchs oder eines ähnlichen Rechtsverhältnisses inne hat, 
einen Teil des von ihm selbst im Hause benutzten Raumes vermietet. 
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§ 25 

Ist ein Raum für besondere Zwecke zu vorübergehendem Gebrauch 
vermietet, so finden, unbeschadet des § 27, die §§ 1 bis 19, 24, 30 und 
31 keine Anwendung. 

§ 26 

Das dem Vermieter nach § 19 der Konkursordnung zustehende 
Kündigungsrecht wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 27 

(1) Bei einem Rechtsstreit, der die Herausgabe eines Mietraums 

zum Gegenstande hat, ohne daß eine Aufhebung des Mietverhältnisses 

im Sinne dieses Gesetzes verlangt wird, finden die §§ 7, 9, 10, 12, 
§ 13 Abs. 2 Satz 2, §§ 14, 15, 18 Anwendung. Dem Mieter kann auf 
seinen Antrag eine den Umständen nach angemessene Räumungsfrist 
auch dann gewährt werden, wenn das Urteil die Herausgabe von 
Räumen zum Gegenstande hat, die nicht Wohnräume sind; die Vor- 
schriften des § 721 der Zivilprozeßordnung in Verbindung mit § 6 
Abs. 1 gelten entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten auch für Räume, die nur 
mit Rücksicht auf ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis vermietet oder 
überlassen sind. 

§ 28 

(1) Auf eine Verpflichtung des Mieters, eine ihm nach § 538 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gegenüber dem Vermieter zustehende 
Ersatzforderung nicht gegen eine Mietzinsforderung aufzurechnen, 
kann sich der Vermieter nicht berufen. Der Mieter kann jedoch nur 
aufrechnen, wenn er dem Vermieter die Absicht der Aufrechnung 
mindestens einen Monat vor der Fälligkeit des Mietzinses in schrift- 
licher Form angezeigt hat. 

(2) Diese Vorschriften finden auf den vertraglichen Ausschluß 
eines Minderungs- oder Zurückbehaltungsrechts oder eines Rechts auf 
Aufrechnung mit einem Schadenersatzanspruch nach § 538 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

§ 29 

(1) Will der Mieter die Mieträume oder das gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstück untervermieten, so kann die hierzu erforderliche 
Erlaubnis von dem Vermieter nur aus einem wichtigen Grunde ver- 
weigert werden. Auf Antrag des Mieters kann das Mieteinigungsamt 
die Erlaubnis ersetzen. 

(2) Wird die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung all- 
gemein ersetzt, so bleibt das Recht des Vermieters, im Einzelfall der 
Untervermietung aus wichtigem Grunde zu widersprechen, unberührt. 
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§ 3o 

(1) Will der Mieter einer Wohnung die Mieträume einem Dritten 
im Wege des Tausches überlassen, so kann das Mieteinigungsamt auf 
Antrag des Mieters die zum Eintritt des Dritten in den Mietvertrag 
erforderliche Einwilligung des Vermieters ersetzen. Der Antrag ist 
abzulehnen, wenn der Vermieter dem Verlangen des Mieters aus wich- 
tigen Gründen widerspricht. Bei einem auf bestimmte Zeit abge- 
schlossenen Mietvertrag kann die Einwilligung des Vermieters für 
einen vor dem Ende der ursprünglichen Mietzeit liegenden Zeitpunkt 
nur ersetzt werden, wenn der Mieter aus zwingenden Gründen ge- 
nötigt ist, seine bisherige Wohnung aufzugeben. 

(2) Entspricht das Mieteinigungsamt dem Antrag, so gilt der 
Eintritt des neuen Mieters in den Mietvertrag in dem Zeitpunkt als 
vollzogen, in dem der Mieter die Wohnung räumt. 

(3) Der bisherige Mieter haftet für die Verpflichtungen, die 
während seiner Mietzeit entstanden sind, neben dem neuen Mieter 
weiter. 

(4) Die Wirkungen der Entscheidung, durch die die Erlaubnis 
des Vermieters ersetzt worden ist, treten nur ein, wenn für jeden am 
Tausch beteiligten Mieter die Erlaubnis seines Vermieters zum Ein- 
tritt eines der Mieter in den Mietvertrag vorliegt. 

(5) Verweigert der Vermieter allgemein seine Einwilligung ohne 
triftigen Grund, so ist die Einwilligung auf Antrag allgemein zu er- 
setzen und in der Entscheidung zum Ausdruck zu bringen, daß das 
Recht des Vermieters, im Einzelfall dem Tausch aus wichtigem 
Grunde zu widersprechen, unberührt bleibt. In diesem Falle gilt der 
Eintritt eines Dritten in den Mietvertrag, unbeschadet der Vor- 
schriften in den Abs. 2 und 4, erst als vollzogen, wenn die Einwilligung 
des Vermieters hierzu vorliegt. 

§ 3i 

(1) Ist ein Mietverhältnis über eine Wohnung beendigt und hat 
der bisherige Mieter die Mieträume noch inne oder steht die Beendi- 
gung eines Mietverhältnisses über eine Wohnung bevor, so kann das 
Mieteinigungsamt dem Mieter auf Antrag gestatten, die Mieträume 
mit einem Dritten für die Zeit nach Beendigung des Mietverhältnisses 
zu tauschen, und die hierzu erforderliche Einwilligung des Vermieters 
ersetzen. Der Antrag ist abzulehnen, wenn der Vermieter dem Ver- 
langen des Mieters aus wichtigen Gründen widerspricht. Ist der Mieter 
rechtskräftig zur Räumung verurteilt, so ist es als wichtiger Grund 
auch anzusehen, wenn der Vermieter eine Wohnung in derselben Ge- 
meinde nachweist, die den Umständen nach für den Mieter ausreicht 
und an ihn vermietbar ist. 
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(2) Entspricht das Mieteinigungsamt dem Antrag und wird der 
Tausch durchgeführt, so gilt die Beendigung des Mietverhältnisses als 
nicht erfolgt. Die Vorschriften des § 30 Abs. 2 bis 5 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Ist die Verpflichtung zur Herausgabe der Wohnung in einem 
vollstreckbaren Urteil oder Vergleich ausgesprochen, so ist auf Antrag 
des bisherigen Mieters die Zwangsvollstreckung für die Dauer des 
Verfahrens über den Wohnungstausch einzustellen. 

§ 32 

(1) Hat jemand mietweise oder auf Grund eines sonstigen Rechts- 
verhältnisses ein Gebäude oder den Teil eines Gebäudes inne, das im 
Eigentum oder in der Verwaltung des Reichs oder eines Landes 
(Reichsgaues) steht und entweder öffentlichen Zwecken oder zur 
Unterbringung von Angehörigen der Verwaltung des Reichs oder des 
Landes (Reichsgaues) zu dienen bestimmt ist oder bestimmt wird, so 
finden die §§ 1 bis 31 keine Anwendung. Das gleiche gilt für Gebäude 
im Eigentum oder in der Verwaltung der NSDAP, die entweder deren 
Zwecken oder zur Unterbringung von hauptberuflich in ihren Diensten 
Beschäftigten zu dienen bestimmt sind oder bestimmt werden. 

(2) Der Mieter oder derjenige, dem der Gebrauch überlassen ist, 
kann vom Reiche oder vom Lande (Reichsgau) oder von der NSDAP 
den Ersatz der erforderlichen Umzugskosten verlangen, es sei denn, 
daß ihm bereits nach den Dienstvorschriften angemessene Umzugs- 
kosten zustehen. Bei Geschäftsräumen kann der Mieter, soweit es zum 
Ausgleich unbilliger Härten erforderlich ist, auch die Leistung einer 
angemessenen Entschädigung für die sonstigen wirtschaftlichen Nach- 
teile verlangen, die er durch den Verlust der Räume erleidet. Über die 
Ersatz- und Entschädigungspflicht ist im Falle der Verurteilung zur 
Herausgabe des Raumes auf Antrag des Berechtigten in der Urteils- 
formel Bestimmung zu treffen. 

(3) Abs. 2 gilt nicht, wenn Tatsachen vorliegen, welche die Auf- 
hebung des Mietverhältnisses nach den §§ 2, 3 rechtfertigen würden, 
oder wenn der Raum für besondere Zwecke zu vorübergehendem Ge- 
brauch überlassen ist. 

(4) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 3 sind entsprechend anzu- 
wenden 

a) auf Gemeinden und sonstige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, gemeinnützige Anstalten und Stiftungen sowie auf gemein- 
nützige, nicht auf Erwerb gerichtete Organisationen, soweit sie 
die Räume für eigene Zwecke dringend benötigen, 

b) wenn Räume in einem Gebäude, dessen Errichtung oder Erwerb 
von der Wehrmacht unmittelbar oder mittelbar gefördert worden 
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ist, für Zwecke der Wehrmacht zur Verfügung zu halten sind und 
zur Unterbringung von Angehörigen der Wehrmacht, einschließ- 
lich von Angestellten und Arbeitern der Wehrmacht benötigt 
werden. Zum Nachweis dieser Voraussetzungen genügt es, wenn 
hierüber eine Bescheinigung der obersten Behörde der Wehrmacht 
oder der von ihr bestimmten Dienststelle vorgelegt wird; 

c) wenn Räume in einem Gebäude, das nicht im Eigentum oder in der 
Verwaltung des Reichs, eines Landes (Reichsgaues) oder einer Ge- 
meinde (Gemeindeverbandes) steht, für Beamte des Reichs, eines 
Landes (Reichsgaues) oder einer Gemeinde oder für Angestellte 
oder Arbeiter im öffentlichen Dienst zur Verfügung zu halten 
sind und benötigt werden. Das gleiche gilt, wenn Räume in einem 
Gebäude, das nicht im Eigentum oder in der Verwaltung der 
NSDAP steht, für hauptberuflich Beschäftigte der NSDAP zur 
Verfügung zu halten sind und benötigt werden. 
Umzugskosten und eine Entschädigung, die der Vermieter gemäß 

Abs. 2 zu ersetzen hat, sind ihm von derjenigen Stelle zu erstatten, zu 

deren Gunsten die Räume herauszugeben sind. 

§ 33 

Die Vorschriften der §§ i bis 31 sind nicht anzuwenden auf Klein- 
siedlerstellen (Gebäude mit Nutzland), die auf Grund der Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
vom 6. Oktober 193 1, Vierter Teil, Kapitel II (Reichsgesetzbl. I 
S. 537, 551) und der reichsrechtlichen Aus- und Durchführungs- 
bestimmungen hierzu gefördert worden sind, solange sie der Siedler 
für die Dauer einer Probezeit mietweise inne hat. Zum Nachweis der 
Eigenschaft als Kleinsiedlerstelle genügt es, wenn der Bewilligungs- 
bescheid (Bürgschaftsvorbescheid) der Bewilligungsbehörde oder der 
Anerkennungsbescheid der Anerkennungsbehörde vorgelegt wird. 

§ 34 • 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 31 sind nicht anzuwenden, wenn ein 
Wohnungsunternehmen in der Rechtsform der eingetragenen Ge- 
nossenschaft Räume auf Grund eines Nutzungsvertrags einem Ge- 
nossen mit Rücksicht auf seine Mitgliedschaft zur Genossenschaft 
überlassen hat und dieser aus der Genossenschaft ausscheidet. 

§ 35 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 31 sind nicht anzuwenden, wenn ein 
Wohnungsunternehmen dem künftigen Erwerber eines Grundstücks 
Räume, die zu dem Grundstück gehören, auf Grund eines Kaufanwart- 
schaftsvertrags mietweise überlassen hat und von diesem Vertrag 



zurücktritt. Der Rücktritt hat diese Folge nur dann, wenn bei der 
Rücktrittserklärung die Voraussetzungen für die Erhebung der Auf- 
hebungsklage gemäß §§ 2 oder 3 dieses Gesetzes vorliegen oder wenn 
der Inhaber der Räume ohne Zustimmung des Wohnungsunternehmens 
sich zu einer Verfügung über das Grundstück verpflichtet oder die 
Rechte aus dem Kauf anwar tschaf tsvertrag abgetreten hat; bei Woh- 
nungsunternehmen in der Rechtsform der eingetragenen Genossen- 
schaft hat der Rücktritt diese Folge ferner, wenn der Inhaber der 
Räume mit seinen Pflichtzahlungen auf den Geschäftsanteil ganz oder 
teilweise länger als drei Monate im Rückstand ist oder wenn er aus 
der Genossenschaft ausscheidet. 

§ 36 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten entsprechend für Pacht- 
verhältnisse über Räume und über gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke. 

2. ABSCHNITT: MIETEINIGUNGSÄMTER 

§ 37 

Die in diesem Gesetz und dem Reichsmietengesetz den Mieteini- 
gungsämtern übertragenen Aufgaben sind von den Amtsgerichten 
wahrzunehmen. 

§ 38 

Das Verfahren vor dem Amtsgericht als Mieteinigungsamt be- 
stimmt sich nach den Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das 
Verfahren vor den Amtsgerichten nach Maßgabe der nachfolgenden 
Vorschriften. 

§ 39 

Das Mieteinigungsamt kann den Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle mit der Vornahme von vorbereitenden Maßnahmen beauftragen. 

§ 40 

(1) Die Beteiligten sind zu einem Termin, der nicht in ihrer An- 
wesenheit anberaumt ist, schriftlich zu laden; § 10 Abs. 1 gilt ent- 
sprechend. Die Ladungsfrist beträgt drei Tage; eine Abkürzung der 
Frist ist zulässig. Das Mieteinigungsamt muß in der Lage sein, fest- 
zustellen, daß die Ladungsschrift den Beteiligten rechtzeitig zuge- 
gangen ist. 

(2) Sind die Beteiligten ordnungsgemäß geladen und ist die Sache 
zu einer Entscheidung reif, so kann das Mieteinigungsamt auch in Ab- 
wesenheit eines Beteiligten entscheiden. Wird die Verhandlung ver- 
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tagt, so hat der säumige Teil die den anderen Beteiligten durch das 
Ausbleiben verursachten notwendigen Kosten zu ersetzen. Erscheint 
der Säumige auch in dem zweiten Termin nicht, so darf eine weitere 
Vertagung nur mit Zustimmung der anderen Beteiligten stattfinden. 

(3) Das Mieteinigungsamt entscheidet im Rahmen der im § 38 
bezeichneten Vorschriften und der dazu erlassenen Anordnungen nach 
billigem Ermessen. Die Entscheidung darf nur erlassen werden, wenn 
den Beteiligten Gelegenheit gegeben worden ist, sich zur Sache und 
über das Ergebnis einer Beweisaufnahme zu äußern und der Erhebung 
der Beweise beizuwohnen. 

(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen. Sind die Be- 
teiligten im Termin anwesend, so kann die Begründung mündlich 
erfolgen; jeder Beteiligte kann jedoch innerhalb der Notfrist (§ 41 
Abs. 1) die schriftliche Mitteilung der Gründe beantragen. Die Betei- 
ligten sind auf die zulässigen Rechtsbehelfe hinzuweisen; § 14 Abs. 4 
gilt entsprechend. 

(5) Vor der Entscheidung kann eine einstweilige Anordnung er- 
lassen werden. 

§41 

(1) Gegen die Entscheidung des Mieteinigungsamts findet inner- 
halb der Notfrist von zwei Wochen die Rechtsbeschwerde statt. Uber 
die Rechtsbeschwerde entscheidet die Zivilkammer des Landgerichts 
als Beschwerdestelle. 

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestützt werden, daß 
die Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes beruhe. Dies ist 

stets anzunehmen, wenn § 40 Abs. 3 Satz 2 nicht beachtet ist oder 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter denen nach § 551 Nrn. 1 
bis 5 der Zivilprozeßordnung eine gerichtliche Entscheidung als auf 
einer Verletzung des Gesetzes beruhend anzusehen ist, Die §§ 550, 
563 der Zivilprozeßordnung finden Anwendung. 

(3) In Fällen, in denen es ihr notwendig erscheint, kann die Be- 
schwerdestelle von Amts wegen die Nachprüfung oder Vornahme 
einzelner tatsächlicher Feststellungen anordnen. 

§ 42 

Erachtet das Mieteinigungsamt die Rechtsbeschwerde für begrün- 
det, so hat es ihr abzuhelfen; andernfalls ist die Beschwerde der Be- 
schwerdestelle vorzulegen. 

§43 

(1) Die Beschwerdestelle kann in der Sache selbst entscheiden 
oder sie zur nochmaligen Verhandlung und Entscheidung an das Miet- 
einigungsamt zurückverweisen. Die Zurückverweisung kann an eine 
andere Abteilung des Mieteinigungsamts erfolgen. Das Mieteinigungs- 
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amt, an das die Sache zurückverwiesen wird, hat die rechtliche Beur- 
teilung, die der Aufhebung seiner Entscheidung zugrunde liegt, seiner 
neuen Entscheidung zugrunde zu legen. 

(2) Eine Entscheidung, die der Beschwerde unterliegt, wird erst 
endgültig, wenn die Beschwerdefrist abgelaufen ist oder wenn die 
Beschwerde nach Ablauf der Beschwerdefrist zurückgenommen oder 
von der Beschwerdestelle zurückgewiesen wird. 

■ ' v;' : 'y;'; . - , § 44 ; ; ■ SS^HB 

Wer mit einem Antrag endgültig abgewiesen ist, kann den gleichen 
Antrag nicht mehr auf Tatsachen gründen, die er in einem früheren 
Verfahren geltend gemacht hat oder geltend machen konnte. Tatsachen, 
auf die der Antrag nicht mehr gegründet werden kann, dürfen zur 
Unterstützung eines auf andere Tatsachen gegründeten Antrags gel- 
tend gemacht werden. 

. §45 

Aus Vergleichen, die vor dem Mieteinigungsamt, der Beschwerde- 
stelle oder im Falle des § 39 vor dem Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle zwischen dem Vermieter, dem Mieter oder einem Dritten abge- 
schlossen sind, findet die gerichtliche Zwangsvollstreckung statt. 

§ 46 

(1) In dem Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Be- 
schwerdestelle werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes gelten entsprechend. 

(2) Für die Gebührenerhebung steht die Sachentscheidung des 
Mieteinigungsamts einem Urteil, das Verfahren vor der Beschwerde- 
stelle einem Berufungs verfahren gleich. 

(3) Der Streitwert wird nach freiem Ermessen, jedoch nicht über 
den Jahresbetrag der Miete hinaus, festgesetzt. Der Jahresbetrag ist 
auf Grund des Betrags der Miete zu ermitteln, der für den der Ent- 
scheidung des Mieteinigungsamts oder der Beschwerdestelle vorher- 
gehenden Monat Geltung hatte. 

(4) Die Kosten (Gebühren und Auslagen) werden fällig, wenn der 
Rechtszug beendet ist oder das Verfahren länger als drei Monate nicht 
betrieben wird. Vorschüsse werden nicht erhoben. 

(5) Der Betrag der Gerichtskosten und der außergerichtlichen 
Auslagen, die ein Beteiligter dem anderen nach § 7 der Anordnung für 
das Verfahren in Mieteinigungssachen vom 16. Dezember 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 723) zu erstatten hat,' ist in der Sachentscheidung 
und, wenn eine solche nicht ergeht, durch Beschluß festzusetzen; zu- 
gleich ist zu bestimmen, wer die Kosten und die außergerichtlichen 
Auslagen zu tragen hat. Sie sind in der Regel dem unterliegenden Teil 
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aufzuerlegen; die §§ 92, 93, 97 und 102 der Zivilprozeßordnung gelten 
entsprechend. Die Kosten können jedoch auch dem obsiegenden Teil 
auferlegt werden, soweit dies nach Lage der Sache, insbesondere nach 
den Vermögens- und Erwerbsverhältnissen der Beteiligten, der Billig- 
keit entspricht. Die Entscheidung über die Kosten ist endgültig, so- 
weit nicht die ihr zugrunde liegende Entscheidung geändert wird. 

(6) Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das Armen- 
recht gelten entsprechend. 

§ 47 

(1) Will die Beschwerdestelle bei der Entscheidung über eine 
Rechtsfrage von der ihr bekannten Entscheidung einer anderen Be- 
schwerdestelle oder, falls über die Rechtsfrage bereits von einem 
höheren Gericht entschieden ist, von dieser Entscheidung abweichen, 
so hat es eine Vorabentscheidung über die Rechtsfrage (Rechtsent- 
scheid) herbeizuführen. Das gleiche gilt, wenn es sich um eine durch 
Rechtsentscheid noch nicht entschiedene Rechtsfrage von grundsätz- 
licher Bedeutung handelt. Der Rechtsentscheid ist in der Sache ver- 
bindlich. 

(2) Die Zuständigkeit für den Rechtsentscheid bestimmt sich nach 
der Verordnung über die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte in An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Kostenordnung 
vom 23. März 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 251). § 28 Abs. 2 und 3 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit gilt entsprechend. 

■ §48. 

Im übrigen wird das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und 
der Beschwerdestelle durch Verordnung des Reichsministers der Justiz 
und des Reichswohnungskommissars geregelt 16 ). 

3. ABSCHNITT: 
SCHLUSS- UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

§ 49 

(1) Auf die nach diesem Gesetze den Beteiligten zustehenden 
Rechte kann nicht verzichtet werden. Eine Vereinbarung, nach der 
einem Beteiligten bei Ausübung der Rechte besondere Nachteile er- 
wachsen sollen, ist unwirksam. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch auf Verträge 
Anwendung, die unter Umgehung oder zum Zwecke der Umgehung 
des Gesetzes abgeschlossen sind. 



,e ) Abdruck s. unter Nr. VIII b. 
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§ 52 

Die für das Wohnungswesen zuständige oberste Landesbehörde 
kann mit Zustimmung des Reichswohnungskommissars und des Reichs- 
ministers der Justiz anordnen, daß bestimmte Gemeinden oder Ge- 
meindeteile oder bestimmte Arten von Mieträumen von den Vor- 
schriften des i. Abschnitts ausgenommen werden; § 6 Abs. i, § 9, § io 
Abs. i, § 12, § 13 Abs. 2 Satz 2, §§ 14, 18 gelten entsprechend. Auch 
von diesen Vorschriften sind Ausnahmen im Wege einer nach Satz 1 
ergehenden Anordnung zulässig. 

§ 52a 

■ • • .. . . 

§ 52b 

(1) Auf Grund einer Kündigung, die zwischen der Bekanntgabe 
einer Anordnung gemäß § 52 Satz 1 und ihrem Inkrafttreten vom Ver- 
mieter erklärt ist, kann die Herausgabe des Mietraums verlangt wer- 
den, jedoch frühestens für den Zeitpunkt des Inkrafttretens; für die 
Kündigung gilt unbeschadet der Vorschriften des Gesetzes über die 
Auflockerung der Kündigungstermine bei Mietverhältnissen über 
Wohnräume vom 24. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 306) der § 565 
Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, sofern nicht eine längere 
Kündigungsfrist vereinbart ist. Der Vermieter kann schon vor dem 
Inkrafttreten auf künftige Räumung klagen. 

(2) Eine vor der Bekanntgabe vom Vermieter erklärte Kündigung 
berechtigt nicht zum Verlangen auf Herausgabe des Mietraums. 

§ 52c 

(1) Nach der Bekanntgabe eine Anordnung gemäß § 52 Satz 1 
kann der Vermieter von der Aufhebungsklage zur Räumungsklage 
übergehen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten der Anordnung ist der Aufhebungs- 
streit in der Hauptsache erledigt. Jede Partei trägt die ihr entstan- 
denen außergerichtlichen Kosten; die Gerichtskosten werden nieder- 
geschlagen. Das gleiche gilt bei dem Übergang zur Räumungsklage 
(Abs. 1) bezüglich der durch das Aufhebungsverfahren verursachten 
besonderen Kosten. 
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§ m 

(1) Für Mietverhältnisse, auf die sich eine Anordnung gemäß § 52 
Satz 1 bezieht, gelten folgende Vorschriften: 

1. Der § 19 Abs. i, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 findet Anwendung, 
ia. Der § 27 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

2. Der § 28 findet Anwendung. 

3. Die §§ 29, 30 und 31 finden Anwendung. 

4. Der Vermieter kann das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist nur nach den §§ 553, 554 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sowie unter den Voraussetzungen kündigen, unter denen 
nach § 2 die Aufhebung eines Miet Verhältnisses wegen erheblicher 
Belästigung verlangt werden kann. Geringfügige Mietzinsrück- 
stände berechtigen nicht zu einer fristlosen Kündigung. Eine auf 
Grund des § 554 erfolgte Kündigung ist unwirksam, wenn der 
Mieter bis zum Ablauf von einem Monat seit der Fälligkeit des 
Mietzinses den Vermieter befriedigt, eine gegenüber der Mietzins- 
forderung zulässige Aufrechnung erklärt oder ein ihm zustehendes 
Minderungs- oder Zurückbehaltungsrecht geltend macht. Der § 3 
Abs. 2, 3 findet entsprechende Anwendung; das gleiche gilt von 
§ 10 Abs. 2, 3 für Mietverhältnisse über Wohnräume. 

5. Ist der Mietzins nach Monaten bemessen, so gilt für die Kündi- 
gung des Vermieters unbeschadet der Vorschriften des Gesetzes 
über die Auflockerung der Kündigungstermine bei Mietverhält- 
nissen über Wohnräume vom 24. März 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 306) der § 565 Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Hiervon werden Mietverhältnisse der im § 24 bezeichneten Art 
nicht berührt. 

(2) Auf eine Vereinbarung, die den Vorschriften des Abs. 1 Nr. 4 
entgegensteht, kann sich der Vermieter nicht berufen. Das gleiche gilt 
für eine Vereinbarung, wonach die Kündigung des Mietverhältnisses 
zu Ungunsten des Mieters abweichend vom § 565 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und von Abs. 1 Nr. 5 geregelt ist. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann mit Zustimmung des Reichs- 
wohnungskommissars und des Reichsministers der Justiz für ein Miet- 
verhältnis, auf das sich eine Anordnung gemäß § 52 Satz 1 bezieht, zur 
Vermeidung von Härten 

a) die Kündigung des Vermieters von der Einhaltung einer die Gren- 
zen des § 565 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder des Abs. i Nr. 5 
überschreitenden Kündigungsfrist abhängig machen, 

14 Haegcle, „Rechtsschutz" 209 



b) bestimmen, daß eine dem Mieter nach § 721 der Zivilprozeßordnung 
für Wohnräume oder nach Abs. 1 Nr. ia für sonstige Räume ge- 
währte Räumungsfrist auf seinen Antrag vom Gericht gemäß § 5a 
Abs. 2 verlängert werden kann. 

§53 

Der Reichswohnungskommissar und der Reichsminister der Justiz 
können die von obersten Landesbehörden erlassenen Vorschriften auf- 
heben oder ändern. Sie können ferner die Anordnungen treffen, für 
deren Erlaß die obersten Landesbehörden zuständig sind, auch die 
ihnen nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse anderen Stellen 
übertragen. 



VUIb. Anordnung für das Verfahren in Mieteinigungssachen 

vom 16. XII. 1942 

Auf Grund des § 48 des Mieterschutzgesetzes in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbi. I S. 712) wird folgendes verordnet: 

§ 1 

Als Mieteinigungsamt ist das Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Mietsache gelegen ist. 

Der Antrag an das Mieteinigungsamt ist schriftlich oder zu Proto- 
koll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu stellen. Er soll unter 
Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweismittel kurz begründet 
werden. Der Antragsteller soll die ihm zugänglichen Beweisurkunden 
beifügen. 

§ 3 

Der Antrag und die sonstigen Erklärungen eines Beteiligten sind 
den übrigen Beteiligten von Amts wegen mitzuteilen. Die hierfür er- 
forderlichen Abschriften sollen beigefügt werden. Von der Mitteilung 
kann abgesehen werden, wenn das mitzuteilende Schriftstück lediglich 
Wiederholungen früherer Angaben oder Ausführungen enthält. 

§ 4 

(1) Das Mieteinigungsamt entscheidet durch Beschluß. Einer 
mündlichen Verhandlung bedarf es nicht. 

(2) Das Mieteinigungsamt kan von Amts wegen Beweise erheben. 

(3) Gegenüber Bevollmächtigten oder Beiständen, die nicht Rechts- 
anwälte sind, hat das Mieteinigungsamt in jeder Lage des Verfahrens 

» 
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die gleichen Befugnisse wie das Amtsgericht im Verfahren über die 
Aufhebungsklage (§ 157 der Zivilprozeßordnung, § 12 des Mieter- 
schutzgesetzes). 

(1) Mündliche Verhandlungen vor dem Mieteinigungsamt sind 
nicht öffentlich. Der Richter kann Personen, die ein Interesse an der 
Entscheidung haben, zu der Verhandlung zulassen. 

(2) Zeugen und Sachverständige, die im Antrag oder in sonstigen 
Erklärungen benannt sind, sollen zu der nächstfolgenden Verhandlung 
geladen werden, sofern ihre Vernehmung zur Aufklärung des Sach- 
verhalts dienlich erscheint. 

(1) Von einer schriftlichen Begründung seiner Entscheidung soll 
das Mieteinigungsamt nur absehen, wenn die anwesenden Beteiligten 
oder deren Bevollmächtigte nach mündlicher Mitteilung der Gründe 
auf die Einlegung der Rechtsbeschwerde und die Mitteilung einer 
schriftlichen Begründung verzichten. 

(2) Der Beschluß ist den Beteiligten oder deren Bevollmächtigten, 
wenn er nicht in ihrer Gegenwart verkündet ist, von Amts wegen 
zuzustellen. 

§ 7 

Das Mieteinigungsamt kann in seiner Entscheidung bestimmen, 
daß und zu welchem Betrag ein Beteiligter anderen Beteiligten Ersatz 
der baren Auslagen sowie Entschädigung für eine durch notwendige 
Reisen oder durch die notwendige Wahrnehmung von Terminen ent- 
standene Zeitversäumnis zu gewähren hat. Die für die Entschädigung 
der Zeugen geltenden Vorschriften sowie § 46 Abs. 5 Satz 4 des Mieter- 
schutzgesetzes gelten entsprechend. 

§ 8 

(1) Durch die Einlegung der Rechtsbeschwerde wird die Wirk- 
samkeit der angefochtenen Entscheidung gehemmt. 

(2) Die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde ist vom Mieteinigungs- 
amt von Amts wegen zu prüfen. Weist das Mieteinigungsamt die Be- 
schwerde als unzulässig zurück, so kann der Beschwerdeführer binnen 
einer Woche die Entscheidung der Beschwerdestelle hierüber bean- 
tragen. 

(3) Will das Mieteinigungsamt der Beschwerde abhelfen, so hat 
es vor der Entscheidung den Beschwerdegegner zu hören. 

(4) Für die Beschwerdestelle sind, unbeschadet des § 41 Abs. 3 
des Mieterschutzgesetzes, die tatsächlichen Feststellungen des ange- 
fochtenen Beschlusses bindend. Neue Tatsachen dürfen nur zur Be- 
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gründung eines wesentlichen Mangels des Verfahrens vorgebracht 
werden. 

(5) Die Beteiligten können auf das Recht der Beschwerde ver- 
zichten. Auf den Verzicht sowie auf die Zurücknahme der Beschwerde 
finden § 514 und § 515 Abs. 3 der Zivilprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. 

§ 9 

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1943 in Kraft. Zugleich tritt 
die Anordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der 
Beschwerdestelle vom 19. September 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 889) 
in der Fassung der Bekanntmachungen vom 17. Februar 1928 (Reich- 
gesetzbl. I S. 25) und vom 27. März 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 166) 
außer Kraft. 

IX. Verordnung über das Verfahren bei Zustellungen an 
Angehörige der Wehrmacht vom 13. III. 1940 

(RGBl. I S. 501) ") 

Auf Grund des § 44 der Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Gerichtsverfassung und der Rechtspflege vom r. September 
J 939 (Reichsgesetzbl. I S. 1658) wird verordnet: 

(1) Zustellungen für Angehörige der Wehrmacht können bewirkt 
werden: 

1. durch Zustellung an den Führer der Truppeneinheit oder den Leiter 
der Dienststelle des Wehrmachtangehörigen, wobei statt der ge- 
nannten Personen auch ein dienstlich hierzu bestellter Vertreter 
die Zustellung entgegennehmen kann; 

2. dadurch, daß die Truppeneinheit oder die Dienststelle des Wehr- 
machtangehörigen oder eine vorgesetzte Truppeneinheit oder 
Dienststelle dem Wehrmachtangehörigen das zuzustellende Schrift- 
stück auf Ersuchen des Vorsitzenden des Gerichts aushändigt; 

3. durch Zustellung an den Wehrmachtangehörigen selbst in seiner 
Wohnung oder in seinem Geschäftslokal. In diesem Falle sind 
Ersatzzustellungen an den Hauswirt oder den Vermieter sowie Zu- 

17 ) Wegen des Verfahrens bei Zustellungen an Wehrmachtangehörige und 
wegen der Anzeigen an die vorgesetzte Militärbehörde über Vollstreckungen 
gegen einen Wehrmachtangehörigen (§ 752 ZPO.) s. auch die AV. vom 13. 
März 1940 (DJ. S. 365) und vom 19. April 1940 (DJ. S. 481), sowie den Auf- 
satz von Sebode in DRM. 1940 S. 246 

Wegen der Zustellung an Angehörige des Reichsarbeitsdienstes s. VO. vom 
5. Juli 1940 (RGBl. I S. 949). Wegen weiterer Vorschriften s. S. 96 Fußnote 37. 
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Stellungen durch Niederlegung (§ 181 Abs. 2 und § 182 der Reichs- 
Zivilprozeßordnung, § 102 Abs. 2 und § 104 der in der Ostmark, 
im Reichsgau Sudetenland und für die deutschen Gerichte im Pro- 
tektorat Böhmen und Mähren geltenden Zivilprozeßordnung vom 
I. August 1895) unzulässig; Ersatzzustellungen dürfen ferner 
dann nicht vorgenommen werden, wenn die Annahme des zuzu- 
stellenden Schriftstücks verweigert wird. 

(2) Ladungen eines Angehörigen der Wehrmacht zu einem Ter- 
min, zu dem sein persönliches Erscheinen vorgeschrieben oder ange- 
ordnet ist, werden durch Ersuchen der Truppeneinheit oder der 
Dienststelle des Wehrmachtangehörigen ausgeführt. 

§ 2 (aufgehoben durch RGBl. 1943 I S. 52) 

Ist ein Schriftstück im Wege einer nach § 1 unzulässigen Zustellung 
in die Hände des Wehrmachtangehörigen gelangt, für den es bestimmt 
war, so ist die Zustellung als mit dem Zeitpunkt bewirkt anzusehen, in 
dem der Wehrmachtangehörige das Schriftstück erhalten hat. Das Ge- 
richt stellt in freier Würdigung des Sachverhalts fest, wann das 
Schriftstück in den Besitz des Wehrmachtangehörigen gelangt ist. 

§ 3 

Die Vorschriften der §§1,2 sind auf Zustellungen an Schiffsange- 
stellte der Kriegsmarine sinngemäß anzuwenden. Die Anwendung auf 
Zustellungen an andere im Einvernehmen mit dem Chef des Oberkom- 
mandos der Wehrmacht zu bestimmende Personengruppen bleibt vor- 
behalten. 

Diese Verordnung gilt auch für das Verfahren vor den deutschen 
Gerichten im Protektorat Böhmen und Mähren. 



X. Ermittlung der Feldpostanschriften von Angehörigen der Wehr- 
macht in Rechts- und Verwaltungssachen. AV. vom 31. XII. 1940 

(D.J. 1941 S.84) 

Die genaue Anschrift solcher Personen, die zur Zeit der Wehrmacht 
angehören, wird im allgemeinen schon durch Rückfrage bei Haus- 
genossen oder durch Auskunft der Polizei oder der bisherigen Arbeits- 
stelle zu ermitteln sein. Versagen diese Möglichkeiten, so kann die 
entsprechende Anfrage an das für den bisherigen Wohnsitz des Be- 
troffenen zuständige Wehrbezirkskommando gerichtet werden. Sind 
jedoch auch hier Angaben nicht zu erhalten, so ist zur Beschaffung 
solcher Auskünfte: 
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a) bei einem Angehörigen des Heeres : 

das Oberkommando des Heeres (Ch H Rüst u. BdE) AHA/Ag. H, 
Berlin W 35, Tirpitzufer 72 — 76, 

b) bei einem Angehörigen der Kriegsmarine: 

das Oberkommando der Kriegsmarine (Marine Wehramt/M Wehr 
II), Berlin W 35, Tirpitzufer 72 — 76, 

c) bei einem Angehörigen der Luftwaffe: 

der Reichsminister der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luft- 
waffe (L Wehr 1), Berlin W 8, Leipziger Straße 7, 

d) bei Wehrmachtangehörigen, deren Zugehörigkeit zu einem be- 
stimmten Wehrmachtteil nicht bekannt ist: 

das Oberkommando der Wehrmacht, Allgemeine Abteilung, Berlin 
W 35, ßendlerstraße 4, 

bereit. An diese Stellen sind Anfragen jedoch nur dann zu richten, 
wenn alle sonstigen Wege zur Feststellung des Verbleibs des Betrof- 
fenen ergebnislos geblieben sind. 

In diesen Ausnahmefällen erfolgen die Anfragen — ohne meine 
Vermittlung — in Strafsachen durch den Oberstaatsanwalt (General- 
staatsanwalt, Oberreichsanwalt), im übrigen durch den Vorstand der 
Behörde, der die jeweils mit der einzelnen Angelegenheit befaßte 
Dienststelle (Prozeßabteilung, Vollstreckungsabteilung, Gerichtskasse, 
Gerichtsvollzieher usw.) angehört. Nur in dringenden Fällen sind die 
mit der Einzelsache befaßten Dienststellen selbst zu derartigen An- 
fragen befugt. 

XI. Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere 
Rechtsangelegenheitcn in der Wehrmacht vom 24. IV. 1934 

(RGBl. I S. 335) ") 
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 

Für die im § 1 der Militärstrafgerichtsordnung (Reichsgesetzbl. 
1933 I S. 924) genannten Personen gelten im mobilen Verhält- 
nis (§ 7 des Einführungsgesetzes zur Militärstrafgerichtsordnung, 
Reichsgesetzbl. 1933 I S. 921) folgende besondere Bestimmungen: 

§ 1 

(1) Die im § 167 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. 

lö ) In der Fassung der dritten und vierten Ausf. und Erg. VO. vom 30. Sep- 
tember 1940 (RGBl. I S. 1327) und vom 27. August 1942 (RGBl. I S. 541). 
An Stelle des in den nachfolgend abgedruckten Vorschriften genannten 
Reichswehrministers oder Reichskriegsministers ist der Chef des Oberkom- 
mandos der Wehrmacht getreten (s. RGBl. 1938 I S. 111). 
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S. 771) den Amtsgerichten oder Notaren zugewiesenen Verrichtungen, 
die Aufnahme anderer Urkunden, einschließlich der vollstreckbaren 
Urkunden nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 der Zivilprozeßordnung, und die 
Entgegennahme eidesstattlicher Versicherungen stehen auch den 
richterlichen Militärjustizbeamten zu. 

(2) Unterschriften können auch durch, die militärischen Diszipli- 
narvorgesetzten, die vorgesetzten Beamten und die Urkundsbeamten 
der Geschäftsstellen der Militärgerichte beglaubigt werden; die Ur- 
kundsbeamten können dabei nicht durch andere Personen ersetzt oder 
vertreten werden. 

(3) Die Oberbefehlshaber der drei Wehrmachtteile und der Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht können jeder für seinen Bereich 
den Urkundsbeamten der Geschäftsstellen der Militärgerichte folgende 
Geschäfte zur selbständigen Wahrnehmung übertragen 18a ) : 

a) die Beurkundung der Anerkennung der Vaterschaft zu einem un- 
ehelichen Kinde nach seiner Geburt, der Zustimmung des gesetz- 
lichen Vertreters zu einer solchen Anerkennung sowie die Beur- 
kundung der Verpflichtung des ehelichen oder unehelichen Vaters 
zur Zahlung von Unterhaltsbeträgen in vollstreckbarer Form, 

b) den Vermerk über die Zeit der Vorlegung einer Privaturkunde 
nach Artikel 1 § 4 Abs. 2, 

c) die Entgegennahme von Beschwerden nach Artikel 1 § 10. 

§ 2 

(1) Für die Beurkundung von Rechtsgeschäften und die Beglau- 
bigung von Unterschriften oder Handzeichen nach § 1 gelten die §§ 168 
bis 183 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entsprechend. Die Gültigkeit einer Beglaubigung wird 
dadurch nicht berührt, daß der Beglaubigungsvermerk den Erforder- 
nissen des § 183 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die freiwüligeGerichts- 
barkeit nicht entspricht. 

(2) Für die Errichtung von Testamenten und den Abschluß von 
Erbverträgen nach § 1 gelten auch die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend. 

(3) An die Stelle des Urkundsbeamten der Geschäftstelle des 
Amtsgerichts tritt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Militär- 
gerichts. Wehrmachtangehörige können als Zeugen auch rrtft wirken, 
wenn sie minderjährig sind. 

§ 3 

(1) Eine letztvvillige Verfügung ist als Militärtestament gültig 
errichtet, 

Inzwischen geschehen; s. DJ. 1943 S. J38. 
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a) wenn der Erblasser sie eigenhändig geschrieben und unterschrieben 
hat, oder 

b) wenn der Erblasser sie eigenhändig unterschrieben hat und wenn 
sie außerdem von einem Offizier oder einem Militärbeamten im 
Offiziersrang als Zeugen oder von zwei sonstigen Zeugen unter- 
schrieben ist. 

(2) Enthält ein solches Testament eine Zeitangabe, so wird ver- 
mutet, daß sie richtig ist. 

(3) Ein Militärtestament ist als öffentliches Testament gültig 
errichtet, 

wenn über die mündliche Erklärung des Erblassers ein Offizier 
oder Militärbeamter im Offiziersrang unter Zuziehung entweder 
eines weiteren Offiziers oder Militärbeamten im Offiziersrang als 
Zeugen oder zweier sonstiger Zeugen eine schriftliche Verhandlung 
aufgenommen hat, die dem Erblasser vorgelesen, von ihm geneh- 
migt und vom Aufnehmenden und den Zeugen unterschrieben 
worden ist. 

(4) Ist ein Militärtestament während des mobilen Verhältnisses 
des Erblassers oder innerhalb von zwei Wochen nach dessen Ende 
eine Militärbehörde übergeben oder ist es in einem Feldnachlaß ge- 
funden, so wird vermutet, daß das Testament während des mobilen 
Verhältnisses errichtet ist. 

(5) Militärtestamente verlieren ihre Gültigkeit mit Ablauf eines 
Jahres nach dem Tage, mit dem für den Erblasser das mobile Verhält- 
nis aufgehört hat. Der Ablauf der Frist wird durch die Unfähigkeit 
des Erblassers zum Errichten einer anderen letztwilligen Verfügung 
und ferner dadurch gehemmt, daß nach dem Ende seines mobilen Ver- 
hältnisses ein solches für ihn wieder neu beginnt. 

(6) Kriegsgefangene und Geiseln können Militärtestamente auch 
errichten, solange sie sich in der Gewalt des Feindes befinden. Die 
Vorschriften der Abs. 1 bis 5 gelten entsprechend. 

§4 

(1) Zur Beglaubigung von Abschriften genügt ein unter die Ab- 
schrift zu setzender Vermerk des richterlichen Militärjustizbeamten 
oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Militärgerichts, der 
die Übereinstimmung mit der Hauptschrift bezeugt und erkennen läßt, 
ob diese eine Urschrift, eine einfache oder eine beglaubigte Abschrift 
oder eine Ausfertigung ist; Heglaubigungs- oder Ausfertigungsanga- 
ben sind in die beglaubigte Abschrift aufzunehmen. Soll lediglich ein 
Auszug aus einer Urkunde beglaubigt werden, so ist in die Abschrift 
außer den die Förmlichkeiten nachweisenden Teilen nur der Teil der 
Urkunde aufzunehmen, auf den sich der Auszug beziehen soll; er ist 

26 \ 1 i — 



im Beglaubigungsvermerk anzugeben, und es ist dabei zu bezeugen, 
daß über ihn keine weiteren Bestimmungen in der Urkunde enthalten 
sind. 

(2) Zur Sicherstellung der Zeit, zu der eine Privaturkunde aus- 
gestellt ist, genügt ein Vermerk des richterlichen Militär justizbeamten 
darüber, wann ihm die Urkunde vorgelegt worden ist. 

(3) Die Vermerke müssen den Tag der Ausstellung enthalten und 
mit der Unterschrift der beurkundenden Beamten versehen sein. Sie 
sollen Durchstreichungen, Änderungen, Einschaltungen, Radierungen 
oder andere Mängel einer Schrift angeben. 

Lebensbescheinigungen und sonstige einfache Zeugnisse können 
durch einen Vermerk des richterlichen Militärjustizbeamten erteilt 
werden. Der Vermerk muß die Unterschrift des beurkundenden Be- 
amten und den Tag der Ausstellung enthalten. 

§ 6 

Andere als die in den §§ 2 bis 5 genannten Urkunden sind in Form 
einer Niederschrift auf zunehmen, die den Beteiligten zur Genehmigung 
vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen ist. Die Niederschrift hat 
den Tag der Verhandlung sowie die Unterschrift der Beteiligten und 
des richterlichen Militärjustizbeamten zu enthalten. Kann ein Betei- 
ligter nicht unterschreiben, so ist dies unter der Niederschrift zu ver- 
merken. 

% . %7 ■ 

Urkunden der in den §§ 2 bis 6 genannten Art bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit keiner Ortsangabe; sie sollen jedoch die Dienststelle der 
Personen enthalten, die die beurkundete Erklärung abgegeben oder auf- 
genommen oder die die Urkunde errichtet haben. Das gleiche gilt für 
sonstige Urkunden, die im mobilen Verhältnis von einer militärischen 
Behörde oder einer der im § 1 der Militärstrafgerichtsordnung genann- 
ten Personen errichtet sind. 

§ 8 

Werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes errichtete oder auf- 
genommene Urkunden oder Vermerke einem Beteiligten in Urschrift 
ausgehändigt, so müssen sie mit dem Dienstsiegel oder Dienststempel 
versehen sein. 

§ 9 

■ 

Für die Beglaubigung von Unterschriften (§ 1) werden keine 
Stempelabgaben erhoben. 
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§ io 

Beschwerden nach § 27 des Reichsgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und nach § 78 der Grundbuch- 
ordnung können zur Niederschrift eines richterlichen Militärjustiz- 
beamten, eines militärischen Disziplinarvorgesetzten oder eines vor- 
gesetzten Beamten eingelegt werden. Bei sofortigen weiteren Be- 
schwerden wird die Notfrist durch fristgemäße Aufnahme dieser 
Niederschrift gewahrt. 

(1) Rechtshilfeersuchen können durch richterliche Militärjustiz- 
beamte oder im Rahmen ihrer Befugnisse durch Urkundsbeamte der 
Geschäftsstellen der Militärgerichte erledigt werden. 

(2) Ein Ersuchen darf nur abgelehnt werden, wenn die ersuchte 
Stelle unzuständig und die Abgabe an die zuständige Stelle untunlich 
ist oder wenn die vorzunehmende Handlung nach dem Recht der er- 
suchten Stelle unzulässig ist. 

(3) Die Kosten der Rechtshilfe werden der ersuchten Stelle nicht 
erstattet ,8b ). 

§ 12 

Beschwerden aus Anlaß von Verrichtungen nach §§ 1 und 1 1 dieses 
Gesetzes werden im Aufsichtsweg erledigt. 

§ 13 

Bei einem Todesfall hat der zunächstvorgesetzte Offizier oder Be- 
amte, soweit dies erforderlich ist, den Nachlaß vorläufig zu sichern. 

Artikel 2 

Die Vorschriften des Artikels 1 gelten auch außerhalb des mobilen 
Verhältnisses sinngemäß für Personen, die zur Besatzung eines in 
Dienst gestellten Schiffs oder sonstigen Fahrzeugs der Reichsmarine 
gehören oder in anderer Eigenschaft an Bord eines solchen Schiffs 
oder Fahrzeugs sind, solange sich dieses außerhalb eines inländischen 
Hafens befindet. 

Artikel 3 

Nach dem Tod einer der im § 1 der Militärstrafgerichtsordnung 
genannten Personen hat die Militärbehörde, der der Verstorbene an- 
gehört hat, unbeschadet der Zuständigkeit des Nachlaßgerichts, soweit 
dies erforderlich ist, die amtlichen Akten und sonstigen Sachen sicher- 
zustellen, die sich im Gewahrsam des Verstorbenen befanden und auf 
Grund des Dienstverhältnisses herauszugeben sind. War der Verstor- 
bene der einzige Beamte der Militärbehörde, so hat der Standortälteste 
diese Sachen sicherzustellen. 

Jö ») S. dazu DJ. 1943 S. 139 



Artikel 4 

Für Wehrmachtangehörige, deren Dienststelle sich im Ausland 
befindet und keinen Standort im Inland hat oder gehabt hat, kann der 
Reichspräsident auch in Friedenszeiten für Angelegenheiten der strei- 
tigen Gerichtsbarkeit einen Ort im Inland als Standort bestimmen. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am [. April 1934 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) das Gesetz, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere 
Rechtsangelegenheiten in Heer und Marine, vom 28. Mai 1901 
(Reichsgesetzbl. S. 185), 

b) die Verordnung des Bundesrats über die freiwilligeGerichtsbarkeit 
in Heer und Marine vom 14. Januar 191 5 (Reichsgesetzbl. S. 18), 

c) die Verordnung des Bundesrats über die freiwilligeGerichtsbarkeit 
und andere Rechtsangelegenheiten in Heer und Marine vom 8. März 
1917 (Reichsgesetzbl. S. 219), 

d) § 184 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 771), 

e ) § 38 des Wehrgesetzes vom 23. März 1921 (Reichsgesetzbl S. 329). 

(3) Der Reichswehl minister erläßt im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister der Justiz die zur Durchführung und Ergänzung dieses 
Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 



XII. Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere 
Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht vom '3. II. 1936 

XRGB1. 1 S. 99) 

Auf Grund des Artikels 5 Abs. 3 des Gesetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht 
vom 24. April 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 335) wird im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister der Justiz zur Durchführung und Ergänzung 
dieses Gesetzes folgendes verordnet: 

I, Liste 
§ 1 

Im mobilen Verhältnis führt jede mit einem richterlichen Militär- 
justizbeamten ausgestattete Dienststelle nach Anlage 1 eine Liste, in 

I9 ) In der Fassung der dritten und vierten Ausf. und Erg. VO. vom 30. Sep- 
tember 1940 (RGBl. I S. 1327) und vom 27. August 1942 (RGBl. I S. 541). 
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die die Rechtshandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit — nicht 
Beglaubigungen von Abschriften — der Reihe nach unter fortlaufen- 
den Nummern eingetragen werden. Die Listen erhalten am Schluß ein 
alphabetisches Namenverzeichnis, das auf die Nummern verweist. 

Die Liste führt unter Mitverantwortung des richterlichen Militär- 
justizbeamten der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Militär- 
gerichts oder der mit den Geschäften eines solchen Beauftragte. 

II. Testamente 

(1) Die über die Errichtung eines Testaments vor einem richter- 
lichen Militärjustizbeamten aufgenommene Niederschrift (Artikel i 
§§ i, 2 des Gesetzes) soll nebst ihren Anlagen, insbesondere im Fall 
der Errichtung des Testaments durch Ubergabe einer Schrift nebst 
dieser Schrift, von dem richterlichen Militärjustizbeamten in Gegen- 
wart der übrigen mitwirkenden Personen und des Erblassers in einem 
dauerhaften Umschlag durch das Gerichtssiegel verschlossen werden. 
Auf dem Umschlag ist Vor- und Zuname, Stand, Dienstgrad, Trup- 
pen- (Marine-) Teil, Geburtsort, Geburtstag und Wohnsitz des Erb- 
lassers anzugeben. Die Aufschrift hat der richterliche Militärjustiz- 
beamte zu unterschreiben. 

(2) Der nach Abs. 1 verschlossene Umschlag ist unverzüglich an 
den Reichskriegsminister zur besonderen amtlichen Verwahrung abzu- 
liefern. 

(3) Dem Erblasser soll über die Errichtung des Testaments eine 
Bescheinigung nach Anlage 2 erteilt werden. 

§ 4 

Die Niederschrift über die Errichtung eines öffentlichen Militär- 
testaments (Artikel 1 § 3 Abs. 3 des Gesetzes) soll von dem aufneh- 
menden Offizier oder Wehrmachtbeamten unverzüglich an einen 
richterlichen Militärjustizbeamten abgeliefert werden. Dieser bringt 
sie in einem mit dem Gerichtssiegel zu verschließenden Umschlag 
unter und verfährt im übrigen wie bei § 3. Auf dem Umschlag ist 
außerdem zu vermerken, daß er ein Militärtestament enthält. 

§ 5 

Ein eigenhändiges oder ein nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 des Gesetzes 
errichtetes Testament ist auf Verlangen des Erblassers von einem 
richterlichen Militärjustizbeamten entgegenzunehmen und unter An- 



wendung der Vorschriften des § 4 an den Reichskriegsminister zur 
besonderen amtlichen Verwahrung abzuliefern. 

(1) Der Reichskriegsminister führt eine Liste der von ihm ver- 
wahrten Testamente, in der die Militärtestamente besonders zu be- 
zeichnen sind. 

(2) Er hat dem Erblasser über das in seine Verwahrung genom- 
mene Testament einen Hinterlegungsschein zu erteilen. 

Die Annahme zur Verwahrung sowie die Herausgabe bewirkt der 
damit vom Reichskriegsminister Beauftragte. Die Verwahrung erfolgt 
unter seinem Verschluß. Er vollzieht bei der Buchführung die Ver- 
merke über die Annahme und die Herausgabe. Er unterschreibt den 
Hinterlegungsschein (§6 Abs. 2) und versieht ihn mit dem Dienstsiegel. 

§ 8 

In den Hinterlegungsschein über Militärtestamente ist folgender 
Vermerk aufzunehmen: 

Es wird darauf hingewiesen, daß ein Militärtestament seine Gültig- 
keit verliert mit Ablauf eines Jahres nach dem Tag, mit dem für 
den Erblasser das mobile Verhältnis aufgehört hat. Der Ablauf 
der Frist wird gehemmt durch die Unfähigkeit des Erblassers zum 
Errichten einer anderen letztwilligen Verfügung, ferner dadurch, 
daß nach dem Ende seines mobilen Verhältnisses ein solches für 
ihn neu beginnt. 

■ : ■■.■■:M-;v' h § 9 , 

Der Erblasser kann jederzeit die Verwahrung des Testaments bei 
einem Amtsgericht verlangen. Hat der Erblasser seinen Wohnsitz im 
Bezirk eines anderen Amtsgerichts, so hat das Amtsgericht, das das 
Testament in Verwahrung nimmt, diesem Gericht von der Verwahrung 
Nachricht zu geben. 

§ 10 

Die §§ 2256, 2272 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) finden 
Anwendung. Ein nach Artikel j § 3 Abs. 3 des Gesetzes errichtetes 
öffentliches Militärtestament steht den im § 2256 Abs. 1 BGB bezeich- 
neten Testamenten gleich. 

Nach dem Tode des Erblassers liefert der Reichskriegsminister 
das von ihm verwahrte Testament an das Nachlaßgericht ab (8 2250 
BGB). 
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III. E rb Verträge 

§ 12 

(1) Für Erbverträge gelten die Vorschriften unter IL §§ 3, 6, 7 
und 9 entsprechend. 

(2) Der Erbvertrag ist nicht nach IL § 3 zu behandeln, wenn die 
Parteien das Gegenteil verlangen. Das Gegenteil gilt im Zweifel als 
verlangt, wenn der Erbvertrag mit einem anderen Vertrag in der- 
selben Urkunde verbunden wird. Auf übereinstimmenden Antrag der 
Vertragschließenden ist der Erbvertrag aus der amtlichen Verwahrung 
des Reichskriegsministers herauszugeben und an das Militärgericht 
abzuliefern, das ihn beurkundet hat. Er verbleibt in dessen Verwahrung. 

lila. Vaterschaftsanerkenntnisse und 
Zahlungsversprechen 20 ) 

§ 12a 

. (1) Urkunden, in denen ein Wehrmachtangehöriger die Vater- 
schaft anerkennt oder in denen die etwa erforderliche Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters zu diesem Anerkenntnis beurkundet wird (§11 
Abs. 1 der Personenstandsverordnung der Wehrmacht vom 4. Novem- 
ber 1939, Reichsgesetzbl. I S. 2163), hat der richterliche Militär justiz- 
beamte dem Standesbeamten zu übersenden, in dessen Geburtenbuch 
die Geburt des Kindes beurkundet ist. Wenn die Geburt nicht in einem 
deutschen Geburtenbuch beurkundet ist, so ist die Urkunde dem Stan- 
desbeamten des Standesamts I in Berlin zu übersenden. In jedem 
Falle ist eine beglaubigte Abschrift dem zuständigen Vormundschafts- 
gericht zu übersenden. 

(2) Ein von dem Wehrmachtangehörigen abgegebenes Verspre- 
chen auf Zahlung von Unterhalt im Sinne des § 794 Abs. 1 Nr. 5 ,der 
Reichs-Zivilprozeßordnung ist in einer besonderen Verhandlung auf- 
zunehmen, die von dem Vaterschaftsanerkenntnis zu trennen ist. Die 
Urkunde über das Unterhaltszahlungsversprechen ist dem zuständigen 
Vormundschaftsgericht zur Verwahrung zu übersenden. 

(3) Andere Urkunden, die ein richterlicher Militärjustizbeamter 
gemäß § 794 Abs. 1 Nr. 5 der Reichs-Zivilprozeßordnung aufgenom- 
men hat, sind dem für den Wohnsitz des Schuldners zuständigen Amts- 
gericht in Verwahrung zu übersenden. Hat der Schuldner keinen in- 
ländischen Wohnsitz, so sind die Urkunden dem Amtsgericht zu über- 
senden, das für den letzten inländischen Aufenthaltsort des Schuldners 
vor der Einberufung zuständig ist. Das Amtsgericht hat dem Gläu- 
biger von dem Eingang der Urkunde Mitteilung zu machen. 

M ) S. dazu die unter Nr. XIII abgedruckte AV. vom 9. Dezember 1940. 
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(4) Die vollstreckbare Ausfertigung der Urkunden, die ein richter- 
licher Militärjustizbeamter oder ein Urkundsbeamter der Geschäfts- 
stelle des Militärgerichts gemäß § 794 Abs. 1 Nr. 5 der Reichs-Zivil- 
prozeßordnung aufgenommen hat, erteilt der Urkundsbeamte der Ge- 
schäftsstelle des Gerichts, das die Urkunde verwahrt. 

IV. Andere Beurkundungen 
§ i3 

Andere Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit werden 
der Zeitfolge nach zu Akten vereinigt, es sei denn, daß sie den Betei- 
ligten in Urschrift ausgehändigt oder auf ihren Wunsch anderen Be- 
hörden zugesandt werden. Die Aktenblätter erhalten fortlaufende 
Zahlen, jeder Aktenband ein Inhaltsverzeichnis. Der Urkundsbeamte 
verwaltet die Akten unter Aufsicht der richterlichen Militärjustiz- 
beamten. 

§ 14 

Die Ausfertigung einer Niederschrift kann nur von dem Militär- 
gericht erteilt werden, in dessen Verwahrung sich die Urschrift be- 
findet. Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle soll Ausfertigungen 
oder Abschriften nur auf Anordnung des richterlichen Militär justiz- 
beamten erteilen. 

§ iS 

(1) Die Ausfertigung soll Ort und Tag der Erteilung angeben, 
die Bezeichnung der Person enthalten, der sie erteilt wird, und mit 
dem Dienstsiegel oder Dienststempel versehen werden. 

(2) Auf der Urschrift soll vermerkt werden, wem und an wel- 
chem Tag Ausfertigungen erteilt worden sind. 

§ 16 

Soll eine Niederschrift auszugsweise ausgefertigt werden, so sind 
in die Ausfertigung außer solchen Teilen der Niederschrift, die die 
Beobachtung der Förmlichkeiten nachweisen, die Teile aufzunehmen, 
die den Gegenstand betreffen, auf den sich der Auszug beziehen soll. 
Im Ausfertigungsvermerk ist dieser Gegenstand anzugeben und zu 
bezeugen, daß weitere den Gegenstand betreffende Bestimmungen in 
der Niederschrift nicht enthalten sind. 

§ 17 

Anlagen der Niederschrift sind, soweit sie nicht einen Teil dieser 
selbst bilden, auf Antrag der Ausfertigung oder dem Auszug in beglau- 
bigter Abschrift beizufügen. 
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(1) Von den Niederschriften können, sofern nicht in der Urkunc 
oder durch eine besondere Erklärung gegenüber dem Militärgeric 

abweichend bestimmt ist, eine Ausfertigung fordern: 

a) diejenigen, die die Rechtshandlung im eigenen Namen vorgenom- 
men haben oder in deren Namen die beurkundete Rechtshandlung 
von anderen vorgenommen worden ist; 

b) die Rechtsnachfolger der unter a Bezeichneten. 

(2) Die im Abs. 1 Bezeichneten sind auch berechtigt, eine einfache 
er beglaubigte Abschrift zu verlangen und die Urschrift einzusehen. 

(3) Hat der eine Ausfertigung Fordernde, sein Rechtsvorgänger 
oder sein Rechtsnachfolger schon eine Ausfertigung erhalten, so ist 
die Erteilung einer weiteren Ausfertigung zu verweigern, wenn ihr 
rechtliche Bedenken entgegenstehen. 

V. Aufbewahren der Listen und Akten 

$} ■ ■ - ; -^MW^f' ■ 

Listen und Akten verwahrt die Dienststelle, die sie angelegt hat. 
Wird sie aufgelöst, so gehen sie auf die Dienststelle über, die ihre 
übrigen Akten zu übernehmen hat. Sie bleiben ebenso wie die Ver- 
fügung von Todes wegen von der Vernichtung ausgeschlossen. 

VI. Ersuchen um Rechtshilfe 

,§ 20 

Ersuchen um Rechtshilfe werden nur durch das Briefbuch nach- 
gewiesen. Sie werden mit den entstandenen Verhandlungen der er- 
suchenden Stelle zurückgesandt. 

VII. Nachlaßsicherung 

§ 21 

Enthält der Nachlaß eines im mobilen Verhältnis Verstorbenen 
eine Verfügung von Todes wegen, so kann der mit der Nachlaß- 
sicherung Befaßte einen richterlichen MtHtärjustizbeamten zum Ab- 
liefern an das Nachlaßgericht (§ 2259 BGB) ersuchen. 
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XIII. Verfügung des Reichs justizministers über die geschäftliche 
Behandlung von Urkunden, die von richterlichen Militärjustiz- 
beamten aufgenommen worden sind und den Gerichten zur 
Verwahrung tibersandt werden, vom 9. XII. 1940 

(DJ. S. 1428) 

Nach § 12a Abs. 2 der Ersten Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und 

andere Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht vom 3. 2. 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 99) in der Fassung der Verordnung vom 30. 9. 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1327) 21 ) sind Urkunden, in denen ein Wehr- 
mach tangehöriger vor einem richterlichen Militärjustizbeamten ein 
Versprechen auf Zahlung von Unterhalt im Sinne des § 794 Abs. 1 
Nr. 5 der Reichs-Zivilprozeßordnung abgegeben hat, dem zuständigen 
Vormundschaftsgericht zur Verwahrung zu übersenden. Andere Ur- 
kunden, die ein richterlicher Militär justizbeamter gemäß § 794 Abs. x 
Nr. 5 der Reichs-Zivilprozeßordnung aufgenommen hat, sind von dem 
Amtsgericht, das für den Wohnsitz des Schuldners bzw. für seinen 
letzten inländischen Aufenthaltsort vor der Einberufung zur Wehr- 
macht zuständig ist, zu verwahren (§ 12a Abs. 3 der genannten VO.). 

Uber die geschäftliche Behandlung dieser Urkunden bei den Ge- 
richten bestimme ich, daß die Urkunden über Unterhaltszahlungsver- 
sprechen zu den dazugehörigen Vormundschaftsakten zu nehmen, die 
sonstigen Urkunden aber zu Sammelakten zu vereinigen sind. Die 
Aufbewahrungsdauer für die Urkunden beträgt 30 Jahre; bei den zu 
den Vormundschaftsakten genommenen Urkunden ist zu beachten, daß 
sie auch nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist gemäß II B 5 der AV. 
vom 26.4. 1937 (Dt. Just. S. 643) — GGZ. Nr. 127 — und IV 4 der AV. 
vom 30. 3. 1939 (Dt. Just. S. 608) nicht vernichtet werden dürfen. 



XIV. Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere 
Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht vom 13- IX. 1939 

(RGBl. IS 1823) 

Auf Grund des Artikels 5 Abs. 3 des Gesetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht 
vom 24. April 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 335) wird im Einvernehmen 

M ) Abgedruckt unter Nr. XII. 

■ 



mit dem Reichsminister der Justiz zur Durchführung und Ergänzung 
dieses Gesetzes folgendes verordnet: 

Artikel i des Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und 
andere Rechtsangelegenheiten in der Wehrmacht vom 24. April 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 335) gilt für alle in deutscher Gewalt befindlichen 
Gefangenen, die einer fremden Wehrmacht angehören oder wie Ange- 
hörige dieser Wehrmacht zu betrachten sind. 



- 



Nachtrag 

(Ergänzungen auf den neuesten Stand) 

■ BB 

I. Unterbrechung des Verfahrens 

Wegen der Unterbrechung eines Unterhaltsprozesses 
gegen einen Wehrmachtangehörigen (s. S. 89) sei noch auf eine Ent- 
scheidung des LG. Münster vom 10. Februar 1943 (DJ. S. 190) hin- 
gewiesen, der der Fall zugrundelag., daß der Beklagte nach Erlaß 
eines Beweisbeschlusses auf Blutgruppenuntersuchung in Kriegs- 
gefangenschaft geraten war. Das LG. hat hier die Beschwerde 
des Kl. gegen den Aussetzungsbeschluß des Amtsgerichts als unbe- 
gründet zurückgewiesen. In übrigen s. wegen der Frage der Durch- 
führung von Unterhaitsprozessen gegen Wehrmachtangehörige Hell- 
bach in DRW. 1940 S. 1224 = DRM. 1940 S. 191 und Schulte- 
Langforth in D Jugendhilfe Bd XXXI S. 240, ferner in DR. 1943 
S. 26, ferner das KG. am 7. Oktober 1942 (DR. 1943 S. 41). 

II. Neue Vorschriften für die Berufung 

Das Verfahren der Berufung gegen ein Urteil des ersten Rechts- 
zugs ist durch § 4 der Verordnung zur weiteren Vereinfachung der 
bürgerlichen Rechtspflege vom 12. Januar 1943 (Vierte Verein- 
fachungsverordnung: RGBl. I S. 7) wesentlich geändert worden. 
Bisher waren außer der eigentlichen Berufungsfrist, innerhalb der die 
Berufung einzulegen war, noch die Frist zur Begründung der 
Berufung und die Frist zum Nachweis der Zahlungder Prozeß- 
gebühr (s. S. 147) zu beachten. Die letztgenannte Frist ist ganz ge- 
fallen (wodurch sich an der Zahlungspflicht selbst natürlich nichts 
geändert hat; s. dazu aber S. 147). Der — bestehen gebliebenen — 
Berufungs begründungs pf licht ist jetzt bereits innerhalb der 
— einmonatigen — Frist zur Einlegung der Berufung zu genü- 
gen. Es erhebt sich daher für einen Wehrmachtangehörigen, der Be- 
rufung gegen ein Urteil einlegen will, die Frage, wie er sich vor dem 
Verlust des Rechtsmittels der Berufung schützen kann, 
wenn es nicht möglich erscheint, die Berufungsbegründung innerhalb 
der (u. U. für ihn recht kurzen) Frist von einem Monat abzugeben. 
Mit dieser Frage befaßt sich insbesondere Roth in DR. 1943 S. 180. 
Er kommt dort zu dem wohl richtigen Ergebnis, daß diesfalls nur ein 
Antrag auf Unterbrechung — richtiger Aussetzung — des 
Verfahrens gemäß den auf S. 89 gemachten Ausführungen in Frage 
kommt (s. auch S. 91 ff.) oder die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand nach allgemeinen Vorschriften (§ 233 ZPO.). Der Ausetzungs- 

* 
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antrag kann nach Ansicht von Roth nach Erlaß des Urteils auch 
zwischen den Instanzen beim Prozeßgericht des ersten Rechtszugs 
angebracht werden. Teilweise scheinen die Gerichte allerdings den 
Standpunkt zu vertreten, daß mit dem Erlaß des Urteils das Ver- 
fahren im ersten Rechtszug abgeschlossen sei, sodaß die Aussetzung 
nur noch durch das Rechtsmittelgericht angeordnet werden könne. 
Diesfalls wäre die Zweifelsfrage im Beschwerdeweg (s. S. 90) zu 
klären. 

III. Landbewirtschaftungsrecht 

Zur Sicherung der Volksernährung ist die Gesetzgebung zur 
Sicherung der Landbewirtschaftung geschaffen worden, 
die derzeit in der Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur 
Sicherung der Landbewirtschaftung vom 20. Januar 1943 (RGBl. I 
S. 35") geregelt ist. Darnach kann das Gericht auf entsprechenden 
Antrag des zuständigen Bauernführers bei schlechter und ordnungs- 
widriger Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Grundstücke durch 
den Nutzungsberechtigten eine Aufforderung an ihn zu besserer Wirt- 
schaftsführung erlassen, ferner eine Wirtschaftsüberwachung oder 
eine treuhänderische Verwaltung oder eine Zwangsverpachtung des 
landwirtschaftlichen Grundbesitzes anordnen. Bewirtschaftet der 
Eigentümer den Betrieb oder das Grundstück anhaltend in einer 
Weise, die sich als eine verantwortungslose Mißwirtschaft darstellt, 
und ist eine ordnungsmäßige Bewirtschaftung in seiner Hand nicht 
mehr zu erwarten, so kann das Gericht sogar die Zwangsver- 
steigerung des Betriebs oder Grundstücks anordnen (§ 28 VO.). 

Was die zuletzt erwähnte schärfste Maßnahme anbelangt, so ist 
aber ausdrücklich bestimmt, daß der entsprechende Antrag — zu- 
ständig zur Antragstellung ist der Reichsbauernführer — nicht ge- 
stellt werden darf, wenn der Eigentümer Wehrmachtange- 
hörig e r ist oder wegen der Kriegsverhältnisse zu ständigen Dienst- 
leistungen außerhalb des Betriebs oder Grundstücks herangezogen 
wird. Auch im übrigen wird im Falle der Notwendigkeit des Vor- 
gehens gegen einen bei der Wehrmacht befindlichen Nutzungsberech- 
tigten notleidender landwirtschaftlicher Grundstücke in erster Linie 
zu versuchen sein, mit Hilfe der Nachbarschaftshilfe oder 
Hofpatenschaft, (s. hierüber insbesondere Recht des Reichs- 
nährstands 1943 S. 135) etwaige Mängel in der Bewirtschaftung ab- 
zustellen. Eine Maßnahme auf Grund der Landbewirtschaftungs- 
gesetzgebung wird hier im allgemeinen nur dann in Frage kommen, 
wenn der Wehrmachtangehörige oder seine Angehörigen die ange- 
botene Nachbarschaftshilfe (Hofpatenschaft) abgelehnt oder 
hintertrieben haben. 
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IV. Grundstückverkehrsrecht 

Der Verkehr mit landwirtschaftlichen Grundstücken ist 
durch den Führererlaß vom 28. Juli 1942 (RGBl. I S. 481; s. auch 
RGBl. 1943 S. 144} wesentlich eingeschränkt worden. Nach 
diesem Erlaß soll auch ein unter normalen Verhältnissen unbedenk- 
licher Eigentums- oder Besitzwechsel möglichst bis nach Beendigung 
des Krieges zurückgestellt werden, weil sonst Kriegsteilnehmer, 
die ihre Interessen in der Heimat nicht selbst wahrnehmen können, 
benachteiligt werden. Das nähere hierüber ergibt sich aus dem 
Buche des Verfassers „Landwirtschaftlicher Grundbesitz, Gesamt- 
darstellung der reichsrechtlichen Vorschriften über Veräußerungs- 
beschränkungen" S. 191 ff. und S. 311 ff. (Verlag August Lutzeyer). 

V. Kostenerleichterungen 

Nach den auf S. 149 gemachten Ausführungen kommt bei Er- 
richtung eines Ehe- und Erbvertrags durch einen Wehr- 
machtangehörigen eine Gebührenvergünstigung nicht in Betracht. 
Dazu ist in einem Erlaß des Reichs justizministers vom 9. Januar 
1943 folgendes festgestellt: 

„Von einer Gebührenbefreiung für Eheverträge sowie Ehe- und 
Erbverträge, die von Wehrmachtangehörigen oder sonst Einberufenen 
abgeschlossen werden, glaube ich absehen zu sollen. Die in der VO. 
vom 4. Oktober 1939 gewährte Gebührenfreiheit für Testamente 
eines Einberufenen ist begründet, weil zu vermuten ist, daß die Ein- 
berufung den Anlaß für die Errichtung der letztwilligen Verfügung 
gegeben hat. Beim Abschluß eines Ehevertrags ist aber in der Regel 
kein Zusamenhang mit der Einberufung erkennbar. Man wird viel- 
mehr davon ausgehen müssen, daß der Ehevertrag auch ohne die Ein- 
berufung des Mannes geschlossen worden wäre. Dagegen wird auch 
nicht die Tatsache sprechen, daß in Verbindung mit dem Ehevertrag 
Verfügungen von Todes wegen getroffen werden, weil dies auch in 
Friedenszeiten zu geschehen pflegt. Wenn aber in Einzelfall der be- 
urkundende Beamte die Überzeugung gewinnt, daß den Parteien die 
erbrechtliche Regelung des Wesentliche ist und der Ehe- und Erb- 
vertrag daher gerade wegen der Einberufung des Ehemanns abge- 
schlossen worden ist, habe ich keine Bedenken dagegen zu erheben, 
daß den Parteien ein Antrag auf Erlaß der Kosten (§ 2 der Verord- 
nung vom 20. März 1935; RGBl. I S. 406) anheimgegeben wird." 
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Fahrnispfändung, Vollstreckungs- 
schutz 57 
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Unterschriftsbeglaubigung von Wehr- 
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VI. Weitere Kriegsmaßnahmen 



Nach Drucklegung dieses Buches sind am 12. Mai 1943 (RGBl. I 
S. 290 ff.) die Verordnung über Kriegsmaßnahmen auf dem Gebiete 
der bürgerlichen Rechtspflege (Kriegsmaßnahmenverordnung), die 
Verordnung über das Beschwerdeverfahren in Angelegenheiten der 
freiwilligen (außerstreitigen) Gerichtsbarkeit (Kriegs-Beschwerde- 
verordnung) und eine Durchführungsverordnung zu diesen beiden 
Verordnungen ergangen. Wenn diese Verordnungen auch keine un- 
mittelbaren weiteren Schutzvorschriften für Wehrmachtangehörige 
enthalten, soll hier auf ihren Inhalt gleichwohl kurz eingegangen 
werden, da er teilweise doch in Zusammenhang mit den in diesem 
Buche behandelten Vorschriften steht. 

1. Die Gerichte haben nunmehr die Bearbeitung bürger- 
licher Rechtssachen allgemein zurückzustellen, soweit 
deren Erledigung während des Krieges nicht dringlich ist 
(§ 1 Kriegsmaßnahmen VO., §§ 1, 2 und 7 DVO. hiezu). Auf Grund 
dieser Vorschrift kann auch ein Rechtsstreit gegen einen Wehrmacht- 
angehörigen, der nach den oben S. 81 gemachten Ausführungen nicht 
der Einstellung auf Grund der für Wehrmachtangehörige geltenden 
besonderen Vorschriften verfallen ist, zurückgestellt werden, wenn 
seine Erledigung während des Krieges nicht dringlich ist. Die Zu- 
rückstellung einer bürgerlichen Rechtsstreitigkeit hat dieselbe Wir- 
kung wie die Aussetzung des Verfahrens (s. oben S. 90, 85). Sie 
dauert solange, bis das Gericht auf Antrag oder von Amtswegen die 
Aufnahme des Verfahrens anordnet. Der ergehende Gerichtsbeschluß 
ist in jedem Falle unanfechtbar. Unbeschadet der Zurückstellung ist 
die Klage in jedem Falle zuzustellen, jedoch kann hiebei die Termins- 
bestimmung vorbehalten bleiben. Im Mahnverfahren ist über die Zu- 
rückstellung nicht eher zu entscheiden, als bis die Sache zur Termins- 
bestimmung vorliegt, d. h. wenn Widerspruch gegen den Zahlungs- 
befehl oder Einspruch gegen den Vollstreckungsbefehl erhoben ist. 
Auch im Zwangsvollstreckungs verfahren ist die Zurückstellung zu- 
lässig, hier erfolgt sie in der Form der einstweiligen Einstellung. 

Als kriegsdringlich können im allgemeinen nur solche 
Rechtssachen angesehen werden, die von unmittelbarer Bedeutung 
für den Kriegseinsatz, insbesondere für die Rüstungs- und Er- 
nährungswirtschaft sind, oder die für die Beteiligten von daseins- 
wichtiger Bedeutung sind oder deren Durchführung geboten ist, um 
die Beteiligten vor schweren, auch unter den Kriegsverhältnissen 
unzumutbaren Nachteilen zu bewahren. Alle anderen Sachen sind im 
allgemeinen nicht kriegsdringlich, vor allem dann nicht, wenn ihre 
Durchführung mit erheblichem Aufwand, insbesondere mit der In- 



anspruchnahme von Zeugen, Sachverständigen usw. verbunden ist 
(s. Staud in Deutsche Justiz 1943 S. 273). 

2. Über Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Amts- 
gerichte entscheiden seit 1 . Juni 1943 in bürgerlichen Rechtssachen 
die Oberlandesgerichte, also nicht mehr, wie bisher, die 
Landgerichte. Dies gilt für Berufungen wie für Beschwerden (§§ 22 ff. 
KriegsmaßnahmenVO., § 4 DVO. hiezu und § 2 Kriegs-Beschwerde- 
VO.). Das Gericht, dessen Verfügung mit einer Beschwerde ange- 
fochten wird, kann der Beschwerde abhelfen (§ 3 Kriegs-Beschwerde- 
VO.). S. im einzelnen den Aufsatz von Hesse in DJ. 1943 S. 275. 

Die Berufungsfrist gegen ein Urteil des ersten Rechtszugs 
wird jetzt nur noch durch Zustellung des in vollständiger 
Form abgefaßten Urteils in Gang gesetzt (§4 DVO.). Die Zustellung 
einer abgekürzten Urteilsausfertigung hat jetzt nur noch Bedeutung 
für die Zwangsvollstreckung. 

3. Zustellungen durch die Post können seit 1. Juni 1943 in 
der Weise bewirkt werden, daß der Gerichtsvollzieher oder die Ge- 
schäftsstelle das zu übergebende Schriftstück unter der Anschrift 
des Empfängers zur Post gibt. Einer Beurkundung durch den 
Postbediensteten bedarf es nicht mehr. Diese wesentliche Verein- 
fachung gilt allerdings nicht für die Aufgabe einer Sendung, bei 
welcher der Empfänger mittels einer Feldpostnummer bezeichnet ist. 
Für diesen Fall ist es bei den oben S. 96 behandelten Vorschriften 
verblieben. Das Nähere über die Vereinfachung der Zustellung ergibt 
sich aus § 5 KriegsmaßnahmenVO., §§ 5, 6 und 12 DVO. hiezu, aus 
der AV. des RJM. über Zustellungen durch die Post vom 24. Mai 
1943 (DJ- S. 284) und aus der AV. des RJM. über Verfahren der 
Gerichtsvollzieher bei Zustellungen durch die Post vom 22. Mai 1943 
(DJ. S. 285). Vgl. auch § 9 der Verordnung über Kriegsverein- 
fachungen im Erbhofverfahren vom 29. Mai 1943 (RGBl. I S. 337) 
und die Ausführungen von Staud in DJ. 1943 S. 274. 

4. Aus den in den genannten Verordnungen enthaltenen neuen 
Kriegsmaßnahmen auf dem Gebiete des Kosten rechts (s. dar- 
über den Aufsatz von Hornig in DJ. 1943 S. 277) ist hervorzuheben, 
daß in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ein Kosten- 
vorschuß nur noch zu erheben ist oder die Amtshandlung von der 
Zahlung oder Sicherstellung eines Kostenvorschusses nur dann ab- 
hängig zu machen ist, wenn es das Gericht im Einzelfalle anordnet 
(§ 14 DVO. z. KriegsmaßnahmenVO.)- Diese Vorschrift geht weiter 
als die oben S. 151 behandelte Vorschrift; sie gilt allerdings nicht 
für die Zwangsvollstreckung in Grundstücke, in welchem Falle es -bei 
der Vorschußerhebung nach § 133 Kostenordnung verblieben ist. 
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Das neue großdeutsche Eherecht 

in Frage und Antwort. Von Verwaltungsinspector Gerhard 
Gössel (Zivilrecht, Heft 1). 72 S., Din A 5, brosch. RM. 2.20 

Aus dem Inhalt: Verlöbnis, Ehefähigkeit, Eheverbote, Auf- 
gebot, Eheschließung, Güterrecht, Nichtigkeit der Ehe, Auf- 
lösung der Ehe, Wiederverheiratung, Scheidung, Auflösung 
durch Tod, Ehestandsdarlehen. 



Wahrheits- und Aufklärungspflicht im Zivilprozeß 

von Professor Dr. Friedrich Lent (Jurist, Praktikerbibliothek, 
Heft 6) 1942. 87 S., Din A5, kart. RM. 3.20 

Der Verfasser weist neue Wege für die Zivilprozeßordnung; er 
erstrebt die Arbeitsgemeinschaft zwischen Richter und Parteien. 
Viele Prozesse könnten vermieden werden, wenn dies Buch 
seinen volkserzieherischen Dienst tun kann. 

Schuldnerschutz im Kriege 

(Reichsverteidigung, Sonderband 5) von Amtsgerichtsrat Hans 
Burghard v. Lüpke. 116 S., Din A5, kart. RM. 4.80 

„Dieses handliche Buch enthält eine Zusammenfassung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die während des Krieges zum 
Schutz des Schuldners erlassen sind nebst Erläuterungen hier- 
zu. Das Buch wird in weitesten Kreisen ein sehr erwünschter 
Ratgeber sein." 

' „Deutsche Kriegsopferversorgung", 19H, Nr, 7. 



Das Kriegsstrafrecht 
und Kriegsstrafverfahren 

mit Erläuterungen und Durchführungsbestimmungen (Reichs- 
verteidigung, Sonderband 2) von Staatsanwalt Dr. Karl-Heinz 
Nüse. 128 S., Din A 5, kart. RM. 3.80 

Aus dem Inhalt: Verordnung über außerordentliche Rundfunk- 
maßnahmen, Kriegswirtschaftsverordnung, Verordnungen ge- 
gen Volksschädlinge, zum Schutz gegen jugendliche Ver- 
brecher, Maßnahmen auf dem Gebiet der Gerichtsverfassung 
und des Strafverfahrensrechts, Gnadenerlasse für Wehrmacht 
und Zivilbevölkerung. 
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Gesetz über die Errichtung von Testamenten 
und Erbverträgen vom 31. 7. 38 

(Reichsverteidigung, Sonderband 4). Von Landgerichtsrat Dr. 
Walter Martin Fraeb. 144 S., Din A 5,' kart. RM. 4.80 

„Der Zweckbestimmung des Buches entsprechend, das den ins 
Feld rückenden Soldaten die Errichtung ihres letzten Willens 
erleichtern soll, ist der Verfasser bemüht, die einzelnen Be- 
stimmungen des Gesetzes durch seine Erläuterungen dem Ver- 
ständnis des juristisch nicht geschulten Volksgenossen näher- 
zubringen." 

„Deutsche Freiwillige Gerichtsbarkeit 1941, Heft 2." 

Arbeitsrecht der Heimarbeit 

(Arbeitsrecht Heft 2) von Dr. W. Richter. 104 S., kl. 8°, kart. 
RM. 2.40 

Das Büchlein gibt in gedrungener Form .einen erschöpfenden 
Uberblick über alle Rechtsfragen der Heimarbeit, speziell noch 
über die Erfassung der Heimarbeit, den Arbeitszeitschutz der 
Heimarbeit, den Gefahrenschutz und den Entgeltschutz. Ein 
Stichwortverzeichnis ermöglicht das Auffinden aller einzelnen 
Rechtsbestimmungen. 

„Mitteilungen der Wirtschaf tsgruppc Textilindustrie", 25. 10. 1041. 



Die Verordnung gegen Volksschädlinge. 

Das Verbrechen bei Fliegergefahr und die Ausnutzung des 
Kriegszustandes von Staatsanwalt Dr. Hans Mittelbach. (Juri- 
stische Praktikerbibliothek, Heft 4) 68 S., Din A 5, kart. RM. 2.50 

§ i der Kriegswirtschaftsverordnung vom 4- Sept. 1939 

mit Erläuterungen von Staatsanwalt Dr. Hans Mittelbach. (Ju- 
ristische Praktikerbibliothek, Heft 5) 68 S-, Din A5, kart. 
RM. 2.60 

Die beiden Schriften des den Lesern des DR wohlbekannten 
Verfassers sind der Praxis gewiß schon jetzt treffliche Berater 
und werden es weiter bleiben. Aber nicht nur die Praxis, auch 
wer sich theoretisch mit den beiden Verordnungen befaßt, findet 
bei dem Verfasser reiche Anregung und die zur Herstellung 
einer Zusammenschau nötigen Einzelheiten . . . 

„Deutsches Recht", 1942, Heft 28/29, Professor Dr. Kohlrausch, Berlin. 
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